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Freiheitsstrafen und siehernde Massnahmen im Vorentwurfe 
zum deutschen Strafgesetzbuche. 


Von Direktor Dr. Gennat. 


Unser künftiges Strafgesetzbuch ist seit mehr als drei 


 Vierteljahren im Vorentwurfe veröffentlicht und hat nach 


Form und Inhalt überwiegend günstige Beurteiluug erfahren. 
Die Literatur beschäftigt sich eifrig mit ihm und ich habe 
alsbald nach dem Erscheinen in der Konferenz der Ober- 
beamten eingehende Vorträge gehalten, auch auf Verlangen 


‚der Behörde bereits berichten müssen, welche baulichen 


Veränderungen etwa notwendig seien, wenn die Vorschläge 
zum Gesetze erhoben würden. Der besondere Wunsch, 


dass ich die Begutachtung der für uns Strafvollzugsbeamte. 
wichtigsten Bestimmungen übernehmen möge, traf mich 


daher nicht unvorbereitet und reizte mich um so mehr, 


als ich manches, wenngleich nicht überall im ganzen Um- 


fange, berücksichtigt finde, wofür ich — stellenweise als 


- Erster- — mit Wort und Schrift eingetreten bin. 


Was der Vorentwurf bietet, ist aber so reichhaltig und 
zum guten Teile so neu, dass die Ausführungen wegen 


knapp bemessener Zeit und wegen des engen Rahmens 


eines Gutachtens sich nur. in grossen Zügen bewegen 


können und auf umfassende Begründung und Feinheiten 


“der Kleinarbeit verzichten müssen. 


Die Niederschrift war um die Mitte des Augustes 
fertig. Ich bin nicht Mitglied des Juristentages, kenne 
. die Vorarbeiten zu seiner “diesjährigen Tagung nicht und 
lese die Anträge von Staffs und Goldschmidts _ 
bei Durchsicht der Reinschrift erst heute, am 13. September, 


in der Zeitung. Die vielfache — im Punkte de pro- 
 sressiven Strafvollzuges geradezu merkwürdige — Ueber- 


 einstimmung meiner Ausführungen mit den Forderungen 


namentlich Goldschmidts ist daher zufällig, mir aber um 
so lieber, als ich eben unabhängig von jenen Gelehrten 


* zu meinen Ergebnissen gekommen bin. 


Ay - 


Der Vorentwurf unterscheidet Strafen und sichernde 


Massnahmen. Birckmeyer weist darauf hin, dass letztere 
an sich nicht in ein Strafgesetzbuch gchören. Das mag 
formal richtig sein, Kommt aber einer Haarspalterei gleich, 


Denn die sichernden Massnahmen sollen zwar vorbeugen, 


aber doch nicht im Sinne dessen, was man Verbrechens- 


prophylaxe nennt. Diese setzt vor, die sichernde Mass- 


nahme nach dem Verbrechen ein, jene will das Ver- 


brechen, diese de Wiederholung des Verbrechens 


verhüten. Die Wirkung soll aber auch die Strafe äussern. 


Eine Strafe, die es nicht als ihre Aufgabe ansieht, von der 


Begehung neuer Straftaten abzuhalten, ist nicht bloss 
zwecklos, sondern auch sinnwidrig und steht im Wider- 


spruche mit sich selbst. Das gilt, gleichviel, worin man 


den Grund der Strafe erblickt. So trifft die Vergeltung 


das Vergangene, indem sie gleichzeitig den Blick auf und 


in. die Zukunft richtet.) Frank drückt das einmal so aus: 


Der Inhalt der Strafe ist Vergeltung, der Zweck Re 


‚der menschlichen Gesellschaft. 


Birekmeyers Bedenken schlägt aber nach einer anderen 
Richtung hin ‘durch. Er bemängelt nämlich zu gleicher 


Zeit mit Recht, dass der Vorentwurf Strafe und sichernde 


Massnahmen vermische, indem er zum Teile diese an die 


Stelle jener treten lasse. Es geschieht das in $S 42 Abs. 1. 


Die Bestimmung kann daher so nicht stehen bleiben.?) Für 


mich ergibt sich freilich noch der andere Schluss, dass es 


sich in Wahrheit nicht um eine sichernde Massnahme, 


sondern um das, was das Arbeitshaus in. geschichtlicher 


") Damit steht Auscheinana im Widerspruche, was ich in Bd. Pre 


S. 420 bis 421 dieser Zeitschrift ausgeführt habe. Dort handelt es 
sich aber um Bekämpfung derjenigen, die die Strafe ausschliess- 


lich aus der vorauszusetzenden Wirkung auf das spätere Verhalten - 


des Verbrechers rechtfertigen wollen. Dazu habe ich mich in scharfen - | 


Gegensatz gestellt, gebe aber zu, dabei im Ausdrucke etwas vorbei 


—eesoriffen zu haben, und schränke das Gesagte insoweit ein, 


°) Um so weniger, als nach $ 310 im Falle des $ 305 Ziff. 4 A 
statt des an die Stelle der Strafe tretenden Arbeitshauses sogar auf 
Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt und selbst 


in ein Asyl erkannt werden kann. S 362 Abs. 3 Satz 2 Str.G.B, liegt 


anders, weil dort die Strafe (Hauptstrafe) verbüsst sein muss, ehe das 
Arbeitshaus oder an dessen Stelle die Erziehungsanstalt usw. eintreten 5 
kann, während nach dem Vorentwurfe eine "Strafverbüssung nieht’ 4 


statthaben soll. 
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Entwickelung geworden ist, eine Strafe, handelt. Die Be- 
gründung erkennt an, dass sie von der Mehrzahl der Ge- 


lehrten als solche angesehen werde, und bringt wenig 
Stichhaltiges für den Versuch vor, sie auf den Standpunkt 


einer lediglich polizeilichen Massregel zurückzuschrauben. 
Von alledem später mehr. 


- Der Ueberschrift nach müsste man annehmen, die 
sichernden Massnahmen seien in Abschnitt 2 des allge- 
meinen Teiles erschöpfend behandelt. Das ist aber nicht 
der Fall. Es gehört zu ihnen beispielsweise die Ueber- 
weisung zur staatlich überwachten Erziehung neben der 
Freiheitsstrafe. Nach $ 69 Abs. 2 kann aber auch auf sie 
an Stelle der Freiheitsstrafe erkannt werden. Ich halte 
von einer Zwangserziehung neben der Freiheitsstrafe nichts, 
sondern vertrete den Standpunkt: Freiheitsstrafe oder 
Zwangserziehung und ziehe, ‚so lange es angeht, diese 
jener vor. Sie ist im obigen Falle keine sichernde Mass- 
nahme, sondern eine selbständige Massregel, die sich zwar 
ausserhalb des allgemeinen Schemas bewegt, aber in den 


Rahmen des Jugendstrafrechtes recht wohl passt. Ich 


würde die Stelle so fassen, dass das Gericht auf Strafe 
oder staatlich überwachte Erziehung, auf letztere nament- 
lich dann erkennen kann, wenn die Tat hauptsächlich usw. 


Der Vorentwurf geht ‘aber ‘noch weiter, indem .er 


umgekehrt erlaubt, aus Freiheitsstrafen Erziehungs-, Heil- 
oder Pflegemassregeln zu machen. ($ 70 Abs. 2). Zur 


Verbüssung von Freiheitsstrafen sind die Gefängnisse da. 


In den Erziehungs- usw.-Anstalten wird die Freiheitsstrafe 
‚als solche nicht vollzogen werden, sie änderten denn ihre 


Eigenart, Die Zuweisung der verurteilten Jugendlichen 
an sie bedeutet sachlich nichts anderes als eine gewollte 


_ Abschwächung der Gefängnis- oder Haftstrafe. Die ver- 


sleichsweise Heranziehung des $ 493 St.P.O. würde, was 


keiner Ausführung bedarf, auf beiden Füssen hinken. 


870 Abs. 2 ist demgemäss zu streichen, zumal durch Abs. 1 


genügend vorgesorgt ist. 
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Der Vorentwurf hält an der Dreiteilung der strafbaren 


Handlung in Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
fest. Ob das notwendig, richtig und zweckmässig ist, mag, 


als den Strafvollzugsbeamten nicht unmittelbar berührend, 
auf sich beruhen. Die Einteilung ist geschichtlich gegeben, 
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deshalb aber noch nicht dogmatisch und systematisch bar 
sründet.: Man kann sehr wohl der Ansicht sein und ich 


bin dieser Ansicht, dass es sich bei den Uebertretungen 


nicht um eine besondere Art von Straftaten handelt, son- 
dern dass sie sich nur durch den geringen Grad ihrer 
subjektiven Gefährlichkeit abheben, während die objektive 
erheblich sein kann. Das geltende Str.G.B. kennt für se 
Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder Haft bis zu sechs Wochen, 
der Vorentwurf Geldstrafe bis zu 300 Mk. oder Haft oder 
Gefängnis bis zu drei Monaten. Die Androhung des Ge- 
fängnisses beweist, dass eine artliche Verschiedenheit 
nicht in Frage steht.)), Auch der Denkfehler, dass eine 
strafbare Handlung, weil so oder so bedroht, Verbrechen 
Vergehen öder Uebertretung ist, statt dass sie, weil sie 
das eine oder das andere darstellt, so oder so bedroht wird, 


mag auf sich beruhen. 


Der Vorentwurf unterscheidet sich vom geltenden 


Rechte dadurch, dass er 
I. die. Zahl der Freiheitsstrafen durch Ausscheidung 


der Festungshaft und der geschärften Haft von fünf 


auf drei herabsetzt, 
Il. sich um eine schärfere Differenzierung bemüht, 


III. Verschärfungen der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe Bi 


vorsieht. 
IE 3. 

a. In $ 85 kehrt in erweiterter Fassung die Be- 
stimmung des $ 20 Str.G.B. wieder, dass, wo die Wahl 


zwischen Zuchthaus und anderen Freiheitsstrafen nach- 


gelassen ist, auf jenes nur erkannt werden darf, wenn die 


Tat aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. Daraus 
folgt einmal, dass, wo die Wahlfreiheit nicht besteht, über 
den Charakter der Tat nichts gesagt wird, sondern andere = 
 Erwägungsgründe für die Androhung des Zuchthauses 


masseebend gewesen sein können, zweitens, dass die Ver- 


hängung von Zuchthaus bei Wahlfreiheit die Tat und da 


!) Das folgt auch daraus, dass im preussischen Str.G.B. Haus- 
friedensbruch Uebertretung, die Uebertretungen des $ 361 Ziff. 1 bis& 
des auf ihm fussenden Reichsstrafgesetzbuches Vergehen waren und 
die Uebertretungen des $ 360 Ziff. 13, $ 370 Ziff. 5 des letzteren im 
Vorentwurfe zu Vergehen erhoben werden ($ 146, $ 272). Uebrigens 
sollte es genügen, wenn Uebertretungen überhaupt, nur die wichtigsten 


aufzunehmen. Nebenbei: Sind die Tatbestände der $$ 102 Abs. 3, a 
Ss 115 Abs. 2, $217 Abs. 1, die neben Zuchthaus Haft nicht über fünf 
Jahre bezw. Gefängnis androhen, Verbrechen oder Vergehen oder 


Beides zugleich oder bald jenes, bald dieses ? 


mit den Täter als ehrlos stempelt. Das deckt sich mit 
der allgemeinen Auffassung vom Zuchthause als der Strafe 
. für Ehrlosigkeit!). So bezeichnet denn auch die Begründung 
die Zuchthausstrafe als ehrenmindernd (S. 163), als ent. 
‚ ehrend (5. 327) und als die Strafe derjenigen Verbrechen, 
- die von ehrloser Gesinnung zeugen (8. 53), und verbindet 
der Vorentwurf mit ihr von Rechtswegen gewisse Ehren- 
folgen.?) Im Widerspruche damit kann, nicht muss im 
Falle S 85 bei ehrloser Gesinnung auf Zuchthaus erkannt 
werden, so dass trotz solcher Gesinnung auf Gefängnis 
und selbst Haft erkannt werden darf, und bestimmt 8 45, 
dass, falls die Tat aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen 


- ist, neben der Zuchthausstrafe auf Verlust der bürgerlichen 


Ehrenrechte erkannt werden Kann, nicht muss. 


Das hat für:-die Fälle der ausschliesslichen Androhung, 
nicht aber für diejenigen Sinn, in denen die Verhängung 
gerade die ehrlose Gesinnung voraussetzt und deren aus- 
 drückliche Feststellung zur Bedingung macht. Was soll 
es heissen, eine Tat durch die richterlich gewählte Strafart 
als ehrlos kennzeichnen zu lassen, den Ehrverlust aber 
nicht als gesetzliche Folge vorzuschreiben, so dass, wenn 
er nicht ausgesprochen wird, die Tat insoweit wiederum 
nicht als ehrlos erscheint? Der Vorentwurf macht den 
Fehler des St.G.B. nach, zwei Dinge zu vermischen : die 
Schwere der Tat und die Gesinnung, der sie entsprungen 
ist. Deshalb ist zu scheiden: Die Schwere der Tat soll 
sich im Strafmasse, die Gesinnung des Täters in der 
Strafart ausdrücken. Zuchthaus soll nur auf Straftaten 
stehen, denen Ehrlosigkeit zu Grunde liegt, und daher von 
selbst alle Folgen nach sich ziehen, die $ 46 aufzählt. 
‚Freilich muss eine Einschränkung Platz greifen. Nicht die 
Ehrlosigkeit schlechthin, sondern nur die eingewurzelte 
. Ehrlosigkeit?) darf entscheiden. Eine gewisse Ehrlosigkeit 
offenbaren viele strafbaren Handlungen, die gerade darum 
- begangen werden, weil es der Täter am Ehrgefühle 
fehlen lässt. Er braucht deshalb aber noch nicht ein an 
sich ehrloser Mensch zu sein, selbst dann nicht, wenn er 
sich mehrmals vergangen hat. Alles kommt auf den Fall 


) Siehe Begründung S. 52, 54. 

ISr44: 

3) Entsprechend reden die $$ 45, 85 von ehrloser Gesinnung 
nicht von ehrlosem Beweggrunde. Die Gesinnung ist etwas Be- 
ständiges, wenn auch nicht Unveränderliches, der Beweggrund etwas 
Vorübergehendes. 
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anı) und. so kann umgekehrt bei dem erstmals Bestr aften 2 


Ehrlosigkeit eine dauernde Eigenschaft sein. 


Sollnun das Zuchthaus nur, aber auch stets die Strafe 
für diejenigen Taten sein, die in der Ehrlosigkeit als 


‚Charakterzug des Täters ihren Ursprung haben, so muss 


es ausgeschlossen sein, dass im Falle der mildernden Um- 


'stände durch Gesetz ($ 82 Abs. 1), im Falle des Versuches 
kraft gesetzlicher Ermächtigung durch den Richter ($S 76 


Abs. 3) eine andere Strafart an seine Stelle gesetzt werde, 


Die Ehrlosigkeit, wenn überhaupt vorhanden, ist dieselbe, 


wenn die Tat versucht, wie wenn sie vollendet worden ist, 


und es kann zwar. ein mildernder Umstand sein, dass der 


Tat ehrlose Gesinnung nicht zu Grunde liegt, nicht aber 
kann diese, wenn festgestellt, durch irgend welehen Um- 


stand beseitigt oder abgeschwächt werden. Wohlgemerkt, 


ich rede von der Ehrlosigkeit als Zustand, nicht als augen- 


blicklicher oder vorübergehender Verirrung. Das Straf- 


mass darf sich wandeln, die Strafart darf es nieht. 

Man streitet darüber, ob es strafbare Handlungen gibt, 
die stets ehrlos sind. Unter Ausscheidung blosser Ordmings- 
vorschriften und der Verstösse gegen (Gebote lediglich 
polizeilichen Inhaltes behaupte ich es und behaupte zugleich, 
dass es keine strafbare Handlung gibt, die nicht aus ehr- 
loser Gesinnung begangen werden, also auch keine, die 
niemals in ehrloser Gesinnung ihren Ursprung haben könnte. 
Das Eine und das Andere auszuführen, fehlt es an Raum. 
Das Gesetz braucht zu diesen Streitfragen keine Stellung 


zu nehmen und darf sich auf. die allgemeine Anordnung 


beschränken, dass aus festgewurzelter Ehrlosigkeit be- 


gangene Straftaten, wenn nicht das Gesetz im einzelnen 


Falle eine höhere Zuchthansstrafe androht, mit Zuchthaus en 


bis zu drei Jahren’) geahndet werden. Das bedingt dann 
allerdings eine Fassungsänderung des $ 1, die mir, wie 


vorerwähnt, schon aus logischen Gründen geboten erscheint, 
und eine Verminderung der Fälle der ausschliesslichen An- 
drohung des Zuchthauses?) durch Ausscheidung derjenigen, 

‘) auch nach der Richtung, dass, wenn eine frühere Tat aus 


ehrloser Gesinnung entsprungen ist, das bei einer späteren nicht der 


Fall zu sein braucht. 
, Dieses Strafmass findet sich in $ 102 Abs. 3,8 S17aApeı 


ferner im Allgemeinen bei Haft ($ 14 Abs. 2 Satz 1) und im Einzenen 


vielfach bei Gefän gnis. 


°) die natürlich auch dann vorliegt, wenn wegen Annahme 
mildernder Umstände oder eines besonders leichten Falles auf Zucht- En 
haus nicht erkannt werden darf, bezw. nicht erkannt zu werden 


braucht. 
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in denen für die Wahl dieser Strafart nicht die Gesinnung 


des Täters, sondern die Schwere der Tat massgebend ge- 
wesen ist. Die etwaige Zulassung mildernder Umstände 
mit der Möglichkeit der Strafumwardlung in solchen Fällen 
trifft nicht den Punkt, auf den es hier ankommt. 

In S 81 wird der in der Tat hervortretenden ver- 
brecherischen Gesinnung und der Beweggründe des Täters 
als Umstände für die höhere oder geringere Strafzumessung 
sedacht. Die Ehrlosigkeit als Ausdruck verbrecherischer 
Gesinnung oder als Beweggrund spielt also eine Rolle un- 
bedingt für das Strafmass, bedingt für die Strafart, während 


sie entscheiden sollte unbedingt über die Strafart, bedingt 
- über das Strafmass. Um das durchzuführen, ohne in un- 


nötige Härte zu verfallen, wird man daran denken können, 


das Mindestmass des Zuchthauses auf sechs Monate herab- 


zusetzen.!) Denn eine Tat, die Bedeutung aus der ehr- 
losen Gesinnung, also etwas Subjektivem, empfängt, kann 
objektiv milde liegen. Die sechs Monate sollen selbstredend 
eine weitere Ermässigung durch Annahme mildernder Um- 


stände ausschliessen, also das ausnahmsweise Mindest- 
‚mass bei solchen und bei- besonders leichten Fällen bilden, 


während es bei einem Jahre als dem regelmässigen zu 


bleiben hat. 


Also nochmals: Zuchthaus nur, aber auch stets, wenn 
der Täter aus ehrloser Gesinnung gehandelt hat, denn ehr- 
lose Tat und entehrende Strafe stehen in Wechselwirkung 
und bilden geradezu die beiden Seiten einer'mathematischen 
Gleichung. 

 —-b. Einen grossen und gerechtfertigten Einfluss auf 
seine Festsetzungen räumt der Vorentwurf der Arbeits- 


z scheu und der Liederlichkeit ein. Die Arbeitsscheu ist Tat- 


bestandsmerkmal in $ 305 Ziff. 3 und lässt gemäss $ 310 
Abs. 2 die sichernde Massnahme des Arbeitshauses zu. 
Arbeitsscheu und Liederlichkeit finden ferner ihre Bewer- 
tung als Beweggründe strafbarer Handlungen und gestatten 
nach $ 42 in bestimmten Fällen ebenfalls die Anwendung 
des Arbeitshauses. Endlich darf beim Anhalten oder Aus- 
schicken zum und beim Nichtabhalten vom Betteln trotz 


- der Notlage des Täters nicht von Strafe abgesehen werden, 


wenn die Notlage auf Arbeitscheu oder Liederlichkeit zu- 
rückzuführen ist ($ 305 Zilf. 2). 

1) Dieses Strafmass findet sich häufig bei Gefängnis und Haft als 
obere und als untere Grenze, als letztere allgemein bei Gefängnis 
im Falle des $ 45 Abs. 1 und des-$ 114 Abs. 1, bei Haft im Falle 
des $ 114 Abs.1 und bei Arbeitshaus: 


Ich bedaure, dass der Vorentwurf auf halbem Wege 
stehen geblieben ist und nicht Arbeitsscheu und Liederlichkeit 
allgemein behandelt und zum Ausgangspunkte von Straf- 
bestimmungen für Erwachsene!) gemacht hat. Esmagdahin- 
stehen,obdie Auswahlderjenigen Straftaten, beidenenderVor- 
entwurf die Anwendung des Arbeitshauses vorsieht, richtig 
.ist., Die Hauptfälle dürften getroffen sein. Aber die Aus- 
wahl ist einseitig. Es wird im Gegensatze zu $ 45 nicht 
verlangt, dass die strafbare Handlung -aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit hervorgegangen, Sondern es ge- 
nügt, dass sie auf die eine oder andere zur ückzuführen 
ist. Arbeitsscheu und Liederlichkeit brauchen also nurim 
Hintergrunde zu stehen, die mittelbare oder entfernte Ur- 
sache zu sein, während die ehrlose Gesinnung unmittelbar 
wirksam gewesen sein muss. Schon deswegen ist das An- 
wendungsgebiet des $ 42 unrichtig begrenzt. Es ist das 
aber auch für den Fall, dass man Arbeitsscheu und Lieder- 
lichkeit nur als unmittelbare Ursache gelten lassen will. 
Denn eine Untersuchung, bei welchen strafbaren Hand- 
lungen sie niemals vorkommen können, würde zu weit 
führen, ergäbe aber sicherlich eine weit grössere Anwen- 
dungsmöglichkeit, als der Vorentwurf zulässt. Die Vorschrift 
ist mithin so, wie sie dasteht, auch sonst verunglückt. Zu 
begrüssen ist die zeitliche Erstreckung der Unterbringung 
im Arbeitshause auf drei Jahre und die Unzulässigkeit 
der Massregel bei Arbeitsunfähigen und mit der Regelung 
der vorläufigen Entlassung kann man sich befreunden. 

Alles Uebrige aber fordert Widerspruch heraus. Der’ 
Vorentwurf gerät auf Abwege, indem er, was nicht blos 
nach &eschichtlicher Entwickelung, sondern nach seinen 
eigenen Festsetzungen Strafe ist, nur als sichernde Mass- 
nahme gelten lassen will. Im Gegensatze zum geltenden 
Rechte erkennt der Richter auf Arbeitshaus und bestimmt 
die Dauer der Unterbringung, ist die Unterbringung 
Pflicht der Landespolizeibehörde und die vorläufige 
Entlassung fast wie. bei den Freiheitsstrafen geordnet. 
Wenn das nicht sachlich Strafe ist, dann weiss ich es 
nicht. Dass’ der Vollzug nicht in der Hand der Justiz- 
behörden liegt, ist nichts Besonderes, sondern Geläufiges. 
Weiter: das Arbeitshaus kann an die Stelle einer nicht 
mehr als dreimonatigen Gefängnis-- oder Haftstrafe und die 
Gefängnis- oder Haftstrafe muss an die Stelle des Arbeits- 


ı) Für Jugendliche will ich es also bei der Bestimmung des 
S 69 Abs. 1 Satz 3 belassen. 
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‚ hauses treten, wenn sich nachträglich die Arbeitsunfähigkeit 


_ des in das Arbeitshaus an Stelle der Gefangenenanstalt 
- Geschickten ergibt. Ich frage billig, warum Letzteres 


nicht auch in dem Falle, dass auf Arbeitshaus neben 


einer Gefängnis- oder Haftstrafe erkannt worden ist. Das 


Arbeitshaus hat Zweck. nur für Arbeitsfähige, also gilt 
cadem legıs ratıo. Und nun die Absonderlichkeit, dass an 
die Stelle von vier Wochen bis drei Monaten Gefängnis 
oder Haft ein halbes bis drei Jahren Arbeitshaus gesetzt 
werden können, also eine Einsperrung mit hartem Arbeits- 


 zwange an die Stelle einer solchen mit, wenn es sich um 
. Haft handelt, selbstgewählter Beschäftigung oder milder 


Arbeitsverpflichtung. Man denke: drei Jahre Arbeitshaus 
jur vier Wochen Haft. Was ist -ferner unter der ,„an- 
semessenen Dauer“ in $42 Abs. 3 zu verstehen? Sie muss 
sich wohl zwischen vier Wochen und drei Monaten be- 
wegen. Sind aber selbst drei Monate Gefängnis ein an- 
gemessener, Ersatz für drei Jahre Arbeitshaus? Dass über 
das Wesen des Arbeitshauses nicht ein Wort gesagt wird, 


ist eine unleidliche Lücke und schon für den gegenwärtigen 


 Rechtszustand vom Uebel, für den künftigen aber noch 
mehr. Dass das Arbeitshaus mindestens neben einer kurzen 


Strafe — und als solche wird nach allgemeiner Auffassung 


eine solche von nieht mehr als dreimonatiger Dauer zu 


gelten haben — die Hauptsache sein wird, lässt sich. nicht 


bezweifeln. Welchen Sinn hat es, zur gerechten Vergeltung 
etwa vier Wochen Haft und als sichernde Massnahme 
drei Jahre Arbeitshaus zu verhängen? Dem Verurteilten 
ist die Unterscheidung höchst gleichgiltig, wenn nicht 
unverständlich. Sieht man auf die Wirkung, so muss man 
inm Recht geben. Wenn nun der Täter ein, zwei, drei 
Jahre Arbeitshaus verdient hat, warum soll nicht ohne 
Weiteres darauf erkannt werden? Das ist dann gerechte 


Vergeltung durch angemessene Strafe. Es muss reiner 


Tisch gemacht, d. h. das Arbeitshaus klipp und klar als 


Strafe bezeichnet und für alle auf Arbeitsscheu oder Lieder- 


Te _ liehkeit beruhenden Straftaten angedroht werden. freilich 


sn 


bedarf es dazu einer Erhöhung der Längsdauer auf fünf 


Jahre. Andererseits ist das Mindestmass herunter zu setzen, 


weil nach meinem Vorschlage auf Arbeitshaus erkannt 
werden muss und ich auch diejenigen Fälle erfassen will, 
in denen nach dem Vorentwurfe auf Arbeitshaus nicht soll 


‘ erkannt werden dürfen, weil die Strafe vier Wochen nicht 


- erreicht. Ich würde deshalb als untere Grenze der Arbeits- 


een 


hausstrafe einen Monat festsetzen.!) Das ist die kürzeste 
Dauer, die bei der Zweckbestimmung dieser Strafe schon 
Erfolg zu versprechen vermag. 


ce. Unklar ist die Stellung des Vorentwurfes zur Ge- 
fängnisstrafe. Gleich dem Str.G.B. (8$ 224, 226) droht er 
in zwei, freilich anders gearteten Fällen ($ 217 Abs. 12) 
Zuehthaus und Gefängnis wahlweise an. Aus S 85 folet, 
dass auf Gefängnis erkannt werden muss, wenn ehrlose 
Gesinnung nicht'nachweisbar ist. Dadurch wird im Grund- 
satze anerkannt, dass ehrlose Handlungen nicht mit Ge- 
fängnis bestraft werden sollen, also die Fälle, in denen 
(Gefängnis angedroht wird, als nicht durch ehrlose Gesinnung 
veranlasst anzusehen sind. Aus $ 45 ergibt sich aber, 
dass der Vorentwurf die Möglichkeit ehrloser Gesinnung 
auch da unterstellt, wo er Gefängnis androht. Damit hebt 
er jenen Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis auf. 


Er verfährt auch ebenso unlogisch wie $ 32 Abs. 1 
Str.G.B., indem er die Verhängung des Ehrverlustes neben 
einer Gefänenisstrafe von einem Mindestmasse derselben 
abhängig macht. Die sechs Monate sind nicht minder 
willkürlich als die jetzigen drei. Denn der Ehrverlust 
bezweckt die Ehrlosigkeit zu treffen. Diese aber ist da 
oder ist nicht da, ob nun auf eine so oder so bemessene 
Strafe erkannt wird. Da das Mindestmass der Zuchthaus- 
strafe ein Jahr beträgt, der Ehrverlust aber schon neben 
einer Gefängnisstrafe von der halben Zeit eintreten kann, 
ist es insoweit um die Gefängnisstrafe schlechter bestellt 
und müsste gerechter Weise auch hier ein Jahr festgesetzt 
werden. Der aus der Erhöhung von drei auf sechs Monate 
der Gefängnisstrafe erwachsende Gewinn ist nur scheinbar. 

In Ansehung des Ehrverlustes stehen sich Zuchthaus und 
(refängnis nach dem Vorentwurfe sogar weit näher als 
nach dem Str.G.B. Dieses lässt Ehrverlust neben Zucht- 
hausstrafe ohne Weiteres zu, der Vorentwurf nur bei ehr- 
loser Gesinnung. Das Str.G.B. sagt in jedem Falle, ob 
neben Gefängnisstrafe auf Ehrverlust erkannt werden darf, 
der Vorentwurf erklärt ihn für zulässig bei allen mit Ge- 
fängnisstrafe bedrohten Verbrechen und vorsätzlichen Ver- 
sehen der Abschnitte 10 bis 20 und 22 bis 28 des besonderen 
Teiles und bei denjenigen der Abschnitte 1 bis 9 und 21, 


') Kommt als solche mehrfach bei Gefängnis ud Haft und als 
obere bei Haft im $ 309 vor. 


a 


bei denen er ausdrücklich vorgesehen ist.!) Nehme man 


nun den Eingangs erwähnten $ 217 Abs. 1,2. Die Strafe 


darf Zuchthaus nur sein, wenn die Tat aus ehrloser Ge- 


sinnung hervorgegangen ist, und fünf Jahre betragen. 


- Trotz dessen braucht auf Ehrverlust nicht erkannt zu 


werden. Weil aber trotz ehrloser Gesinnung die Zucht- 
hausstrafe nur freigestellt wird, kann auch auf Gefängnis 
bis zu drei Jahren erkannt und mit ihm Ehrverlust ver- 
bunden werden.  Ehrlose Gesinnung vorausgesetzt, kann 
es also geben drei Jahre Zuchthaus ohne Ehrverlust oder 


sechs Monate Gefängnis mit Ehrverlust. : Der Vorentwurf 


lässt demnach eine klare Unterscheidung der Gefängnis- 


von der Zuchthausstrafe sehr vermissen. Und doch ist sie 


unschwer darin zu finden, dass das Zuchthaus von selbst 
ehrenmindernd sein soll, das Gefängnis nicht ehrenmindernd 
sein darf. Erbliekt man in der ehrlosen Gesinnung nicht 
einen Ausfluss einmaliger, sondern den Ausdruck einge- 
wurzelter Ehrlosigkeit und setzt man das Mindestmass des 
Zuchthauses bei Annahme mildernder Umstände oder be- 


sonders leichter Fällen auf sechs Monate herab, dann kann 


Sesen meinen Vorschlag der Vorwurf unbilliger Härte nicht 


aufkommen. 


Der Vorentwurf lässt aber, auch -sonst im Stiche. 
Während er im $ 85 wenigstens einen Versuch zur Her- 
stellung eines inneren Gegensatzes von Zuchthaus und 
Gefängnis macht, fehlt es, abgesehen von dem hier be- 
langlosen S 25, an jedem Anhalte zur Bewertung der Ge- 
fängnisstrafe gegenüber der Haft. Die wahlweise Androhung 


- beider ist sehr häufig, öfter erscheint als drittes die Geld- 


strafe, vereinzelt diese oder Gefängnis.?) Dabei wird nicht 


einmal stets dieselbe Reihenfolge inne gehalten, sodass man 


etwa aus der ständigen Voranstellung des Gefängnisses 
schliessen könnte, es sei für die fraglichen Fälle die 
Normalstrafe, für Haft oder Geldstrafe nur ausnahmsweise 
Raum, oder aus der ständigen Voranstellung der Geldstrafe 


-oder Haft, die Sache liege nach Auffassung des Gesetz- 
 sebers regelmässig milde und die Gefängnisstrafe müsse 


die Ausnahme bilden. 
Ich möchte die Gefängnisstrafe zu einem Gegenstücke 


| des Zuchthauses machen und halte dann die Haft für ent- 
"behrlich. - In der Ausdehnung bis zu 15 Jahren kennt sie 


Rss sind .dies. 35-120. Abs..L: 8.121 Abs. 1, 8 181. Abs, 1, 


“88 192,.158, 261. 


2178:107 Abs. 1, 8 304 Abs. .12. 


as 4 B Bi 
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8 57 Abs. 1 Ziff. 1 Str.G.B.,.bei Jugendlichen, $ 91 Abs. 3 


des Vorentwurfes beim Zusammentreffen strafbarer Hand- 


lungen und $ 69 Abs. 1 des Vorentwurfes bei Togendiiche 5 Ds 


als Einzelstrafe $ 16 Abs. 2 Satz 2 und als Gesamtstrafe 
S54 Abs. 1 Satz 2 M.Str.G.B., in der Ausdehnung auf Lebens- 
zeit S16 Abs. 2 Satz 1 M.Str.G.B. Da die Aberkennung der 


bürgerlichen Ehrenrechte nicht statthaben soll, so gewönne 


$17 Abs. 2 Satz 2 des Vorentwurfes allgemeine Geltung 
und deckte den 8 20 Abs. 2 Satz 1. Das Weitere wäre vom 
Strafvollzugsgesetze!) und won den in S 23 vorbehaltenen 


Ausführungsbestimmungen zu erwarten. Die Grundsätze 


des Bundesrates kennen ja schon Selbstbeschäftigung und 


Benutzung eigener Betten und Bücher. In entscheidenden . 


Dingen wäre demnach Gefängnisstrafe und Haftstrafe 
dasselbe. 
Der Vorentwurf droht mehr als jetzt Geldstrafe an, 


will sie den Vermögensverhältnissen des Schuldigen an. 


gepasst sehen, lässt für die Abtragung Fristen und Teil- 
zahlungen zu, gestattet die Tilgung durch Abarbeiten, 
dehnt den Verweis auf Erwachsene aus, führt die Straf- 
aussetzung ein und überlässt es dem Richter, in besonders 
leichten Fällen von Strafe abzusehen. Es werden sich 
daher nach Tagen bemessene Freiheitsstrafen für gering- 
fügige Vergehen mindestens in den Fällen vermeiden lassen, 


in denen sie nicht Ersatzstrafen sind. Ich wiederhole daher 
meinen mehrmals gemachten Vorschlag, ”) das Mindestmass 


der Gefängnisstrafe auf eine Woche zu erhöhen. 


Ich habe früher den Ehrverlust neben dem Gefäng- n: 


nisse und selbst neben dem Arbeitshause zulassen wollen, 


weil mir die Arbeitsscheu als schlechthin ehrlos galt und 
ich die vorübergehende Ehrlosigkeit ebenfalls treffen wollte, 
auch davon ausging, es gebe Fälle, in denen die En 
scheidung, ob eine Tat auf festgewurzelter Ehrlosigkeit Es 


beruhe und deshalb Zuchthaus verdiene, schwierig sei. 


Deshalb sah ich im Gefängnisse die Zwischenstufe zwischen 


') Siehe Abschnitt 4 Eingang. 


) 1893 und 1903 in dieser Zeitschrift Bd. 27 8. 424 und Bd. 37 


S. 50 und 1905 in der-Schrift „Das Strafensystem und seine Reform“ 


S. 78. Ebenso früher von Holtzendorff und Krohne, neuerlich Fe 


Aschrott, von Staff und Goldschmidt. Oetker wählt 10, 
Reichardt 14 Tage, die auch Aschrott lieber sind. Krohne hat 


später 30 Tage für angemessen gehalten, v. Liszt schlägt sogar sechs 


Wochen vor. Das Mindestmass von einer Woche findet” sich un; ER 
Str.G.B. $ 101 Abs. 1, $ 103 Abs. 1, $ 108 Abs. 1, $ 123, Abs: 3, IMS 


Vorentwurfe $S 116 Abs. 1; $ 120 Abs. -1-8Hab2° 5, 8 129, AH 


dem stets entehrenden Zuchthause und der niemals ent- 


‚ehrenden Festungshaft. Die Arbeitsscheu habe ich wohl 


etwas zu hart beurteilt. Entspringt sie übrigens einge- 
wurzelter Ehrlosigkeit, soll sie ja zuchthauswürdig sein, 
auch lässt sich $ 47 des Vorentwurfes auf sie ausdehnen. 
Die anderen Erwägungen sind nicht unrichtig, aber doch 
liegt etwas Zwiegspältiges darin, dass dieselbe Strafart 
bald ehrenmindernde Folgen weittragender Art wie beim 
Zuchthause soll nach sich ziehen können, bald nicht. Einen 
Mittelweg bietet S 47, wenn darin die Zuchthausstrafe und 
der Satz von „mit“ bis „können“ gestrichen werden, so dass 
er für die Gefängnisstrafe schlechtweg gilt. Die sechs- 


monatige Dauer der Gefängnisstrafe entspricht dem von 


mir vorgeschlagenen Mindestmasse der Zuchthausstrafe. 
Zudem handelt es sich hier ja nur um einzelne Ehrenfolgen. 
Ausserdem kennt das Str.G.B. Verlust öffentlicher Aemter 
und der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte 
selbst neben der Festungshaft, der Vorentwurf neben der 
Haft ($$ 103, 114 Abs. 1), eine Bestimmung die in S 114 


| ‚Abs. 1 auf die Gefängnisstrafe übertragen ist und sich auf 
diejenigen Fälle ausdehnen liesse, in denen die Gefängnis- 


strafe an die Stelle der Haft auch gemäss SS 105, 114 
Abs. 1 treten soll, so dass weitere Ehrenschmälerung nicht 


stattfinden dürfte, der 847 also damit eine Einschränkung 


erlitte. Eine gleiche könnte Platz. greifen insofern und 
insoweit $S 211 Anwendung findet. 


Wo, wie in den Prozessgesetzen, die Haft als Sicher- 


-heits- oder Zwangsmassregel erscheint, ist sie eben deshalb 


- nieht Strafe!) und nicht Gegenstand gegenwärtiger Be- 


trachtungen. Als Sicherheitsmassregel hat sie mit den 


sichernden Massnahmen. nichts zu tun. Der Vorentwurf 


.e verwirft nun die geschärfte Haft und verschmilzt die un- 


seschärite Haft mit der Festungshaft. Er kennt deshalb 


_ zeitige und lebenslängliche Haft, jene in der regelmässigen 


Dauer von einem Tage bis zu drei Jahren, aber auch mit 


- höherem Mindestmässe und dem Höchstmasse von 15 Jahren, 
und ordnet Haft sowohl bei Uebertretungen als bei Ver- 


- &ehen und Verbrechen an, und zwar entweder allein?) 


!) Ich bin daher der: Meinung, dass die Haft in diesen 
Fällen zwar im Untersuchungs-, nicht aber im Strafgefängnisse voll- 
streckt werden darf. Die Untersuchungshaft ist ja auch nur ein 


Sieherungsmittel. 2 
?) Bei Verbrechen nur im Falle der Annahme mildernder 


Umstände. 


u 


oder neben Geldstrafe, neben Gefängnis, neben Zuchthaus, 
neben Geldstrafe und Gefängnis. Wenn die Gefängnis- 
strafe in meinem Sinne umgestaltet wird, ist ein Bedürfnis 
zur Beibehaltung der Haft nicht vorhanden. Ihr Fortfall 


bringt keine ungewöhnliche Härte mit sich und vereinfacht 


das System erheblichst. Da das Gefängnis der Zukunft 
in. sich vereinigen soll, was jetzt als Gefängnis, als Haft 
und als Festungshaft bezeichnet wird, und eben darum 
etwas von der derzeitigen Gefängnisstrafe Grundver- 
schiedenes sein will, so ist der Erwägung wert, ob es nicht 
einen den Unterschied kenntlich machenden Namen ver- 
dient. Ich: habe seinerzeit nach dem Vorgange des 
preussischen Strafgesetzbuches „Einschliessung* an Stelle 
von Festungshaft vorgeschlagen!) und Oetker, der dieses 


Strafmittel beibehalten wissen will, tut jetzt das Nämliche. 


Wie wäre es, wenn die Bezeichnung dem Gefängnisse, wie 
ich es im Auge habe, zu Gute käme? 


702 LE 4. 
Das geltende Str.G.B. trifft der Vorwurf durchaus 
ungenügender Differenzierung der Freiheitsstrafen. Freilich’ 
sah es sich bei deren Vielheit vor eine fast unlösbare Auf- 
gabe gestellt. Der Vorentwurf, der an die Stelle von drei 
Formen der Haft eine setzt, hat es deswegen leichter, aber 
sich die Sache nicht leicht gemacht, sondern es an red- 


lichem Bemühen nicht fehlen lassen. Allerdings täuscht 
sich die Begründung, wenn sie meint, dass das so lange 


und so vielfach verlangte Strafvollzugsgesetz vor der Hand 
entbehrt werden könne. Gerade jetzt ist die günstigste, 
aber auch gebotenste Gelegenheit, es zu bringen. Für die 


- Freiheitsstrafen kann das Strafgesetz nur den Rahmen ab- Ex 
stecken, Füllung hat ihm das Strafvollzugsgesetz zu geben. 


Was der Vorentwurf bietet, ist im Ganzen zu wenig, in 
Einzelheiten zu viel. Es handelt sich vorzugsweise um 
die Einheitlichkeit des Vollzuges, die durch $ 23 mit seiner 
Verweisung auf die Verwaltungsvorschriften der Bundes- 
staaten nicht verbürgt wird. Die Anweisung, dass die 
Sträflinge?) in aufsteigender Linie von der Haft zum Zucht= . 
hause strenger zu behandeln sind, verdient Billigung, be- 
sagt aber wenig, weil Umfang und Mass der strengeren 
Behandlung sehr verschieden sein können und werden, so 


!) „Das Strafensystem und seine Reform“ S. 73, 91. 
°) So nenne ich der Kürze halber alle diejenigen, die Freiheits- 
strafen zu verbüssen haben. 
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lange nicht bestimmt wird, worin und wodurch die grössere 
Strenge zu verwirklichen ist. Soweit nun der Vorentwurf 
selbst Unterscheidungsmerkmale aufstellt, ‚zerfallen sie in 
äusserliche und innerliche. 

a)a) Zujenenrechneich den Ort der Unterbringung. Dass 
die Gefangenen nicht bloss nach Geschlecht und Alter, 
sondern auch nach den Kategorien in Absonderung: von 
einander gehalten werden, ist eine allseitig erhabene und 
selbstverständliche Forderung. Fraglich ist, wie weit darin 
mit baulichen Vorkehrungen gegangen werden, d.h. ob 
nur eigene Anstalten zugelassen werden oder ob besondere 
Abteilungen genügen oder ob bald jene, bald diese gewählt 
«werden sollen. 

Es heisst nun zunächst, sich über die Begriffe zu ver- 
ständigen. Abteilung ist, wie der Name besagt, Teil eines 
Grösseren, der, weil er Glied eines Körpers oder einer 
Gesamtheit ist, nicht ein Leben für sich führt, kein selbst- 
ständiger Organismus ist. Die Unterbringungin einemeigenen, 
abgeschlossenen selbst entfernt gelegenen Gebäude hebt die 
Verbindung mit und die Abhängigkeit von dem Ganzen nicht 
auf. Unter einer Anstalt verstehe ich ein von selbständigem 
Leben beseeltes, mit eigener Organisation ausgestattetes, 
durch eine eegliederte Verwaltung seine Zwecke förderndes, 
in seinem Bereiche dem, was Aristoteles die Autarkie der 
‚Staaten nennt, gleichkommendes Gebilde. 

'- Der Vorentwurf verlangt nun Anstalten zur aus- 
schliesslichen Vollstreckung der Zuchthausstrafe und be- 
sondere, diesem Zwecke dienende Anstalten für Unver- 
besserliche.!) Die Zuchthäuser für Unverbesserliche dürfen 
also nicht in ‚Verbindung oder Zusammenhang -mit den, 
wenn ich sie so nennen soll, allgemeinen Zuchthäusern 
stehen. 

Haftgefangene sollen in besonderen .Anstalten oder 
“ Abteilungen untergebracht werden, letzterenfalls so, dass 


sie mit Gefängnissträflingen nicht in Berührung kommen. 


Das wird, wenn die Abteilungen nicht mit eigenen Kranken- 
‚räumen, Schulen und Kirchen und eigenen Toren zum un- 
mittelbaren Verkehre von und nach aussen ausgestattet 


") Die Begründung gebraucht diese Bezeichnung gleichsam 
tastend („sogenannt“) und meine Begriffsbestimmung dieser Kategorie 
ist eine wesentlich andere als die des $ 89. Siehe Anm. 20. Der Aus- 
druck empfiehlt sich aber durch seine Kürze und wird auch von 
Aschrott auf die in $ 89 behandelten Verbrecher angewandt. Von 
Unverbesserlichen und Unverbesserlichkeit ohne Verklausulierunge ist 
S. 78, 260, 362 der Begründung die Rede. 


Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 2) 


— 542. — 


sind oder sein sollen, schwierig, wenn nieht unmöglich sein. 
In den Grundsätzen des Bundesrates findet sich mehrfach 


die Wendung, dass jeder Verkehr ausgeschlossen sein‘ 


müsse. Die Verschiedenheit des Wortlautes nötigt dazu, 


einen verschiedenen Sinn anzunehmen. In Berührung, aber 


nicht in Verkehr mit jemandem komme ich schon, wennichan 


ihm vorbeigehe. Die Abteilungen für Haftgefangenesinddaher 


nur als ein Reich für sich, als Staat im Staate, denkbar. 


Wo und wie die erwachsenen: Gefängnissträflinge ° 


unterzubringen sind, darüber fehlt eine schlüssige Bestim- 


mung. $17 Abs. 1 Satz 2 redet von der Anstalt, aus 820° 


Abs. 1 Satz 2 folgt aber, dass sie sich nicht würden be- 


schweren dürfen, wenn sie mit Haftgefangenen in Berüh- 


rung kämen, sondern die Beschwerde nur diesen zustände. 


Für Jugendliche gilt 8 70 Abs. 1. Er schreibt eme 


vollständige Absonderung der voll von den vermindert 


\ 


 Zurechnungsfähigen vor, was kaum anders als durch Ab- 
teilungen, wie sie für erwachsene Haftgefangene einzu- 


richten sind, wird geschehen können. Die Absonderung 


der Jugendlichen überhaupt soll erfolgen innerhalb beson- 


derer, ausschliesslich für sie bestimmter Anstalten oder 


Abteilungen, die demgemäss entsprechend dem S20 Abs. 1 


Satz 2 einzurichten sind. 


Aus S. 367 der Begründung ergibt sich, dass es sich 


bei den besonderen Anstalten des S 89 Abs. 3 Satz 1 um 


solche handelt, die von anderen Zuchthäusern räumlich 


völlig getrennt sind, mithin nicht einmal: an solche au 
srenzen, geschweige durch dieselbe Umfassungsmauer ein 7 


geschlossen sein dürfen, und das selbst dann nicht, wenn 
sie innerhalb dieser durch eine besondere Mauer abgetrennt 


sind. Bei gleichem Wortlaute- muss für S 70 Abs. I Satz I 


dasselbe gelten. Es soll nun zwar zulässig sein, dasseme 
Anstalt für erwachsene :Gefängnissträflinge und Haftge- 

fangene eine Abteilung für Jugendliche mitumfasst, sie muss 
dann aber sanz und gar ausserhalb der Anstalt sich be 
finden. Nach $57 Abs. 2 Str.G.B. genügen besondere Räume, 


Eben deswegen wird als Besonderung die Abscheidung 


innerhalb der gemeinschaftlichen Umwehrung für genügend 
angesehen. Nach S. 262 der Begründung ist eine grund- 


sätzliche Uebereinstimmung mit $57 Abs. 2a. a. 0. gewollt, 
es ist aber etwas Anderes herausgekommen, zumal auch 
noch $ 21 die vollständige Absenderung der Jugendlichen 


[4 


von den Erwachsenen vorschreibt. Das ist der Grund 


sedanke, $ 70 Abs. 1 Satz 1 die Ausführung... 


Unter Umständen sollen in besonderen, ausschliesslich 
für sie bestimmten Anstalten oder Abteilungen auch ver- 
mindert zurechnungsfähige Erwachsene untergebracht ($ 65 
Abs. 5) und nach Tunlichkeit Gefangene mit Ehrverlust 
von den übrigen abgesondert werden ($S 21). ‚Wegen der 
gleichlautenden Fassung gilt bezüglich des S 63 Abs. 5 
das über den $S 70 Abs. 1 Satz 1 Gesagte: 


Die Begründung beschäftigt sich endlich mit den- 
jenigen, die drei Jahre in Einzelhaft abgemacht haben, 
also in Gemeinschaftshaft zu versetzen sind, aber einen 
verschlechternden („nachteiligen“ oder „schädlichen“) Ein- 
Hluss auf die Mitgefangenen befürchten lassen. Sie sollen 
tunlichst mit Ihresgleichen zusammengebracht : werden, 
nötigenfalls durch Versetzung in.eine andere Anstalt. (S. 74). 
Das gibt dann wieder besondere Abteilungen oder Anstalten. 


Es entsteht also folgendes Schema: 


Männer Weiber 
Erwachs. | Jugendl. | Erwachs. | Jugendl,. 


A. Anstalten. 


a. allgemeines Zuchthaus I — 1 — 
ß. Zuchthaus für Unver- 
besseriicher 2 2, 1 = 1 = 
Be GELANENISS E53 1 — i\ — 
B. Anstalten oder Ab- 
teilungen. £ 
a, für erwachsene Haft- 
Belhneeler ar. ii = 1 > 


P. für Jugendliche 
I. Gefängnissträflinge: 


1. voll zurechnungsfähige — 1 zug u! 
2. vermind. AST | 
atähiger. er — | 1 — 1 
u. Hafteefangene: 
}, voll zurechnungsfähige. Be 5 1 = 1 
2. vermind. zurechnungs- | 
ES = 1 — 1 


C. nötigenfalls Anstalten 
oder Abteilungen für 
erwachsene vermindert 
zureehnungsfähige 
a. Züchtlinge: 
I. gewöhnlicher Art . 
ll. unverbesserliche 
p. Gefängnissträflinge . 
y. Haftgefangene 


en 
| 

Hmm 
| 


— 544 — 


Das sind mindestens sechs Anstalten und mindestens 
achtzehn Abteilungen. Diese vermindern sich um soviel, 
als jene vermehrt werden. Acht Anstalten beziehungsweise 
Abteilungen kommen allein auf die Jugendlichen. Das 
scheint mir reichlich viel zu sein. Will man die Absonderung. 
auch auf den Besitz oder Nichtbesitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte erstrecken, dann erhält man noch zwölf Ab- 
teilungen und, wenn man gar die verschlechternden Elemente 
zu Abteilungen innerhalb derselben Anstalt zusammentut 
oderin Anstalten zusammenfasst, 36 fernere Abscheidungen, 
da beide Geschlechter, Lebensalter und Stufen der Zu- 
rechnungsfähigkeit, die drei Freiheitsstrafen und der Ehr- 
verlust in Betracht kommen. Man gelangt so zu einer Auf- 
teilung in 72 Gruppen. Die kleinsten Bundesstaaten haben 
vielleicht nicht so viel oder gerade so viel Gefangene und 
es könnte sich ereignen, dass jeder eine eigene Gruppe 
zu .bilden hätte. % 
Die Sache bleibt dieselbe, wenn die Haft fällt, aber 

das Arbeitshaus hinzukommt. ' 

Indessen halte ich besondere Anstalten für die Un. 
verbesserlichen dann nicht für nötig, wenn’ sie innerhalb 
der Zuchthäuser räumlich abgeschieden untergebracht 
werden. Ebenso genügt es, dass die vermindert Zurech- 
nungsfähigen auf einer Station vereinigt ‚werden. Der 
Unterschied, dass in $S 70 Abs. 1 Satz 2 die Absonderung 
unbedingt, aber nur als vollständige Trennung, n 868 
Abs. 5 dagegen als Unterbringung in besonderen Anstalten 
oder Abteilungen mit der ausdrücklichen Bestimmung für 
vermindert Zurechnungsfähige, aber nur eventuell vorge- 
schrieben wird, will mir nicht in den Sinn. Endlich erachte 
ich es nicht für erforderlich, dass die Jugendlichen,!) ob 
voll oder vermindert zurechnungsfähig, nur in mehr oder 
weniger weiter Entfernung von den Anstalten für Erwachsene 
sollen eingesperrt werden dürfen. 

Die Zuchthäuser für Unverbesserliche werden in. 
wenig überzeugender Weise begründet. Sie bedeuten eine 
erhebliche und dabei überflüssige Verteuerung des Straf-_ 
vollzuges,. Ich habe probeweise eine Auszählung der an 
einem Tage vorhanden gewesenen Unverbesserlichen nach 
den Merkmalen des Vorentwurfes vornehmen lassen und 
unter den Weibern 4, unter den Männern 64 herausgefun- 


') Solche weiblichen Geschlechtes sind in Hamburg zeitweise 
gar nicht, manchmal in nur einer oder zwei, gewöhnlich nicht InEar.. RE 
als drei Per sonen vertreten. x By R, 
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den. Das mögen Zufallszahlen sein, aber selbst wenn ich 
mit dem Doppelten und Dreifachen rechne, kann ich daraus 
keine Anstalten machen. Der Vorentwurf wäre auf die An- 
stalten als unbedingtes Erfordernis wohlnicht verfallen, wenn 
er das Wesen der "Zuchthausstrafe klarer herausgearbeitet 


"hätte. Wird sie nur auf Straftaten aus Ehrlosigkeit gesetzt 


und wird mit ihr Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte als 


gesetzliche Folge verbunden, so bedarf es einer Kenn- 


zeichnung der Unverbesserlichen im Sinne des Vorentwurfes 
nicht. Sie unterscheiden sich dann von der grossen Masse 
der Züchtlinge durch das Mass und den Grad ihrer Ehr- 
losigkeit.!) 
Die Gefängnissträflinge können verlangen, von Zücht- 
lingen, die Haftgefangenen dürfen beanspruchen auch von 
(sefängnissträflingen getrennt gehalten zu werden. Besteht 
dieses Recht auch gegenüber Arbeitshäuslern? Ich glaube 
nicht, denn sie werden nicht erwähnt, der Vorentwurf 
sieht ihre Einsperrung nicht als Strafe, sondern als sichernde 


Massnahme an und die Begründung redet nur bei den 


Züchtlingen davon, dass sie nicht in Anstalten untergebracht 
werden dürfen, in denen auch Gefängnis- oder Haftstrafen 
oder Korrektionshaft vollstreckt werden (S. 64). In den 
Ausführungen zu S20 Abs. 1 Satz 2 auf S. 65 fehlt: dieser 
Hinweis auf das Arbeitshaus. Die Sache ist gerade vom 
Standpunkte des Vorentwurfes aus von Wichtiekeit, weil 


2-In der Schrift „Das Strafensystem und seine Reform“ S. 40 
habe ich zwar Anstalten für Unverbesserliche gefordert, mich aber 
auch mit Abteilungen zufrieden erklärt. Grund dazu war für mich, 
dass eine besondere (strenge) Behandlung eintreten sollte, was die 
Begründung ausdrücklich ablehnt (S. 367 Anm. 2).. Vgl. auch meine _ 
Aufsätze in den Jahrbüchern für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 73 und in 
dieser Zeitschrift Bd. 37 S. 48. Im Uebrigen scheint mir $ 89 im 
Ganzen retht verfehlt und nicht bloss geeignet, sondern fast dazu 
ausersehen, weitest auseinandergehende Richtersprüche zu erzeugen. 
Hier nur soviel, dass fälschlicher Weise aus dem vielfachen Rück- 
falle auf Gewerbs- oder Gewohnheitsmässigkeit und aus dieser 
auf die Unverbesserlichkeit geschlossen wird. Siehe deswegen 
meinen Aufsatz in den Jahrbüchern für Kriminalpolitik Bd. 1 
S. 47 bis 54, 59 bis 60. Ferner: was sind „erhebliche“ Freiheits- 
strafen, warum müssen es fünf ie sollen es nicht mehr oder weniger 
sein und wie stellt sich das Verhältnis des S 89 Abs. 1 zu denjenigen 
Strafbestimmungen des besonderen Teiles, die Gewerbs- oder Ge- 
wohnheitsmässigkeit als Tatbestandsmerkmal ($s 294 Abs. 1, $ 305) 
oder als Straferhöhungsgrund behandeln (8 270 Ziff. 7, S 276 "Abs. % 
$ 281 Abs. 3, $ 295 Abs. 3, $ 296 Abs. 3, $ 299 Abs. 1, R 302 Abs. 3)? 

Bei der oben erwähnten Zählung habe ich in "Anlehnnung an 


die geforderte Zuchthausstrafe Strafen von mindestens einjähriger 


Dauer zu Grunde gelegt. 


ja oft eine Gelängnis- oder Haftstrafe die Vorstufe des 
Arbeitshauses ist, also Transporte vermieden werden, wenn 
von Anfang an die Unterbringung in einer Abteilung des 
Arbeitshauses statthaft ist, so dass es später nur der Ver- 
- setzung in eine andere bedarf. 


Der Vorentwurf spricht also bald von der Ansale 
schlechthin beim Gefängnisse ($ 17 Abs. 1 Satz 2), bald 
von besonderen Anstalten für Haftgefangene ($ 20 Abs. 1 
Satz 2), bald von ausschliesslich für die Zuchthausstrafe 
bestimmten Anstalten ($ 15 Abs. 1), bald von besonderen, 
‚ausschliesslich teils für Unverbesserliche, teils für vermm- 
dert Zurechnungsfähige bestimmten Anstalten $ 89 Abs. 5 
Satz.1, 8 63 Abs. 3) bald von besonderen, ausschliesslich 
und unter vollständiger Trennung von Erwachsenen für 
Jugendliche bestimmten Anstalten ($ 70 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit $ 21). Das führt zu um so mehr Unklar- 
heiten, als die Begründung zu $ 20 Abs. 1 Satz 2 keine in 
die Augen fallende räumliche Tr ennung verlangt (S. 65), sie 
bei S 89 Abs. 3 Satz 1 mit Entschiedenheit fordert, bei 870 
Abs. en 1 trotz genauer Uebereinstimmung des Wortlautes 
mit $ 89 a. a. O. auf das bestehende Strafgesetz verweist 
(S: 362), ı) das eine völlige Trennung nicht gebietet, und 
bei $63 Abs. 3 nichts sagt. Für Haftgefangene, Jugend- 
iehs und vermindert Zurechnungsfähige” gibt es ausserdem | 
besondere, ausschliesslich für sie bestimmte Abteilungen 
statt solcher Anstalten. Dass für eine Abteilung ein für 
sieh gelegenes Gebäude gefordert werden kann, habe 


ich oben ausgeführt, dass es vom Vorentwurfe für Jugend 
liche und unter Umständen für vermindert zurechnungs- 


fähige Erwachsene gefordert wird, ergibt sich aus der 


Nebeneinanderstellung mit den Anstalten. Die Zweifel 


werden beseitigt, wenn bestimmt wird: ausschliesslich für 
. Zuchthaus bezw. Gefängnis bezw. Arbeitshaus bestimmte 
Anstalten und ausschliesslich für Jugendliche bezw. ver- 
mindert Zurechnungsfähige bezw. Unverbesserliche .be- 
stimmte Abteilungen. | | 


Ist Ehrverlust nur, aber auch stets Folge der Zucht- 


hausstrafe, dann fällt die Scheidung nach dem Besitze und 


dem Nichtbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte von selbst 
fort und wird die Einzelhaft nach den unter b entwickelten 
Gesichtspunkten geregelt, so bedarf es der Abteilungen 

oder Anstalten für den Mitgefangenen verderbliche Sträf- 


‘) und das, obwohl $ 21 die Forderung des $ 89 verschärft. 


linge nicht und es ergibt sich nachstehendes, sehr verein- 


I 5; fachtes Schema: 


A) Zuchthäuser mit Abteilungen für 
a) Unverbesserliche mit Stationen für vermindert Zu- 
rechnungsfähige, 
'ß) die übrigen vermindert Zurechnungsfähigen.. 
B) Gefängnisse mit Abteilungen für 
a) Jugendliche mit Stätionen für vermindert Zurech- 
nungsfähige, 
pP) die übrigen vermindert Zurechnungsfähigen. 
C) Arbeitshäuser mit Abteilungen für vermindert ET: 
 nungsfähige. 

Dass die verminderte Zurechnungsfähigkeit die Area 
fähigkeit nicht an. sich ausschliesst und daher vor dem 
. Arbeitshause nicht bewahrt, bedarf der Ausführung nicht. 
Da die Einrichtungen für jedes Geschlecht gesondert 
zu treffen sind, so ergeben sich noch immer sechs An- 
stalten mit zehn. A UDOSER und innerhalb dieser vier 
Stationen. 
pP) Den Haftort ergänzt die Haftart: Gemeinschafts- 
haft. für Unverbesserliche, ausnahmsweise Einzelhaft für 
 Haftgefangene, im Anfange Einzelhaft für die übrigen Sträf- 
linge mit Unterschieden in der Dauer für Züchtlinge und 
| Gefängnissträflinge. 

Der Sänzliche Ausschluss der Einzelhaf bei den Un- 
verbesserliehen ist nicht zu billigen. - Es ist wohl wahr, 
dass für die meisten die Zelle zu schade ist, immerhin 
können Ausnahmen vorkommen, namentlich aber wird die 
Einzelhaft bei manchen :. aus Gründen des verschlechtern- 
. den Einflusses — denn’ selbst unter den Unverbesserlichen 
gibt es Verdorbenere und Minderverdorbene — und der 
Disziplin eintreten müssen. Wie es Leute gibt, die sich 
- für die Einzelhaft durchaus nicht eignen, so andere, die in 
der Gemeinschaftshaft ganz und gar nicht zu gebrauchen sind. 

Die Behandlung der Haftgefangenen ist geradezu ver- 
wunderlich. Sie verbüssen die der Art nach mildeste Strafe 
und sollen der Segnungen der Einzelhaft nicht teilhaftig 
werden, statt dass diese grundsätzlich gerade auf sie an- 
gewandt wird. Ueberdies, welche Seltsamkeit, dass nach 
S. 65 der Begründung der Einfluss der Gefängnissträflinge 
auf die Haftgefangenen soll schädlich wirken können und 
nach $S 22 Abs. 1 Satz 2 Haftgefangene in Einzelhaft zu 
nehmen sind, wenn von ihnen ein schädlicher Einfluss auf 
Mitgefangene zu besorgen ist, so dass vor denselben Leuten, 
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die vor den Gefängnissträflingen geschützt werden sollen, 


andere geschützt werden müssen. Die causola generalis, 


dass die Einzelhaft auch eintreten kann, wenn aus anderen 
Gründen die Absonderung angemessen ist, hebt im Grunde 
senommen jegliche Einschränkung auf. 

Ohne Zweifel haben die Gefängnissträflinge gegen- 


über den Züchtlingen als die Besserungsfähigeren zu gelten. 
Folglich sollte für jene und nicht für diese die längere 


Dauer der Einzelhaft vorgeschrieben werden. Die Fristen 
von drei und sechs Monaten sind bei längeren Strafen zu 
kurz und die Bestimmung hat keinen Zweck, da der leitende 
Gesichtspunkt in S 22 Abs. 2 Satz 1 enthalten ist. 

Zwei weitere Abänderungsvorschläge mache ich dahin, 
dass die Einzelhaft fünf Jahre betragen und selbst über 


diesen Zeitraum hinaus soll verhängt werden können, wenn 


die Voraussetzung des S 22 Abs. 2 Satz 2 Platz greift, 


[2] 


ohne dass diejenige des Abs. 3 eingreift. Fast naiv lest 
sich S. 73 der Begründung, dass gerade die verschlechtern- 


den Elemente die Einzelhaft nur schwer ertragen und 
diese bei zu langer Dauer leicht erbitternd auf sie wirke. 


Ueber den auf S. 74 behandelten ‚Ausweg habe ich schon 


gesprochen. 
Es haben sich Ausleger des $ 22 Abs. 2 Str.G.B. ge- 


funden, die die drei Jahre nicht als Einheit, als hinter- 


einanderweg zu vollstreckendes Zeitmass ansehen, sondern 


eine Zusammenziehung vornehmen, wenn die Einzelhaft ein 


oder mehrere Male durch Gemeinschaftshaft unterbrochen 


worden ist, also verlangen, dass die gesamte Dauer drei 


Jahre nicht übersteige. Ich halte das für unrichtig, da 


die Bedenken gegen die Einzelhaft und die daraus her- 
geleitete Beschränkung auf die gesetzlich festgelegte Dauer 


nur verständlich sind und einer gewissen Unterlage nicht 
entbehren, wenn der Zeitraum der ununterbrochenen Voll- 


'streckung zu lang bemessen wird. . Die Begründung teilt 
offenbar meine Ansicht (S. 83), dennoch ist es gut, die 
Streitfrage durch Aufnahme einer entsprechenden Bestim- 


mung in dem hier vertretenen Sinne zum Austrage zu 


bringen. | 
b) Für die Differenzierung nach inneren Momenten 
kommt in Frage: | 
a) Die Arbeit, zu der jede der drei Freiheitsstrafen 
verpflichtet, das Zuchthaus in der Gestalt strengen Arbeits- 
zwanges. Gefängnissträflinge sind dem Beschäftigungs- 


zwange unterworfen. Also scheint zwischen Arbeit und 


2 nee 


Beschäftigung unterschieden und diese als die mildere Form 
der Tätigkeit angesehen werden zu sollen, wie es denn 


auch S. 67 der Begründung verlangt. Das läuft aber auf 
Begriffsspalterei hinaus,- zumal der Beschäftigungs- 
zwang in Arbeiten sich verwirklichen soll und bei 
der Haft von Beschäftigung mit angemessener Arbeit 
und von der Arbeitsleistung geredet wird. Die Begrün- 
dung spricht zwar von steter Berücksichtigung der Indi- 
vidualität der Gefängnissträflinge und nur von tünlichster 
der Züchtlinge (S. 66), jene findet aber in den Einrichtungen 
der Anstalt ihre Grenze. Weiter heisst es, dass die Zücht- 


linge zu Arbeiten anzuhalten, den Gefängnissträflingen 
Arbeiten zu übertragen oder zuzuweisen, den Haftgefange- 


nen zuzuweisen sind. Wenn damit eine Abstufung gemeint 
sein soll, so bleibt sie auf dem Papiere stehen. Der Sache 
nach kommt alles auf das Nämliche hinaus. Die Ver- 
pllichtung zur Arbeit gestaltet sich nun nach folgenden 


Merkmalen verschieden. 


1. Züchtlinge sind zu Aussenarbeit schlechthin,  Ge- 


 fängnissträflinge nur mit ihrer Zustimmung verbunden, 


während Haftgefangene, wie ich aus dem Schweigen des 


 Vorentwurfes und der Begründung schliesse, nicht einmal 
mit ihrer Zustimmung herangezogen werden dürfen. Dass 


damit das Richtige getroffen, lässt sich, namentlich an- 
sesichts des Umstandes, dass Haftgefangene grundsätzlich 
in Gemeinschaftshaft gehalten werden- sollen, billig be- 


zweifeln. Im Uebrigen pflegen die Aussenarbeiten weder 


besonders Schwer, noch unbeliebt zu sein.!) Bei mir 


‚herrscht mehr Angebot als Nachfrage und ich erlebe es 
sehr selten, dass ein Gefängnissträfling, falls es einmal an 


freiwilligen Meldungen fehlt, seine Zustimmung verweigert. 
Mit Aussenarbeiten ist leicht eine gewisse Blosstellung ver- 


“bunden. und das Ehrgefühl der Gefängnissträflinge soll 


mehr geschont werden, als das der Züchtlinge. Deshalb 
wird am Erfordernisse der Zustimmung jener festzuhalten . 
sein. Die Unterscheidung fällt freilich für nicht wenige 
Anstalten, bei denen es keine Aussenarbeit gibt, in das 
Wasser. 

2. Bei Gefängnissträflingen soll .auf ihren gegen- 
wärtigen oder zukünftigen Beruf und. auf ihre Wünsche 
Rücksicht genommen werden. Nun haben aber viele keinen 
Beruf und ebenso viele wissen nicht, welchen sie in. Zu- 
kunft betreiben werden. Manche sprechen heute von diesem, 

!) Die Begründung bezeichnet sie als wünschenswert (8: 79). 
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morgen von einem anderen. Verständiger Weise werden 
die Rücksichten nur verlangt, soweit es die Einrichtungen 


der Anstalt zulassen. Diese werden nun aber selbst inner- 


halb desselben Staates bedeutend von einander abweichen 
können und ein seine Aufgabe richtig erfassender Anstaälts- 
leiter wird den Züchtling, wenn'er für ihn in seinem Be- 
rufe Verwendung hat, nicht lediglich um der Eigenschaft 
als Züchtling willen anders beschäftigen. Oft genug ist 


Mangel an geeigneten Berufsarbeitern, man ist froh, wenn 
einer zugeht und es wäre heller Wahnsinn, bei Bedarf etwa“ 
den Maurer nicht als solchen, sondern als Strumpfistricker 


oder sonstwie arbeiten zu lassen, nur damit ihm zu Ge- 
müte geführt werde, dass er strengem Arbeitszwange unter- 
liege. Dieser wird sich hiernach wirksam darin zu äussern 
haben, dass den Züchtlingen eine höhere Arbeitsleistung 


oder eine längere Arbeitszeit auferlegt oder eine geringere 
-Arbeitsbelohnung zugestanden wird. Abgesehen von der 
höheren Arbeitsleistung, die sich übrigens aus der längeren 


Arbeitszeit von selbst ergibt, deckt sich das mit den Grund- 


m 


sätzen des Bundesrates. Wenn die Begründung auf S. 66° | 
es als selbstverständlich ansieht, dass die Arbeitsleistung 


der Gefängnissträflinge geringer zu sein habe als die der 


Züchtlinge, so lässt sich dem entgegenhalten, dass davon 


in $17 Abs. 1 im Gegensatze zu S 20 Abs. 2 Satz 2 nichts 
gesagt ist, so dass es in Ausführung des $S 23 zweckmässig 
eingefügt wird. Aus dem Schweigen lässt sich. gerade im 


Hinblicke auf $ 20 a. a. O. das Gegenteil herleiten. Dass 
Selbstbeschäftigung im Verwaltungswege soll’ zugelassen 


werden dürfen (S. 66 der Begründung) vermag ich aus$ 17T 
-Abs. 1 nicht herauszulesen., 


3. Die Haftgefangenen haben sich angemessen zu be- 
schäftigen, widrigenfalls ihnen Arbeiten zugeteilt werden. 
Dass letztere der Beaufsichtigung unterliegen, versteht sich” 


von selbst, die Beaufsichtigung erstreckt sich aber auch. 
auf die selbstgewählten Arbeiten. Wenn diese angemessen 
sein sollen, so bezieht sich das auf die Verhältnisse der 
Anstalt, was zum Ausdrucke zu bringen, richtig ist. Dass 
es allein die Begründung auf S. 67 ausspricht, scheint mir 


nicht zu genügen. Die Uebungen des Akrobaten oder 


Musik- oder Gesangsvirtuosen sind seinem Berufe durchaus 
angemessen, mit den Einrichtungen der Anstalt aber nicht 


vereinbar. Dass die zugewiesenen Arbeiten dem Berufe 


oder der Lebensstellung der Haftgefangenen entsprechen, 


ist nur dann möglich, wenn der eine oder die andere ge- 


- geben ist, was häufig nicht der Fall oder nicht nachweis- 


bar. Von der Lebensstellung ist bei der Gefängnisstrafe 
nicht die Rede, was ihr oder dem Berufe entspricht, wird 


| manchmal nicht leicht zu entscheiden und hin und wieder 
zweifelhaft sein, wie die Lebensstellung jemandes einzu- 


schätzen und zu bewerten ist. Die Einschränkung, dass 


die Einrichtungen der Anstalt nicht im Wege sind, ist für 


die zugewiesenen Arbeiten, weil selbstverständlich, nicht 


gemacht, andererseits braucht auf den nach der Entlassung 


zu ergreifenden Beruf — zu vergl. $ 17 Abs. 2 Satz 2 — 
keine Rücksicht genommen zu werden. ‘Warum, ist nicht 


‚einzusehen. 


p. Die Beköstigung. 
Züchtlinge erhalten Anstaltskost, Haftgefangene dürfen 


. sich selbst beköstigen. Zu Ehrverlust verurteilte Gefängnis- 


sträflinge erhalten Anstaltskost, im Besitz der bürgerlichen 


 Ehrenrechte befindliche dürfen sich aus besonderen Gründen 


selbst beköstigen. Ich halte die Fassung „aus besonderen 


Gründen“ für nicht glücklich. Sie entbehrt der Fassbarkeit 
_ und die Begründung trägt nicht sonderlich zur Auslegung und 


Aufklärung bei. Wird der Paragraphso, wie er dasteht, Gesetz, 
- dann werden die besonderen Gründe oft angerufen werden, 


wo sie nicht gegeben sind, und Abweisungen zu Beschwerden 
führen. Es wird deshalb zu sagen sein „ausnahmsweise“. 


Das drückt auch den singulären Charakter der Vergün- 


stigung entschiedener aus. 
Dass über Beschwerden das Gericht entscheiden soll, 


ist eine durch nichts gerechtfertigte Durchbrechung des 
Instanzenzuges. Es handelt sich um eine gewöhnliche 


Verwaltungsmassregel, in die das Gericht nicht .hinein- 


- zureden hat. Das wäre nur zulässig, wenn das Gericht 
"wie im Falle des $ 18 bei der Urteilsfällung eine Ent- 


scheidung über die Beköstigung abzugeben hätte. Was in 
der Begründung zu der Sache gesagt wird, soll die Angst 


vor etwaigem Pressegeschrei verdecken, ist geeignet, die 


Gefängnisbeamten herabzuwürdigen, und muss daher unseren 
seharnischten Widerspruch hervorrufen. 


Nebenbei zeigt der Verfasser des beanstandeten Satzes 
auf Seite 70, dass er dem Gefängnisleben recht fern steht, 
sonst würde er wissen, dass man, wenn man gegen einen 
Insassen parteiisch sein will, ihn auf andere und weit 
wirksamere Weise zwiebeln kann als durch Versagung der 


- Selbstbeköstigung. 
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Der Vorentwurf unterstellt offenbar, dass es den Ge- 
fangenen vornehmlich auf die Selbstbeköstigung ankomme. 
Das trifft aber keineswegs allgemein, vielmehr nur sehr 
bedingt zu. Denn in Hamburg beispielsweise beköstigen 
sich kaum 2 % der Untersuchungsgefangenen selbst und 
unter den Sträflingen, namentlich im Gefängnisse, sind 
Selbstverpfleger weisse Raben. Welches Gericht soll übrigens 
entscheiden:daserkennendeoder dasdes Vollstreckungsortes? 
Und wird es immer zu einer sachgemässen Erledigung der Be- 
schwerden in der Lage sein? Nach $ 494 Abs. 1 Str.-Pr.-0 
ist das Gericht erster Instanz für die gemäss $ 490 Abs. 1 
zu treffenden Entscheidungen, die sich aber nicht auf die 
Sn des Strafvollzuges beziehen dürfen (Löwe Kommentar 

Aufl. S. 948 Anm. 2a zu $ 490) zuständig. Wird der 
nase erst an einer Stelle durchlöchert, dann wird bald 
an anderen Bresche gelegt werden. i 

Nach der Begründung steht die Beschwerde an ein 
Gericht nur bei Versagung der Selbstbeköstigung offen. 
Wenigstens erwähnt sie ihrer bei den Auseinandersetzungen 
über die Selbstbekleidung nicht. Der von dieser Beschwerde 
. handelnde Satz ist aber im Vorentwurfe von dem vorher- 
gehenden durch einen Punkt getrennt und der vorher- 
gehende Satz spricht sowohl von der Selbstbeköstigung 
als von der Selbstbekleidung, so dass recht wohl die Aus- 
lesung zulässig ist, auch die Beschwerde über Versagung 
der Selbstbekleidung gehe an das Gericht. Somit ist eine 
klarere Fassung nötig. Sonst lässt sich vielleicht ein ent- 
ferntes Gericht Lumpen schicken, um durch Augenscheins- 
einnahme festzustellen, ob sie eine angemessene Kleidung 
bilden. | | 

y) Die Bekleidung. Pr 

Züchtlinge tragen Anstaltskleidung, Haftgefangene 
eigene Kleidung, Gefängnissträflinge diese, wenn sie sich 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, sonst 
Anstaltskleidung. Hier gibt der Besitz der Ehrenrechte = 
das Recht auf Selbstbekleidung, sodass von besonderen 
Gründen nicht die Rede ist. Die eigene Kleidung muss 
angemessen sein. Davon ist bei den Haftgefangenen nicht 
die Rede. Die Begründung sieht das als selbstverständlich - 
an (S. 69), dennoch ist es gut, esim Texte zum Ausdrucke 
zu bringen. Die verschiedene Behandlung der Selbst- 
beköstigung und der Selbsbekleidung bei den Gefängnis- 
sträflingen erscheint mir nicht gerechtfertigt. Die Be- 
sründung sagt, die Selbstbeköstigung sei im Interesse der 
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Ordnung und Disziplin in "der Anstalt möglichst einzu- 
schränken (S. 69). Dann wird sie so ziemlich gegenstandslos 
sein. Die Auffassung wird offensichtlich von der Annahme 
beherrscht, dass die Speisen von aussen kommen. Darauf 
deutet der Hinweis des Missbrauches durch Einschmuggeln 
verbotener Gegenstände. Aber die Anstalt selbst kann, 
wie es in Hamburg geschieht, nach besonderer Vorschrift 
für Selbstverpfleger, die der Kostordnung für die Ange- 
stellten entspricht, zu festen Preisen liefern und die Ord- 
nung wird weniger gestört, wenn, was auch bei der An- 
staltsbeköstigung vorkommt, ein Teil so, ein anderer anders 
, bespeist wird, als wenn ein Teil Anstaltskleidung trägt, 
ein Teil in Kleidern der verschiedensten Formen und 
Farben sich bewegt. Dagegen ist Selbstbeköstigung, Selbst- 
bekleidung und Selbstbeschäftigung denjenigen zu versagen, 
die nach Massgabe der SS 47 “oder 18 Abs. 1 bestraft sind. 

ö) Der Verkehr der Sträflinge: nach ausserhalb soll 
sich bei Züchtlingen in engen Grenzen bewegen, bei Ge- 
: fänenissträflingen. an die durch die Ordnung in der Anstalt 
gebotenen Beschränkungen gebunden sein. Das sind Kaut- 
schukbestimmungen mit denen eben darum nichts anzu- 
fangen ist. Denn es ist an sich möglich, die durch die 
Ordnung in der Anstalt gebotenen Beschränkungen so zu 
fassen, dass sie den Verkehr in enge Grenzen weisen, also 
den Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis inso- 
weit geradezu aufheben. 

Für die Haltgefangenen fehlt es an jeder Anordnung. 
Dass sie nicht im Sinne von Treu und Lohsing Verkehr 


haben können, soviel sie mögen, folgt aus: S 20 Abs. 1. 


Satz 1, denn zur Lebensweise, die der Beaufsichtigung 
unterliegt, gehört — mindestens in einer Strafanstalt — 
auch der Verkehr. Davon geht auch die Begründung aus 
(S. 70). Trotzdessen ist die gesetzliche Regelung nötig. 
Wenn die Begründung meint, der Verkehr solle möglichst 
ungehindert sein, so ist das doch nur im Rahmen der 
Ordnung der Anstalt möglich. Man denke sich eine An- 
stalt für 500 bis 600 Haftgefangene, deren jeder täglich 
im Durchschnitte nur einen Brief schreibt und empfängt 
und wöchentlich einen Besuch erhält. 


5. 
Ueber das, was nach der Begründung von unterge- 
ordneter Bedeutung ist, sodass es im Vorentwurfe nicht 
behandelt wird (S. 70), kann der Gefängnisbeamte. und 
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werden die Gefangenen teilweise anderer Meinung sein. 


Was mit seinem Haare oder seinem Barte geschieht, geht 


manchen Sträfling weit näher an, als was aus seinem 
Verkehr nach aussen wird. Jedenfalls nicht von unter- 


gseordneter Bedeutung ist, nach welchen Grundsätzen die 


Arbeitsbelohnungen bemessen, namentlich aber welche 


Disziplinarmittel zulässig sein sollen. Wie ich schon sagte, 


bietet der Vorentwurf teilweise zu viel, teilweise zu wenig. 
Er täte daher besser, auf ein Strafvollzugsgesetz zu ver- 


weisen und sich darauf zu beschränken, die Unterbringung 


zu ordnen, allgemein die Verpflichtung zur Arbeit auszu- 


sprechen. und die Einzelhaft für zulässig zu‘ erklären: 
Kommt die Haft zu Falle und hört die Möglichkeit auf, 
neben Gefängnisstrafe auf Ehrverlust zu erkennen, so Steht 
nichts im Wege oder ist es vielmehr geboten, den Ge- 
fängnissträflingen mit derin Abschnitt 4b y hervorgehobenen 
Einschränkung, Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung Dis 
Selbstbekleidung zu gestatten. 


Zu-2 111. 6 


Von Schärfungen ist in Deutschland bisher wohl fast 
nurausAnlass derKämpfe umdie kurzzeitigen Freiheitsstrafen 


gesprochen und geschrieben worden, um durch Einführung 
jener diese wirksamer zu gestalten. Der Vorentwurf schlägt 
einen völlig andern Weg ein. Unter Ausschaltung der = 
Haftstrafe lässt er die Schärfungen bei Strafen in jeder 
Dauer zu, macht sie aber von Bedingungen abhängig, die 

sowohl in verkommener Gesinnung als in der voraussicht- 


lichen Unwirksamkeit des Strafvollzuges bestehen können. 


Die zweite Alternative darf aber nur "eintr eten, wenn Vor- 


strafen vorhergegangen sind. Damit hat wohl ein objek- 
‚tives dem subjektiven Momente gegenüber gestellt werden 


sollen, das allerdings einen weiten Spielraum freigibt, da 


es ganz auf das Gericht ankommt, auf Grund der wie- 


vielten Vorbestrafung es zu der vorauszusetzenden Unwirk- 


samkeit der neuen gelangt. Da von Vorbestrafungen 
die Rede ist, werden es ‚freilich mindestens zwei sein müssen. 
Die Massregel richtet sich mithin bei dieser Anwendung 


den Rückfall, der gleichzeitig durch die in I = 


888, 89 angeordneten Straferhöhungen getroffen wird. 
Gegen die Weise, wie der Vorentwurf die vordem- 
von - vielen Seiten und mit grosser Entschiedenheit ge- 


forderten Schärfungen verwirklichen will, wird. aber leb- Ss 
hafter Widerspruch laut. Nach meiner Meinung zu Unreeht. 


Ich halte den $ 18 für sachlich begründet und für in seinen 


Einzelheiten bis auf folgende Punkte gelungen: 


b) 


/ 


H) 


Die Schärfungen sollen nicht - angeordnet werden 
können, sondern angeordnet werden müssen. Sie 
sind ein Gegenstück der Selbstbeköstigung. | 
Wird das Ärbeitshaus gleich dem Zuchthause und 
dem Gefängnisse zu einer Strafe, so sind die Schärf- 
ungen auch bei ihm angezeigt. Sie empfehlen sich 
aber auch dann, wenn es sichernde Massnahme bleibt. 
Wer zu Schärfungen verurteilt worden ist, darf nicht 
das Recht der Selbstbekleidung haben oder sich selbst 
beköstigen oder beschäftigen. Siehe Abschnitt 4b y, 5. 
Es verdient erwogen zu werden, ob nicht das Vor- 
leben an die Stelle der Vorbestrafungen zu setzen ist, 
und bedarf jedenfalls der Klarstellung, dass Freiheits- 
strafen vorhergegangen sein müssen. Denn nur wenn 
diese sich nutzlos erwiesen haben, ist der Schluss ge- 
rechtfertigt, dass”der gewöhnliche Strafvollzug nicht 
ausreichen werde. 

Um es zu vermeiden, dass die Schärfungen alsbald 
in Wegfall gebracht werden müssen, darf nicht erst 
mit der Vollstreckung begonnen werden, sondern ist 
vor der Urteilsfassung der Gerichtsarzt zu hören, 


"Soweit sich das nicht sofort ermöglichen lässt, bietet 


$ 267 Str.Pr.O. das Hilfsmittel: Der Anstaltsarzt käme 
also erst für die Folge in Frage. 

Einjährige gute Führung scheint mir zu wenig. Die 
Frist muss in einem angemessenen Verhältnisse zur 
Dauer der Strafe stehen, etwa die Hälfte dieser be- 
tragen. Was will ein Jahr guter Führung bei etwa 


zehn Jahren Strafe bedeuten. Die gute Führung macht 


zudem ihren Einfluss auch. bei der vorläufigen Ent- 
lassung geltend, muss aber hier während zwei Drittel 
der Strafzeit betätigt sein. 

Uebrigens fehltes an der rechten Beziehung zwischen 
guter Führung und Wegfall der Schärfungen. Sie 
besteht nur dann, wenn sie ein Ausdruck dessen ist, 
dass die Voraussetzungen für die Schärfungen nicht 
mehr bestehen. Sie kann das sein, braucht es aber 
nicht zu sein und wird es oft nicht sein. Es ist daher 
sinngemässer, den Wegfall der Schärfungen von dem 
Wesfalle ihres Grundes abhängig zu machen, für 
diesen Fall aber gleichzeitig ihn nicht bloss zuzulassen, 
sondern anzuordnen. Die Begründung ‚bemerkt aus 


anderer Veranlassung höchst zutreffend, dass eine den 


Vorschriften der Hausordnung entsprechende Führung 


nicht immer ein Zeichen der Besserung ist, ja nicht 


einmal einen sicheren Schluss darauf zulässt, dass 


dieStrafe Eindruck aufden Gefangenen macht. 


(S. 78). Einige Seiten später heisst es aber, bei .einem 
Jahre guter Führung dürfe angenommen werden, dass 
die Strafe. bessernd oder so eindrucksvoll ge 
wirkt habe, dass weiterhin der gewöhnliche oder ein 


‘sich ihm annähernder Vollzug ausreiche (S. 88). 


(serade diese Stelle bezieht sich auf den $S 18 Abs. 3. 
Auf welchem Wege ist der Wegfall herbeizuführen ? 
Ist der Antrag des Gefangenen erforderlich oder aus- 


reichend oder steht er daneben oder ausschliesslich. 


der Gefängnisverwaltung zu oder muss er von beiden 
Seiten vereint ausgehen? Ich würde jenem und dieser 
ein selbständiges Antragsrecht einräumen und nehme 
es für die Gefängnisverwaltung mit dem Hinweise 
darauf in Anspruch, dass in dem ähnlichen Falle der 
vorläufigen Entlassung die Zustimmung des Gelangenen 


| beseitigt. werden soll. 


h) 


Lässt der Zustand des Gefangenen die Vollstreckung | 


der Schärfungen nicht zu, so kann das Gericht die 


Strafe in angemessener Weise erhöhen, .wie es nach 


Ss 42 Abs. 3 das Arbeitshaus durch Gefängnis oder E 
Haft von angemessener Dauer zu ersetzen hat: Es 


erhebt sich die Frage, wie die angemessene Erhöhung 


zu denken ist. 8 88 Abs. 2 lässt sich dafür nicht 


heranziehen. Ueberdies ist die Erhöhung bei fünf- k 


zehnjährigem oder lebenslänglichem Zuchthause von B 
selbst ausgeschlossen. Da ja nun die Schärfungen 


gerade den Zweck haben, den Verurteilten härter zu . 


treffen, als es sonst geschähe, so muss an die Stelle 
der Befugnis die Verpfichtung des Gerichtes zur Er- 


höhung der Strafe beim Wegfalle der Schärfungen 


gesetzt werden, damit die Dauer die Intensität ersetze. : 


Wenn die Begründung anführt, es könne das Gericht 


die verschärfte Strafe eben der Verschärfung wegen & 
kürzer bemessen haben als bei dem gewöhnlichen 


Strafvollzuge (S. 88), so halte ich solches Verfahren 


für unrichtig. Der $ 15 verlöre damit in der Haupt- 


sache seinen Wert. Die Schärfungen würden zu Ver-- 
kürzungen der Strafen führen, während das richtige 
Verfahren das ist, dass das für die Tat passende Straf 


mass gefunden und dann gefragt wird, ob zu diesem 
Strafmasse Schärfungen treten sollen. 


fi 
Der Vorentwurf unternimmt den Anlauf zu einer Art 


Strafvollzugsystemes. Die Begründung lehnt den pro- 


gressiven Strafvollzug als solchen ab, indem sie sich gegen 
dessen Schematismus wendet, macht sich aber die Gründ- 
gedanken in ihrer Art zu eigen. Ich bekenne mich mit 
Entschiedenheit zum Progressivsysteme, begeistere mich 
deswegen aber nicht für den Formalismus der Klassen-, 
einteilung mit dem Markenkrame und verwerfe die Schablone 
der genau bemessenen Zeit der Einzelhaft und der Gemein- 
schaftshaft. Das Losungswort ist: richtige Individualisierung 
und Gruppierung. Der Vorentwurf verfällt aber selbst in 
den von ihm gerügten Fehler, indem er für den Anfang 
der Strafzeit die Einzelhaft in bestimmter Dauer, und zwar 


sogar für Züchtlinge und Gefängnissträflinge verschieden 


bemessen, vorschreibt, während es doch auf die Länge 


der Strafzeit und die Persönlichkeit ankommt. Die Be- 
gründung macht ferner geltend, das Progressivsystem- be- 


 vorzuge die gemeinschaftshaft und doch tut der Vorentwurf 


nichts Besseres, wenn er bei beispielsweise zehn Jahren 
Zuchthaus sechs Monate Einzelhaft für genügend erklärt. 
Der Kernpunkt des stufenweisen Strafvollzuges, die all- 
mähliche Ueberleitung in die Freiheit, liegt ja garnicht 


- „darin und wird nieht dadurch verwirklicht, dass auf Einzel- 
_ haft Gemeinschaftshaft, zuletzt etwa bei Aussenarbeiten, 


vielleicht Zwischenanstalt und schliesslich vorläufige Ent- 
lassung folgt, sondern darin, dass der Zustand der strengen 


'Gebundenheit sich nach und nach auflöst, indem stück- 


weise bis auf einen unentbehrlichen Restbestand eine Be- 


_ schränkung nach der anderen fallen gelassen oder ge- 


mildert wird. Das lässt sich durchführen, ohne dass z.B. 
die Einzelhaft aufgehoben wird, ja gerade die Zelle wird 
dazu die bequemste Gelegenheit bieten. Um nur Eins zu 


_ erwähnen, lassen sich Arbeiten denken, die ausserhalb der 


Zelle, selbst im Freien, verrichtet werden, ohne dass deshalb 


_ der Gefangene mit anderen Gefangenen zusammenkommt. 


Eine Annäherung an den Stand des freien Mannes erblicke 
ich z. B. in. der Zulassung öfteren und längeren schrift- 
lichen und mündlichen Verkehrs, ih der Vermehrung der 
zur Bewegung in- frischer Luft bestimmten Zeit, in der 
Erlaubnis, diese statt durch Gänsemarsch - in Schritt und 
Blätter für Gefängniskunde. XLIV. B 


Tritt mehr nach Belieben auszunutzen, in der Gewährung, 


von Zeit und Gelegenheit, überhaupt oder mehr als sonst 
gestattet, für sich selbst tätig zu sein (etwa durch Lesen, 


Schreiben, Zeichnen, Anfertigen von Probestücken, Mustern 


oder Modellen), in steigender. Arbeitsbelohnung, soweit im 
Rahmen des Tarifes zulässig, in erweiterter Befugnis zur 


Verfügung über die Arbeitsbelohnung, auch zur Beschaffung 


von Zusatznahrungsmitteln, wenn solche an sich erlaubt, 
sei es in grösserer Menge, sei es zu höheren Preisen, sei 


es in grösserer Auswahl, sei es in der Dreiheit vereint, 


endlich in der erwünschten oder gewünschten Heranziehung 


zu Arbeiten ausserhalb der geschlossenen Räume, alles 


das natürlich nicht auf einmal, sondern nacheinander und 
nicht bei jedem in ganzer Ausdehnung, sondern in Einzel- 
fällen mit zielbewusster Beschränkung auf das Eine oder 


Andere oder Mehreres zusammen. Dazu gehören natürlich 


mittelgrosse Anstalten mit reichlichem Beamtenpersonale, 
nicht Massenkäfige, wie sie früher beliebt waren und hier 
und da noch beliebt sind, für 1000 bis 1500 und mehr 
Köpfe. Daneben erhebt sich die Frage, ob nicht die starre 
Hausordnung selbst einige Abschwächungen vertrüge. 

Der $ 22 verrät eine nicht gerade glückliche Hand. 
Das Mass der Einzelhaft und das Mass der Gemeinschafts- 
haft erwecken mir Bedenken, ausserdem wird $ 22 Abs. I 
Satz 1 durch Abs. 2 Satz 1 und 2 mittelbar aufgehoben. 
Auch Abs. 5 bedeutet eine Durchbrechung. Denn, wenn 
der Gefangene auf seinen Wunsch während der gesamten, 
noch so langen Strafdauer in Einzelhaft schalten wird, 
fällt das System des Vorentwurfes in das Wasser, 

Diese Einwilligung darf übrigens nicht, wie es S. 75° 
der Begründung tut, als jederzeit widerruflich behandelt 
werden, sonst hat sie keinen Wert. Niemand zwingt den 
Gefangenen, die Erklärung abzugeben, er ist sich ber 


was sie bedeutet, und daher an sie gebunden, falls er 


nicht in der Lage ist, triftige Gründe für den Rücktritt 
seltend zu machen. Sonst hat er es in der Hand, sich 


heute zum Weiterverbleiben in der Einzelhaft zu wer 


pflichten, morgen davon abzugehen, übermorgen darauf 
zurückzukommen und das Spiel cum gratia in el = 
fortzusetzen. 

Die Begründung behauptet, die. Gemeinschaftshaft 
mache die Entziehung der Freiheit weniger fühlbar als die 


Einzelhaft (S. 72), weil sie den Ernst der: Strafe weniger 
hervorkehre (S. 74). Ist das unbebingt richtig? Der Zellen- 
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Sefangene ist nicht einmal räumlich vereinsamt, denn er 
hat auf dem Spazierhofe, in der Schule und in der Kirche 
und selbst in der Zelle andere Gefangene neben, über, 
unter, vor oder hinter sich und durch die Zellenbesuche 
regen geistigen Verkehr. Die Erschwerung des Verbin- 
dungsuchens erleichtert es, davon abzustehen. In der 
Gemeinschaftshaft stehen die Gefangenen sich körperlich, 
aber nicht geistig näher, denn der Verkehr, selbst das 
blosse Sprechen miteinander, ist auch ihnen verboten, dabei 
die Gelegenheit soviel bequemer und der Anreiz soviel 
srösser und deshalb das Verbot, wenn auch notwendig, 
soviel härter. Es ist doch schwerer, ‘den Verkehr zu 
. lassen, der sich fast ungesucht bietet, als denjenigen, der, 
_ wenn er nicht gesucht wird, sich nicht bietet. In der 
gemeinsamen Haft darf der Platz nur mit Erlaubnis ver- 
lassen werden, die Zelle gewährt eine gewisse Freiheit 
der Bewegung. Ich weiss natürlich, dass die tatsächlichen 
Verhältnisse mit alle dem nicht durchaus übereinstimmen, 
wohl sogar davon bedeutend abweichen. Aber der Vor- 
‚entwurf will mindestens insofern einen Ausgleich schaffen, 
als die Hauptquelle der „Zerstreuungen und Unterhaltungen“ 


- (8. 71), nämlich die Gemeinsamkeit bei Nacht, durch Tren- 


nung verstopft werden soll, und das mit Recht. Zieht 
man ferner in Betracht einerseits, dass wohl überall eine 
Trennung der Freistunde durch einen Abstand von meist 
nicht unter fünf Schritten von einem Gefangenen zum 
andern eingeführt ist, dass die nächtliche Trennung schon 
vielfach besteht, dass es sogar Anstalten gibt in denen 
Gefangene der Gemeinschaftshaft an Plätzen mit reichlichem 
Abstande und Zwischenraume von einander einzeln arbeiten, 
andererseits, dass der Krimskrams der Masken, der ge- 
deckten Einzelsitze in Kirche und Schule und der ge- 
mauerten Einzelspazierhöfe nicht mehr nachgemacht, wohl 
sogar, wo er besteht, abgeschafft wird, dann ist der Unter- 
schied zwischen Einzelhaft und Gemeinschaftshaft nicht 
mehr so gewaltig, weil sich diese jener mit starken Schritten 
senähert hat oder nähert. 

Die Arbeiten in der Zelle und im Gemeinschaftssaale 
- können dieselben sein. Sind sie verschieden,: so pflegen 
„jene nicht schwerer, sondern leichter zu sein. als diese. 
Die Zelle ermöglicht weit mehr eine hausgerechte Führung 
und damit die von solcher abhängigen Vergünstigungen. 
Wer in der Einzelhaft wiederholt bestraft werden muss, 
legt es geradezu darauf an, während in der Gemeinschafts- 
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haft der Anlass zu I ER SL nahezu in der 
Luft liegt. 


8. 


Ich habe behauptet und behaupte, dass die vorläufige 
Entlassung innere Berechtigung habe und ein nicht bloss 
zufälliges Dasein führe, sondern organisches Leben besitze, 
nur als Glied eines progressiven Strafvollzuges.. Mitter- 
maier erklärt sie bei jeder Art des Strafvollzuges für 
verwertbar und nutzbringend und sieht in der Einrichtung 
die Verkörperung von etwas Allgemeingültigem unddeshalb 
der geschichtlichen Anklänge zu Entkleidendem. Ich lege 
das Gewicht nicht auf die Erscheinungsform, sondern auf 
das Wesen des progressiven Vollzuges, den ich namentlich 
dann verlange, wenn die vorläufige Entlassung soll nicht 
bloss eintreten können, sondern müssen. 

Letzteres lehnt der Vorentwurf ab und verfährt damit 
insofern, folgerichtig, aber auch im Sinne meiner Auffassung, 
als die Begründung auseinandersetzt, warum von der Aus- 


und Durchführung eines bestimmten Vollzugssystems Ab- 


stand genommen sei. 

Gegen die SS 26 bis 29 habe ich das Wenigste ein- 
zuwenden, sie bringen wesentliche Verbesserungen. Ob es 
notwendig ist, die drei Viertel der Strafzeit auf zwei Drittel 
herunterzusetzen, möge auf sich beruhen. Was auf S. 100, 
101, 104 der Begründung dafür angeführt wird, ist Keine 
Begründung. Dass es sich dabei mehr oder weniger um 
eine Gefühlssache, wenn nicht um Willkür handelt, erhellt 
daraus, dass der Entwurf des Str.G.B. sich mit Verbüssung 
der halben Strafzeit begnügte, das Gesetz drei Viertel ver- 


langt und der Vorentwurf zwei Drittel, beim Arbeitshause 
aber schon die Hälfte für richtig hält. Wünschenswert ist 


eine Klarstellung, wie sich die zwei Drittel zu dem Jahre 
zu: verhalten haben. Sollen sie mindestens ein Jahr aus- 
machen, dann wäre.die niedrigste Strafe, bei der die vor- 
läufige Entlassung eintreten könnte, 18 Monate, Das aber 
wäre das Gegenteil des Gewollten, nämlich der Erweiterung 
der Massregel. Der im geltenden Rechte bestehende Zweifel 
soll sich doch nicht fortpflanzen. 

Ich vermisse ferner eine Entscheidung darüber, ob’ 
eine Zusammenrechnung von Anschlusstrafen soll statt- 


finden dürfen, was z. B. nach Ministerialverfügungen m 
Preussen und Württemberg Rechtens, nach meiner Auf- 


fassung aber nicht zulässig ist. 


che 


Die Ausführungen, weshalb Lebenslängliche von der 
vorläufigen Entlassung ausgeschlossen bleiben sollen, wirken 
auf mich dadurch nicht überzeugender, dass sie so umfang- 
reich sind. Grosse Bedeutung hat die Sache nicht, so geringe 
. wie es die Begründung darstellt, aber auch nicht, denn 
immerhin befinden sich allein im hiesigen Gefängnisse I 
sieben Züchtlinge auf Lebenszeit. 

S 27 Abs. 3 bedarf der Aenderung. Denn, wer etwa 
sechs Monate früher entlassen ist, hat sich zwei Jahre zu 
bewähren, wer zwei Jahre früher entlassen ist, nicht länger 
und wer fünf Jahre früher entlassen ist, diese Zeit über. 
‘Die Bewährungsfrist sollte soviel betragen, als der ver- 
büsste Strafteil. 

Ueber die einstweilige Festnahme aus dringenden 
Gründen des öffentlichen Wohles lässt sich die Begründung 
nicht aus. Mir ist die Sache selbst durch Görlich nicht 
klar gemacht worden. 

Der Widerruf sollte geboten werden, statt bloss zu- 
gelassen zu Sein. 


02 


Die Erörterungen über die Freiheitsstrafen schliessen 
hier mit der Besprechung noch nicht berührter Einzelheiten. 

Die Bestimmung, dass die Zuchthausstrafe nur nach 
vollen Monaten bemessen werden darf, ist gefallen. 

Das Wertverhältnis von Haft zu Gefängnis scheint 
mir nicht richtig. Der Unterschied zwischen jener und 
diesem ist weit erheblicher als der zwischen Gefängnis und 
Zuchthaus. Ich halte daher die Gleichung Haft : Gefäng- 
Br, für zutreftender. 

Wird das Arbeitshaus zur Strafe erhoben, so schlage 
ich die Formel: acht Monate Arbeitshaus gleich zehn Monaten 


Gefängnis vor. Denn bei ihm darf weder von Selbstbe- 


kleidung und Selbstbeköstigung, noch von der meinerseits 
für das Gefängnis beanspruchten Selbstbeschäftigung die 
Rede sein. 
Aber auch für den Fall, dass uach $ 42 Abs. 1 und 3 
des Vorentwurfes Arbeitshaus an die Stelle von Gefängnis 
oder Haft an die Stelle von Arbeitshaus treten soll, bedarf 
es der Festsetzung eines Wertverhältnisses. Jetzt können 
vier Wochen Gefängnis oder Haft drei Jahren Arbeitshaus 
oder sechs Monate Arbeitshaus drei Monaten Gefängnis 
oder Haft gleichgestellt werden. Das ist ein unmöglicher 
Zustand. Be 


jpg 


Da es übrigens eine achtmonatige Zuchthausstrafe 
nach dem Vorentwurfe — anders nach meinem Vorschlage — 
nicht gibt, muss es logischer heissen: zwölf Monate Ge- 
fängnis sind acht Monaten Zuchthaus gleich zu achten. 


10. 


Ieh komme zu den sichernden Massnahmen. 
I. Die wichtigste und einschneidendste ist das Arbeits- 
haus. Dass es Strafe sein müsste und im Vorentwurfe nur 


formal nicht ist, habe ich des Längeren nachgewiesen. Ich 


beziehe mich noch auf S. 51 Anm.3 der Begründung, dass 
das Arbeitshaus im geltenden Rechte nicht Haupt-, sondern 
nur Nebenstrafe, also doch immerhin Strafe sei. Das 
Arbeitshaus des Vorentwurfes trägt ‘aber, wie eine Ver- 
gleichung seiner Festsetzungen mit $ 362 Abs. 2 St.G.B. 
ergibt, die Eigenschaft der Strafe in weit höherem Masse 
an sich. Aber selbst wenn es dabei bliebe, dass es sichernde 
Massnahme sein solle, wäre es Freiheitsentziehung und 
dürfte sich der Vorentwurf, da er sie vom Gerichte aus- 


sprechen lassen will, der Anordnungen darüber, wie er sich 


‘den Vollzug denkt, nicht entschlagen. Auch kann man 
streiten, ob nicht die Dauer auf fünf Jahre erhöht werden 


soll, wie ich es für das Arbeitshaus als Strafart empfohlen 

habe. Im Uebrigen verdient der $42 bis auf den Umstand, 
dass das Arbeitshaus an. die Stelle von Gefängnis oder Haft 
von gewisser Dauer soll treten können, wenn es doch nun 


einmal nur sichernde Massnahme sein soll, Billigung. 


Il. Wer wegen mangelnder Zurechnungsfähigkeit frei- 
gesprochen oder ausser Verfolgung gesetzt oder bei ver- 
minderter Zurechnungsfähigkeit verurteilt worden ist, 


ist, wenn es die Öffentliche Sicherheit erfordert, in einer 


öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt unterzubringen, eine 


ebenso willkommene als notwendige Neuerung. Der zweite 


Satz des $65 Abs. 1 ist so, wie er dasteht, nicht recht zu 


verstehen. Denn das „ausserdem“ kann dahin. ausgelegt 


werden, dass auch noch die Unterbringung in einer Trinker- 


heilanstalt stattfinden darf, für welchen Fall man nicht 
wüsste, wie Beides zu vereinigen wäre. Nach der Be- 
sründung ist an die Fälle gedacht, in denen die öffentliche 
Sicherheit die Verwahrung in einer öffentlichen Heil- oder 


Pflegeanstalt nicht erfordert. Weniger missverständlich 


ist deshalb die Fassung: War der Grund der Bewustlosig- 


keit selbstverschuldete Trunkenheit und erfordert die öffent- 


liche, Sicherheit die Verwahrung in einer öffentlichen Heil- 
oder Pflegeanstalt nicht, so kann das Gericht anordnen, 


dass der HFreigesprochene oder Ausserverfolgunggesetzte 


nach Massgabe des $ 43 in einer Trinkerheilanstalt unter- 
gebracht werde. Ausserdem mache ich auf eine bedenk- 
liche Folge aufmerksam. Zustände selbstverschuldeter 
Trunkenheit, soweit sie nicht die freie Willensbestimmung 
ausschliessen, begründen zwar verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit, aber nicht Strafmilderung, mithin Zustände nicht 
selbstverschuldeter Trunkenheit, verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit und Strafmilderung. Bei Verurteilung im Falle 
nichtselbstverschuldeter Trunkenheit tritt, soweit es die 
öffentliche Sicherheit erheischt, nach der Strafverbüssung 
Verwahrung ein, bei Verurteilung im Falle selbstverschul- 
deter Trunkenheit nicht. Es kann kommen, dass das 
Mehr an Strafe bei selbstverschuldeter Trunkenheit durch 


die Dauer der Verwahrung bei nichtselbstverschuldeter 
Trunkenheit aufgewogen oder überboten wird. 


Ich merke nebenbei noch dies .an. S 64 schreibt bei 


sinnloser selbstverschuldeter Trunkenheit die Strafe für 


Fahrlässigkeit vor, wenn die fahrlässige Begehung der 
Handlung strafbar ist. Fahrlässiges Verbrechen gibt es 
nicht, folglich kann nur bei leichteren Straftaten Strafe, 
bei schwereren nur Verwahrung eintreten. Die Begründung 


‚will diese andererseits sogar neben der Fahrlässigkeit zu- 


lassen (S. 235 Anm. 1). Erstens wird aber in $65 nur der 


S 63, nicht auch der $S 64 angezogen, zweitens ist die Strafe 


aus S 64 keine mildere. Für nichtselbstverschuldete 
Trunkenheit gilt $S 64 nicht. Hier greifen wieder $ 63 
Abs. 1, Satz 1, $S 65 Abs. 1 mit der Wirkung ein, dass die 
langzeitige Verwahrung ein schlimmeres Uebel sein Kann 


als eine kurze Strafe. 


III. Die Verwahrung gemäss 3 65 Abs. 1 Satz 1 ist 
anzuordnen, die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
kann angeordnet werden. Jene setzt eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit durch den Täter voraus, diese 


nicht. Die Verwahrung ist zulässig auch ohne Bestrafung, 


die Unterbringung nur neben einer Strafe. Warum diese 


_ mindestens zwei Wochen betragen soll, ist nicht einzusehen 


und wird nicht überzeugend begründet. Auch die Höchst- 


dauer der Unterbringung mit zwei Jahren lässt sich stark 


anfechten. Ist innerhalb dieser die Heilung nicht erreicht, 
so bleibt es beim Alten. Der Verurteilte soll nicht bloss 
an ein gesetzmässiges, sondern auch an ein geordnetes 
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Leben gewöhnt werden.!) Also handelt es sich mehr um 
die Bekämpfung der Trunksucht als solcher als die Be- 
kämpfung der aus ihr entsprungenen Straftat. Diese als 
eine von vielen Formen, in denen die Trunksucht zutage 
tritt, bietet den Anlass, die Quelle mannigfachen Unheiles 
zu verstopfen. Wer ungesetzlich lebt, lebt aber deswegen 
allein nicht ungeordnet. Andererseits hat er vielleicht 
niemals gesetzmässig oder geordnet gelebt, so dass er nicht 
„wieder“, sondern erst daran zu gewöhnen ist. 

IV. Von der staatlich überwachten Erziehung neben 
einer Freiheitsstrafe habe ich in Abschnitt 1 gesprochen. 

V. Die Polizeiaufsicht ist auf die Aufenthaltsbe 
schränkung, allerdings ihre einschneidendste Wirkung, be- 
schränkt worden. Gerade gegen sie hat man sich aus. 
Anlass des Falles des Hauptmannes von Köpenick mit 
besonderer Schärfe gewandt. Aber es soll das Kind nicht 
mit dem Bade ausgeschüttet werden. Es muss möglich 
sein, Massenanhäufungen schwerer Verbrecher an einem 
Orte zu verhindern. Dabei lässt sich sehr wohl mit 
Schonung gegen den einzelnen und mit Zulassung‘ von 
Ausnahmen vorgehen. Die Entlassenen dürfen nicht von 
Ort zu Ort gehetzt werden. Dem Falle Voigt lassen sich 
ähnliche an die Seite setzen?). Das beweist zwar Un- 
geschick, meinetwegen Unverstand, aber nicht die Ver- 
werflichkeit der Massregel an sich. Denn was ist gegen 
Verkehrtheiten geschützt? Betrachte man auch die Kehr- 
seite, was geschehen wäre, wenn Voigt in Wismar wieder 
einen Einbruch begangen hätte. Mit welcher Geschäftigkeit 
wären die schlimmsten Angriffe erhoben worden, dass die 
Polizeibehörde nicht auf dem Platze gewesen sei, wozu sie 


die Ausweisungsbefugnis habe, wenn.sie diese nicht gegen Br 


einen solchen Menschen?) ausnutzen wolle. Sr 
Ich empfehle in mir geeignet scheinenden Fällen, die 
Polizeiaufsicht und damit die Ausweisung aufzuschieben, 


bis der Betreffende sich irgendwie unliebsam bemerkbar 


macht, und finde damit stets Entgegenkommen. Das Ver- 
fahren, von der Polizeiaufsicht keinen Gebrauch zu machen, 


!) In $ 42 Abs. ir ist von einem gesetzmässigen und arbeits- 
samen, in $ 69 Abs. 2, Satz 1 nur von einem gesetzmässigen Leben 
die Rede. 

°) Deswegen glaube ich durchaus nicht allen, die, wie hen: 
in Schwang gekommen, sich als Opfer der Polizeiaufsicht geberden. 

®) Lindaus Verhimmelung des Mannes („Ausflüge ins Krimi- 
« nalistische“ S. 270: der köstliche, S. 272: der herrliche Hauptmann) 
rückt die Persönlichkeit in ein unverdientes Licht. den) 
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so lange die Entlassenen sich der geordneten’Aufsicht eines 
Fürsorgevereines unterstellen, ist in Preussen und vielleicht 
anderwärts ministeriell angeordnet oder doch — wie in 
Hamburg — üblich und auf die blosse Aufenthaltsbe- 
schränkung ohne Weiteres übertragbar. Aehnlich $ 28 
Abs. 1 des Vorentwurfes. Ich würde freilich die Aufent- 
haltsbeschränkung überhaupt, namentlich aber im Hinblicke 
auf meine Abgrenzung des Zuchthauses von den anderen 
Freiheitsstrafen, nur bei jenem für zulässig erklären. 

VI. Und nun das Wirtshausverbot. Die Begründung 
gibt zu, dass es für grosse Orte so gut als wirkungslos sei, 
vermeint aber, es vermöge unter kleinen Verhältnissen 
sute Dienste zu leisten. Damit richtet sie selbst diese 
sichernde Massnahme. Ob in grossen oder in kleinen 
Orten mehr getrunken wird und wo deshalb Trunkenheit 
öfter vorkommt, weiss ich nicht und kann in einer Gegend 
so, in einer anderen anders sein. Sicher ist aber wohl, 
dass die grossen Orte -mehr Gelegenheit und Stätten 
zum Trinken bieten und darum mehr dazu anreizen. Ein 

Kritiker macht darauf aufmerksam, dass das Wirtshaus- 
verbot in einer kleinen Ortschaft, in der jeder jeden kennt, 
den davon Betroffenen unverhältnismässig und in einer 
vom Vorentwurfe nicht gewollten, oder, wenn gewollt, 
nieht zu rechtfertigenden Weise schädigen könne, weil er 
dem Gespötte ausgesetzt sein werde, aber auch durch. ge- 
schäftliche Beeinträchtigung wirtschaftliche Nachteile haben 
könne. Die Richtigkeit dieser Bemerkung ist nicht von 
der Hand zu weisen, steht aber im Hintergrunde gegen- 
über der Tatsache, dass eine Massregel eingeführt werden 
soll, die einen durch :nichts begründeten und von äusser- 
lichen und zufälligen Umständen abhängigen Unterschied 
ihrer Wirksamkeit mit auf die Welt bringt. Ferner: wie 
weit reicht sie? Näch der Wortfassung erstreckt sie sich 
über das Geltungsgebiet des zukünftigen Strafgesetzbuches, 
denn es ist die Rede vom Besuche der Wirtshäuser, also 
doch aller. Oder soll das Gericht das Verbot auf den 
Wohnort des Verurteilten oder die Grenze seines Bezirkes 
beschränken können ? Dann bedarf es nur des Verziehens 
in eine benachbarte Gemeinde oder einen dicht angrenzenden 
Gerichtssprengel, etwa, um ein mir naheliegendes Beispiel 

 anzuführen, von Hamburg hach Altona oder Wandsbeck 
oder umgekehrt. Die Vorschrift ist aber nicht einmal 

. logisch. Sie hat nur dann Sinn, wenn die Trunkenheit . 
\im Wirtshause entstanden ist, um zu verhüten, dass sie 


N eL- 


sich dort wiederhole. Was soll aber das Verbot, wenn der 
Täter sich anderswo, z. B. zu Hause oder in der Wohnung 


von Verwandten oder Bekannten, betrunken hat? Welche 


Schuld tragen daran die Wirtshäuser? Und wie, wenn 
der Bestrafte das ihm verbotene Wirtshaus nicht betritt, 
sondern den Alkohol von dort holen lässt und sich daran 
vor dem Eingange oder daheim betrinkt? Woher muss 
der Wirt seine Wissenschaft haben, um dem $ 308 Ziff. 2 
zu verfallen? Soll ihm die Polizei, wie es zur Zeit meiner 
staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit im oberschlesischen 
Industriebezirke üblich war, eine Art schwarzer Liste der 
Trunkenbolde, denen geistige Getränke nicht verabfolgt 
werden dürfen, zustellen oder würde es genügen, dass ihm 
das Verbot irgendwie und von irgendwoher zur Kenntnis 
kommt? Ich bin gewiss für scharfe Bekämpfung des 


Alkoholmissbrauches und habe schon vor Jahren ge- 


schrieben,!) was sich in der Begründung auf S. 158 findet, 
nämlich dass Aufklärung des Volkes not tue und dem 
Alkohol nicht bloss mit strafrechtlicher Behandlung, sondern 
auch mit der Gewerbe- und Steuergesetzgebung beizu- 
kommen sei, aber das Wirtshausverbot verwerfe ich, weil 
ich es für eine teils untaugliche, teils zweischneidige Waffe 
halte. 

Nebenbei gedenke ich der Merkwürdigkeit, dass das 
Wirtshausverbot wohl bei Trunkenheit, nicht aber bei Trunk- 
sucht soll erlassen werden dürfen. Für die Trunksucht 


sind schärfere Massregeln in Aussicht genommen. Werden 


sie aber stets anwendbar sein, oder angewandt werden und 


bietet sich, wenn und wo dies nicht der Fall, nicht in dem 


Wirtshausverbot, sofern man es haben will, Ersatz oder 


Ergänzung und sollte sich nicht selbst eelegentlich zunächst Ri 3 


ein Versuch mit ihm lohnen ? | 
“a 
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Die Begründung rechnet. mit. einer Uebergangszeit 
von zehn Jabren, bis die durch den Vorentwurf bedingten 
baulichen Vorkehrungen beendet sein werden (S. 76, 77). 
Sie tut recht daran, beweist aber damit, welche gewaltige 
Opfer den Bundesstaaten zugemutet werden. Durch den 
Hinweis darauf, dass sich kleinere zusammentun mögen 
(S. 64, 367), wird nicht viel geändert, denn es bleibt frag- 


lich, ob und inwieweit es angeht und nützlich ist und nicht . 


') „Das Strafensystent und seine Reform“ S. 9 bis 10. 


a 


OO 


auf andere‘ Weise, z. B. Transporte, Kosten entstehen, die 
den teilweisen Ersparnissen ganz oder teilweise gleich-. 


kommen. Um so gebieterischer tritt an uns, als die am 


Strafvollzuge Nächstbeteiligten, die Pflicht der Prüfung 
heran, was etwa überflüssig ist oder sich vereinfachen 


lässt. An dem Vorentwurfe hat, so : wünschenswert es 


gewesen wäre, kein Gefängnispraktiker mitgearbeitet. Die 
Hinzuziehung eines solchen. bei der Aufstellung des end- 
giltigen Entwurfes ist daher dringend zu: fordern. 


12, 


Das Ergebnis meiner Untersuchungen enthalten die 
folgenden Leitsätze: 


1. Die notwendige Ergänzung des neuen Strafgesetz- 
buches hat ein gleichzeitig mit ihm in Kraft 
tretendes Strafvollzugsgesetz zu bilden. 


II. Zur Ausarbeitung beider Gesetze sind ein oder 
mehrere Gefängnisbeamte mit umfangreicher Er- 
fahrung heranzuziehen, 

IIl. Die Freiheitsstrafen sollen bestehen in Zuchthaus, 
Gefängnis (Einschliessung) und Arbeitshaus. 

IV.a. «) Auf Zuchthaus ist.zu- erkennen, wenn die Tat aus 
eingewurzelter Ehrlosigkeit hervorgegangen ist. 

5) Wo das Gesetz die Wahl zwischen Zuchthaus und 
einer anderen Freiheitsstrafe lässt, ist auf jenes 
zu erkennen, wenn die Tat aus eingewurzelter 
Ehrlosigkeit hervorgegangen ist. 

») Die Zuchthausstrafe wirkt von selbst entehrend 
und ist von selbst mit dem Verluste der bürger- 
lichen Ehrenrechte verbunden. 

6) Die Umwandlung von Zuchthaus in eine andere 
Freiheitsstrafe ist unzulässig. 

e) Die Zuchthausstrafe ist zu schärfen unter den 
Voraussetzungen und mit den Wirkungen des $ 18 
des Vorentwurfes. 

£) Der Mindestbetrag der zeitigen Zuchthausstrafe 

| ist beim Vorliegen mildernder Umstände oder be- 
sonders leichter Fälle sechs Monate, sonst ein 
Jahr. Im Uebrigen wie im Vorentwurfe. 

7) Die Zuchthausstrafe wird in ausschliesslich dazu 
bestimmten Anstalten vollstreckt, innerhalb deren 
Abteilungen für Unverbesserliche und vermindert 
Zurechnungsfähige zu bilden sind. 
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Die Zuchthausstrafe ist mindestens im Anfange in 
Einzelhaft zu vollstrecken. 


Die Dauer der Einzelhaft beträgt bei ununter- 
brochener Vollstreckung . fünf Jahre und kann 
verlängert werden, wenn der Sträfling sich als 
für die Gemeinschaftshaft ungeeignet erweist oder 
Mitgefangene in erheblicher Weise a schlecht 
beeinflusst. 


Auf Arbeitshaus ist zu erkennen, wenn die Tat 
aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit hervorge- 
gangen ist. 

Die Arbeitshausstrafe kann mit dem Verluste ein- 
zelner bürgerlicher Ehrenrechte verbunden werden. 


Die Arbeitshausstrafe ist zu schärfen unter den 
Voraussetzungen und mit den Wirkungen dess 18 
des Vorentwurfes. 


, Die Arbeitshausstrafe - beträgt mindestens einen 


Monat, höchstens fünf Jahre. 


Die Arbeitshausstrafe wird in ausschliesslich dazu 
bestimmten Anstalten vollstreckt, innerhalb deren 
Abteilungen für VE Zur echnungsfähige zu 
bilden sind. 


Die Arbeitshausstrafe kann mindestens im Anfange 
in Einzelhaft vollstreckt werden. 


Die Dauer der Einzelhaft beträgt fünf Ta 


Die Gefängnisstrafe (Einschliessung) kann mit dem. 


Verluste einzelner bürgerlicher Eihrenrechte ver- .. 


bunden werden. 


Die Gefängnisstrafe ist zu schärfen unter den Vor- 
aussetzungen und mit den Wirkungen des $S 18 


des run 


Die Gefängnisstrafe ist entweder eine eben Rasen 
liche ‚oder‘ eine‘ zeitige, - Die zeitige  Gefänsne nr 


strafe beträgt mindestens eine Woche, höchstens 
fünf Jahre, wenn sie wahlweise neben Zuchthaus 
angedroht ist, fünfzehn Jahre. | 


Die Gefängnisstrafe wird in ausschliesslich dazu 


bestimmten Anstalten vollstreckt, innerhalb deren “ 
Abteilungen für vermindert Zurechnungsfähige und 


für Jugendliche zu bilden sind. Es ist dafür zu 


sorgen, dass eine Berührung zwischen Erwachsenen 
und J en nicht sattfindet. 
6) Wie’ zu,a,.9, 
Va. Das Winchauswerbei eignet sich nicht zur sichern- 
den Massnahme. 
b. Die Aufenthaltsbeschränkung ist nur neben der 
Zuchausstrafe zulässig. 

IVan,9,und.:IVbe und ZundIV ce öunde gehören an 
sich nicht mehr in das Strafgesetzbuch, sondern in das 
Strafvollzugsgesetz. Ich habe sie aber mitaufgestellt, um 
sie ihrer grundsätzlichen Bedeutung wegen festzulegen, und 
mehr Einzelheiten im Hinblicke auf I und II nicht aufge- 
nommen. Vielleicht bringt jeder der Mitberichterstatter 
ebenso viele und dabei andere zur Sprache. Auch aus 
diesem Grunde ist Beschränkung geboten. Ueberdies sollen 
in Leitsätzen nur die wichtigsten Gesichtspunkte zum Aus- 
drucke kommen. 


Die Freiheitsstrafen und ihr Vollzug 


und die sichernden Massnahmen im Vorentwurfe zu einem 
deutschen Strafgesetzbuche 


(88 14-29, 4243,53, 63,365) 


von Oberregierungsrat Reich, Bautzen. 


Der Vorentwurf ist nun seit Jahr und Tag der Oeffent- 
lichkeit zugängig gemacht. Wer sich die Mühe genommen 
hat, die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen nebst ihrer 
ausserordentlich eingehenden Begründung in Verbindung 
mit den einschlägigen Ausführungen der „Vergleichenden 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts“ 
zu studieren, der wird den Eindruck gewonnen haben, 
dass hier ein gewaltiges Stück Geistesarbeit und Gelehr- 
samkeit vorgelegt wurde, wie es in ähnlicher Weise kaum 
jemals der blossen „Reform“ eines bereits bestehenden 
(sesetzes voraufgegangen sein dürfte. Beweis genug, 
welch grosser Wert an massgebender Stelle auf das neue 
(resetz gelegt wird, das so viel Wehe für gefallene Menschen | 
enthalten muss, weil. es bestimmt ist, neben äller Rück- 
sichtnahme auf die Gebote der Menschlichkeit, der strengen 
(rerechtigkeit zu dienen, indem.es eine jede Straftat mehr 
als jetzt mit dem lebendigen Masstabe der individuellen 
Verschuldung messen und vermehrten Schutz bringen soll 
nicht bloss der Gesellschaft, sondern auch den ganz 
Schwachen unter den Gefallenen. 5 


Es war vorauszusehen, dass der VE. alsbald viele 
selehrte, juristische wie medizinische und journalistische 
Federn in Bewegung setzen würde, die denn .auch vom 
akademischen wie praktischen Standpunkte aus Lob und 
Tadel darüber ausgegossen haben. Erfreulich ist aber, 
dass das erstere zu überwiegen scheint. Br 

Mag es darum auch dem Strafvollzugsbeamten ver- 
gönnt sein, an seinem bescheidenen Teile zu den Stra 
mitteln des VE. sich zu äussern. EEE 

Ich beschränke mich dabei wunschgemäss lediglich 
auf die Bestimmungen des VE. über die Freiheits- 
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strafen, die allein in das Fach des Gefängnisbeamten 
schlagen und werde andere Bestimmungen nur soweit 
streifen, als sie mit diesen Strafen in Verbindung stehen. 


T; 


Ich finde, dass der VE. zwar erfreulichen Anlauf 
nimmt, der Persönlichkeit der Rechtsbrecher mehr 
als bisher Rechnung zu tragen, doch reicht dieser Anlauf 
nach meiner Ansicht für eine zweckmässigere Bestimmung 

und Unterscheidung der Strafarten und für eine nutz- 
bringendere Gestaltung des Strafvollzuges nicht aus. 

Jede Straftat erhält doch ihre rechte Beleuchtung 
erst durch den Charakter des Täters. und seiner Be- 
weggründe zur Tat. Demzufolge unterliegt es wohl 

keinem Zweifel, dass die Rechtsprechung zum mindesten 

das gleiche Gewicht auf die Person des Täters, wie auf 
die Tat selbst zu legen habe. Und wenn es richtig ist, 
dass auch ein Strafgesetz gewisse soziale Aufgaben 
‚zu erfüllen habe, so darf es auch nicht ausser acht lassen, 
dass für die menschliche Gesellschaft lediglich der Täter 
die abzuwehrende soziale Gefahr bildet und eine blosse 
„Sühnung“ der Straftat zu dürre erscheint, um sozial nutz- 
bringende Frucht zu zeitigen. 

Auf Grund dessen sollte meiner Ansicht nach auch 
schon bei der gesetzlichen Bestimmung der Freiheits- 
strafarten und ihres Vollzugs auf die Täter die gleiche 
Rücksicht wie.auf die Straftaten genommen werden. 

In dieser'Beziehung vermeidet aber der VE. jede tiefer 
einschneidende Reform und versucht nur mit „kleinen 
Mittelchen“ zu helfen. 

: Da.ist zuerst die Aufrechterhaltung der alten Drei- 
: teilung der Straftaten, die die Beibehaltung der bis- 
— herigendreiHauptstrafarten zur notwendigen Folge hat. 
£ 'Obschon wiederholt von fachmännischer Seite, unter 
anderem auch seitens des Vereins der deutschen Straf- 
anstaltsbeamten erklärt worden ist, dass die Haftstrafe 

(SS 19, 20) als entbehrlich aufgegeben werden könne, weil 

‚sie sich zu wenig von der Gefängnisstrafe unterscheiden 
lässt, sucht der VE. die längst gewünschte Verein- 
fachung des Freiheitsstrafensystems lediglich durch 
Beseitigung der Ausnahmestrafe der Festungshaft 
herbeizuführen. -Er tut damit aber, wie mir deucht, dem 
Empfinden der gebildeten Kreise des Volks Gewalt an, 


die eine so ausgesprochene cuslodıa honesta, wie es unsere 
heutige Festungshaft ist, nicht missen mögen und ihre 
Einverleibung in die eigentlichen Kriminalstrafen schwerlich 
billigen können. Denn die durch Aufpfropfung der Festungs- 
haft „veredelte* Haftstrafe wird ihrem Wesen nach nie 
und nimmer das sein können, was die erstere bisher für 
uns bedeutet hat. 


Die Begründung des VE. (S. 53), dass mit der heutigen 
Festungsstrafe ein „Klassenprivilegium“ zu beseitigen sei, 
verstehe ich nicht recht. Es liegt doch nur in der Natur 
der Sache, dass die in Frage kommenden Rechtsbrüche in 
der Regel nicht von Angehörigen der „breiten“ Volks- 
schichten begangen zu werden pflegen, sonst würde eben 
auch diesen die „privilegierte“ Strafart zu gute kommen. 


Nach meinem Dafürhalten würdedas also keine „Reform“ 
sein. Eher könnte der Geltungsbereich der Festungshaft, 
die übrigens zur Entkleidung ihres biserigen militärischen 
Anstrichs etwa die Bezeichnung „Sühnhaft“ erhalten 
könnte und nur in Untersuchungsgefängnissen vollzogen 
werden sollte, insofern noch eine passende Erweiterung. 
erfahren, als sie auch auf politische, soziale und andere 
Pressvergehen ausgedehnt werden könnte, die nicht hoch- 
verräterischer Gesinnung, böswilliger Beleidigungsabsicht 
oder niedriger Schmähsucht entsprangen, wogegen wiederum 
anderes, so z. B. der „mit schwerer sittlicher Schuld ver- 


bundeneZweikampf“, von ihr ausgeschlossen bleiben sollte. — 


Weiter hält der VE. an dem alten Strafrahmen für 
Zuchthaus fest, dessen hohes Mindestmass bisher nicht 


selten den Richter hinderte, beispielsweise einen gewerbs- x 


oder gewohnheitsmässigen Verbrecher dieser Strafe zuzu- 
führen, wenn zufällig die von diesem begangene Straftat 
objektiv nicht so schwer ausgefallen war, um eine Strafe 
in der Höhe des jetzigen Mindestmasses der Zuchthaus- 
strafe zu. rechtfertigen. — Die notwendige Folge dieses 
Festhaltens am alten Strafrahmen ist, wie noch aus- 
geführt werden soll, dass der VE. dadurch auch weiterhin 
unmöglich macht, die Zuchthausstrafe von der Gefängnis- 
trafe im. Vollzuge:- fühlbarer ‘als jetzt. zu unter 
scheiden. | 

Die zu geringe Berücksichtigung der Persönlich- 
keit des Täters finde ich darin, dass der VE. es nicht fertig 
bringt, fürdie Wahlder geeigneten Strafart neben 
der „ehrlosen Gesinnung“ ($ 85) auch den übrigen Sitt- 


erhld 


lichen Zustand des Rechtsbrechers entscheidend in die 
Wagschale zu werfen. 

Sollte es denn wirklich so schwer sein, eine annehm- 
bare Formel dafür zu finden, unter welchen individuellen 
Voraussetzungen von vornherein grundsätzlich auf die 
schwerere oder leichtere Strafart zu erkennen sei und zwar 
ohne Zuhilfenahme von sogenannten „mildernden Umstän- 
den“, die doch oft nur vom blossen Zufalle abhängen und 
dann, rein automatisch wirkend, den Täter der für ibn 
allein passenden d. h. gerechten Strafe entziehen ? 

Den Versuch zu .einer»solchen Formel hat der VE. 
in S 15 ja wohl gemacht, indem er nicht nur gewerbs- 
und gewohnheitsmässige, sondern auch Rechtsbrecher aus 
besonders roher, unsittlicher, boshafter und. verworfener 
(Gesinnung strenger bestraft zu sehen wünscht. 

Zu diesem Zwecke müsste jedoch ein Mittel gefunden 
werden, das eine reinliche Scheidung der Verbrecher 
nach ihrem Charakter und dem Grade ihrer Gesittung und 
zugleich eine dementsprechende Differenzierung der 


 Strafarten in der Strafbehandlung ermöglichte. Ein solches 


Mittel könnte meines Erachtens einzig und allein in der 
Schaffung zweier (nur im geordneten Vollzuge scharf 
von einander unterschiedenen) Parallelstrafen mit ver- 
hältnismässig übereinstimmenden Strafrahmen bestehen. 
Statt aber auf dieses Radikalmittel zuzukommen, gräbt 
der VE.: aus dem alten Eisen vergangener Zeiten und Ge- 
setze das kleine Mittelchen ‚der „Strafschärfungen“ 
($ 18) aus, die wegen ihrer schematischen, die erziehliche 
Behandlung erschwerenden und eine gerechte Disziplinie- 
rung behindernden Wirkung von der Praxis schon längst 
(in. Sachsen seit länger als 40 Jahren) als unbrauchbar 
verworfen und danach gesetzlich aufgehoben wurden.!) 
Wenn aber dem Richter angesonnen wird, dass er 
je nach der Individualität des Rechtsbrechers auf. „Straf- 
schärfungen“ erkennen soll, so könnte mit demselben Rechte 
von ihm doch wohl auch erwartet werden, dass er im 
Stande sein werde, gleich die der Person des Täters an- 
gemessenste Strafart herauszufinden. 
!) Zu vergl. hierzu die Sächs. Strafgesetze von 1838, 1855 und 
1868. Das erstere führte die richterlich zu erkennenden Strafschär- 
fungen ein, das zweite legte die Bestimmung über die Art der Straf- 
schärfungen aus der Hand des Richters in die des Gefängnisvor- 
standes, und das letztere hob sie endlich ganz auf. Auf Grund der 


damit eemachten ungünstigen Erfahrungen nahm auch das Reichs- 
strafgesetzbuch von 187 0 von ihrer Einführ ung Abstand. 
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Voraussetzung bleibt hierbei freilich, dass der Richter 
-mehr als bisher die ganze Persönlichkeit des Täters um- 
fasst; denn gerade im Punkte der Individualisierung hat die 
Rechtsprechung bislang leider mehr oder weniger versagt. 
Bedenklich bliebe das Experiment der Strafschärfungen 

aber selbst dann noch, wenn die Richter in ihrer Gesamtheit 

- für die Vollstreckung der von ihnen erkannten Strafen 
ein regeres Interesse als jetzt sich aneignen und den Straf- 
vollzug dann nicht mehr als eine so untergeordnete Sache 
zu betrachten geneigt sein sollten wie bisher. Denn solange 
die Richter, nicht in das Wesen und die Aufgaben unseres - 
heutigen Strafvollzugs mit seiner Arbeit am Einzelnen, mit 


seinem mühsamen Hinleiten zur Sinnesänderung und Willens- 


kräftigung, mit seinem Streben, zu retten, was noch zu 
retten ist, praktisch eingeführt und mit ihm vertraut 
gemacht werden — solange sienichtim Strafvollzuge dem 
Besserungsgedanken das Vorrecht vor dem Abschreckungs- 
und Vergeltungsgedanken einzuräumen gewilltsind — solange. 

wird es auch, und ganz besonders im Hinblick auf die vorge- 
schlagene Befugnis des Richters, die Strafen bei Aufhebung 


der Strafschär fungen ZUSSNEH 1ä ngern,.bedenkiehrer > 


scheinen müssen, ihnen einen die erziehliche Arbeit und 
die Disziplin im Strafhause geradezu durchkreuzenden Ein- 
griff in den geregelten Gang des Strafvollzugs einzuräumen, 
wie die vorgeschlagenen Strafschärfungen bedeuten, ganz 
abgesehen von den in der Sache selbst liegenden Mängeln.!) 
Uebrigens erkennt der VE. die Bedenklichkeit der - Straf- 
schärfungen ja auch selbst an, indem er (Bgr. S. 88) rück- 
sichtlich der Jugendlichen gerade die Beeinträch- 
tigung der erziehlichen Strafbehandlung durch 
Strafschärfungen besonders betont. Nicht anders steht 
es damit aber bei den Erwachsenen. A 
Weit sachgemässer und umfassender würde nach 
meinen Erfahrungen dem mit den Strafschärfungen beab- 
sichtigten Zwecke eine entsprechende „Klassifizierung“ 


der Gefangenen nach ihrem Vorleben und sittlichen Stande 


dienen, wie sie z.B. in Sachsen das sogenannte „Disziplinar- 
klassensystem“ zu bieten im Stande ist. Eine solche Klassi- 
fizierung lässt sich nicht nur in den Gang des indivi- 
dualisierenden Strafvollzugs vorzüglich einordnen, sondern 
unterstützt ihn auch bei der Lösung der ihm gestellten 


‘) Diese Mängel finden sich in den Akten des Sächs. Landtages 


vom Jahre 1866/67, der der gänzlichen Aufhebung der riehterlichen Be 


Strafschärfungen zustimmte, eingehend dargelegt. 
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Aufgaben ganz wesentlich und in praktischer Weise, weil 
die Klassifizierung dem Gefängnisvorstande zugleich ein 
System von Lohn und Strafe an die Hand gibt, das auf 
der Gesinnung des Gefangenen aufgebaut ist und mit 
dem Ehrgefühl rechnet. 

Der springende Punkt einer zweck- und zeitgemässen 
Reform des Strafrechts, soweit Freiheitsstrafen in Be- 
tracht kommen, und des Vollzugs dieser Freiheitsstrafen 
ist und- bleibt eben nach meiner länger als 30jährigen 
dienstlichen Erfahrung unter allen Umständen eine bessere 
Sonderung der Rechtsbrecher schon durch den 
Richterspruch. | 

Jeder in Gefängnisstrafanstalten tätige Vollzugsbeamte 
weiss, wie viele schlimme Elemente dieser leichteren 
Strafart zugeführt werden, die ihrer Person nach und 
wegen ihrer Beweggründe zur Straftat unbedingt ins Zucht- 
haus gehörten, und wie sehr angesichts der unglaublichen 
Zusammenwürfelung von Elementen tiefster moralischer 
Qualität mit besser Gearteten oder Neulingen auf der Ver- 
- brecherlaufbahn, — einer Zusammensetzung, wie sie in der 
gleichen Buntheit naturgemäss weder im Zuchthause noch 
in einer Haftanstalt vorkommt, — die Gefahr der Ver- 
schlimmerung der Besseren durch die „Zuchthäusler" erhöht 
wird. Und dagegen hilft auch die Isolierung nicht viel. 

Lediglich wegen dieser Zusammenwürfelung der Ele- 
mente lässt sich auch so schwer eine durchgreifende 
Differenzierung im Vollzuge der Gefängnisstrafe_von 
der Zuchthausstrafe durchführen, und es werden alle Ver- 
suche, dies zu tun, scheitern, weil man bei Schaffung 
wirklicher Erleichterungen für die Gefängnis- 
‚strafe mehr noch als jetzt Gefahr laufen würde, dass sie 
zu milde und damit nicht gerecht genug für die üblen 
Elemente wirkt. Andrerseits muss zugegeben werden, 


dass die Gefängnisstrafe in ihrer heutigen geringen Unter- 


scheidung von der Zuchthausstrafe für die besseren 
Elemente zu hart und deshalb ebenfalls ungerecht wirkt. 
| Die‘ tunlichste Ausscheidung des eigentlichen Ver- 
brechertums aus den Gefängnissen und seine Beschränkung 
auf das Zuchthaus ist darum für mich eine Forderung der 
sozialen Gerechtigkeit, sie ist aber auch als billige Rück- 
sichtnahme auf die im Verbrechen minder erfahrenen Ge- 
fängnisgefangenen anzustreben. Darum sollte alles getan 
werden, dass das Gefängnis von dem Rufe befreit werde, 
eine „Vorschule des Zuchthauses“® zu sein. 


Das einzige Mittel, um aus dieser Schwierigkeit her- 
auszukommen, vermag ich immer wieder nur in der Herab- 
setzung des Mindestmasses der Zuchthausstrafe zu erblicken 
und zwar auf ein Mass, das voraussichtlich genügen 
würde, jeden fürs Zuchthaus reifen Uebeltäter diesem auch 
in dem Falle zuzuführen, dass für seine Tat ein geringeres 
Strafmass als 1 Jahr auszuwerfen ist. Damit wären auch 
dem Richter die Hände viel weniger gebunden als dies 
jetzt durch das zu hohe Mindeststrafmass der Zuchthaus- 
strafe tatsächlich der Fall ist. 

Eine lebendige Gerechtigkeit fordert meiner Meinung 
nach eine „schwere“ Strafe nicht bloss für die schweren 
Verbrechen (Begr. 5. 55), sondern auch für die schweren 
Verbrecher, d.h. für solehe Rechtsbrecher, die sich 
durch ihr verbrecherisches Vorleben, ihre verbrecherische 
Gesinnung und ihre verbrecherischen Beweggründe zur 
Straftat als „schwere“ Verbrecher kennzeichnen, selbst 
wenn der Erfolg der begangenen Tat zufällig derart sein 
sollte, dass sie von andern, weniger Tiefstehenden begangen, 
mit. einer leichteren Strafart geahndet worden wäre. Es 
muss dabei bleiben: ‚Sz duo Jaciunt idem, non est ıdem. 

Und von dieser Meinung lasse ich mich selbst durch 
die Begründung des VE. (S. 58) nieht abbringen, dass „eine 
ungerechtfertigte Ueberspannung des an sich berechtigten 
Gedankens“ darin enthalten sein würde, wenn in erhöhter 
Berücksichtigung der Persönlichkeit ein früherer Zucht- 
häusler bei erneuten Verfehlungen weniger schwerer Art 
„gewissermassen. für das Zuchthaus vorherbestimmt® sein 
würde, und dass die Zuchthausstrafe dann „statt ab- 
schreckend und er ziehlich, eher erbitternd und verderblich 
wirken könnte.“ 

Letztere Befürchtung zu zerstreuen, hätte der Richter 
z. B. durch Anwendung des Aufrechnungsverhältnisses 
»wischen Zuchthaus und Gefängnis ($ 25) leicht in der 
Hand, und die Herren Verfasser des VE. können sich ver- 
sichert halten, dass es unter den „Prädestinierten“ nicht 
einen eben würde, der nicht gern. das Zuchthaus 
acceptierte, wenn dabei in Bezug auf die Strafdauer ein 
kleines Profitehen für ihn herausspringen würde. Gegen- 
über der zu weitgehenden Rücksichtnahme der Begründung 
zum VE. auf die „Prädestinierten“ will es mir aber ‘doch 
noch wesentlich wichtiger erscheinen, dass aus Rück- 
sicht aut -Qie sittlich” höher stehenden und weniger 
verdorbenen Gefangenen, die jetzt leider gezwungen sind, 


mit so und so viel „Zuchthäuslern“ gemeinsam zu büssen 
und sich ihrem Einflusse auszusetzen, die reinliche Schei- 
dung der Verurteilten herbeigeführt werde. 

Was aber die Herren Verfasser des VE. für die Da- 
seinsberechtigung der Zuchthausstrafe überhaupt anführen, 
genau das Gleiche nehme ich logischerweise auch zur 


Rechtfertigung einer Herabsetzung ihres Mindestmasses in 


Anspruch. 

So wird im allgemeinen Teil der Begründung (S. 52) 
unter anderem gesagt, dass beim Wegfall der Zuchthaus- 
strafe 

„keine genügende Anpassung an die verschiedenen 

Grade der Verschuldung des Täters und an die Schwere 

der Tat, vor allem aber auch nicht eine Aussonderung 

der schweren Verbrecher zu gemeinsamer schwerer 

Behandlung ermöglicht“ werde, — 

dass es ferner 

„den Rechtsgewohnheiten des Volkes“ widerstreite, 

„wenn die schwersten Verbrecher“ und solche Personen, 

die sich nur leichter Delikte schuldig gemacht haben, 

„mit derselben Strafart — der Gefängnisstrafe — ge- 

troffen werden müssten“, die die „ersteren zu leicht 

und die letzteren zu schwer bestraft“ erscheinen lassen 
würde, — 

dass weiter N 
die Vereinigung solcher verschiedener Elemente in 
einer Strafe „die Scheidung der schwer und leichter 

Verurteilten (soll hier doch wohl heissen : Schuldigen) 

während des Strafvollzugs erschweren und. Missgriffe 
der Anstaltsverwaltungen erleichtern“ würde, — 
dass endlich 

„diese Scheidung aber notwendig sei und gegenwärtig 

von allen Sachkundigen mit besonderem. Nachdrucke 

sefordert“ würde. — 

Alles das deckt sich also vollkommen mit dem, was 
ich zur Begründung meines Vorschlages auf Herabsetzung 
des Mindestmasses der Zuchthaussträfe angeführt habe, um 
das „Gefängnis“ auch noch von den ihm jetzt noch zu- 
seführten Zuchthauselementen zu säubern und dadurch 
die Herbeiführung einer inhaltlich gerechtfertigteren und 
angemesseneren Unterscheidung der beiden Strafarten 
— Zuchthaus und Gefängnis — zu ermöglichen. 

Noch einmal möchte ich betonen: Das neue Straf- 
gesetz sollte dem Richter die Möglichkeit schaffen, auch 


beim Vorliegen von materiell geringeren Straftaten den 
Angehörigen des eigentlichen Verbrechertums die ihrem 
Charakter und .ihrem sittlichen Stande angemessenere 


Zuchthausstrafe zuzuerkennen. Gerade diese „Person- 


bestimmung“, das Bemühen, auch der ganzen Persön- 
lichkeit neben der Straftat gerecht zu werden, will mir 
als eine so hohe und würdige Aufgabe für jeden nicht ‘ 
abseits des pulsierenden Lebens stehenden, menschlich 
fühlenden und gerecht urteilenden Richter erscheinen, dass 
ich in ihrer Anerkennung und -Lösung den vornehmsten 
Weg zur notwendigen Lebendigmäachung des starren Buch- 
stabens des Gesetzes erblicken möchte. — 

Hierbei möchte ich mir erlauben, eine kurze Bemer- 
kung über das Kapitel der „Gewerbs- und Gewohnheits- 
verbrecher“ und der „bürgerlichen Ehrenrechte“ einzu- 
schalten. Obwohl diese beiden Gegenstände nicht zu meinem 
Thema gehören, hängen sie doch innig mit ihm zusammen. 

Zunächst vermag ich dem nicht voll zuzustimmen, 
was der VE. (in $ 89) zur Erkennung der gewerbs- und 
sewohnheitsmässigen Verbrecher vorschlägt. Diese 
Schablone passt schon allein in der von mir geleiteten 
(sefängnisstrafanstalt auf eine ganze Reihe von Gefangenen 
nicht, die ihrer ganzen Person, ihrer Gesinnung und ihrem 
Vorleben nach bestimmt als gewerbs- und gewohnheits- 
mässige Verbrecher anzusprechen sind, ohne dass sie bis- 
her mit dem Zuchthause Bekanntschaft gemacht hatten, 
wie es vielleicht längst schon gerechtfertigt gewesen wäre. 
Wenn also der Vorentwurf fordert, dass ein Uebeltäter 
„mindestens einmal mit Zuchthaus bestraft“ sein müsse, 
um. als Gewerbs- und Gewohnheitsverbrecher gestempelt 


zu werden, so würde nach dem jetzigen Stande der Dinge 
ein Mangel dieses Erkennungszeichens sehr oft am Richter- 


spruch und nicht am Bestraften liegen, der vielleicht längst 
für das Zuchthaus reif war, nur nicht hineingesteckt wurde, 
sei es, weil seine Individualität nicht mit in die Wagschale 
geworfen. wurde, oder weil das jetzige Mindestmass von 
1 Jahre dem Richter als Sühne für die Straftat zu hoch 
erschien. x 
Ich glaube daher, dass man auch ohne dieses Er- 
kennungszeichen nicht Gefahr laufen würde, durch Be- 
wertung als Gewerbs- oder Gewohnheits-Verbrecher dem 
Betreffenden zu nahe zu treten. : 
Wenn weiter der VE. die „Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte“ ($ 45) nur gegenüber „ehrloser“ Ge- 


sinnung zugelassen haben will, so bedaure ich diese Be- 
schränkung lebhaft. Nach meinem Gefühle sollten in einem 
Kulturstaate die verbrecherischen Angriffe auf Leib, Sitte 
. und Ruf denen gegen das materielle Eigentum mindestens 
gleich bewertet und die Verletzer jener Güter, sofern sie 
aus besonders roher, boshafter, niedriger und schamloser 
Gesinnung handelten und sich damit ihrer „Ehrenrechte“ 
selbst begaben, auch gesetzlich mit ihrem Verluste 
bestrait werden. _ | 
Da meiner Ansicht nach auch derartige Elemente 
ıin’s Zuchthaus gehören, so stände nichts entgegen, dieser 
schwersten Strafe von Gesetzes wegen den Charakter 
einer an sich entehrenden Strafe beizulegen, Das würde - 
ganz wesentlich die Strenge der Strafe erhöhen und 
dem Rechtsbewusstsein des Volkes gegenüber nicht nur 
die Schwere der Tat, sondern auch die ganze Persön- 
lichkeit des Täters am verständliehsten kennzeichnen. 
Eine auch durch Roheit und Sittenlosigkeit als entehrend 
 gebrandmarkte Handlungs- und Denkweise kann nur durch: 
eine entehrende Strafe gerecht getroffen werden, sonst 
geht das Verständnis von dem, was Recht und Ehre 
ist, allmählich verloren. Der jetzige Zustand, wonach im 
 Zuchthause eine ziemliche Anzahl Leute zu finden sind, 
die im Besitze ihrer Ehrenrechte belassen wurden, während 
. im. Gefängnis zahlreiche Leute (in der mir unter- 
stellten Anstalt fast 40°/,) sitzen, denen sie aberkannt 
wurden, erscheint mir unhaltbar, weil hierdurch die Be- 
deutung und der Unterschied beider Strafarten verwischt 
und das öffentliche Rechtsbewusstsein irre geführt wird. 
Zwar wird auch in der Begründung zum VE. (S. 52) 
hervorgehoben, dass die Zuchthausstrafe „dem Volke als 
wirklich schwere und entehrende Strafe“ gelte, „als solche 
gefürchtet“ sei, und „erfahrungsgemäss eine abschreckende 
Wirkung“ übe, aber der VE. selbst scheut sich dennoch, 
diesem richtigen. Volksempfinden Rechnung zu tragen. 
Er will im $ 44 nur die militärische und die amt- 
liche Ehre geschützt wissen, nicht aber die allgemein 
bürgerliche. Das empfinde ich als Degradation der 
letzteren. Man sollte doch das: Gefühl für bürgerliche 
Ehre lieber zu wecken und lebendiger zu machen suchen, 
anstatt es durch solche EZ DEEMDIDUNSER noch lauer 
zu machen. 
Ganz unbedenklich würde die Beilegung des entehren- 
‚den Charakters sein, wenn zugleich die Bestimmung ge- 


N hr 
H X 


— 580 


troffen. würde, dass die jungen Rechtsbrecher bis zum 
21. Lebensjahre vom Zuchthause ausgeschlossen 
bleiben müssten. Diese Heraufsetzüng - der Altersgrenze 
‘ der „Zuchthausmündigkeit* empfiehlt sich nicht bloss aus 
allgemein. sozialen Gründen, sondern auch im Interesse 
der betreffenden jungen Leute selbst,. die alsdann nicht 
mehr der heilsamen Schule des Heeresdienstes verlustig 
sehen würden. Denn nach meinen Erfahrungen hat der 
Heeresdienst schon manchen zuvor Entgleisten zu einem 
seordneten Leben zurückgeführt, und es "wäre deshalb zu 
beklagen, wenn man an der bisherigen Altersgrenze für 
die Zulässigkeit der Zuchthausstrafe ($ 69) festhalten wollte. — 

Mit einer schärferen Sonderung der Büsser für die 
beiden Strafarten des Zuchthauses und Gefängnisses muss 
natürlich auch eine schärfere Unterscheidung dieser selbst 
in ihrem Vollzuge Hand in Hand gehen. 

Die „Schwere“ der Strafe sol doch in erster Linie 
nicht. in - ihrer: -Länge;'. Sondern» vielmehr >32 97 
Schärfe ihres Vollzugs liegen, sowie in dem der Straf- 
art beigelegten Charakter; denn sonst würde beispiels- 
‚weise eine mehrjährige Haftstrafe (im Sinne des VE.) eine 
„schwerere“ Strafe bedeuten als eine einjährige Zuchthaus- 
strafe. Das wäre aber nicht im Sinne des Gesetzes. 

Vor 1870 bildete in verschiedenen deutschen Ländern 
die Strafe des „Arbeitshauses“ ein Mittelding zwischen 
der Gefängnis- und der Zuchthausstrafe und schied diese 
beiden in "erkennbarer Weise. Das Reichsstrafgesetz hat. 
diese Zwischenstufe fallen. lassen und bei. der Ausfüllung 
der Lücke die Grenzunterschiede der übernommenen Strafen 
einander so nahe gebracht, dass sie uns heute als beinahe ı 
verwischt .erscheinen. 

Aber auch bezüglich des Höchstmasses der Zucht- 
hausstrafe möchte ich mich dafür aussprechen, es nicht 
mehr so weit wie jetzt auszudehnen. Sehr lange Freiheits- 
entziehungen wirken zweifellos verbitternd, und die Aus- 
dehnung der Strafhaft über eine gewisse Grenze hinaus 
wirft erfahrungsgemäss oft die schönsten Erfolge der Straf- 
erziehung über den Haufen, ganz.abgesehen davon, dass 
lang. Bestrafte sieh nach der Entlassung auch wirtschaftlich 
nur schwer zurecht zu finden pflegen. Da aber auf ab- 
sehbare Zeit keine Aussicht besteht, dass die Recht- 
sprechung mit diesen Straffolgen rechnen werde, so 
möchte doch wenigstens versucht werden, den vorerwähnten 
Uebelstand der allzulangen Strafen durch Einschränkung ° 


des Strafrahmens zu mindern und da meine ich, dass man 
über die Grenze eines Jahrzehnts nicht hinauszugehen 
braucht, um namentlich mit Hülfe einer an sich schärfer 
gestalteten Zuchthausstrafe zeitlich genügend wirksam 
zu strafen, zumal zu einer etwa notwendigen weiteren 
„Absperrung“ besonders gefährlicher Elemente die „sichern- 
den Massnahmen“ noch ein geeignetes Mittel bieten. 


Dagegen möchte ich einer Heraufsetzung der bis- 
herigen unteren Grenze der Gefängnisstrafe von 
1 Tag auf 7 Tage das Wort reden, um „gesetzlich“ mehr 
Raum für die Geldstrafe zu schaffen. Was in der Be- 
gründung zum. VE. (S. 60) für die Beibehaltung der 
kürzeren als einwöchigen Strafen gesagt wird, will mir 
eich: recht durchschlagend erscheinen. 


Aber auch die jetzige obere Grenze der Gefängnis- 
strafe würde der der zeitigen Zuchthausstrafe näher zu 
rücken sein, nicht nur in Rücksicht auf die Jugendlichen, 
sondern auch im Interesse der Ausgestaltung der Gefängnis- 
‚strafe zu.einer Paräallelstrafe' zur Zuchhausstrafe zum 
Zwecke der Fernhaltung des eigentlichen Verbrechertums 
von den Gefängnisstrafanstalten. — 


IE 


Was nun im besonderen die übrigen für mich in Frage 
kommenden Gesetzesvorschläge anlangt, so geht der VE. 
bezüglich der Unterscheidungen der Zuchthaus- 
strafe von der Gefängnisstrafe (in S$ 15 und 17), nicht 
viel über das hinaus, was im gegenwärtigen: Strafgesetz- 
buche steht, und das ist herzlich wenig. Auch ist- der.VE: 
im Ausdrucke, wie mir scheint, nicht viel glücklicher als 
die gegenwärtigen Bestimmungen. Rücksichtlich der Be- 
schäftigung der Gefangenen erscheinen mir die "ge- 
wählten Unterscheidungsbegriffe „Arbeitszwang“ fürs Zucht- 
haus und Beschäftigungszwang" fürs Gefängnis nicht aus- 
reichend, sondern zum mindesten einer näheren Erklärung 
bedürftige. Zur schärferen Unterscheidung der schweren 
von der: leichteren Strafart empfiehlt sich daher, den Be- 
sriff des Arbeitszwanges bei ersterer nicht bloss auf die 
„Anhaltung“ zu den emgeführten Arbeiten zu beschränken, 
sondern auch noch auf die Erreichung einer bestimmten 
individuell festzusetzenden Arbeitshöchstleistune z AUSOR- 


strecken, die gegebenenfalls sogar mit Strafen zu erzwingen 
sein würde. Weiter würde die Vorschrift, wonach die Gefäng- 
nissträflinge tunlichst. mit Arbeiten zu beschäftigen sind, 
.die dem späteren Berufe „entsprechen“, nicht nur in der 
Regel unausführbar sein, sondern auch seitens derGefangenen 
Ansprüche erwecken, die nicht befriedigt werden können, 
was nur Anlass zu vielfachen Differenzen und schliesslich 


zu Verbitterung geben würde Es würde sich daher 


empfehlen, hier erweiternd hinzuzufügen: „oder mit Ar- 
beiten, die die Berufsausübung nach der Entlassung nicht 
beeinträchtigen“. Ich denke dabei beispielsweise an 
Kaufleute, Schreiber, Barbiere pp., die nur nicht mit groben, 
die Hände hart und schwer machenden Arbeiten beschärueN 
werden sollen. 


Merkwürdigerweise schweigt sich der VE. über das 
wichtige Kapitel der „Selbstbeschäftigung“ ganz aus, 
während er die rein materielle Selbstbeköstigung etc. für so 
wichtig hält, dass er glaubt, sie mit einer meines Erachtens 
höchst überflüssigen Gerichtskontrolle sorglich umgeben zu 
müssen. Ich für meinen Teil halte dagegen die Rücksicht- 


nahme auf das geistige Befinden und die Beschäftigung 3 
des Geistes für wichtiger als die Bevorzugung des Magens. 


Deshalb halte ich auch entgegen der Begründung zum VE. 


(S. 66) nicht eine Ordnung der Sache auf dem Verwal- 


tungswege, sondern eine-allgemeine gesetzliche Be- 
stimmung dahin für nötig, wem in Gefängnisstrafanstalten 
Selbstbeschäftigung zu gestatten sei, sowie in welchem 
Umfange und unter welchen’ Voraussetzungen 
Beispielsweise würde ich eine ungehinderte Fortführung 
der in der Freiheit betriebenen Geschäfte im Strafhause als 
mit dem Wesen der Freiheitsstrafe nicht vereinbar halten. 


Ueber die Bewilligung von Selbstbeköstigung 


und anderen Erleichterungen kann eine von der obersten 


Aufsichtsbehörde getroffene, jedoch für das ganze Reich 
übereinstimmende Hausordnungsvorschrift ein für allemal 
besser ‚entscheiden als die Gerichte. Die befürchtete „Be- 
amtenwillkür“, der doch wohl der VE. durch die Gerichts- 
kontrolle entgegenzutreten wünscht, würde dabei ebenso- 
gut ausgeschlossen sein. Richtigerweise würden auch Be- 
schwerden Gefangener in dieser Richtung nach wie vor 
durch die obere Anstaltsverwaltung in Gemässheit der 
allgemeinen Vorschriften für das ganze Land gleichmässig 


entschieden werden; sie haben mit der eigentlichen Rechts- 


an 


pflege und einer höheren juristischen Erkenntnis absolut 
mebis zu Tun — 


Die schon bestehende und im VE. (8 21) ..wieder 
empfohlene „tunlichste“ Auseinanderhaltung der Ehren- 
rechtsbesitzer von den Entehrten innerhalb der Strafanstalt 
gehört auch nur zu den belanglosen „kleinen Mittelchen“. 
Sie geht um den Kernpunkt herum, bedeutet aber doch 
weiiigsteng das Zugeständnis, dass hier eine klare Schei- 
dung not tut, 


Solange aber noch die Verächter von Leib, Sitte und 
Ehre, die Messerhelden, Sittenschänder, Radaubrüder und. 
Ehrabschneider im Besitze ihrer Ehrenrechte bleiben können, 
solange ‚sollte dieser Art von „Ehrenrittern“ auch in der 
Strafanstalt keinerlei Bevorzugung zu Teil werden dürfen. 


Weit wichtiger noch als die Sonderung der Ehren- 
rechtsbesitzer von den anderen Gefangenen will mir im 
Interesse des Strafvollzugs wie der betr effenden Gefangenen 
eine Bestimmung über die Trennung der erstmalig Ein- 
‚gelieferten von den Rückfälligen erscheinen, sei es in 
besonderen Anstalten oder in Abteilungen. Denn hier tritt 
vor allem das dringliche Interesse in den Vordergrund, 
die Anfänger vor üblen Eindrücken und Einflüssen zu 
behüten, damit alles vermieden werde, dass das Strafhaus 
für sie eine Schule zum Bösen werde. 


Ferner würde der Uebersichtlichkeit wegen besser 
in diesen Paragraphen als in den Abschnitt: „Strafaus- 
schliessungs- und Milderungsgründe“ (vergl. $ 63) die An- 
ordnung gehören, dass die Sträafvollstreckung und zwar 
nicht nur an den geistig, sondern auch an den körper- 
lich Minderwertigen in besonderen Anstalten oder 
doch von den übrigen Gefangenen getrennt in besonderen 
Abteilungen (Invalidenabteilungen) zu erfolgen habe. Der- 
artige Abteilungen sind von der Praxis schon seit. langem 
als notwendig bezeichnet und verschiedentlich auch schon 
durchgeführt worden. Die Bestimmung, dass der Straf- 
vollzug in diesen Abteilungen unter Beirat des Arztes 
angemessen zu mildern sei, würde dem Strafvollzugsgesetze 
vorzubehalten sein. — 


Was die vom VE. aus dem ad acla gelegten Straf- 
vollzugsgesetzentwurfe von 1879 übernommene Forderung 
der Isolierung sämtlicher Gefangener im. An- 
fange ihrer Strafzeit ($ 22) anlangt, so fürchte ich, dass 
man sich wiederum an der Kostenfrage der dadurch be- 


dingten Vermehrung der Zellenhafteinrichtungen stossen 
wird. Wenn in.dieser Beziehung auch im- Laufe der ver- 
gangenen 30 Jahre wesentliche Fortschritte zu verzeichnen 
sind, so reicht doch auch die jetzt vorhandene Zahl der 
Zellen immer noch lange nicht aus, um die obige Forde- 
rung durchführen zu können. 


Wenn sodann der VE. ebendort bezüglich der Dauer 
der Zellenhaft vorschlägt: „Sie’'hat fortzudauern, wenn 
von dem Gefangenen ein schädlicher Einfluss auf Mit- 
sefangene zu besorgen- ist“ und alsdann fortfährt: „ohne 

[2] 


Zustimmung des Gefangenen darf sie jedoch 3 Jahre nicht 
übersteigen“, so scheint mir das ein Widerspruch. 


Versagt danach ein gemeinschädlicher Gefangener 
seine Zustimmung, so ist die Staatsgewalt trotz des Vorder- 
Satzes machtlos und muss eben andere verderben lassen 
um des einen willen, der vielleicht nur nach Abwechs- 
lung sich sehnt, weil er der Einsamkeit überdrüssig wurde, 


fe: kann: es aber nicht. für richtig halten dass Te 
Rücksicht auf den Schutz der Mitgefangenen, sowie auf 


die wiehtigsten Interessen des Strafvollzugs, auf die Auf- 


rechterhaltung der Sicherheit und Disziplin geringer ge- 


achtet werden soll als das Behagen oder schlimmsten Falls 


auch die Gesundheit eines einzelnen, wenn dieser eine 
noch dazu eine derartige Rücksichtnahme durch sein Ver- 
halten selbst verwirkt. Dann müsste schliesslich aus :„Ge- 


sundheitsrücksichten“ doch auch der Gebrauch der Waffe 


verboten werden. 
Da Päderäasten, Berufszuhälter, Ausbrecher, Meuterer, 
oder mit ansteckenden Krankheiten behaftete Gefangene 


nieht in Gemeinschaftshaft ohne Gefährdung der Anstalt, 


und der übrigen Gefangenen gehalten werden können, SO 
muss ihre Tschierung: auch dann eintreten bez. fortgesetzt 
werden, wenn ihnen selber dadurch ein Schaden 
drohen sollte. Deshalb müsste nach meinem Dafürhalten 
auch im 3. Absatze des $ 22 die Voraussetzung ausge- 


sprochen werden, dass durch die Gemeinschaft des Betreffen- 


den mit anderen die Anstalt wie die Gefangenen 
nieht sefährdet werden. 


Wenn im gegebenen Falle die Ausdehnung der Zellen- 
haft über 3 Jahre hinaus von der Beratung in der Beamten- 
konferenz und der Entschliessung der “Aufsichtsbehörde 
abhängig gemacht würde, so wäre jede billige Garantie 
gegen etwaigen Missbrauch der Zellenhaft geboten. 


en 


‚Ich fühle mich deshalb auch eins mit wohl der Mehr- 
zahl der Strafvellzugsbeamten, wenn ich für Streichung 
der Beschränkung der Zellenhaft auf 3 Jahre plädiere und 
_ zwar umsomehr, als die Festsetzung dieser Frist doch nur . 
auf einem Verlegenheits-Kompromisse in der Reichstag- 
sitzung vom 4. März 1870 beruhte, der schliesslich not- 
gedrungen geschlossen wurde, um nur der Ratlosigkeit 
und dem erregten Widerstreit der'damals über das Wesen 
und die Wirkung der von den Abgeordneten Ziegler und 
Wiggers als halbes „Tollhaus“ hingestellten Zellenhaft noch 
sehr im unklaren befindlichen Volksvertreter ein Ende zu 
machen.!) — 


Was den Vollzug der Freiheitsstrafen im übrigen an- 
langt, so kann es selbstverständlich nicht Sache des Straf- 
 gesetzes sein, ausser allgemeinen grundsätzlichen Richt- 
linien noch Bestimmungen über die Einzelheiten des 
Vollzugs zu geben. Indessen sind diese, da von ihnen 
die Fühlbarkeit des strafgesetzlichen Eingriffs in die per- 
sönliche Freiheit abhängt, doch so wichtig, dass es mir 
ganz notwendig erscheint, das gesamte Gebiet. des 
Freiheitsstrafvollzuges gleichfalls auf gesetzlichem 
Wege zu ordnen anstatt auf dem Verwaltungswege. Leider 
seht der VE. darüber ohne weiteres hinweg, indem: er in 
seinen „Ausführungsbestimmungen“ ($ 23) die Ord- 
nung dieser Materie einfach wieder dem Bundesräte zu- 
schiebt und. damit das seit 40. Jahren bestehende, immer 
dringlicher gewordene Verlangen nach einer reichsgesetz- 
lichen Regelung des Freiheitsstrafvollzuges ebenso unbe- 
rücksichtigt lässt wie so manche andern aus der Erfahrung 
herausgeborenen Wünsche der Vollzugsbeamten. Und doch 
‚sollte ich meinen müsste es auch für den Straigesetz- 
&eber von höchstem Interesse sein, dass auch der: In- 
halt und die Ausführung. der von ihm festgesetzten 
Strafmittel „gesetzlich“. geordnet werden. Das neue 
 „Strafgesetz* sollte dem deutschen Volke daher nicht ohne 
ein „Strafvollzugsgesetz“ beschert werden.?) — 


N Z. vergl. Bd. 35 Bl. £. Gef., Sonderheft S. 63. 


?) Ein Strafvollzugsgesetz würde von Reichs wegen u.a. auch 
Einheitliehkeit in Bezug auf die Erstattung der Strafvoll- 
streekungskosten seitens der Schuldigen zu schaffen haben. Die 
in diesem Punkte gegenwärtig im Reiche herrschende Ungleichheit 
wirkt im Erfolge geradezu als eine Ungleichheit des Strafvollzugs. 
Einzelne Bundesstaaten ziehen mit mehr oder weniger Strenge die 
durch die Strafvollstreckung an dem Verurteilten entstandenen Ver- 
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In ‚Betreff der „vorläufigen Entlassung“ ($ 26) 
will der VE. die jetzt bestehende Frist, nach welcher die 
erstere eintreten kann, für Zuchthaus und Gefängnis gleich- 
mässig kürzen, nämlichvon' ’/, auf?/, derverbüsstenStrafzeit. 
Meines” Erachtens würde sich die Milderung wohl für die 
‚leichtere Gefängnisstrafe empfehlen, für dieschwerere Zucht- 
hausstrafe dagegen die Beibehaltung der jetzigen Frist 
von °/,. ‚Diese Verschiedenheit würde zugleich ein wichtiges 
und zweckmässiges Mittel zur schärferen Unterscheidung 
der beiden Strafarten bilden. 


Dankenswert ist dagegen die Bestimmung über die 
Verlängerung der Bewährungsfrist bei der vorläufigen 
Entlassung auf mindestens 2 Jahre ( (8 27). Die jetzige Be- 
währungsfrist, die sich lediglich auf die Dauer des Straf- 
restes beschränkt, fällt zu verschieden aus und ist zum 
Teil so kurz, dass es oft keiner Anstrengung bedarf, sich 
in dieser Zeit zu bewähren. 2 


Ebenso erscheint mir die gesetzlich festgelegte 


Möglichkeit, einen vorläufig Entlassenen der Entlassenen- 


fürsorge zu unterstellen, sehr zweekmässig. Die Be- 
stimmung enthält zugleich eine gesetzliche Anerkennung 
der Tätigkeit der Fürsorgevereine und gewährt diesen einen 
festen Rückhalt, der ihre Stellung verstärkt und ihre 
Schaffenslust erhöhen wird. Nur bedaure ich, dass die Be- 


sründung des VE. (8. 140) die Schutzaufsicht bei be 


dingster Strafaussetzung ausdrücklich ablehnt. Ich 
kann die Einwände der Begründung nicht als durchschlagend 
anerkennen, kann mich darüber aber hier, da nicht zu 
meinem Thema gehörend, nicht weiter aussprechen. 
Hoffentlich wird sich aber ein Str vol 
noch eingehender und umfassender der Mithilfe der Kir 
sorgevereine bedienen. ; 


pflegungskosten von diesem oder seinen nach dem bürgerlichen Ge- 
setzbuche unterhaltspflichtigen Angehörigen ein, andere wieder über- 


tragen diese Kosten ohne weiteres auf den Steuersäckel des Volkes 


und lassen selbst vermögende Rechtsbrecher oder deren Familien 
davon frei. Es mag hier dahin gestellt bleiben, welche Praxis mehr ° 
für sich hat. Nötig erscheint mir nur, dass hierin gesetzliche Gleich- 


heit geschaffen werde, um die gleiche Strafe nicht in einem Staate 70 


fühlbarer zu machen als in dem Serrdeit, 


Ill. 


Was endlich der VE. an „Sichernden Massnahmen“ 
($$ 42, 43) bringt, wird wohl alle die nicht befriedigt haben. 
die von solchen Massnahmen den Schutz der Gesell 
schaft vor den erneuten Angriffen unverbesserlicher Ver- 
„brecher erwarten. Der Vorschlag des VE. ist meiner 
Meinung nach nichts anderes als eine ziemlich belanglose 
Erweiterung des Rahmens derbestehenden korrektionellen 
- Nachhaft unter Beibehaltung ihrer jetzigen Form, wenn auch 
unter einiger Ausdehnung ihres bisherigen Anwendungsbe-. 
reichs. Denn ob man jemanden bis zu 2 Jahren, wie jetzt, oder 
noch ein Jahr länger, wie vorgeschlagen, in „Korrektion“ 
nimmt, ist im Grunde ziemlich gleich. Im übrigen bleibt 
auch hier alles beim alten. Eine „Sicherung“ der Ge- 
sellschaft vor den immer wiederkehrenden Angriffen ge- 
meingefährlicher Elemente, an denen die bisherigen Straf- 
massnahmen als wirkungslos sich erwiesen haben, sei es 
weil sie aus absoluter Charakter- und Willens- 
- schwäche nicht aus eigner Kraft wieder sozial werden 
Konnten oder dass sie aus Böswilligkeit ständige Feinde 
. der gesetzlichen Ordnung wurden — eine wirksame Siche- 
rung dieser Elemente kann nicht dadurch erzielt werden, 
dass man die Dauer ihrer „Korrektion“, die Zeit. ihrer Er- 
ziehung zum DBesserwerden im voraus festlegt und der 
„Korrektions-Anstalt“ ihre bisherige Gestalt wahrt. 


Mit dieser Auffassung deckt sich auch das, was ein 
sächsischer Fürsorgeverein auf Grund seiner Erfahrungen 
BDENNO schön wie treffend in seinem Jahresberichte sagt: 


„Gegenüber solch bedauerlichen und bedenklichen 
Elementen, die sich auf geordnete Weise nicht fort- . 
zuhelfen oder nur Schaden anzurichten vermögen, ist 
es einfach soziale Pflicht, ihnen ein menschenwürdigse 
Dasein ausserhalb der bürgerlichen Gesellschaft zu 
geben, wo sie vor Verachtung, Hunger und Versuchung 
und vor der Möglichkeit, neuen Schaden anzurichten, 

‚geborgen sind“. | 
Andere Länder sind nach dieser Richtung bereits energisch 
vorgegangen. Warum geht der VE. einer durchgreifenden 
Aenderung so ängstlich aus dem Wege? 

Leider behält der VE. für seine sichernden Mass- 
nahmen zu sehr den Charakter der Strafe bei, obgleich 
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sie sich strafrechtlich gar nicht rechtfertigen lassen. 
Gerade in Ländern wie England und die Schweiz, die man 


in Deutschland wegen ihrer „höheren“ Wertschätzung der 


persönlichen Freiheit vielfach zu beneiden liebt, denkt man 
nicht so doktrinär wie bei uns. Dort setzt man ohne weiteres 
das Interesse der Allgemeinheit über das der einzelnen 
Person, wenn diese eben ihre Freiheit zu einer „dauernden 


und ernsten Gefährdung der Rechtssicherheit der Gesell- 
schaft“ missbraucht. Wenn auch dort gewisse Grenzen 


für die Dauer der Verwahrung solcher Schädlinge am Volks- 
körper gezogen sind, so bieten doch Zeiträume wie 10 Jahre 
(England), 15 Jahre (Norwegen), 20. Jahre (Schweiz) ganz 
andere und sicher ausreichende Möglichkeiten zu erzieh- 
licher Einflussnahme und Besserung als die vom VE. aus 


lauter. juristischer Bedenklichkeit bewilligten — 3 Jahre. 


Eine so enge Begrenzung der sichernden Massnahmen ist 


nur eine halbe Massregel, die sich sehr bald als a AR 


lich und darum zwecklos erweisen würde. 

Sollen „Sichernde Massnahmen“ wirksam sein, ‚so 
müssen sie auch anders als vorgeschlagen gestaltet sein. 
Unsre jetzige vom VE. beibehaltene Form der „Korrektions- 


haft“ kann ich dazu nicht für geeignet halten. Zweck- 


dienlicher erscheint mir eine Zusammenfassung der frag- 


lichen Elemente je nach der Ursache und dem Grade 
ihrer Gemeingefährlichkeit, wo nötig unter vorübergehender 
oder dauernder Entmündigung, in staatlich einzurichten- 


den, vorzugsweise landwirtschaftlichen Arbeitskolonien 
und Trinkerasylen oder in geschlossenen Arbeitsan- 
stalten mit Feldbetrieb und zwar nach entsprechender 
Bewährung am Sicherungsorte mit der Befugnis für die 
V erwaltung zur Beurlaubung auf Wohlverhalten und ein- 
facher Wiedereinziehung bei Schlechtverhalten. Ueber die 
letztere könnte ja das Gericht, das die sichernde Mass- 
nahme veranlasst hatte, nach Gehör der betreffenden An- 
staltsverwaltung mit zu entscheiden haben. 


Bei einer solchen Form der sichernden Massnahmen 
würde ich als wesentlichen Faktor zur möglichsten Wieder- 
sewinnung des Gesicherten wie als Voraussetzung zur Ab- 
streifung des Strafcharakters solcher Kolonien und An- 


stalten die Einrichtung halten, dass den Leuten dort Ge- 


legenheit gegeben wird, ihr Brot auf geordnete Weise selbst 
zu verdienen und ihren Verdienst nach einem mässigen. 


Verpflegungsabzuge ihren Familien oder bedingungsweise 
einer eignen Sparkasse zu gute kommen zu lassen. 


a 


Damit würde auch das Schreckgespenst des „un- 
erträglichen“ Eingriffs in das „Menschenrecht auf persön- 
liche Freiheit“ wesentlich verblassen. Das Wohl der Allgemein- 
heit mussauch bei uns höher stehen als das Wohl des einzelnen, 
zumal wenn dieser einzelne das allgemeine Wohl aus 
Frevelhaftigkeit oder aus Unfähigkeit dauernd und ohne 
Aussicht auf Aenderung aus sich selbst heraus 
beeinträchtigt. Wenn danach auch die sichernden Mass- 
nahmen keinesfallseinen Strafcharakter tragen dürfen, so 
würde es doch im Interesse ihrer einheitlichen Durchführung 
ganz erwünscht sein können, wenn das Strafgesetz in Zukunft 
die direkte Anordnung der landespolizeilichen Mass- 
nahmen in die Hand des Richters legte und nur die Bestimmung 
‚über Inhalt und Dauer der Massnahmen innerhalb 
eines gesetzlich im allgemeinen zu normierenden Zeit- 
rahmens, weil diese sich lediglich nach dem praktischen 
Bedürfnisse und Erfolge zu richten hat, der ausführenden 
Verwaltung überliesse. 


| Aber freilich, da’ liegt eben der wunde Punkt. Der 
deutsche Gesetzgeber soll nach den Verfassern des VE., im 
Gegensatz zu den Gesetzgebern anderer Länder, in der 
sichernden Massnahme nicht eine Einrichtung zum dauern- 
den Schutze der Gesellschaft erblicken, sondern eine Er- 
weiterung der „gerechten Vergeltung“ gegenüber 
dem Rechtsbrecher, und deshalb musste eben der Mass- 
nahme im VE. ihr. bisheriger Charakter einer „Neben- 
oder Nachstrafe“ gewahrt bleiben. Und da z. Zt. der 
deutsche Richter schwerlich dazu geneigt sein dürfte, einen 
Uebeltäter zu etwas „Unbestimmten“ zu verurteilen, 
so musste ihm eben auch ein „Strafrahmen“ zur Ver- 
füsung gestellt werden, der immer wieder nur „Ver- 
schuldung“ umfasst, auf andere Zwecke aber keine Rück- 
sicht nimmt. Deshalb wird zur Erreichung einer prak- 
tischen Sicherung als einziger Ausweg nur die. Bei- 
behaltung der bisherigen Bestimmung übrig bleiben, wonach 
der Richter nach wie vor nur auf die „Ueberweisung“ 
des Verurteilten an die zur Ausführung der sichernden 
Massnahmen zuständige Behörde zu erkennen hat. Die Aus- 
führung selbst müsste dann aber nicht lediglich dem 
behördlichen Ermessen überlassen, sondern durch ein be- 
Suuderes Gesetz geregelt werden. 


‘ Ich würde daher für den $ 42 des VE. nachstehende 
teilweise abgeänderte Fassung für empfehlenswerter halten: 
Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 5 
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(Für a ersten Absatz). 

„Ist eine strafbare Handlung auf Liederlichkeit, hans: 
seheu oder auf eine. derartige Böswilligkeit und Missachtung 
der bestehenden Gesetze zurückzuführen, dass sie den Täter 
als gemeingefährlich und für das öffentliche Leben schädlich 
kennzeichnet, so hat in den im Gesetz besonders bestimmten 
Fällen das Gericht neben der.Strafe oder, wenn die Strafe 
3 Monate nicht übersteigt, an ihrer Stelle "auf Veberwersung e 
an die Landespolizeibehörde zum Zwecke der Unterbringung des 
arbeitsfähigen Verurteilten in ein Arbeitshaus....,.2. | 
zu erkennen, falls diese Massregel erforderlich erscheint, um 
den Verurteilten wieder an ein gesetzmässiges und arbeit- 
sames Leben zu gewöhnen,“ (Form der Verwahrung) 


PP- PP. 


(Für den dritten Absatz). 

„Stellt sich eine strafbare Handlung aber als eine Folge 
geistiger oder leiblicher Minderwertigkeit oder absoluter Halt- 
losigkeit dar, die den an sich nicht bösartıgen Täter für das 
öffentliche Leben unbrauchbar erscheinen lässt, oder erweist 
sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeitsfähig, so 
hat das Gericht, zz BR Falle an Stelle der Strafe,‘) 
auf Üeberwersung zum Zwecke der Unterbringung zn eene 
Arbeitskolonie zu erkennen“. (Form der Versorgung.) 


(Für den vierten Absatz). 
„Die der sichernden Massnahmen darf von der 
Landespolizeibehörde nicht unter 6 Monaten bemessen und 
für gewöhnlich nicht über 10 Jahre ausgedehnt werden. Hat 
der. -Verufteiltes: ne... in der Anstalt oder Kolonie sich 
gut geführt und fleissig gearbeitet, und bietet er auf Grund 
seines Gesamtverhaltens Gewähr, dass er sich geändert hat 
und zu. geselsmässigem Wandel befährgter geworden 137, a0 
kann ihn die. Landespolizeibehörde vorläufig entlassen. 
Die Vorschriften“ 


(Als fünfter Absatz). 

Veber Einsprüche gegen ıhre Bestimmung über die Dauer 
der Massregel entscheidet die oberste Verwaltungsbehörde. 
Dieser steht auch dıe Entscheidung wegen einer ausmahms- 
weısen Ausdehnung der Massregel über die Dauer von 10 


') Arbeitsunfähigkeit bedingt Strafvollzugsunfähigkeit, während 
der Arbeitsunfähige in einer Arbeitskolonie nock mit "versorgt wer- 
den kann. 


0 


Jahren hinaus zu, für den Fall, dass besondere Gründe hierzu 
vorliegen. 

Die er der sichernden Massnahmen ist durch 
Reichsgesetz zu regeln.“ 

Durch ein solches Reichsgesetz würde natürlich auch 
die Mithilfe der Fürsorgeorgane auf dem Gebiete 
der sichernden Massnahmen zweckmässig geregelt werden 
können. 

Die Verhängung einer sichernden Massnahme würde: 
übrigens die Füglichkeit einer, Kürzungt'der Strafe 


selbst bieten, entweder schon bei der Strafzumessung direkt 


oder später indirekt auf dem Wege einer vorläufigen Ent- 
lassung aus der Strafhaft in die sichernde Massnahme.') 
Was die im VE. (8.53) vorgeschlagene „Aufent- 
haltsbeschränkung“ aänlangt, so kann nach dem 
Wortlaute des zweiten Absatzes die Landespolizeibehörde 
eine Aufenthaltsbeschränkung nur dergestalt eintreten 
lassen, dass sie dem Entlassenen den „Aufenthalt“ an 


bestimmten Orten untersagt. Es können. jedoch ver- 


schiedene Umstände, namentlich bei zum Herumtreiben 
neigenden Personen "eintreten, die es wünschenswert er- 
scheinen lassen, dass ihnen auch das „Merlassen‘ ihres 
Aufenthaltsortes untersagt werde. Eine Erweiterung der 
Befugnis der Landespolizeibehörde zur Aufenthaltsbe- 
schränkung auch nach. dieser IRWeS hin halte ich des- 
halb für zweckmässig. 


EV. 


Zum Schlusse möchte ich auf Grund der vorstehenden 
Ausführungen nur noch einmal ganz kurz zusammenfassen, 


‘') Ungerechtfertigt erscheint mir der Ausschluss von „sichernden 
Massnahmen“ für jugendliche Uebeltäter ($ 69), die natürlich nur 
die Form von Erziehungsmassregeln haben könnten. Gerade für die 
Jugendlichen will mir ein Sc hutz vor weiterem Sinken recht 
sehr wünschenswert erscheinen, damit sie nicht erst in’s Ver-. 


 brechertum hineinwachs en. Derartige besondere Erziehungs- 


massregeln für strafentlassene Jugendliche erscheinen umso nötiger, 
als die Fürsor geerziehungsgesetzgebung in einzelnen Bundesstaaten 
in bezug auf die Unterbringung in Fürsorgeerziehung Lücken auf- 
weist. So können z. B. im Königreich Sachsen Jugendliche, die das - 
16. Lebensjahr überschritten haben, nur dann in Fürsorgeerziehung 
genommen werden, wenn „begründete Aussicht auf Besserung“ besteht. 
Ist das aber bei einem jugendlichen Verbrecher über 16 Jahr nicht der 
Fall oder nur zweifelhaft, so gibt es keine gesetzliche Handhabe, um 
weiterer Verwahrlosung erfolgreich entgegenzutreten. 


Erg ES 


nach welcher Richtung mir. der VE. zur Herbeiführung 
einer mehr dem praktischen Leben entsprechenden Reform 
und eines wirksameren Strafvollzugs abänderungsbedürftig 
erscheint. 


Zus14/15 a) ZumZweckeeiner weitergehenden Fernh ng 
cr des eigentlichen Verbrechertums aus den 
ae) Gefängnisstrafanstalten zum Schutze der minder 
schlechten Rechtsbrecher vor Verschlech- 
terung, sowie zur Herbeiführung einer hier- 
durch erst möglichen schärferen Differen-- 
zierung der Strafarten empfiehlt sich die 
Herabsetzung des Mindestmasses der Zuchthaus- 
strafe auf etwa 3 Monate, um dem Strafrichter 
für eine mehr individualisierende Rechtsprechung 


freie Hand zu lassen. 


Zugleich erscheint die Beschränkung des 
Höchstmasses der zeitigen Zuchthausstrafe auf 
etwa 10 Jahre erwünscht, da erfahrungsgemäss 
allzulange Strafen verbitternd wirken und den 
Bestraften für eine spätere geordnete Lebens- 
führung leicht untauglich machen. 


b) Zur besseren Unterscheidung der Begriffe „Arbeits- 
zwang“ (imZuchthaus)und,Beschäftigungszwang“ 
(im Gefängnisse) empfiehlt sich gesetzlich vorzu- 
schreiben, dass die Zuchthaussträflinge nicht nur 
zu den Anstaltsarbeiten anzuhalten, son- 
dern hierbei auch zur Leistung.eines bestimn- 
ten individuell festzusetzenden At eitshöchst- 
masses zu zwingen seien. 


Zu 816/17 a)Esempfiehltsich dieHeraufsetzung des Mindest- 
a, masses der Gefängnisstrafe auf etwa 1 Woche, 
5: um dergewünschten Erweiterung des Anwendungs- 
bereichs der Geldstrafe gesetzlich Vorschub 

zu leisten. | 


Eine gleichzeitige Heraufsetzung der Höchst- 
grenze der Gefängnisstrafe auf etwa 10 Jahre 
würde dem Richter die Möglichkeit bieten, 

‚schwerere Straftaten entsprechend zu alnden, 
die von Leuten begangen wurden, diean sich 
nicht zu den eigentlichen Verbrechern zu 
rechnen sind oder die die Tat nicht aus besonders 


Zu 818 
(Straf- 
sehär- 

fungen) 
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ehrloser, roher, niedriger und schamloser Ge- 
sinnung verübten. 


b) Die Vorschrift, dass Gefängnissträflingen tunlichst 
Arbeiten zu übertragen seien, die ihrem Berufe 
„entsprechen“, istnurim allerbescheidensten 
Masse ausführbar. Zur Vermeidung falscher 
Auslegung seitens der Gefangenen und daraus 
folgender disziplinstörender Differenzen empfiehlt 
sich die Erweiterung: oder Arbeiten, die die 
ER .... Berufsausübung „micht beein- 


c) Die Einsetzung des Gerichts als Beschwerdein- 
stanz in bezug auf Gewährung oder Versagung 
von Hafterleichterungen erscheint aus straf- 
politischen und disziplinellen Gründen nicht un- 
bedenklich. Es würde auch schon um deswillen 
davon Abstand zu nehmen sein, weil eine überall 
gleichmässige Entscheidung der verschiedenen 
Gerichtsstellen nicht möglich ist. Eine solche 
kann nur eine Zentralstelle treffen, als welche 
wiederum nur die oberste Gefängnisverwaltung, 
von der die Vorschriften über die innere Ge- 
staltung des Strafvollzugs überhaupt ausgehen, 
in Betracht kommen kann. 


Richterlich im voraus zu bestimmende .Straf- 
schärfungen sind nach den früheren Erfahrungen 
zu verwerfien. sie behindern. den geordneten 
Gang des Strafvollzugs und die Disziplinierung, 
wirken unpädagogisch und deshalb auf den Ge- 


. fangenen anders als beabsichtigt. Ihre Anwendung 


ist ausserdem durch Rücksichten auf den Gesund- 
heitszustand eingeengt, Der letzterenfalls dem 
Richter zustehende Ausweg der Erhöhung der 
Strafe ist strafpolitisch bedenklich. Er trägt den 
Stachel der Unbilligkeit in sich und wirkt dadurch 
aufreizend und verbitternd. 


Zur Erreichung des beabsichtigten Zwecks 


‚erscheint eine zweckmässige Klassifizierung 


der Gefangenen nach ihrem sittlichen Stande und 
Vorleben empfehlenswerter. Sie gibt ein besseres 
Mittel an die Hand, auf die Gefangenen indivi- 
dualisierend einzuwirken, weil sie nicht bloss Strafe, 


sondern auch Lohn bietet, sich nach der Gesinnung 


des Gefangenen richtet und mit seinem Ehrgefühl 
rechnet. 

Ausserdem würde erfolgreicher und rationeller 
als besondere „Strafschärfungen“ eine indivi- 
dualisierende Rechtsprechung. wirken, 
wenn sie über Elemente, die ihre Tat aus „be- 
sonderer Ehrlosigkeit, Rohheit, Bosheit oder Ver- 
worfenheit“ verübten, die diesen Beweggründen 
entsprechende Zuchthausstrafe verhängte, - 
wozu eine Herabsetzung ihres Mindestmasses dem 
Richter die Möglichkeit schaffen würde Daraus 
würde sich die zweckdienlichste „Strafschärfung“ 
von selbst ergeben. 


Zus 19/20 Es empfiehlt sich, die Haftstrafefallen zu 


(Haft- 
strafe) 


Zu Ss 21 
(Tren- 
nung 
der 


Gefange- 


nen) 


Zu S 22 
(Einzel- 
haft) 


lassen. Sie ist unzweckmässig, weil sie sich zu 
wenig von der “efängnisstrafe namentlich dann 
unterscheiden lässt, wenn diese zu einer wirklich 
leichteren Freiheitsstr afe im Gegensatz zur Zucht- 
hausstrafe ausgebaut wird. 

Die Haftstrafe in der vorgeschlagenen Form 
ist in ‚Strafanstalten schwer ausführbar, sie er- 
scheint aber andererseits auch nicht geeignet, die 
bisherige - ritterliche Festungshaft (Sühnhaft). als 
custodıa honesta zu ersetzen. Letztere verdient den 
VorzugalseinfacheSühnefürälle Rechtsverletzungen, 
die zum Schutze der eignen oder andrer Ehre nicht 
aus unehrenhaften Bewege sründen begangen wurden 
und nicht gegen den Anstand und die ‚gute Sitte 
verstossen. 2 

Der Uebersichtlichkeit wegen empfiehlt ich, 
den Bestimmungen über die Tı ennung der ver- 
schiedenen Gefangenengruppen auch die Anordnung 
der gesonderten Gefangenhaltung der geistig 
Minderwertigen hinzuzufügen, die jetzt im 4. Ab- 
schnitte ($ 63) steht, der von „Strafausschliessungs- 
und Milderungsgründen“® handelt. . _ 

Dabei wird diese Trennungsbestimmung auch 
auf die körperlich Minderwertigen auszudehnen 
sein, die einer BISICHEN Fürsorge und Behandlung 
bedürfen. 

Es empfiehlt sich die Bestimmung, wonach die 
Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen 5 
Jahre.nicht übersteigen darf, wenn nicht ganz zu be- 
seitigen, so doch im Strafvollzugsinteresse dahin zu 


ändern, dass von diesem Grundsatze abzuweichen 

ist, sobald die Sicherung der Anstalt und der Schutz 

der übrigen Gefangenen dies erfordern. 
Eine gleiche Ausnahme ist notwendig bei der 

Bestimmung im 3. Absatz über den Ausschluss 

der Einzelhaft im Falle der Gefährdung der Ge- 

sundheit eines Gefangenen. Auch hierdurch können 
allgemeine Interessen durch zu weitgehende 

Rücksichtnahme auf den einzelnen gefährdet werden. 

Die bisherigen Erfahrungen haben’ die Notwendigkeit 

solcher Ausnahmen bereits erwiesen. 

Dem Gefängnisvorstande muss ein Mittel zum 

Schutze des Ganzen in der Zulässigkeit einer 

ausnahmsweisen Zwangsisolierung nach beiden 

Richtungen hin zur Verfügung Sestellt werden, so- 

fern eine zwingende Notwendigkeit dazu vorliegt. 

Zur Sicherung gegen Missbrauch ist. die Ent- 

schliessung über Qiese Ausnahmen der Aufsichts- 

behörde zu übertragen. 
‚Zu $ 23 Es ist dringend zu wünschen, dass das neue 
„(AUS Strafgesetz betreffs der Ausführung der von 
führungs-. Z \ X 
Hast Hin Testsesetzten: Stralmittel awW ein Sträl- 
mungen) vollzugsgesetz und nicht wieder auf zu wenig 
bindende, zu dehnbare und zu leicht veränderliche 
Verwaltungsvorschriften sich stütze. 
27u$26/29 a)ZumZwecke derschärferen Unterscheidung 
er der Zuchthausstrafe von der Gefängnisstrafe er- 
Ent: scheint es wünschenswert, dass es für erstere 
lassung) bei der bisherigen Frist der Verbüssung von °|, 
der Strafzeit verbleibe, bevor vorläufige Ent- 
lassung eintreten kann. 

b) Auch für die Beteiligung der Fürsorgevereine 
an der Schutzaufsicht für vorläufig Entlassene 
wird die gesetzliche Regelung (durch ein Straf- 
vollzugsgesetz) der auf dem Verwaltungswege 
vorzuziehen sein, um den Fürsorgevereinen mehr 
Rückhalt zu eben. 

Zu 542/43 Der Vorschlag des VE., für die sichernde Mass- 
ee nahme die Form der „korrektionellen Nachhaft“ bei- 
en) zubehalten und nur ihren jetzigen Zeitrahmen um 

1 Jahr zu erweitern, kann als wirksame Massregel 

zum Zwecke eines erhöhten Schutzes der 

Gesellschaft vor den immer wiederkehrenden 

verbrecherischen Angriffen seitens sozial gänzlich 
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untauglicher oder besonders gemeingefährlicher Ele- 
mente nicht angesehen werden. N 


Dem vorgedachten Zwecke entspricht weder 
die Form der Massnahme noch die Voraus- 
bestimmung einer Frist, innerhalb welcher eine 
Wendung zum Bessern vor sich gehen soll, denn 
die Dauer einer sichernden Massnahme lässt sich 
nur nach ihrem Erfolge bestimmen. Auch wird. 
ihre Gestalt nicht bloss aus Gerechtigkeitsgründen, 
sondern auch aus Zweckmässigkeitsgründen für die 
nur aus Haltlosigkeit Rückfälligen nicht die 
gleiche sein dürfen wie für die böswilligen 
Feinde der menschlichen Gesellschaft. 

Solange aber die „unbestimmte Verur- 
teilung“ keinen Eingang im deutschen Strafgesetze 
findet, solange wird auch der bisherige Modus 
der richterlichen „Ueberweisung“ an die Lan- 
despolizeibehörde vorzuziehen unddieAusführung 
der sichernden Massnahmen besser durch ein be- 
sonderes Gesetz zu ordnen sein, 


Zu $ 98 Da es auch Fälle gibt, in denen das „Ver- 
un jasaen. eines bestimmten Aufenthaltsortes eine 
beschuin.ähnliche Gefahr für die Umgebung mit sich bringen 
kung) Kann, wie der „Aufenthalt“ an einem Orte für 
diesen selbst, so empfiehlt sich, die Befugnis der 
Landespolizeibehörde auch auf das Verbieten 


eines Wechsels des Aufenthaltsortes zu erstrecken. 


Zu 3 63 Der Vorschlag im dritten Absatz betrifft nur 
lee einen Teil der in „besonderen“ Abteilungen unter- 
Mängel) : 2: ; i > 
zubringenden Gefangenen. Da einer gleichen Rück- 
sichtnahme wie die geistig Minderwertigen auch 
die körperlich Minderwertigen bedürfen, von 
diesen aber im VE. nirgends die Rede ist, weil 
sie nicht das gleiche juristische Interesse bean- 
spruchen wie die ersteren, so erscheint eine um- 
fassendere Bestimmung über die einzuhaltende Form 
der Strafvollstreckung für geistig und körperlich 
Minderwertige in S 21 zweckmässiger als an dieser 
Stelle. — | ; 
Vielleicht finden die vorstehenden Ausführungen und 


Vorschläge, die auf rein praktische Erfahrungen und straf- 
politische Erwägungen gestützt sind, allgemeineres Interesse 
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und einige Anerkennung. So ganz unwesentlich werden dem 
Gesetzgeber wie dem Richter, Art, Gestalt und Wirkung 
der von ihnen festgesetzten bezw. angewendeten Straf- 
und Sicherungs-Mittel nicht sein dürfen, da erst der 
„Vollzug“ der erkannten Strafen und sichernden Mass- 
nahmen diesen selbst Form und Leben und damit dem 
Richterspruch fühlbaren Inhalt zu geben vermag. 


Als Leiter einer ziemlich starken Abteilung für 
Jugendliche bedaure ich, dass eine Meinungsäusserung 
über die Behandlung der Jugendlichen im VE. ausserhalb des 
Rahmens meines Themas liegt. Ich hoffe aber, dass die 
Herren Gutachter‘ meine Ansicht teilen werden, dass der 
VE. den Interessen der Jugendlichen nicht völlig gerecht 
wird. Vielleicht erkennen auch sie den Segen an, den 
‚eine Heraufsetzung der „ uchthausmündigkeit“ auf 
das 21. Lebensjahr, eine Abschaffung der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen, die Zulassung von Zwangserziehung 
als „sichernde Massnahme“ bei solchen Jugendlichen, die 
- nieht in Fürsorgeerziehung genommen werden können, 
sowie eine wohlmeinende Schutzaufsicht auch bei 
- „bedingtem Strafaufschube“* für unsre jugendlichen Rechts- 
brecher im Gefolge haben würde. 


Gutachten 


zu dem Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch 
über die Behandlung der Jugendlichen 3 68&—70. 


Von Strafanstaltspfarrer Dr. Jacobs (Werden). 


Die strafrechtliche Behandlung der Jugendlichen ist 


zu einer aktuellen Frage geworden, für die sich nicht bloss 


die Fachkreise, sondern auch die öffentliche Meinung leb- 


haft interessieren, und mit Recht; denn’hier, wo das Ver- 
brechen erst in seinem Anfange und zumeist kleineren . 
Fällen hervortritt, lässt sich noch mit einer gewissen Aus- 


sicht‘ auf Erfolg der Kriminalität entgegen arbeiten und 
Besserung erzielen, während die Rehabilitierung der alten, 
im Verbrechen ergrauten Individuen zumeist als erfolglose 
Sisyphusarbeit sich erweist. Ist somit bei den Jugendlichen 
auf eine dem Verbrechen vorbeugende Tätigkeit das Haupt- 
gewicht zu legen, also Jugendschutz in hygienischer, sozialer 


und religiös-sittlicher Erziehung mit allen Kräften zu er-" 
streben, so-muss auch beim Eintritt von Verstössen gegen 


die Rechtsordnung . die strafrechtliche Behandlung der 
Jugendlichen in organischer Verbindung mit der Fürsorge- 


Erziehung erfolgen, es muss mehr auf Erziehung als auf 


Bestrafung bei ihnen bedacht genommen werden. Selbst 
in der etwa zu verhängenden Strafe, die bei den älteren 
Verbrechern häufig nur den Erfolg hat, dass sie für eine 
gewisse Zeit unschädlich gemacht sind, ist die Besserung 
in den Vordergrund zu stellen, wobei freilich die Schutz- 
bedürftigkeit der Gesellschaft segen das Verbrechertum 
auch nicht aus dem Auge verloren werden darf. 


In zahlreichen Schriften und Vereinsversammlungen 


ist von Fachgelehrten unter Wertung der einschlägigen 
amerikanischen Neuerungen und von Gefängnispraktikern 
auf Grund ihrer Erfahrungen die Frage der Jugendlichen 
erörtert, das was in ihrer strafrechtlichen Behandlung als 


fehlerhaft erkannt, gerügt und eine Aenderung und Ver- 


besserung der bezüglichen Bestimmungen im Deutschen 


Strafgesetze in Anregung gebracht worden; von einigen 
wurde sogar ein besonderes Reichsgesetz zur Regelung des 
Jugendstrafrechtes verlangt. Da indes die wünschenswerten 
Ergänzungen und Umänderungen auch in das bestehende 
Strafgesetzbuch sich einfügen liessen, so hat die zur Aus- 
arbeitung eines Vorentwurfs zu einem neuen Deutschen 
Strafgesetzbuche eingesetzte Kommission unter weitgehender 
Berücksichtigung der gemachten Vorschläge in drei Para- 
sraphen, nämlich 68, 69 und 70, die strafrechtliche Behand- 
lung der Jugendlichen - festgelegt. Nur wenige, aber 
bedeutungsvolle Sätze mit einschneidenden Verbesserungen 
des bisherigen Rechtes. Hervorragende Kriminalisten, wie. 
die Professoren v. Lilienthal, v..Calker, v. Liszt u. a.) 
haben zu den Bestimmungen des Entwurfs über die straf- 
rechtliche Behandlung der Jugendlichen mit nur geringen 
"Ausstellungen ihre Zustimmung erklärt. Auch die Psychiater 
können nach Ansicht von Dr. Goering (München?) mit 
dem Vorentwurf in der Hauptsache zufrieden sein, da ihre 
Wünsche weitgehend berücksichtigt worden sind. Insbe- 
sondere die Gesetzesvorschläge, die der Vorentwurf über 
die Behandlung Jugendlicher enthält, bezeichnet Goering 
als „recht gut“. Ar 


Wenn die folgende Besprechung sich auch auf die 
drei genannten Paragraphen beschränken soll, so lässt es 
sich doch nicht vermeiden, auch einige im allgemeinen 
Teil des Entwurfs’ enthaltenen Bestimmungen in die Er- 
. örterung zu ziehen, so die über abgesonderte Verwahrung der 
Jugendlichen von erwachsenen Gefangenen ($ 21), Einzel- 
haft (8 22), bedingte Strafaussetzung ($$ 38—41) und 
Löschung der Bestrafung im deutschen Strafregister ($S 51 
und 52). Auch der Entwurf einer neuen. Strafprozessord- 
nung, der gegenwärtig von einer Kommission des Reichs- 
tages beraten wird, enthält in dem Abschnitt über die 
Behandlung Jugendlicher manche Bestimmungen, die das 
materielle Strafrecht nahe berühren und in den Vorent- 
wurf zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuche auch mit 
aufgenommen sind. Auf das eine oder andere wird im fol- 
senden Bezug genommen werden, dagegen erscheint eine ein- 
Sehende Würdigung der wichtigen Frage des Jugendschutz- 


1) Ve]. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 30 Bd. 
S. 248, 259, 287 ft, 


’) Ebendaselbst. S. 503. 
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rechtes, des Jugendrichters und -gerichtes!) durch das 
gestellte Thema ausgeschlossen. 


T. 


Zunächst hatte die Kommission über die Frage Be- 
stimmung zu treffen, mit welchem Jahre die Strafmündigkeit 
beginnen sollte. Während das bisher geltende deutsche 
Strafgesetzbuch ($ 55) die Strafmündigkeit mit dem vollen- 
deten 12. Lebensjahre beginnen lässt, sodass also erst von 
diesem Zeitpunkte an eine Strafverfolgung eintreten darf, 
setzt der Entwurf sie für das vollendete 14. Lebensjahr 
an in $ 68, der lautet: „Nicht strafbar ist, wer bei Be- 
sehung der Handlung das vierzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet hat.“ Diese Frage dürfte als spruchreif an- 
gesehen werden, nachdem die namhaftesten Kriminalisten 
und Gefängnispraktiker für die Hinaufrückung des Straf- 
mündigkeitsalters vom 12. auf das 14. Lebensjahr sich 
ausgesprochen hatten. Es seien hier hervorgehoben die 
in diesem Sinne gehaltenen Beschlüsse der Rheinisch-West- 
fälischen Gefängnis-Gesellschaft aus den Jahresversamm- 
lungen 1868, 1893, 1895 und 1900°), der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung auf der Tagung in Bern im 
Jahre 1890 und ihrer deutschen Gruppe im Jahre 1893 in 
Berlin?) sowie des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten 
in der Stuttgarter Versammlung vom Jahre 1905%). Neuer- 
dings hat auch die Preussische wissenschaftliche Deputation 
für das Medizinalwesen und auf eine von der Reichs- 
Justizverwaltung veranstaltete Umfrage die Mehrzahl der 
deutschen- Bundesstaaten, von denen mehrere, nämlich 
Sachsen, Braunschweig, Hamburg und Nassau in ihren 
früheren Strafgesetzen die Altersgrenze von 14 Jahren 
schon besessen hatten, zur Hinaufrückung des Strafmündig- 


') In weiten Kreisen werden wirksame Schutzbestimmungen 
für die. Jugendlichen gefordert, wie sie in dem englischen Kinder- 
(sesetze vom Jahre 1908 (übersetzt von Dr. Ernst Rosenfeld, Berlin, 
Guttentag 1909) bereits enthalten und seit 1. April 1909 in Kraft sind. 
Wenn die St.P.O.' die Einführung der Jugendgerichte nur auf grössere 
Städte beschränkt, so ist dagegen einzuwenden, dass gerade in kleineren 
Verhältnissen Riehter und Schöffen die ihnen bestens zu statten 
kommende persönliche Kenntnis der Jugendlichen und ihrer Verhält- 
nisse besitzen. 


> v. Rhoden, Geschichte der Gesellschaft S. 51, 52, 81, 97. 
°) Blätter für Gefängniskunde Bd. 28, S. 65—171. 
*) Ebendaselbst Bd. 38, S. 92—126 Se 
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keitsalters auf diesen Zeitpunkt ihre Zustimmung gegeben!). 
Im letzten Dezennium ist bereitsin Dänemark und Norwegen 
für die Strafmündigkeit das 14. Lebensjahr gesetzlich fest- 
gelegt worden; dieselbe Bestimmung ist auch in dem 
österreichischen und schweizerischen Strafgesetzentwurfe 
vorgesehen. Hier mögen die Gründe, welche für die Hinauf- 
rückung der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebens- 
jahr sprechen, und die Bedenken, welche dagegen erhoben 
werden, eine kurze Würdigung finden. 


Eine gewisse Unterscheidung zwischen Gut und Bös’ 
erlangt das Kind bei einer normalen religiös - sittlichen 
Erziehung schon früh, etwa mit dem siebenten Lebensjahre. 
Das alte Römische Recht bestimmte daher, dass nur die 
infanles propler innocentiam consilui von jeder Strafverfolgung 
. ausgeschlossen sein. sollten, dass aber bei den zmpuberes 

bis zum 12. bezw. 14: Lebensjahr in jedem einzelnen Falle 
zu untersuchen sei, ob sie den z»Zellectus, se delinguere be- 
sessen hätten, also zurechnungsfähig gewesen wären. Auch 
‚den preussischen und bayerischen Strafgesetzen war der 
unbedingte Ausschluss strafrechtlicher Verfolgung einer 
jugendlichen Person auf Grund der Tatsache, dass dieselbe 
bei Begehung der Handlung ein bestimmtes Lebensalter 
noch nicht erreicht hatte, unbekannt; sie enthielten nur 
die Bestimmung, dass der Angeklagte, wenn er das 16. Lebens- 
jahr noch nicht erreicht und nach dem Urteile des Richters 
ohne Unterscheidungsvermögen gehandelt habe, freizu- 
sprechen sei. Erst in dem Strafgesetzbuche für den Nord- 
deutschen Bund vom 31. Mai 1870 wurde als Altersgrenze 
der Strafmündigkeit das vollendete 12. Lebensjahr fest- 
gesetzt und zwar hauptsächlich auf Grund eines Gutachtens 
der Preussischen wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen, welches sich dahin aussprach, dass bis 
zum vollendeten 12. Lebensjahre die äusserlichen Eigen- 
schaften des Kindesalters vorzuherrschen pflegten, dass 
der Mensch bis dahin von rein kindlichen Trieben geleitet 
werde, und dass daher Personen unter diesem Alter ohne 
Ausnahme als unzurechnungsfähig zu erachten und von 
der Strafverfolgung auszuschliessen seien. 


Abgesehen davon, dass gegen die so festgesetzte 
Altersgrenze vielfach der Vorwurf der Willkürlichkeit er- 
hoben wurde, führten auch die Erfahrungen, welche mit 


') Vorentwurfzu einem deutschen Strafgesetzbuch. Begründung. 
Allgemeiner Teil. S. 256. 


der Anwendung der strafrechtlichen Bestimmungen be- 
züglich der Jugendlichen gemacht wurden, besonders aber 
die in erschreckender Weise steigende Zahl jugendlicher 
Verbrecher zu der Erkenntnis, dass eine noch weitere 
Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters auf das vollendete 
14. Lebensjahr angebracht und bei der Ausarbeitung eines 
neuen Strafgesetzbuches zu erstreben sei. 

Zunächst konnte man sich der Einsicht nicht ver- 
schliessen, dass es fehlerhaft und bedenklich sei, Schul- 
kinder überhaupt vor Gericht zu stellen, wo die schüch- 
ternen verkehrte oder gar keine Antworten geben, die un- 
verschämten dagegen sich überaus wichtig. vorkommen und 
wohl gar mit wahren oder unwahren Erzählungen zu 
prahlen suchen. Dadurch, dass das Kind in den Vorder- 
grund einer gerichtlichen Verhandlung gestellt wird, muss 
sein Ehrgefühl leiden und abgestumpft werden, erst recht 
wenn die sensationslüsterne Presse über die Verhandlung 
berichtet und den Namen des Kindes nennt. Erfolgt Be- 
strafung, so haftet dem Kinde ein ständiger Makel an, der 
ihm ein ehrliches Fortkommen im späteren Leben erschwert. 
Die Gefängnisstrafe selbst, besonders die kurzzeitige, häufig 
nur nach Tagen bemessene, lässt den Ernst des Gefäng- 
nisses gar nicht erkennen und übt auf den jungen Ge- 
fangenen zumeist einen nachteiligen Einfluss aus. Gewiss 
hat jeder Strafvollzug die Aufgabe, erzieherisch zu wirken, 
aber das bedeutsamste Hilfsmittel, welches ihm hierbei zu 
(rebote Steht, die Einzelhaft, ist für Kinder zumeist unge- 
eignet und ohne psychische und physische Nachteile nicht 
anwendbar. Wie traurig aber, wenn Kinder mit älteren 
in. der Schlechtigkeit häufig weit gediehenen Personen zu- 
sammen sein müssen, ein Misstand, der sich bei kleineren 
in den Amtsgerichtsgefängnissen zu verbüssenden Strafen 
oft gar nicht vermeiden lässt. Kehrt der junge Uebeltäter 
aber aus dem Gefängnisse in die Schule zurück, so wird 
er von seinen Mitschülern entweder verachtet und gemie- 
den, was ihn kränkt und ihm frühzeitig Hass der Menschen, 
des Staates und der Gesetze einflösst; oder er wird als 
Held angestaunt, dessen grosstuerisches Wesen auch auf 
die Altersgenossen ansteckend wirkt und ihnen die Furcht 
vor dem Gefängnisse nimmt. Ist es da zu verwundern, 
dass unter den Schulkindern, zumal den von schlechter 
Lektüre angesteckten, sieh mitunter vollständige Räuber- 
banden bilden? Mit Recht sagt man daher: Schulkinder 
gehören nicht ins Gefängnis, sondern in rationelle Erziehung. 


= ..603., 


Erfahrungsgemäss liegen die Keime des Verbrechertums 
zumeist in "mangelhafter Erziehung und der daraus ent- 
springenden sittlichen Verwahrlosung und Verrohung. Was 
dem Kinde gefehlt hat, das muss "ihm nach Möglichkeit 
ersetzt werden, und dazu ist neben der Familie zunächst 
die Schule berufen. 

Die Alterstufen von 12—14 Ehren stehen noch unter 
der erziehlichen Behandlung der Schule; deshalb sind bei 
ihnen nicht Strafe, sondern Erziehungsmassregeln am Platze, 
dagegen bildet die Entlassung aus der Schule, die fast all- 
Semein mit dem vollendeten 14. Lebensjahre erfolgt, die 
natürliche, auch in den sozialen Verhältnissen begründete -- 
untere Grenze der Strafmündigkeit. Mit der Volksschule 
verlässt der Mensch nicht selten auch das Elternhaus, geht 
in die. Lehre oder tritt in eine Arbeitsstelle in der Fabrik 
oder im Bergbau ein, wo ihm bis zu seinem 14. Lebensjahre 
das Arbeiten gesetzlich ‚verboten- war. Hiermit beginnt 
für ihn ein neuer Lebensabschnitt. Während bis dahin die 
Eltern, Lehrer und Geistlichen sein Tun und Lassen regelten, 
ist er jetzt mehr auf sich selbst angewiesen, er fühlt sich 
auch mehr oder minder selbständig und verantwortlich für 
seine Handlungen, Es entspricht daher der Volksanschau- 
ung durchaus, dass mit dem Ende des Kindesalters und 
dem Eintritt in das bürgerliche Leben auch die strafrecht- 
liehe Verantwortlichkeit beginnt. 

Neben diesen. äusserlichen und rein praktischen 
Gründen werden noch andere mehr aus dem inneren Leben 
des Kindes geschöpfte Erwägungen für die Hinaufrückung 
der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr 
geltend gemacht, Die Statistik ergibt, dass die Zahl der 
Kinder zwischen 12 und 14 Jahren, die zu Freiheits- 
strafen verurteilt worden sind, bei denen also der Richter die 
Einsicht in die Stralbarkeit der Handlung nach $ 56 (St.G.B.) 
angenommen hat, ausserordentlich gering ist. Es mag nun 
sein, dass manche Richter, von dem Gedanken geleitet, es 
sei für das Kind besser, bei Verneinung der Einsicht in 
Zwangserziehung, als bei Bejahung ins Gefängnis geschickt 
zu werden, die Dehnbarkeit des Begriffes „Einsicht“ sich 
zu Nutzen machen, um zur Freisprechung zu gelangen. 
Kommt es doch vor, dass bei Kindern, die schon im 
13. Lebensjahre, weil die geforderte Einsicht als vorhanden 
angenommen wurde, zu Gefängnis verurteilt worden waren, 
bei Vergehen in einem späteren Lebensjahre von einem 
anderen Richter die Einsicht verneint und auf Ueber- 
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weisung in Zwangserziehung erkannt wird. Hierin liegt aber 
eine nicht unbedenkliche Verschiedenheit in der Auslegung 
und Anwendung des Gesetzes, die indes einen eklatanten 
Beweis bildet für die Zweckmässigkeit der Bestimmung, 
Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahre der Straf- 
verfolgung gänzlich zu entziehen. 


Dazu kommt, dass die Entwickelung des Verstandes, 
der Intellakt!) allein nicht massgebend sein kann, dass 
vielmehr auch eine gewisse sittliche Reife erforderlich ist, 
um das Kind für seine Handlungen strafrechtlich verant- 
wortlich zu machen. Es genügt nicht, dass es weiss, 
dieses oder jenes ist verboten,:-sondern es muss sich 
auch der Folgen, der Bedeutung und Tragweite des Rechts- 
bruchs vollständig bewusst sein. Es darf nicht bloss von 
rein kindlichen Trieben geleitet, sondern - es muss sittlich 
so weit gefördert und gefestigt sein, dass es augenblick- 
lichen Regungen die nötigen Hemmungsvorstellungen ent- 
gegen zu Setzen vermag. Freilich- ist die körperliche und 
geistige Entwickelung des Menschen individuell und daher 
ausserordentlich verschieden, sodass sich eine allgemein 
gültige Norm für das Vorhandensein der sittlichen Reife, 
die dem Kinde die nötige Widerstandskraft gegen das 
Böse verleiht und es für sein Tun und Lassen verantwort- 
lich macht, nicht aufstellen lässt. Es gibt frühreife Kinder, 
namentlich in den Grosstädten, ausgebildete Bösewichter 
zwischen 12 und 14 Jahren, indes sind das nur Ausnahmen, 
durch erbliche Belastung, frühzeitige Verführung oder 
schlechtes Beispiel der. Eltern herbeigeführt; in der Regel 
sind aber die Kinder vor dem vollendeten 14, Lebensjahre 
sittlich und geistig noch derart in der Entwickelung be- 
sriffen und gewissermassen unfertig und der Lebenserfah- 
rung bar, dass sie am besten für "ihre Handlungen str af- 
rechtlich nicht verantwortlich gemacht werden. 


Auf dem Allgemeinen Fürsorge-Erziehungs-Tage zu 
Rostock wurde sogar, indem die Heraufsetzung der Straf- 


K) Nach der Entscheidung des Reichsgerichtes ist unter dem 
Worte „Einsicht“ nur der Intellekt für den einzelnen Fall zu ver- 
stehen. Hätte man dem Worte eine weitherzigere Auslegung gegeben 
und darunter die Verstandesreife oder die Fähigkeit, die Tragweite 
seiner Handlungen zu übersehen und daraus Antrieb oder Hemmung 
für das Handeln zu entnehmen begriffen, so würden die Kinder und 
Jugendlichen zumeist vom Gefängnis fern gehalten .und auf Grund 
des $ 56 in Zwangserziehungsanstalten untergebracht worden sein; 
das Elend der strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen wäre 
dadurch wesentlich verringert worden. 
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mündigkeit auf das 14. Lebensjahr als Mindestforderung 
bezeichnet wurde, ihr Beginn mit dem 16. Lebensjahre 
gewünscht, wie es in Belgien schon der Fall ist. Zur Be- 
sründung machte man geltend, dass die Pubertät bei 
Knaben und Mädchen erst in der Zeit zwischen dem 14. 
und 16. Lebensjahre einzutreten pflege; bis dahin müssten 
sie aber als Kinder gelten und als solche behandelt wer- 
den. „Wir wissen“, so heisst es weiter in dem Vorberichte,') 
„dass gerade in den Altersstufen von 14—16 Jahren, in 
denen bei der überwiegenden Mehrzahl der Jugendlichen 
der Eintritt in das Erwerbsleben erfolgt, in denen ferner 
aber meist die kritische Zeit der Flegeljahre beginnt, die 
sittliche Widerstandskraft. gegenüber den Verführungen, 
denen sie in ihren Dienst- und Arbeitsstellungen ausgesetzt 
sind, noch fehlt oder stark vermindert ist, und dass wie 
sie der Versuchung zu Delikten erliegen, diese eine Folge 
unzulänglicher Erziehung sind. Es liegt deshalb sehr nahe, 
eine Heraufsetzung des Strafmündigkeitsalters auf das 
16. Lebensjahr zu verlangen.“ Hiergegen spricht nun aber, 
dass bei 14jährigen Kindern — von Ausnahmen abgesehen — 
die Zurechnungsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, das Unrecht 
‚ihrer Tat einzusehen und der Wille, dieser Einsicht gemäss 
zu handeln, wie der österreichische Entwurf bezeichnend 
sagt, vorhanden zu sein pflegt, dass ferner mit dem Ende der 
Sehulpflicht auch die regelrechte Erziehung aufhört und 
die Weiterbildung mehr von dem freien Willen des Einzelnen 
abhängig wird, dass endlich gerade die in frevelhafter 
Ausgelassenheit und Rohheit begangenen Ausschreitungen 
von Jugendlichen zwischen 14—16 Jahren ernste Bestra- 
fung erheischen. Dem Rechtsgefühl des Volkes würde es 
nicht entsprechen, wenn die verbrecherischen Handlungen 
dieser Altersstufe keine ernste Korrektur finden würden. 


Gerade das letzte Moment, dass nämlich schwere 
strafbare Handlungen nicht ungeahndet bleiben dürfen, wird 
gegen die Hinaufrückung der Strafmündigkeit auf das 14. 
Lebensjahr geltend gemacht. Man weist darauf hin, dass 
Kinder zwischen 12 und 14 Jahren häufig dieselbe gefähr- 
liche Bösartigkeit, dieselbe Energie und gänzliche Skrupel- 
losigkeit, wie die erwachsenen, gewerbsmässigen Verbrecher 
erkennen lassen. Vom allgemeinen Volksbewusstsein, nament- 
lich auch von den durch die Straftat Verletzten würde es 


*) Vorbericht zum Vortrag des Herrn Landesassessor Hart- 
mann (Hannover), Druck: ©. Müller’s Buchdruckerei, Strausberg. S. 2. 


Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 6 


606 — 


nicht verstanden werden, wenn Gewohnheitsdiebe und bös- 
artige Brandstifter unbestraft blieben. Dagegen wird mit‘ 
Recht hervorgehoben, dass solche krassen Fälle wie die vor- 
hin angegebenen zu den seltenen Ausnahmen gehören. Zu- 
meist handelt es sich bei den Delikten der Kinder um 
kleinere Vergehen, wie Mund- und Felddiebstahl, wozu 
nicht selten die Eltern den Anlass gegeben haben. Sodann 
ist zu beachten, dass sich auch unter den noch nicht 12 
Jahre alten Kindern manchmal solche finden, die auf das 
Höchste entartet sind. Wie diese nicht unbeachtet bleiben, 
sondern von dem Vormundschaftsgerichte in Behandlung 
senommen und je nach Lage der Sache der Zwangs- 
erziehung übergeben werden, so ist auch mit den ersteren 
zu.-verfahren. Die Stuttgarter - Versammlung des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbeamten vom Jahre 1903 hat diesem 
Gedanken dadurch Rechnung getragen, dass sie dem die 
Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr hinauf- 
rückenden Beschlusse den Zusatz beigefügt hat: „unter 
der Voraussetzung ausreichender disziplinärer Massregeln“!). 
Eine mit nachdrücklichem Ernst und ruhiger Strenge er- 
folgende Zwangserziehung ist gewiss dazu angetan, sich 

in entscheidender Weise fühlbar zu machen. Ja die 
Zwangs- und Fürsorgeerziehung übt häufig eine grössere 
abschreckende Wirkung aus als das Gefängnis, wenn auch 
nicht auf die Kinder, so doch auf die Eltern. Wie gesen 
das strafunmündige Kind, wenn es gegen .das Strafgesetz 
gefehlt hat, zu verfahren, bezw. wie es zu behandeln ist, 
sehört in die Strafprozessordnung und scheidet hier von 
der Besprechung aus?). 


. 


u) Blätter für Gefängniskunde. Bd. 38, S. 125. 

?) Das oben erwähnte englische Kinder-Gesetz behandelt als 
Kinder Personen unter 14 Jahren und bestimmt in $ 102: „Kein Kind 
darf wegen einer Straftat mit Zuchthaus oder Gefängnis bestraft oder 
wegen Nichtzahlune von Geldstrafe, Schadenersatz oder Kosten in 
ein Gefängnis g esetzt werden“, sodann besagt $ 106: „Hält ein Gericht 
ein einer Straftat angeklagtes 'Kind oder solche jugendliche Personen 
(die im Alter von 1416 Jahren stehen), für schuldig, so hat es zu 
erwägen, welche der folgenden Massnahmen es für angezeigt hält. 
Es kann: 

a) die Anklage zurückweisen, oder 

b) den Täter gegen Eingehung einer Verpflichtung entlassen, oder 

c) den Täter so entlassen und ihn der Aufsicht eines Bewährungs- 
beamten unterstellen, oder 

d) den Täter der Obhut eines Verwandten oder einer anderen 
geeigneten Person anvertrauen, oder 

e) den Täter einer Erziehungsanstalt überweisen, oder 


1. 


Wie die Festsetzung des 14. Lebensjahres, als /Zerminus 
a quo der Stralmündigkeit fast allgemeine Zustimmung und 
Billigung, dagegen nur vereinzelt Widerspruch eefunden 
hat und noch findet, so auch die im $ 69 des Entwurfs 
enthaltene Beibehaltung des 18. Lebensjahres als obere 
Altersgrenze oder Zerminus ad guem des jugendlichen Alters. 
Freilich wird von Einigen die Ausdehnung des jugendlichen 
Alters bis zum vollendeten 21. Lebensjahre gefordert und 
zwar hauptsächlich aus der Erwägung, weil dann auch 
die zivilrechtliche Mündigkeit eintritt und die Aufnahme‘ 
in den Militärdienst. zu erfolgen pflegt, wodurch derselbe 
natürliche und in den sozialen Verhältnissen begründete 
Lebensabschnitt gegeben sei, den das 14. Lebensjahr als 
Abschluss des Kindesalters bilde Weiter wird hervor- 
gehoben, dass damit auch, da bei Jugendlichen Zuchthaus- 
strafe ausgeschlossen sei, der Versuchung, sich absichtlich 
eine solehe Strafe zuzuziehen, um vom Kriegsdienste frei 
zu bleiben, der Boden entzogen würde. Gegen Letzteres 
wird mit Recht betont, dass Personen, die das Zuchthaus 
so wenig fürchten, besser aus dem Heere wegbleiben, wo 
sie doch nur zur Verführung dienen können. Als durch- 
schlagender Grund gegen die Hinaufrückung des Jugend- 
schutzes auf das vollendete 20. oder 21. Lebensjahr darf 
die nicht zu bestreitende traurige Erscheinung gelten, . dass 
serade im "Alter von 18 bis 21 Jahren Roheits- und Sitt- 
-liehkeitsverbrechen recht oft vorkommen, deren nachdrück- 
liche Bestrafung geboten ist. Wenn in dem Vorentwurf 
zum Strafgesetzbuch ausgeführt wird, dass schon unter den 
Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren besonders in 
grossen Städten und dicht bevölkerten Bezirken sich viele 
Elemente befinden, die wegen ihrer frühen Verderblichkeit, 


f) den Täter einer Besserungsanstalt überweisen, oder 

£) auf Prügelstrafe gegen den Täter erkennen, oder 

h) den Täter zu Zahlung einer Geldstrafe, von Schadenersatz und 
Kosten verurteilen, oder 

i) den Vater oder Vormund des Täters zur Zahlung einer Geld- 
strafe etc. verurteilen oder dazu, Sicherheit für sein künftiges 
Wohlverhalten zu leisten, oder 

k) den Täter in einen von diesem Abschnitt vorgesehenen Ge- 
wahrsam setzen lassen, oder 

l). den Täter, falls er eine jugendliche Person ist, zu Gefängnis 
verurteilen, oder | 

m) mit dem Falle in einer anderen, gesetzlich zulässigen Weise 
verfahren.“ 


6% 
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ihrer Verrohung, ihrer Neigung zu Gewalttaten und Ver- 
brechen geradezu gemeingefährlich sind und deshalb den 
ganzen Ernst und die ganze Strenge des Gesetzes heraus- 
fordern, dann erscheint anstatt der bedingungslosen Hinauf- 


rückung des Jugendschutzes auf das 21. Lebensjahr viel - 


eher die Frage berechtigt, ob es nicht im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit empfehlenswert sei, in solchen Fällen 
ausserordentlicher Roheit die Strafzumessung ohne Rück- 
sicht auf das jugendliche Alter wie bei Erwachsenen ein- 
treten zu lassen, da hier eigentlich der Grundsatz des Rö- 
mischen Rechtes: Malta supplet aetatem zur Anwendung 


kommen müsste. Da indes die Urteile der Praxis und der 


Wissenschaft fast übereinstimmend dahin lauten, dass das 
vollendete 18. Lebensjahr als Grenze des Jugendschutzes, 
wenn es auch für einzelne Fälle nicht zutreffend sei, doch 


im allgemeinen sich bewährt habe, so mag der Gedanke 


einer Abänderung hier nicht weiter erörtert werden. 
Die Strafzumessung wird in $ 69 Abs. 1 dadurch ver- 


einfacht und gemildert, dass sie bei Jugendlichen nach ; 


den Bestirhmungen des Versuchs ($ 76) anzuwenden ist, 
nur darf nicht auf lebenslängliche und entehrende Strafe 
erkannt werden. Zuchthaus, Arbeitshaus, Verlust der 


bürgerlichen Ehrenrechte und Aufenthaltsbeschränkung 


kommen für Jugendliche nicht in Betracht; für eine Zucht- 
hausstrafe tritt Gefängnis von gleicher Dauer ein. Aus 
manchen Gründen, besonders aber weil die Jugendlichen 
noch im Wachstum begriffen sind, ist bei ihnen die in $ 18 


vorgesehene Verschärfung des Strafvollzugs ausgeschlossen. 
Dass die Strafe bei Jugendlichen geringer und milder ist 


als bei Erwachsenen, erscheint durchaus gerechtfertigt, 


weil die Strafe dem Verschulden entsprechen muss, das - 
Verschulden aber wegen der noch nicht vollen sittlichen 


Reife bei Jugendlichen geringer ist, als bei Erwachsenen. 
Die entgegengesetzte Forderung, dass wegen der Verderb- 
lichkeit kurzer Freiheitsstrafen für Jugendliche allgemein 
Strafen von längerer Dauer über sie zu verhängen seien, 
hat wegen der darin liegenden Ungerechtigkeit in dem 
Entwurfe mit vollem Rechte Keine Berücksichtigung ge- 
funden. Damit ist freilich die gesetzliche Festlegung einer 
Mindestzeitdauer von 3—6 Monaten für die Bestrafung der 
Jugendlichen nicht ausgeschlossen, weil nur dadurch die 
Strafe als ernstliches Uebel fühlbar wird und eine erzieh- 


‘ liche Wirkung ausüben kann. Haft- und Gefängnisstrafen. 


von ein paar Tagen bis zu einigen Wochen werden viel- 


u. 


fach als spasshafte Episode, wohl auch als eine wohltuende 
Versorgung und Unterbrechung eines immerhin anstrengen- 
den Bummellebens angesehen und aufgefasst. Da die 
srösstmöglichste Verbesserung des Strafvollzuges allein hier 
nicht helfen kann, so wäre eine gesetzliche Festsetzung 
der Mindestdauer der Strafe für Jugendliche durchaus 
wünschenswert.!) 
Im Interesse des Jugendschutzes ist auch $ 85, der 
die sog. kleineren Fälle statuiert, zu begrüssen. Nach 
diesem Paragraph kann der Richter von Strafe absehen, 
wenn „die rechtswidrigen Folgen der Tat unbedeutend 
sind, und der verbrecherische Wille des Täters nur gering 
und nach den Umständen entschuldbar erscheint, sodass 
die Anwendung der ordentlichen Strafe des Gesetzes eine 
unbillige Härte enthalten würde.“ Da gerade bei Jugend- 
lichen diese Bedingungen häufig zutreffen werden, so ist 
dem Richter hiermit eine wichtige Handhabe zu ihrem 
Schutze gegeben. Dieselbe wird noch erweitert durch die 
in den SS 38—41 des Entwurfs eingeführte „bedingte Stral- 
aussetzung oder Verurteilung“, die in der Gestalt der be- 
dingten Begnadigung schon ein Jahrzehnt hindurch fast 
im ganzen Deutschen Reich bestanden und sich bewährt 
hat. Diese Wohltat soll vorzugsweise jugendlichen Ver- 
urteilten gewährt werden, allerdings bloss solchen, die zu 
einer Freiheitsstrafe wegen Verbrechen oder Vergehen noch 
nicht verurteilt waren, deren jetzige Strafe sechs Monate 
nicht übersteigt, die ferner einer besonderen Berücksich- 
tigung würdig sind und zu der Erwartung berechtigen, 
dass sie auch ohne den Vollzug der Strafe sich künftig 
wohlverhalten werden, die endlich nicht aus gemeinen Be- 
. weggründen die Tat begangen und sich auch nach Kräften 
bemüht haben, den angerichteten Schaden wieder gut zu 
machen. Nach Ablauf einer Frist von zwei bis höchstens 


") Es möge hier auf die durch das englische Verbrechenver- 
hinderungsgesetz vom Jahre 1908 (übersetzt von Dr. Ernst Rosen- 
feld, Berlin, Guttentag 1909) geschaffenen sogenannten Borstal- 
anstalten hingewiesen werden; es sind dies Anstalten, in denen 
jugendliche Rechtsbrecher im Alter von 16—21 Jahren, die im Hin- 
blick auf ihre verbrecherischen Gewohnheiten oder Neigungen oder 
wegen ihres Verkehrs mit übelbeleumundeten Personen nicht einer 
Erziehungsanstalt überwiesen, sondern gestraft werden sollen, auf die 
Dauer von nicht unter einem und nicht über drei Jahre in Haft ge- 
halten werden und während derselben gewerbliche Erziehung sowie 
andern Unterricht erhalten und solchen disziplinarischen sowie mora- 
lischen Einflüssen unterworfen werden, welche geeignet sind, zu ihrer 
Besserung sowie zur Bekämpfuug des Verbrechens beizutragen. 
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fünf Jahren bei Verbrechen und Vergehen, und einer Frist 
von mindestens ein bis höchstens zwei Jahren bei Ueber- 
tretungen gilt die Strafe als erlassen, sofern während dieser 
Zeit der Verurteilte keine neue Freiheitsstrafe erhalten 
und sich überhaupt gut geführt hat. Diese vielen Be- 
dingungen und Kautelen, wodurch die bedingte Verurteilung 
bei-nur sehr geringer Schuldenereie Platz greift, tragen 
dem Rechtsbewusstsein des Volkes, das im allgemeinen 
für begangenes Unrecht Strafe, für Schuld Busse fordert, 


gebührend Rechnung. Im .übrigen dürfte mit diesen Ab- 


änderungen des bisher geltenden Strafrechtes der richtige 
Weg eingeschlagen sein zum Schutze der‘ jugendlichen 
Rechtsbrecher vor den nutzlosen und gefährlichen kleinen 
Freiheitsstrafen und vor dem unvermeidlichen Makel des 
„Gesessen haben“, der das spätere Fortkommen so ge- 
waltig erschwert. | 


Es wird freilich berängeit dass Vorstrafen, auch 
wenn Sie auf den Täter keinen sittlichen Makel werfen 
und ihn der Strafaussetzung unwürdig machen, von dieser 
Wohltat ausschliessen sollen, und es wird gewünscht, dass 
in solchen Fällen dem Richter die Möglichkeit gewahrt 


bleibe,. ausnahmsweise Strafaussetzung anzuordnen. Als. 


weiterer Fehler wird bezeichnet, dass Geldstrafen von der 
Strafaussetzung- ausgeschlossen sind. Wenn dieser Ein- 


schränkung auch wegen der Geringfügigkeit des Objekts. 


und mit Rücksicht darauf, dass der Entwurf eine Reihe 
von Tilgungserleichterungen gibt, zugestimmt werden kann, 
so wäre mit Rücksicht auf die Unbemittelten, für die eine 
Geldstrafe häufig schwer aufzubringen und vielfach härter 
ist als eine Freiheitsstrafe, die Einbeziehung der subsidiären 
Freiheitsstrafe in den Aufschub doch wohl gerechtfertigt. 


Sodann dürfte auch die gesetzliche Einführung einer 
Schutzaufsicht während der Bewährungsfrist durchaus 


notwendig sein. Sie wird zwar in der Begründung zu dem 
Entwurf des St.G.B. aus dem Grunde abgelehnt, weil die 


Jugendlichen bereits unter der Aufsicht der Eltern und 
Vormünder oder unter Fürsorgeerziehung ständen, indes 
ist es ja gerade der Mangel einer rationellen Aufsicht und 
konsequenten Erziehung in der Familie, woraus zumeist 
die. Straftaten der Jugendlichen entspringen. Dass die 
Eltern und Vormünder nach erfolgter Verurteilung mit 
Strafaussetzung nun ihre Erzieherpflichten besser erfüllen 


werden, Kann zutreffen, wird aber meistens nicht der Fall 


2 
“ 
«: 
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sein. Polizeiliche Aufsicht wäre freilich hier nicht am Platze, 
dagegen hat sich die durch die Organe der Fürsorge- 
. erziehung über ihre Zöglinge sowie die in mehreren Land- 
serichtsbezirken durch die Fürsorge- und Gefängnisvereine 
über die mit Aussicht auf Begnadigung verurteilten Jugend- 
lichen bisher schon geübte Schutzaufsicht durchaus be- 
währt. Sie darf freilich keine aufdringliche sein, sondern 
muss möglichst unauffällig geübt werden, indem z. B. die 
so Bestraften christlichen Jugendvereinigungen zugeführt 
und dort in diskreter Weise geleitet und beobachtet werden. 
Hierdurch wird auch eine sichere Grundlage gewonneh für 
das Zeugnis über gute Führung, auf Grund dessen der Straf- 
erlass eintreten soll. Somit dürfte die Einführung einer 
allgemeinen Schutzaufsicht während der Bewährungsfrist 
notwendig sein, wie sie in $ 366 des Entwurfs zur St.P.O. 
in den Fällen des Anklageverzichtes vorgesehen ist und 
wie sie auch nach dem österreichischen Entwurfe ($ 49) 
‘bei einer einen Monat übersteigenden Freiheitsstrafe vom 
Gerichte angeordnet werden kann, wenn dies zur Stütze 
‚der sittlichen Festigung und Besserung des Jugendlichen 
geraten erscheint und wenn er an Seinem Aufenthaltsorte 
durch Vertrauenspersonen mit Aussicht auf Erfolg über- 
wacht werden kann!). 


Von grösster Bedeutung für das spätere Fortkommen 
der kriminellen Jugendlichen ist neben der Strafaussetzung 
die in den $$ 5l und 52 des Entwurfs vorgesehene Löschung 
der verbüssten oder erlassenen Freiheitsstrafen in dem 
Strafregister oder den sonstigen amtlichen Strafverzeich- 
nissen. Die hieraus folgende Rehabilitation kann nach 
dem Entwurfe :vom Gerichte angeordnet werden, wenn 
der Jugendliche nach einer Freiheitsstrafe bis zu 3 Monaten 
wenigstens 2 Jahre und bei einer höheren Strafe mindestens 
5 Jahre sich gut geführt hat. Es ist dann ein Vermerk 


!) In dem obenerwähnten englischen Verbrechenverhinderungs- 
Gesetz bestimmt $.5:: „Die Gefängnis-Oberaufsichtsbehörde kann auf 
Grund allgemeinen Erlasses des Staatssekretärs jederzeit, nachdem 
ein männlicher Sträfling sechs Monate, ein weiblicher Sträfling drei 
Monate in einer Borstal-Anstalt zugebracht hat, und sie die Ueber- 
zeugung erlangt hat, dass der Verurteilte sich wahrscheinlich straffrei. 
halten und ein nutzbringendes und arbeitsames Leben führen wird, 
mittels Bewilligung eines Erlaubnisscheines genehmigen, dass der 
Verurteilte aus der Anstalt unter der Bedingung vorläufig entlassen 
werde, dass er der Schutzaufsicht eines in dem Erlaubnisschein zu 
benennenden Vereins oder einer Einzelperson, welche willens sind, 
ihn in Fürsorge zu nehmen, unterstellt werde. 
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über die stattgehabte Löschung in den Registern einzu- 
tragen. Der österreichische Entwurf geht weiter und be- 
stimmt in $ 56: „Die Rehabilitation tilgt die Verurteilung 
und befreit von der Pflicht, die Verurteilung auf Befragen 
des Gerichts oder einer anderen Behörde anzugeben. — 
Der Rehabilitierte kann bei dem Gerichte, das die Strafsache 
in erster Instanz entschieden hat, begehren, dass die 
Rehabilitation im Strafakt, in der beim Strafregisteramt 
erliegenden Strafkarte und in den Vormerken der Ver- 
waltungsbehörden angemerkt werde. Wenn diese Anmer- 
kung‘ erfolgt ist, darf die Verurteilung in Ausfertigungen 
von Strafkarten und in Leumundsnoten nicht aufgenommen 
werden.“ Nur wenn die Kenntnis der gelöschten Verur- 
teilungen für die Entscheidung der Schuldfrage bedeutsam 
ist, sind Strafgerichte und Staatsanwaltschaften berechtigt,» 
ihre Bekanntgabe zu verlangen; dasselbe gilt für andere 
Behörden, sofern es sich um Verwendung solcher Personen 
im öffentlichen Dienste handelt, jedoch sind die Behörden ° 
verpflichtet, die erlangte Auskunft geheim zu halten. So- 
wohl das öffentliche Interesse, das für die Rechtspflege 
und die Verwaltung die Kenntnis der gelöschten Verur- 
teilungen fordern kann, ist hierdurch gewahrt, als auch 
in weitgehendster Weise Vorsorge getrolfen, dass dem 
Verurteilten seine Vorstrafen nicht für alle Zeit hemmend 
in den Weg treten. Der Entwurf zum deutschen St.G.B. 
unterscheidet zwischen Strafregister und sonstigen amtlichen 
- Straflverzeichnissen und bestimmt in $ 52, Abs. 2: „Bei 
Erteilung eines Registerauszugs ist die Strafe als gelöscht 
zu bezeichnen. Bei einer Auskunftserteilung auf Grund 
der anderen Verzeichnisse ist die gelöschte Strafe nicht 
anzugeben“. Nach der Begründung bezieht sich letzteres 
auf private, ersteres auf amtliche Auskünfte, dagegen wird 
daran festgehalten, dass die Verurteilung selbst nicht weg- 
fallen könne.!) Wenn der theoretische Einwand, dass Ge- 
schehenes nicht als ungeschehen dargestellt werden dürfe, 
hier nicht Platz ereifen soll, so ist der bestimmten und 
weitherzigeren Fassung des österreichischen Entwurfs un- 
bedingt der Vorzug zu geben. 2 


Hier mag endlich hingewiesen werden auf die in dem 
Entwurf zur Strafprozessordnung vorgesehene Einschränkung 
des Legalitätsprinzips, wogegen freilich vielfach Wider- 


') Begründung a. a. O. S. 177. 


ol 


spruch erhoben wird). Sollte diese Bestimmung Gesetz 
werden, so würde die Staatsanwaltschaft nur dann Klage er- 
heben dürfen, wenn die Bestrafung der Jugendlichen im öffent- 
lichen Interesse liegt. Unbehandelt würden die jugend- 
lichen Uebeltäter in diesem Falle allerdings nicht bleiben, 
sondern die Staatsanwaltschaft würde die Akten dem Vor- 
mundschaftsrichter übergeben, der dann, sofern er nicht 
Fürsorgeerziehung einleitet, gegen den von ihm als schuldig 
erkannten Jugendlichen eine Mahnung oder einen Verweis 
aussprechen oder ihn der Zucht des gesetzlichen Vertreters 
übergeben könnte. 

Eine wichtige Aenderung an dem bisher geltenden. 
Rechte, wonach über Jugendliche nur dann eine Strafe 
verhängt werden soll, wenn der Täter die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit erforderliche Einsicht besessen hat, enthält 
der Entwurf durch Beseitigung der Bestimmung über das 
Unterscheidungsvermögen. Das aus dem code penal in 
das deutsche Strafrecht übergegangene Erfordernis der 
Einsicht (discernement) ist vielfach angefochten worden und 
‘zwar nicht bloss wegen der Unklarheit und Dehnbarkeit 
des Begriffes, dessen Handhabung in der Praxis teils eine 
mechanische, teils eine erundverschiedene geworden ist, 
sondern mehr noch, weil in dem geforderten Unterscheidungs- 
vermögen eine zu einseitige Betonung des intellektuellen 
Momentes erblickt wurde. Auf Grund dieser Erwägungen 
wurde in der oben erwähnten Tagung der deutschen Gruppe 
der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung im 
Jahre 1893 in Berlin folgender Beschluss gefasst! „Die 
Bestimmung der SS 56 und 57 St.G.B., wonach die straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit eines Jugendlichen davon ab- 
hängig ist, dass er bei Begehung der Tat die zur Erkenntnis 
ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht besessen hat, ist 
zu beseitigen“. Das Einsichtserfordernis ist bereits auf- 
gehoben in den. Strafgesetzen der Staaten: Norwegen, 
Schweden, Dänemark, Russland und Japan und auch in 
dem österreichischen und schweizerischen Strafgesetzent- 
wurfe fallen gelassen. Dadurch, dass der Entwurf auf 


") Einer Zeitungsnotiz nach beschloss die Reichsjustizkommission, 
die über das Strafverfahren gegen Jugendliche beriet, die Geltung 
des $ 365, wonach die Staatsanwaltschaft keine Klage gegen Jugend- 
liche erheben, sondern die Sache an die Vormundschaftsbehörde ab- 
geben soll, wenn Erziehungs- und Besserungsmassregeln der Be- 
strafung vorzuziehen sind, auf Jugendliche unter 16 Jahre zu 
beschränken. Im übrigen wurde - das Schutzalter auf 15 Jahre 
festgesetzt. 
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eine besondere Prüfung der Zurechnungsfähigkeit bei den 
Jugendlichen verzichtet, stellt er diese in bezug auf die 
Schuldfrage mit den Erwachsenen auf dieselbe Stufe. Und 
mit Recht; denn bei den einen wie bei den anderen ist 
diese Einsicht Voraussetzung der Strafbarkeit; es muss 
stets nach dem Grundsatze verfahren werden, dass. auf. 
Strafe dann, aber auch nur dann erkannt werden darf, 
wenn die regelmässigen Erfordernisse der Zurechnungs- 
fähigkeit vorhanden sind. Zum Begriff der Zurechnungs- 
fähigkeit, die bei den jugendlichen Verbrechern von Keiner 
anderen Art ist als bei den Erwachsenen, gehört die sub- 
jektive Fähigkeit, ein  Delikt -zu’begehen. Die Prüfung, 
ob diese z» concreio vorhanden war, ist durchaus selbst- 
verständlich. Der einzige Unterschied nach der bisherigen 
(Gesetzgebung besteht darin, dass bei den Erwachsenen die 
erforderliche Einsicht vorausgesetzt wird, während bei den 
Jugendlichen jedesmal zu prüfen ist, ob sie besteht oder nicht. 
Hiermit . erledigt : sich ‚auch der. Einwurf, " dass nach 
dem Entwurfe. der Jugendliche schlechter gestellt sei als 
früher, weil jetzt der Fall eintreten könne, dass Bestrafung 
erfolgen müsste, sofern nicht $ 63 einen Strafausschliessungs- 
grund biete, während früher der Richter den in der Ent- 
wickelung zurückgebliebenen Jugendlichen freisprechen 
konnte. Ein. Erkenntnis auf Zwangserziehung, das nach 
dem bisherigen Strafgesetze zu erfolgen pflegte, sei aber 
dann ausgeschlossen, wenn die Eltern an den geeigneten 
Erziehungsmassregeln es nicht haben fehlen lassen.!) 


Es wird deshalb die Beibehaltung einer relativen Straf- 
mündigkeit gefordert. „Die geistige Entwickelung jugend- 
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licher Personen ist“, so wird hervorgehoben?), „durchaus 


verschieden; es kommt vor, dass ein l5jähriger Mensch 
auf der Stufe eines 10jährigen Kindes steht. Wenn ein 
solcher im Unverstande ein Delikt begeht, so muss er be- 
straft werden oder er kommt in Zwangserziehung; aber 
beides wäre ihm gegenüber Unrecht“. In dem Entwurf ist 
solchen Verhältnissen vollkommen dadurch Rechnung 
getragen, dass der Richter, wenn der verbrecherische Wille 
des Täters nur gering und nach den Umständen entschuldbar 
war, nach $ 83 von der Strafe ganz absehen oder nach 


') So Prof. Dr. v. Liszt, vergl. Zeitschrift für die gesamte 
Strafwissenschaft a. a. O. S. 258 .u. 259. 
°). Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuche. Studien 


zu einer kritischen Besprechung desselben. Von Geh. Regierungsrat 
Dr. Reichardt, Bl. f. Gefängniskunde. 44 Bd. S. 29. 


den SS 38—41 Strafaussetzung festsetzen kann. Wenn 
ferner S 69 Abs. 2 in seiner Bestimmung, dass ‚staatlich 
überwachte Erziehung eintreten soll, „wenn die Tat haupt- 
sächlich als Folge mangelhafter Erziehung erscheint oder 
sonst anzunehmen ist, dass Erziehungsmassregeln erforder- 
lich sind, um den Täter an ein gesetzmässiges Leben zu 
gewöhnen,“ hauptsächlich die psychisch Zurückgebliebenen 
treffen wird, so kann hierin ein Unrecht nicht erkannt 
werden, da dem jugendlichen Uebeltäter das vermittelt 
werden soll, was ihm bisher gefehlt hät, nämlich eine 
rationelle Erziehung und dadurch seine Ausbildung zur 
vollen sittlichen Reife. 

Dass dem Strafrichter die Befugnis eingeräumt werde, 
neben und an Stelle der Freiheitsstrafe auf Zwangs- oder 
Fürsorgeerziehung zu erkennen, ist eine alte Forderung 
der Gefängnisgesellschaften, hervorgegangen aus der voll- 
berechtigten Erwägung, dass jugendliche Personen, solange 
sie noch erzogen und gebessert werden können, vor den 
Gefängnisstrafen möglichst zu bewahren seien. Aus den 


: vielen bezüglichen Verhandlungen seien nur hervorgehoben 


die Beschlüsse der Rheinisch - Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft in den Jahresversammlungen von 1891 und 
18930), die sich dahin zusammenfassen lassen, dass sowohl 
neben als auch anstatt der Strafen aus $S 57 auf Zwangs- 
erziehung soll erkannt werden können, und die in der mehr- 
erwähnten Tagung der deutschen Gruppe der Internationalen 


' Kriminalistischen Vereinigung vom Jahre 1893 in Berlin?) 


zum Beschluss erhobene These, welche lautet: „Gegen 
Personen, welche bei Begehung der strafbaren. Handlung 


das vierzehnte, aber nicht das achtzefinte Lebensjahr 


vollendet haben, kann wegen derselben auf Strafe oder 
auf staatlich überwachte Erziehung oder auf Freiheits- 
strafe und Erziehung oder auf Ueberweisung an die Familie 


‘erkannt werden.“ Es liegt hierin eine bedeutsame und 


einschneidende Abänderung des bisherigen- Strafgesetzes, 
das Ueberweisung zur Erziehung in einer Familie oder einer 
Anstalt nur in dem Falle der Freisprechung wegen mangeln- 
der Einsicht zuliess. Man fragte sich.da aber mit Recht: 
Tut denn bei denjenigen, die diese Einsicht schon besitzen 
und dennoch strafbare Handlungen begehen, Erziehung.nicht 
doppelt not? Gewiss soll auch der Strafvollzug erzieherisch 


) 64. Jahresbericht der Rhein. Westf. Gef.-Gesellschaft 8. 28 und 


66. Jahresbericht S. 45. 4 
°) Abgedruckt in den Blättern für Gefängniskunde. 28. Bd. S.62 
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und bessernd wirken, aber er kann dieses Ziel unmöglich 
in dem Masse erreichen, wie eine Erziehungs- oder Besse- 
rungsanstalt. Es ist oben bereits darauf hingewiesen worden, 
dass die Richter sich häufig durch Verneinung der Einsicht 
zu helfen und dem Jugendlichen die Wohltat der Er- 
ziehung zuzuwenden suchten, doch war dieses bloss ein 
Notbehelf, dessen Erlaubtheit berechtigten Zweifeln be- 
segnet. — Der Vorentwurf zum neuen Strafgesetzbuche 
gibt dem Richter jetzt vollständig freie Hand. Er geht, 
zwar nicht so weit, wie die amerikanische Gesetzgebung, 
die Jugendliche bis zum 16. bezw. 18. Lebensjahr nur bei 
sehr schweren Verfehlungsfällen und wenn alle angewandten 
Besserungsmittel sich fruchtlos erwiesen haben, zur Abgabe 
in eigene Strafgefängnisse verurteilen lässt. Vorher unter- 
sucht bei Verfehlungen der Jugendlichen der eigens hierfür 
gewählte Jugendrichter, ob sie aus Leichtsinn, Uebermut 
oder Mangel’ an sittlicher Kraft gefehlt haben, in diesem 
Falle werden sie nach ernster Mahnung vom Richter ‚oz 
Pprobation‘‘ entlassen d.h. sie werden einem Fürsorger, dem 
„ZFrobation officer‘ wunterstellt,. der ihnen mit Rat und Tat 
zur Seite stehen und sie vor weiteren Verfehlungen be- 
wahren soll; oder ob das Böse bei ihnen durch Anlage, 
Gewohnheit oder Verführung bereits die Herrschaft über 
den Willen erlangt hat, dann werden sie der Zwangs- 
erziehung unterworfen und zwar zunächst ohne Bestimmung 


einer Zeitgrenze. Nur wenn diese Mittel nicht helfen, er- 


folgt Bestrafung. Diesen Bestimmungen nähert sich der 


Schweizerische Strafgesetzentwurf, der nur Bestrafung mit: 
Verweis oder mit abgesonderter Einschliessung von 3 Tagen 


bis höchstens 2 Monaten zulässt, im allgemeinen aber auf 


dem Standpunkte steht, dass Personen in der Altersstufe = 


zwischen 14—18 Jahren, die ein Verbrechen begehen, zu 
den Geisteskranken, Schwachsinnigen, in der geistigen oder 
sittlichen Entwickelung ungewöhnlich Zurückgebliebenen 
zählen und deshalb in eine unter Umständen langjährige 
Anstaltsversorgung gehören. (Art. 11, Ziff. 2:12). Nach dem 
Entwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetzbuche da- 
segen Soll prinzipiell Bestrafung erfolgen; denn die dem 
Strafrichter eingeräumte Befugnis ist an das Vorhandensein 
eines Erziehungsbedürfnisses gebunden, und dies mit Recht. 
Wohin sollte es auch führen, wenn allgemein an Stelle 
der Strafe die Erziehung treten, erstere die Ausnahme, 
letztere die Regel bilden würde? Das Bewusstsein der Ver- 


antwortlichkeit würde dadurch bei den jugendlichen Uebel- 
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tätern und auch im Volke in hohem Masse abgeschwächt, 
unter dem überspannten Jugendschutze würde der Schutz 
der menschlichen Gesellschaft vollständig vergessen. Mag 
auch erbliche Belastung, mangelhafte Erziehung und ver- 
führerische Umgebung vielfach das Verbrechen mitver- 
schulden, es wäre doch weit gefehlt, den Verbrecher nun 
von aller Schuld freizusprechen. Wie er verpflichtet ist, 
seine bösen und abnormen Neigungen zu bekämpfen und 
sich zu: bestreben, dieselben durch die Kraft seines Willens 
zu beherrschen, so bleibt er auch für das aus seinem freien 
Willen entstandene Verbrechen verantwortlich und muss 
die entsprechende Strafe erleiden. Wenn aber der jugend- 
liche Verbrecher den Ernst des Strafvollzugs besonders 
durch dessen längere Dauer gehörig kennen lernt, 
wenn: sein  Wille- durch‘ eine. konsequente Behand- 
lung gebeugt und durch Gewöhnung an Ordnung und 
Disziplin zur Achtung des Gesetzes und der Autorität 
sebracht wird, wenn er eine sorgsame seelsorgerliche Be- 
. handlung, die ja in keiner Strafanstalt fehlen darf, erfährt 
' und dadurch wieder kirchlichen und religiösen Sinn 
sewiont, dann wird. die ‚Strafe für, ihn zu. veiner 
Wohltat und das Gefängnis zu einer wirklichen Er- 
ziehungsanstalt, wenn auch unter anderem Namen. 
Indes soll hiermit keineswegs die Zweckmässigkeit der 
Bestimmung, dass der Richter an Stelle der Strafe zur 
Fürsorgeerziehung verurteilen kann, bestritten werden,'da 
diese Befugnis keine willkürliche ist, sondern nur dann 
zur Anwendung gelangen soll, wenn dem jugendlichen 
Uebeltäter eine rationelle Erziehung bisher gemangelt hat. 
Dass in letzterem Falle keine Bestrafung erfolgt, sondern 
vielmehr in einer Erziehungsanstalt das nachgeholt wird, 
was dem Jugendlichen bisher gefehlt hat, entspricht durchaus 
der Billigkeit. Es soll nicht in Abrede gestellt werden, 
dass damit dem Richter die Möglichkeit gegeben ist, Strafe 
für Jugendliche fast gänzlich auszuschalten, da fast alle 
Straftaten derselben als Folge mangelhafter Erziehung an- 
gesehen werden können. Selbst dieses verschlägt aber 
nicht; denn solange noch von der Erziehung Erfolg zu 
hoffen ist, kann nur gewünscht werden, dass anstatt auf 
Strafe auf Ueberweisung zur Erziehung, erkannt wird. 
Ebenso ist der weiteren Bestimmung nur beizupflichten, 
dass der Richter für den Jugendlichen Ueberweisung zur 
staatlich überwachten Erziehung nach verbüsster Strafe 
anordnen kann, wenn Erziehungsmassregeln erforderlich 


sind, um den Täter an ein gesetzmässiges Leben zu ge- 
wöhnen. | 


Dass die Entscheidung, ob überhaupt Erziehung 
und ob sie neben oder statt der Strafe einzutreten hat, 
dem Strafrichter übertragen ist, beruht nach der Begrün- 


dung zu dem Entwurfe!) darauf, weil „dieser auf Grund 


der Hauptverhandlung und der darin anzustellenden Er- 
mittelungen über das Vorleben des Angeklagten am besten 
in der Lage ist, zu beurteilen, ob die bezeichneten gesetz- 
lichen Voraussetzungen der Erziehung vorliegen. Gelangt 
er zur Bejahung dieser Frage, so erscheint es selbstver- 
ständlich, dass er es auch sein muss, der die Notwendigkeit 
der Erziehung ausspricht, zumal nur er in der Lage ist, 
zu übersehen, ob sie statt oder neben einer Strafe .einzu- 
treten hat. Die Entscheidung erfolgt in der Form der 


Ueberweisung zur staatlich überwachten Erziehung.“ Ihre 


Dauer stellt der. Richter nicht fest, da "sie sone den 
Charakter der Strafe gewinnen würde. Als solche darf 
aber die Fürsorgeerziehung nicht gelten, wenn sie auch 
häufig nicht bloss für die Jugendlichen, sondern mehr noch 
für deren Eltern empfindlieher und unangenehmer ist, als 
eine Freiheitsstrafe. Aus diesem Grunde ist die Bestimmung 


des code penal über die Festsetzung der. Dauer des Aufent-, 


haltes in der Besserungsanstalt bereits durch die Kabinetts- 
order vom 22. Juni 1839 aufgehoben und auch nicht in 
das deutsche Strafgesetzbuch aufgenommen worden. Um 
der Fürsorgeerziehung den Charakter einer. Bestrafung 
noch mehr zu benehmen und um ferner zu- verhindern, 
dass die Massnahmen des Strafrichters mit denen des Vor- 
mundschaftsrichters in Widerstreit geraten, wäre es an- 
gebracht, die Entscheidung darüber, ob und welche Er- 
ziehung Platz greifen soll, möglichst in die Hand des Vor- 
mundschafts- oder des zukünftigen Jugendrichters zu legen. 
Hiervon dürfte der Erfolg der dem Richter einzuräumenden 
weitgehenden Befugnisse wesentlich abhängig sein. 


Der Schlussatz des $S 69 des Entwurfs besagt: „Die Art 
und Dauer der Erziehungsmassregeln bestimmensichnach den 
hierfür bestehenden Gesetzen.“ Es liegt also der landes- 
rechtlich zuständigen Behörde ob, nach den in den deutschen 
Einzelstaaten erlassenen Fürsorge- und Zwangserziehungs- 
gesetzen das Nähere wegen der Erziehung anzuordnen. 


") Begründung a. a. 0. 8. 261. 
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Die Bestimmungen des Entwurfs, dass „die Freiheits- 
strafen gegen Jugendliche in besonderen, für sie ausschliess- 
lich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken, 
und dass die vollzurechnungsfähigen Jugendlichen abzu- 
sondern sind“, finden allgemeine Billigung, da sie dem 
durchaus richtigen Gedanken entsprechen, dass ungleich- 
artige, nicht zu einander passende Gefangenen von einander 
getrennt bleiben müssen. 


Was zunächst die Absonderung der Jugendlichen von 
den Erwachsenen betrifft, so bedarf es keiner Beweisführung, 
dass sie im Interesse des Jugendschutzes geboten ist; denn 
es hiesse sich an den für gute wie schleehte Eindrücke 
noch so empfänglichen jugendlichen Personen versündigen, 
wollte man sie mit alten, vielfach im Verbrechen erfahrenen 
und verstockten Rechtsbrechern zusammentun, woraus ihre 
Verschlechterung naturnotwendig folgen würde Sodann 
muss auch der Strafvollzug an den Jugendlichen anders 


* gestaltet sein, als der an den Erwachsenen. Kommt es 


bei letzteren in der Hauptsache darauf an, dass sie die 
Strafe als ernstes, wirkliches Uebel empfinden, wodurch 
ihnen die Wiederholung der Straftaten verleidet wird, so 
muss bei ersteren der Erziehungszweck in den Vorder- 
grund gestellt werden.. Von Ausnahmen abgesehen sind 
die Jugendlichen ja meist noch bildungs- und besserungs- 
fähig, für gute Einwirkungen empfänglich. Diesen Um- 
ständen ist bei der Einrichtung von Jugendlichen-Anstalten 
Rechnung zu tragen und zwar durch. die Einzelhaft, Art 
der Arbeit, Schulunterricht und hygienische Einrichtungen. 
Dass Jugendliche prinzipiell in Einzelhaft gehalten werden 
müssen, dass sie wenigstens, wenn sie auch auf grösseren 
Arbeitssälen bei gehörigem Abstande der Arbeitsplätze von 
einander und sorgfältiger Aufsicht tagsüber gemeinsam 
arbeiten, wie es in neueren modernen Gefängnissen ge- 
schieht, die Nacht in Einzelzellen verbringen — nicht in 
Schlafkojen, weil durch diese der Uebelstand des Sprechens 
und der Unterhaltung nicht gehoben, viel eher gefördert 


wird, — darüber sind sich die Strafanstaltspraktiker einig. 


In welchen Fällen bei.Jugendlichen von Einzelhaft abzu- 
sehen ist, soll hier nicht weiter erörtert werden. Was die 
Arbeit der Jugendlichen betrifft, so darf dabei weniger das 
fiskalische Interesse als vielmehr die Rücksicht auf ihre 
Zukunft massgebend sein. Es muss erstrebt werden, sie in 
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einem Handwerke oder in der Landwirtschaft auszubilden 
und ihnen dadurch eine sichere. und feste Grundlage zu 
einem ehrlichen, ordentlichen Leben nach der Entlassung 
zu geben. Von grösster Bedeutung für die Jugendlichen 
ist der Schul- und Religionsunterricht. Ersterer soll ihnen 
nicht bloss die mangelhaften, für das praktische Leben aber 
höchst wichtigen und unentbehrlichen Schulkenntnisse ver- 
mitteln, sondern sie auch geistig anregen und moralisch heben, 
letzterer hat die Aufgabe, den in religiös-sittlicher Hinsicht 
häufig tief herunter gekommenen Gefangenen Liebe zur Reli- 
gion, Achtung vor Gott und der menschlichen Autorität ein- 
zuflössen und sie wieder zu lebendigen Gliedern der Kirchen- 
gemeinschaft zu machen. Dass auch in hygienischer Hinsicht 
die Jugendlichen besondere Aufmerksamkeit und eine sorg- 
fältige Gesundheitspflege beanspruchen, liegt auf der Hand. 
Zu ihrer Unterhaltung werden besondere Gesangübungen, 
sowie Papp- und Holzarbeiten (sog. Handfertigkeitsunter- 
richt) empfohlen, man verlangt allgemein für sie tägliche 
Freistunden für Turn- und Freiübungen. „Gerade für die 
in ihren Entwickelungsjahren befindlichen Jungen“, führt 
Direktor Helling aus, „ist es von wesentlichem Vorteile, 
dass sie regelmässige Freiübungen machen und so syste- 
matisch zur Kräftigung aller Glieder und Muskeln ange- 
halten werden. Die so gestaltete Freistunde bietet weiter 
nicht nur eine dankbar empfundene körperliche und geistige 
Abwechselung, sondern übt auch wegen der bei den mili- 
tärischen Freiübungen unbedingt erforderlichen und leicht 
durchzuführenden straffen Disziplin einen wohltätigen Ein- 
fluss auf die Disziplin überhaupt aus. Es ist mir jedesmal 
eine Herzenstreude, wenn ich den Eifer, das Interesse und 
den Schneid sehe, mit dem meine Jugendlichen bei dieser 
Freistunde tätig sind“.!) Somit fordert die durchaus ver- 
schiedene Behandlung im Strafvollzug eine Absonderung. 
der Jugendlichen von den Erwachsenen. Sie ist freilich 
auch schon in der bisherigen Strafgesetzgebung durch S57 
Abs. 2 angeordnet, ebenso bestimmen die vom Bundesrat 
durch Beschluss vom 28. Oktober 1897 herausgegebenen 
Grundsätze für den Strafvollzug in S 4: „Strafgefangene, 
welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
werden von erwachsenen Gefangenen derart getrennt ge- 
halten, dass jeder Verkehr zwischen ihnen ausgeschlossen ist; 


') Vortrag über „Strafvollzug an den Jugendlichen“, abgedruckt 
im 75. Jahresbericht der Rhein. Westf. Gef.-Gesellschaft, S. 60 ff. 


Im f- 


zur Verbüssung von Strafen, deren Dauer einen Monat 
übersteigt, werden sie in der Regel in besonderen Anstalten 
(Abteilungen) untergebracht“; indes liess die Durchführung 
dieser Bestimmungen bisher zu wünschen übrig. Um von 
andern Misständen zu schweigen, möge nur darauf hinge- 
wiesen werden, dass in den Gerichtsgefängnissen wegen 


. des beschränkten Raumes nur zu oft Jugendliche nicht bloss 


zu mehreren, sondern sogar mit alten erfahrenen Zucht- 


"häuslern Tag und Nacht in einem Raume zusammen unter- 


gebracht werden. Ist es da zu verwundern, dass gerade 
unter den aus kleinen Gefängnissen kommenden Jugend- 
lichen die schlechtesten und. der Besserung am meisten 
widerstrebenden Elemente sich finden, wie von Gefängnis- 
beamten übereinstimmend behauptet wird? 


Ist die gesetzliche Anordnung, dass die Freiheitsstrafen 
gegen Jugendliche nur in ausschliesslich für sie bestimmten 
Anstalten zu vollstrecken Sind, nur zu begrüssen, so wird 
dagegen von verschiedenen Seiten der Zusatz „oder Ab- 
teilungen“ mit einem gewissen Misstrauen betrachtet, und 


‚dies nicht mit Unrecht; denn es liegt die Gefahr nahe, dass 


dadurch, dass man eine Anzahl Zellen der allgemeinen 
Einzelhaft für die Jugendlichen absondert und sie als 
„Jugendabteilung“ bezeichnet, dem Buchstaben des Ge- 
setzes zwar Genüge geleistet, die vom. Gesetzgeber gewollte 
Absonderung aber illusorisch gemacht wird. Um dieser 
nicht unberechtigten Befürchtung den Boden zu entziehen, 
wäre die Streichung des Zusatzes „oder Abteilungen wohl 
angebracht. 


Die weitere Bestimmung des $ 70, Abs. 1, dass voll 
zurechnungsfähige Jugendliche im Strafvollzuge von den 
gemindert zurechnungsfähigen zu trennen seien, rechtfertigt 
sich dadurch, weil die vermindert zurechnungsfähigen eine 
besondere, individuelle Behandlung im Strafvollzuge er- 
fordern. Von juristischer und noch mehr von ärztlicher 
Seite ist in den letzten Jahrzehnten immer bestimmter 
gefordert worden, dass die geistige Minderwertigkeit und ' 
die daraus folgende verminderte Zurechnungsfähigkeit be- 
sonders in der strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen 
berücksichtigt werden müsste.!) Freilich ist man sich über 
den Begriff der geistigen Minderwertigkeit, da es sich um 
Zwischenstufen zwischen Gesundheit und Geisteskrankheit, 


») Kahl, Verel. Darst. Alle. Teil 1. $. 42 ff., wo die bezl, 
Literatur mitgeteilt wird. 
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um sogenannte Grenzfälle handelt, nicht ganz klar und 
einig. Auch der Vorentwurf vermeidet es, positiv zu be- 
stimmen, wer unter den „vermindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen“ zu verstehen sei; in der Begründung?) ist 
nur gesagt, dass es sich hier um eine geringere Wirkung 
der in $S 65 angeführten geistigen Mängel, nämlich Geistes- 
krankheit, Blödsinn und Bewusstlosigkeit, handele, die nicht 
den Ausschluss, sondern nur eine Verminderung der freien 
Willensbestimmung bewirke; weiter heisst es?) dort, dass 
gewisse krankhafte Zustände, die auf erblicher Veranlagung, 
auf einer vorübergehenden Einwirkung oder einer akuten 
oder chronischen Krankheit beruhen, eine Minderung der 
Zurechnungsfähigkeit herbeizuführen imstande seien. Letz- 
teres besagt ziemlich dasselbe, wie die Begrifisstimmung 
der geistigen Minderwertigkeit in These 1 der Beschlüsse 
des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten in der Ver- 
sammlung vom Jahre 1908 in Köln’), welche lautet: „Per- 
sonen; deren geistiges Leben durch angeborene Entwicke- 
lungsstörung oder erworbene Schädigung anormal ist, sind 
als Minderwertige anzusehen, insbesondere z. B. Alkoholiker, 
Schwachsinnige, Periodiker, Querulanten.* Am bestimmte- 
sten erscheint die Fassung des österreichischen Entwurfs, 
der verminderte Zurechnungsfähigkeit dann als vorliegend 
annimmt, wenn „die Fähigkeit des Täters, das Unrecht 
seiner Tat einzusehen oder seinen Willen der Einsicht 
gemäss zu bestimmen, infolge eines andauernden krank- 
haften Zustandes wesentlich vermindert war“. ° In der 


Praxis wird es aber für den Richter gar nicht leicht sein, 


selbst wenn ein ärztliches Gutachten vorliegt, was in den 
meisten Fällen notwendig sein. wird, zu entscheiden, ob 
in concreto geistige Minderwertigkeit, also: verminderte 
Zurechnungsfähigkeit vorhanden ist oder nicht. Die Be- 
fürchtung liegt daher nahe, dass diese Unklarheit in der 
Begriffsbestimmung der geistigen Minderwertigkeit und die 
Unsicherheit in der Annahme der verminderten Zurech- 
nungsfähigkeit zu ähnlichen Unzuträglichkeiten führen 
werde, wie sie‘ die Aufnahme des Einsichtserfordernisses, 
des sog. discernement aus, dem code penal in das deutsche 
Strafgesetzbuch nach sich gezogen hat. Auch lässt sich 
nicht leugnen, dass in gewissen Kreisen die Neigung besteht, 
fast alle aussergewöhnlich schweren Verfehlungen der 


= ") Begründung a. a. O. S. 231. 
”) Ebendaselbst S. 229. Re 
°) Blätter für Gefängniskunde, 43. Bd., S. 60 ff, 
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Jugend auf Geisteskrankheit oder zum wenigsten auf geistige 
Minderwertigkeit zurückzuführen, während doch andere 
Umstände, wie Mangel an Liebe im Elternhaus, Vernach- 
lässigung und Verwahrlosung in religiös-sittlicher Hinsicht, 
schlechtes verführerisches Milieu in der Umwelt weit öfter 
die Neigung zn Straftaten erklären als krankhafte Ver- 
anlagung. 

Was nun die Trennung der. geistig minderwertigen 
Jugendlichen von den vollwertigen betrifft, so werden da- 
segen schwere Bedenken erhoben. Woran, so fragt man, 
sollen denn die Minderwertigen sich aufrichten? Wenn 
man sie erziehlich nur an den Umgang mit ihres Gleichen’ 
gewöhnt, wie sollen sie sich demnächst unter geistig Voll- 
wertigen in der Gesellschaft zurechtfinden ? Indes spricht 
hiergegen die vielerorts in den Volksschulen eingeführte 
und als bewährt gefundene Einrichtung, dass die schwach- 
begabten und zurückgebliebenen Kinder, die in der Haupt- 
sache geistig minderwertige sind, in besonderen Klassen 
vereinigt und für sich allein unterrichtet werden. So wenig 


für diese die Trennung von den normalen Schülern als 


schädlich erachtet wird, dürfte sie es auch für die jugend- 


‚liehen Rechtsbrecher sein. Dabei ist nicht aus dem Auge 


zu verlieren, dass die Arbeit des Lehrers und Gefängnis- 
beamten auf diese Weise wesentlich erleichtert und ein 
gedeihlicheres Wirken ermöglicht wird. Aber geht dadurch 
nicht ein wichtiges erziehliches Moment verloren, nämlich 
die Gelegenheit und Möglichkeit für die geistig Vollwertigen 
sich der Schwächeren im Umgange liebevoll anzunehmen 
und ihnen zurechtzuhelfen ? In einigen wenigen Fällen mag 
das zutreffen, aber die Regel wird es sein, dass die geistig Min- 
derwertigsen von jenen zum Besten gehalten und gehänselt 
werden. Somit ist im beiderseitigen Interesse eine Trennung 
der geistiggesunden undvollzurechnungsfähigen Jugendlichen 
von den wirklich oder scheinbar Minderwertigen und des- 
halb vermindert zurechnungsfähigen nur zu begrüssen, 
zumal S 63, Abs. 3 des Entwurfs auch für Erwachsene 


‘bestimmt, dass Freiheitsstrafen an ihnen, soweitihr Geistes- 


zustand es erfordert, in besonderen, für sie ausschliesslich 
bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken 
sind. Ungefähr dasselbe enthält folgender in der oben 
erwähnten Kölner Versammlung des Vereins deutscher 
Strafanstaltsbeamten, allerdings nicht. ohne Widerspruch 
sefasste Beschluss!) : „Solche Minderwertige, welche, ohne 
 M) Blätter für Gefängniskunde. 42. Band, S. 363 ff. 
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die Straferstehungsfähigkeit zu verlieren, den gewöhnlichen 
Strafvollzug nicht ertragen, oder zu erheblich stören, 
können je nach Umständen vorübergehend oder dauernd 
in besondere Abteilungen oder Sonderstrafanstalten ein- 
gewiesen werden“. 


x Dass solche Anstalten oder Abteilungen an Gefäng- 

nissen unter Leitung von psychiatrisch gebildeten Beamten 
und Aerzten höchst empfehlenswert seien, liegt auf der 
Hand. Hier kann der psychischen Eigenart und Sonder- 
barkeit der jugendlichen Uebeltäter weitestgehende Rechnung 
getragen werden. Abgesehen von der dauernden ärztlichen 
Beobachtung und Behandlung ihrer geistigen Störungen, 
dürfte für manche Nervöse und Querulanten schon der 
Gedanke, der ständigen Aufsicht und Leitung eines Arztes 
unterstellt zu sein, beruhigend und erleichternd wirken. 
Es können ihnen hier manche Vergünstigungen in Beziehung 
auf Arbeit und körperliche Bewegung im Freien, Beköstigung 
und sonstige Pflege gewährt werden, auch kann man Ver- 
stösse gegen die Hausordnung ohne Disziplinarstrafen 
durchgehen lassen, die im Zusammensein mit gesunden 
(Gefangenen, weil darin eine Parteilichkeit erblickt würde, 
geahndet werden müssten. Alles das wirkt aber auf das 
Befinden der Minderwertigen und die Verhinderung geistiger 
Störungen vorteilhaft ein. Freilich wird bei chronischen 
Defekten selbst nach Ansicht von Psychiatern kaum ein 
Dauererfolgin der therapeutischen Behandlung erzieltwerden 
und stets mit Rückfällen zu rechnen sein, aber dennoch 


erscheint es sehr vorteilhaft, dass der Arzt bei psychischen 


Störungen immer tröstend, ermahnend oder warnend ein- 


greifen kann, wie es auch sein Bestreben sein wird, 3 


drohende Psy chosen tunlichst zu verhüten. 


Herr Strafanstaltsdirektor Oberjustizrat Schwandner‘) 


führte in einem Gutachten über die Frage: Wie sind die 
Minderwertigen im Strafvollzug nach der gegenwärtigen 
Gesetzgebung am sachgemässesten zu behandeln? aus, dass 


zwar der grössere Teil der geistig Minderwertigen im 


ordentlichen Strafvollzuge behandelt werden könne, aller- 
dings nur bei einem tadellosen Beamtenpersonal, ohne dass 
sie oder der Strafvollzug geschädigt würden, dass aber 
für den anderen Teil nichts übrig bleibe, als sie in be- 
sonderen zentralen Anstalten unterzubringen, die als Adnexe 


einer Strafanstalt anzugliedern seien. Die in Württemberg 


2) Ebendort. 43. Bd. S. 106 ff. 
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auf dem Hohenasperg als Filiale des Zuchthauses Ludwigs- 
burg seit 1888 bestehende Sonderabteilung ‘habe sich durch- 
aus bewährt. Zu einem ähnlichen Schlusse kommt auch 
Dr. Kluge), behandelnder Arzt der seit 1. Januar 1907 
in Brandenburg.a.d.H. bestehenden Minderwertigenabteilung. 
Nachdem er die Vorteile und Schattenseiten einer solchen 
Einrichtung nach seiner Erfahrung dargelegt hat, schreibt er, 
dasssolcheAbteilungen ausführbar undvon Nutzen seinkönnen, 
wenn sie mit einer Strafanstalt in Verbindung stehen und 
gut geleitet werden, dagegen verwirft er die Anlegung 
srosser alleinstehender Anstalten für Minderwertige, weil 
es dann einen unübersehbaren Ansturm von Minderwertig- 
seinwollenden bei den Anstalten und Gerichten geben und 
unmöglich sein würde, so viele gefährliche Elemente in 
der Gewalt zu behalten. | 
Der 2. Absatz des $ 70 befasst sich weiter mit den 
vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen und bestimmt, 
dass Freiheitsstrafen gegen sie auch in staatlich über- 
wachten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden können. Nicht so sehr ‘der Schutz der mensch- 
lichen Gesellschaft vor den Angriffen der wegen Unzurech- 
nungsfähigkeit freigesprochenen oder wegen verminderter 
Zurechnungsfähigkeit nur mit einer.geringen Strafe belegten 
gefährlichen Menschen, deren Verwahrung in Anstalten 
$ 65 anordnet, sondern hauptsächlich der Heil- und Pflege- 
zweck, der bei Berücksichtigung des geistigen und körper- 
lichen Zustandes der vermindert zurechnungsfähigen Jugend- 
- lichen in den Vordergrund tritt, war für diese Bestimmung 
des Entwurfs massgebend. Gewiss liegt ihr eine durchaus 
humane Tendenz zugrunde, auch kann nicht bestritten werden, 
dass es für die vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen 
manche Vorteile bieten würde, wenn ihnen eine besondere 
‚Behandlung unter ärztlicher Leitung zuteil würde, und 
wenn sie zu dem Zwecke dem gewöhnlichen Strafvollzuge 
entzogen würden, für den sie doch kein volles Verständnis 
haben und dem "auch trotz aller gesundheitspolizeilichen 
Massregeln und hygienischer Fürsorge die Einrichtungen 
fehlen, die zur Beseitigung und Heilung solcher körperlichen 
und geistigen Defekte erforderlich sind. 
- Hervorragende Rechtslehrer, wie die Professoren Kahl 
und v. Lilienthal, finden deshalb diese Bestimmung vor- 


1) Blätter für Gefängniskunde. 43. Bd. S. 498, Die Behandlung 
der geistigen Minderwertigen auf der Sonderabteilung in Branden- 
burg a. di H. 
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trefflich, indes dürften doch schwere Bedenken gegen die 
Vereinigung der kriminellen geistig minderwertigen Jugend- 
lichen mit den Insassen der Erziehungs-, Heil- und Pflege- 
anstalten zum Zwecke der Verbüssung einer Freiheits- 
strafe sprechen. Selbst die Psychiäter, denen am Entwurfe 
die Berücksichtigung der geistigen Minderwertigkeit in 
strafrechtlicher Hinsicht besonders gefällt, weil damit eine 
von ihnen erhobene alte Forderung erfüllt wird, sprechen 
sich gegen die Aufnahme der vermindert Zurechnungs- 
fähigen in Heil- und Pflegeanstalten (Irrenanstalten) so- 
wohl zur Verwahrung als auch zur Verbüssung von Frei- 
heitsstrafen aus und halten daran fest, dass „Zwischen- 
anstalten“ eingerichtet werden müssten, „auf deren Leitung 
dem Irrenarzte ein entscheidender Einfluss gewährt ist, 
die aber zur Durchführung ihrer häuslichen Disziplin weit 
eingreifendere Mittel besitzen, als eine Anstalt, schon mit 
Rücksicht auf ihre nicht kriminellen Pfleglinge, anwenden 
darf.*!) Da nach der Statistik die geistig minderwertigen 
und sittlich oder kriminell defekten Zöglinge am häufigsten 
den Erziehungs- und Rettungsanstalten entlaufen, so würde 
es notwendig werden, an den Erziehungs-, Heil- oder Pflege- 
anstalten Gitter und Mauern anzubringen und eigene 
Wächter zu bestellen, um ein Entweichen der jugendlichen 
Sträflinge zu vermeiden. Sollen aber. die Erziehungs- 
anstalten ihren bisherigen Charakter, der auf möglichst 
freier, liebevoller Behandlung der Zöglinge beruht, be- 


wahren, sollen die Heil- und Pflegeanstalten ihrer Aufgabe, 


als Krankenhäuser zu dienen, auch ferner gerecht werden, 
so verbietet sich die Aufnahme solcher Elemente, die für 
die Ordnung dieser Anstalten durchaus störend sein würden. 
Auch die ganze geistige Verfassung der Minderwertigen, 
besonders ihre Reizbarkeit, die wohl daher kommt, weil 
sie von Jugend auf unter der Neckerei oder höhnischen 
Behandlung ihrer Mitmenschen- zu leiden hatten, machen 
sie zu sehr unbequemen und für die Umgebung durch ihren 
Charakter und ihr schlechtes Beispiel gefährlichen Insassen, 
deren disziplinarische Behandlung zudem eine überaus 
schwere ist. Wenn man jetzt schon in gewissen Fürsorge- 
zöglingen, die nach ihrer Entlassung oder Entweichung aus 
der Anstaltmit besonderer Rohheitund wahremRaffinement die 
schlimmsten Verbrechen begehen, eine neue Spezialität des 


‘) Dr. Hoppe, Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetz- 
buch und die Psychiatrie. Blätter für Gefängniskunde. 44. Bd. S. 289. 
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aus den Fürsorgeerziehungsanstalten erst werden, wenn 
sie gesetzlich gezwungen sind, die halb idioten kriminellen 
Jugendlichen aufnehmen zu: müssen? 


Unter Berücksichtigung aller dieser Umstände muss 
die Aufnahme vermindert zurechnungsfähiger Jugendlichen 
zur Verbüssung von Freiheitsstrafen in Erziehungs-, Heil- 
oder Pflegeanstalten als durchaus unzweckmässig und un- 
angängig erachtet werden, dagegen erscheint die Einrichtung 
von Sonderabteilungen für dieselben im Anschlusse an die zu 
sründenden, besonderen Anstalten für Jugendliche em- 
‚pfehlenswert. Wenn auch die Leitung solcher Anstalten, da 
es sich um Verbüssung von Freiheitsstrafen handelt, einem 
Strafvollzugsbeamten unterstellt sein muss, .so darf doch 
die ärztliche Aufsicht und Behandlung der geistig Minder- 
wertigen durch einen I ausgebildeten Hausarzt 
nicht "ehlen. 


| Thesen. 


1. Der Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters auf 
das vollendete 14. Lebensjahr ($ 68) ist unbedingt zuzu- 
stimmen, ebenso der Beibehaltung des vollendeten 18. Lebens- 
jahres als Grenze des jugendlichen Alters; dagegen können 
die für die Ausdehnung des Kindesalters auf das 16. und 
des jugendlichen Alters auf das 21. Lebensjahr angeführten 
Gründe als stichhaltig nicht anerkannt werden. 


2. Die dem richterlichen Ermessen in $69 eingeräumte 
Befugnis, statt und neben der Freiheitsstrafe auch auf Er- 
ziehung erkennen zu können, ist unter der Voraussetzung 
zu begrüssen, dass dieselbe in die Hand des Vormund- 
schaftsrichters gelegt wird. 


8. Der Wegfall des Einsichtserfordernisses bei den 
Jugendlichen ist zu billigen, auch erscheint die Aufnahme 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit durchausangebracht, 
‚wenn sich auch nicht verkennen lässt, dass hiermit ein 
ähnlich unklarer und dehnbarer Begriff, wie ihn das dzs- 
cernement enthält, in das Strafgesetzbuch wieder einge- 
führt wird. : 


4. Um die völlig wirkungslosen und vielfach schäd- 
lichen kurzzeitigen Gefängnis- und Haftstrafen zu beseitigen, 
wäre die gesetzliche Festsetzung der Mindestdauer dieser 
Strafen für: Jugendliche auf 3—6 Monate zu wünschen. 
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5. Die gesetzliche Einführung einer allgemeinen Schutz- 
aufsicht für die mit bedingter Strafaussetzung verurteilten 


Jugendlichen während der Bewährungsfrist erscheint not-. 


wendig. 


6. Bei derRehabilitation krimineller Jugendlicher durch 
Löschung ihrer Strafen in den Registern ist gegenüber der 
Fassung des Entwurfs des deutschen St.G.B. der Bestimmung 
des österreichischen Entwurfs der Vorzug zu geben, wonach 
die Verurteilung getilgt und die Pflicht beseitigt wird, die 


Verurteilung auf Befragen des Gerichtes oder einer andern 


Behörde anzugeben; es genügt, dass die Strafgerichte und 
Staatsanwaltschaften sowie sonstigen Behörden für be- 
rechtigt erklärt werden, die Bekanntgabe der gelöschten 
Verurteilungen zu verlangen, wenn deren Kenntnis für ihre 
Entscheidung von Bedeutung ist. 


1. Die strenge Durchführung der Trennung Sr jugend- 
lichen von den erwachsenen Gefangenen ($ 70) ist nur zu 
billigen. Damit eine Umgehung des Gesetzes verhindert 
wird, ist bei der Bestimmung über die Einrichtung von 
besonderen Anstalten der Zusatz a Abteilungen“ zu 
streichen. 


8. Die Zuweisung von vermindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen zur Verbüssung von Freiheitsstrafen in Er- 


ziehungs-, Pflege-, oder Heilanstalten (8 70 Abs. 2) ist nicht 


angängig; dagegen empfiehli sich die Einrichtung von Sonder- 
abteilungen für dieselben im Anschluss an die (efängnisse 
für Jugendliche. 


_ 


ep 


Gutachten 


zur Vereinsversammlung Mannheim 1911 
über 2. 
die Behandlung der Jugendlichen nach SS 68—70 des 
Vorentwurfs zu einem deutschen Strafgesetzbuche 


erstattet von. Oberregierungsrat Lenhard, Direktor des Landes- 
gefängnisses und der Weiberstrafanstalt Bruchsal. 


Allgemeines. 


Von dem Herrn Vorsitzenden des Ausschusses wurde 
mir der ehrende Auftrag, der nächsten Vereinsversammlung 
in Mannheim ein Gutachten zu den $$ 68—0 des V.E. zu 
erstatten. Ich nahm den Auftrag -an. Der Schwere der 
Aufgabe bin ich mir bewusst. Bei dem Versuche der 
Lösung derselben werden mich Ueberzeugung, Pflicht und 
Gewissen leiten. | 

‚Wir stehen vor der Frage des Umbaues unseres Straf- 
rechts uud Strafprozesses, deren Geist dem Strafvollzuge 
die Unterlage gibt. 

Tiefeinschneidende Probleme sind zu lösen. Wie die 
Lösung sich vollzieht, wird von allen Kulturstaaten mit 
Aufmerksamkeit verfolgt werden. 

Unser grosses deutsches Vaterland hat auf vielen Ge- 
bieten des öffentlichen Lebens sich die Achtung dieser Staaten 
gesichert, man wird daher auch der Neugestaltung des 
Strafrechtes, insbesondere dem Ausbau des Jugendrechts 
und den Massnahmen zur Rettung der rechtsbrecherischen 
Jugend dasselbe Interesse entgegenbringen, wie es sich die 
Werke der Verbrechensprophylaxe etc. sicherten. 

Ein bedeutendes Werk hervorragender Autoritäten 
der Gegenwart: 
Vergleichende Darstellung 
desdeutschenundausländischenStrafrechts; 
Vorarbeiten zur deutschen Strafrechtsreform!) 


:— dessen Lektüre jedem Interessenten des Reformwerkes 


empfohlen werden muss — bietet einen Einblick in die um- 


1) Berlin 1908 Verlag von Otto Liebmann. 
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fassenden Gebiete, die hier in Frage kommen. Welcher 
Reichtum an Belehrung, an geistreichen Erörterungen tief- 
greifender Probleme zum Wohle des Volkes als Ergebnis 
opferbereiter Hingabe an die Bearbeitung des Riesen- 
materiales, des Fleisses und der Ausdauer. Ich kann es 
mir nicht versagen, aus dem Vorwort zu-diesem Werke, 
das mir viele Stützpunkte für diese Arbeit bot, hier einige 
Worte einzuschalten: 


„Die Reform des deutschen Strafrechts ist die grosse und be-- 
deutsame Aufgabe, die für das nächste Jahrzehnt auf dem Ge- 
biete des Rechtslebens voraussichtlich gestellt sein wird. Die 
Aufgabe ist eine nationale; sie kann nur gelöst werden in ein- 
mütigem Zusammenwirken der berufenen Kräfte des deutschen Vol- 
kes, sie muss an die heimische Rechtsentwickelung anknüpfen 
und dem Rechtsbewusstsein des deutschen Volkes entsprechen. ' 

Die Aufgabe ist aber in gewissem Sinne zugleich eine inter- 
nationale; denn, wie die deutsche Kultur sich innerhalb des Flusses 
der allgemeinen Kulturbewegung befindet, so bildet auch die 
deutsche Rechtsentwickelung nur ein Glied der allgemeinen Rechts- 
entwickelung. Wenn je, so machen heutzutage die wissenschaft- 
liehen Strömungen nieht vor den Grenzen der einzelnen Staaten 
Halt. Wie der Rechtsverkehr mehr und mehr ein internationaler 
wird, so treten neuerdings auch auf dem Gebiete des Rechtslebens 
verwandte Bedürfnisse und Bestrebungen bei allen Kulturvölkern 
auf. Wenn der Gesetzgeber seiner Aufgabe gerecht werden will, 
so muss er einen Standpunkt zu gewinnen suchen, der nicht nur 
das. eigene Recht vollkommen übersehen, sondern über dessen 
Schranken hinausalle Zusammenhänge erkennen und das heimische 
Recht als ein individuell gestaltetes Gebilde der allgemeinen Rechts- 
entwickelung aller Kulturvölker erfassen lässt. Soll der fort- 
schreitenden Entwickelung und den Bedürfnissen der Gegenwart 
voll Rechnung getragen werden, so darf bei einer Reform des. 
deutschen Strafrechts die Gestaltung, die das Strafrecht in anderen 
Kulturstaaten gewonnen hat oder zu gewinnen bestrebt ist, unter 
keinen Umständen ausser Betracht bleiben“ usw. 


Der Vorentwurf ist ein Werk, dessen Wurzeln sich 
in die Bereiche der Humanität und des sozialen Lebens 
erstrecken. Wir finden, dass unermüdliche geistreiche 
Kämpfer an Stelle des kühlen Rechtsspruchs ein neues 
System geschaffen haben, das auch uns Strafanstaltsbeamten 
hohe Befriedigung g sewähren muss. 

Das Schutz- und Fürsorge-Wesen, das sich bisher vor- 
wiegend zur Behütung Strafentlassener nutzbringend zeigte, 
soll nun ein gesetzliches Anwendungsgebiet schon für das 
Stadium der Rechtsprechung erfahren. 

Ein Gesetz, das den erstmals Gestürzten unter Hin- 
weis auf die vorgesehene Strenge gegen Besserungs- 
unbemühte durch Milde zur Selbstbeherrschung, zur 
Hebung und Festigung der sittlichen Widerstandskraft zu 


Dal 


erziehen sucht, schliesst einen Kulturerfolg von Bedeutung 
in sich. Gelingt es uns, diesem Werke einen, seiner Bedeu- 
tung entsprechenden Vollzug zu sichern, dann werden wir 
einer glücklichen Periode der Rechtsprechung entgegen- 
sehen, für die man auch in den breiten Schichten des 
Volkes Verständnis finden wird. 


Mein Gutachten hat sich‘ auf die Besprechung der 
sS$ 68—70 des VE. zu erstrecken. Die zu begutachtenden 
Fragen umschliessen weite Gebiete von eingreifender 
sozialer Bedeutung: Die Rettung von Jugendlichen, die oft 
ohne ihr Verschulden, oft lediglich durch das Fehlen oder 
dureh Schwächung der sittlichen Kraft der Familie kriminell 
seworden sind; es kommen nach meinen langjährigen Er- 
fahrungen auch Jugendliche in Frage, die wenig vom 
‚Sonnenscheine des Lebens empfunden, die den Glauben an 
hilfsbereite Menschen fast verloren haben, unter denen sich 
aber junge Menschen befinden, die viele Begabung zeigen, 
die — richtig” geführt — für rechtschaffene Lebensführung 
befähigt werden können. Wir wissen, dass gerade solche 
junge Leute im späteren Leben in der Erinnerung an die 
eigene schwere Jugendzeit und ihre Kämpfe durch Wort 
und Tat mit Erfolg zur Abwendung von Schäden für die 
Jugend beitragen können. Es sollten daher auch die aus 
anderen Gebieten des VE. erfliessenden Fragen, soweit sie 
für die Behandlung Jugendlicher von Interesse sein können, 
wie die Aussetzung.der Strafvollstreckung (S$ 35—41 des VE.) 
nit den hochinteressanten Darbietungen von Liszt’s!) über 
die geschichtliche Entwickelung derselben und über die 
differenzierenden Punkte gegenüber der bedingten Be- 
snadigung; sowie im Zusammenhang damit weiter, die Be- 
rechtigung und die soziale Bedeutung des Strafurlaubs 
auf Wohlverhalten?) — dem ich aus der Strafanstalt für 
‚Jugendliche in Baden eine erfreuliche zahlenmässige Unter- 
lage zu bieten vermöchte — ferner auch die Bestimmungen 
über die Löschung der Bestrafung in dem Strafregister 
(SS 51 u. 52 des VE.) die aber nach meiner Ansicht gerade 
bezüglich der Jugendlichen zur Fernhaltung der oft 
recht verhängnisvollen Folgen üunüberlegter 
Jusendstreiche in"den Jahren "des Existenzkampfes 
in ihren Zielen weiter gehen sollten ; und endlich die gross- 


‘) Vergl. Darstellung, Allgemeiner Teil Bd. III S. 

?) siehe Dr. von Ene elberg & — Beurlaubung und Strafauf- 
schub auf Wohlverhalten in Baden, ” Monatschrift für krim. Psychol, 
5. Jahrg. Heft 5.8. 297- ff. 
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zügige, freudig zu begrüssende, in ihren Erfolgen wohl 
zweifelsohne recht bedeutsame Neuerung des $ 83 des VE.!) 
„besonders leichte Fälle* an dieser Stelle zu einer Be- 
sprechung gelangen. 

So mächtig der Reiz auch ist, auf diese Frage hier 
einzugehen, ich” muss ihm widerstehen zur Verhütung einer 
Ueberschreitung des meiner Aufgabe gezogenen Rahmens 
und eines Eingreifens in die Gebiete der übrigen Gutachten. 
Ich wende mich. daher nach diesen allgemeinen Ausfüh- 
rungen der Begutachtung der 88 68—70 des VE. zu: 


Zu $ 68. 


Nicht strafbar ist, wer bei BE 
der Handlung das vierzehnte Lebens- 
jahr nicht vollendet hat. 


Der Entwurf rückt die im geltenden Strafgesetze fest- 


gesetzte Strafmündigkeit jugendlicher Rechtsverletzer vom 


zwölften auf das vollendete vierzehnte Lebensjahr hinauf. 

Die Begründung hiefür bildet — alles zusammen- 
genommen — ein schwer antastbares Fundament: 

Volksanschauung in weitesten Kreisen; Gutachten 


der Preussischen Wissenschaftlichen Deputation für 


Medizinalwesen ; Gutachten der Mehrzahl der von der 
Reichsjustizverwaltung befragten Deutschen Bundes- 
staaten; 


' Ansicht der meisten (Gefängnispraktiker?) frühere : 
deutsche Partikulargesetzgebungen; geltendes Recht 


verschiedener ausländischer Staaten. 

Allerdings müssen wir uns sagen, dass absolut zuver- 
lässige Unterlagen für die Bestimmung der Strafmündigkeit 
nicht bestehen. Wir ersehen das auch aus den Schwan- 
kungen der Anschauungen in dieser Frage. 

Das geltende Strafrecht bestimmt 


das zurückgelegte 12. Lebensjahr 


der Vorentwurf z. künftigen Strafrecht das 14. 3 
Schweden und Finnland haben, = 1 e 
festgesetzt; 


ı) Dr. E. Schultze: Die jugendlichen Verbrecher im gegen- 
wärtigen und zukünftigen Strafrechte. Wiesbaden b. Bergmann 
S. 34 #. 

?) Dr. Gennät, Bl. £. Geieniekeimde Band 37 Heft 1/2 8. 58 
und Heft 3/4 S. 309; v. Sichart, Bl. f. Gefängniskunde S. 103 u. 341% 
Marcovich, Bl. £. Gefäneniskunde, Band 37 Heft 3/4 S. 280 und 
Band 43 Heft 3 S. 580. 


ar 


Die Bissnacher Kongress- Vorschläge!) 
gingen soweit das 16. Lebensjahr 
in ira zu bringen. | 

Man wird wohl sagen können, dass mit jeder dieser 
Altersgrenzen auszukommen ist, vorausgesetzt, dass das 
Auge des Staates sorgsam darüber wacht, dass die wegen 
ihrer Straf un mündigkeit der gesetzlichen Strafe entgehen- 
den Jugendlichen nicht wieder in Verhältnisse zurückge- 
seben werden, in denen Verwahrlosung einen Nährboden 
fand, und aus welchen die Straftat hervorgegangen ist, dass 
diese strafun mündigen Rechtsverletzter den im Einzelfalle 
angemessenen durchgreifenden nachhaltigen Erziehungs- 
massnahmen unterworfen werden. 

Mir sind — das kann ich nicht verschweigen — in 
meiner 26jährigen Dienstzeit 12- und 13jährige, schon durch 
und durch verdorbene Knaben bekannt geworden, die in 
Hinsicht der Verstandesreife manchen 16jährigen übertrafen, 
deren Straftaten eine solche — im Elternhause vom Kindes- 
alter an gepflegte — Verbrechensneigung und Raffiniertheit 
für die Ausführung zeigten, dass kein Zweifel an dem 
Vorhandensein der erforderlichen Einsicht in die Strafbar- 
keit ihres sträflichen Handelns bestand und ich mir sagen 
musste, es wäre bedauerlich gewesen, wäre den Straftaten 
- dieser geriebenen Bürschchen nicht die abkühlende Strafe 
gefolgt. 

Der Gefängnispraktiker weiss, dass die Verhältnisse 
der Grosstädte. eine Fülle von Verbrechensquellen bieten, 
bei welchen ein rechtzeitiges heilendes Eingreifen der Für- 
sorgeorgane eine grosse Zahl dem Verbrechertum zu- 
wachsender Kinder retten könnte; er weiss, dass z. B. das 
Beraten von Verbrechensplänen der Eltern in Gegenwart 
der Kinder, das Verstecken und die Verwertung der Beute 
eine Frühreife der Kinder im Aufsuchen und Gehen straf- 
barer Wege bringt. Diesem Gedanken habe ich auf der 
 Vereinsversammlung 1903 in Stuttgart. Ausdruck gegeben. 

Es muss ja ohne Weiteres zugegeben werden, dass 
Jugend-Verbrecher unter 14 Jahren nicht zahlreich sind und 
dass praktische Erwägungen für die Hinaufrückung der 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr sprechen. Von 
allen, naturgemäss im Vordergrunde stehenden, Bedenken 
rein rechtlicher Natur, scheint mir auch jenes pädagogischen 
Rücksichten entspringende, beachtenswert zu sein, dass die 


‘) Appelius, Die Behandlung Jug endlicher Verbrecher, S. 226 
Berlin b, Gustenberg. 


Schulentlassung und die Begehung der kirchlichen Feste 
— Erstkommunion, Konfirmation — ihrer Bedeutung ent- 
sprechend sich nicht für die Abwickelung während des 
Gefängnisaufenthaltes eignen,. weil sie erheblich an Be- 
deutung einbüssen, wenn sie nicht unter Schutz und Be- 
gsleitung der Angehörigen im freien Leben gefeiert werden 
können. 

Unbestreitbäar ist es auch von Vorteil, wenn die Wahl 
eines Berufes und die dieser vorausgehenden Erörterungen 
der zuständigen Familienangehörigen auf die Zeit des 
Schulabschlusses gelegt wird, wie dies u. a. in der Be- 
sründung zum VE. so treffend hervorgehoben ist. 


Der Uebergang vom geltenden zum projektierten neuen 
Strafrechte bringt weitere Neuerungen. Die Bestimmung 
des S 56d RStGB. lautend: x 


„Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 
zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, 
eine strafbare Handlung begangen hat, ist freizusprechen, wenn 
er bei Begehung derselben die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass“ 


ist im neuen Rechte nicht mehr vor&esehen. Ich glaube, 
ınan muss diese Neuerung als einen Fortschritt begrüssen. 


Lassen wir uns von einem der bedeutendsten Strafrechts- 
lehrer der Gegenwart v. Lilienthal!) in das interessante 


(sebiet und die mit ihm untrennbar VOrbungenen a | 


Fragen einführen. 
Die Darbietungen v. Lilienthals iR so eingehend und 


daher umfassend, dass ich in der Hauptsache mich aufeine - 


Hinweisung auf das hochinteressante Werk selbst und auf 
eine auszugsweise Mitteilung der für die vorwürfige Frage 
wichtig osten Auslassungen beschränken muss. 

In einer belehrenden geschichtlichen Darlegung über 
Behandlung Jugendlicher in dem an das römische Recht 


sich anschliessenden deutschen Rechte erfahren wir: dass 


schon der erste Entwurf z. StGB. eine’ Strafverfolgung 


bis zum vollendeten 12. Lebensjahre ausschloss, doch der 


Vormundschaftsbehörde unter gewissen Vorauss 
Erziehungsmassnahmen zugestanden waren. Bis zum 16. 
Lebensjahre sollte das Vorhandensein von Unterschei- 
dungsvermögen für mildere Bestrafung, dessen Fehlen 
für Straflosigkeit entscheidend sein. Letzteren Falles sollte 
aber der Richter Ueberweisung zur Erziehung anordnen. 


') Vergl. Darstellung Band V S. 110 ff. 


In dem Reichstags-Entwurfe sei für das straffreie 
Alter von Erziehungsmassnahmen nicht mehr die Rede: 
das Alter .der relativen Strafmündigkeit aber auf das 18. 
Lebensjahr heraufgerückt'). Die erstere Vorschrift habe 
Wiederaufnahme in das Gesetz gefunden. Die gegenwärtig 
geltende Fassung habe dem.$ 55 erst Art. 34ll des Ein- 
führungsgesetzes z. RStGB.?) gegeben. 

Uebergehend zum geltenden deutschen Rechte 
gibt v. Lilienthal zunächst eine Darlegung der Begriffe der 
absoluten und der relativen Strafmündigkeit, in deren Ver- 
lauf er die trefflichen Worte einfliessen lässt: 


„Gewiss kann zugegeben werden, dass dem Kinde das volle 
Verständnis für die Bedeutung seines Tuns noch fehlt, aber es wäre 
völlig ungerechtfertigt, diesen Mangel als gleichwertig mit dem etwa 
bei einem Geisteskranken: hervortretenden zu behandeln. Bei letz- 
terem ist eine qualitative, beim Kinde eine quantitative Unzuläng- 
lichkeit vorhanden. 

Daraus ergibt sich selbstverständlich eine Verschiedenheit der 
Behandlung. Der Geisteskranke ist unzurechnungsfähig, das Kind 
strafunfähig. Vom Geisteskranken verlangen wir gar nicht, dass er 
anders handle, vom Kinde tun wir das sehr wohl. Wäre das Kind 
unzurechnungsfähig, so wäre seine Erziehung nicht möglich; häus- 
liche Strafen wären ebensowenig zulässig wie staatliche, denn für 
beide würde die Voraussetzung unter.der sie wirken können, nicht 
gegeben sein. 

Strafunfähig ist das Kind nur insofern, als die staatlichen 
Strafen ihm gegenüber nicht als geeignete Mittel erscheinen. 

Das oeistige Heranreifen hat seine eigenen Gesetze, denen die 
Behandlung des Heranreifenden angepasst werden muss, wenn sie 
Erfolg haben soll. Diese „Strafreife“ ist das Entscheidende. Sie ist 
natürlich keine besonders entwickelte Eigenschaft des geistigen Wesens, 
sondern nur eine seinier Seiten; sie ist nicht früher und nicht später 
vorhanden, wie die sittliche Reife im Allgemeinen, ja im Grunde eben 
diese, nur von einer anderen Seite betrachtet. 

Diese sittliche Reife aber als Voraussetzung der Zurechnungs- 
fähigkeit im Allgemeinen anzusehen, ist nicht möglich, wenn man 
nicht dieses Gebiet ganz ungebührlich z. B. auf alle Fälle moralischer 
Perversion, ausdehnen will. Ihr Fehlen macht unzurechnungsfähig 
nur, wo es Teilerscheinung einer Erkrankung, strafunfähig aber auch, 
wo es Begleiterscheinung der sich normal vollziehenden, noch nicht 
abgeschlossenen Entwickelung bildet. 

Die Unterscheidung zwischen Unzurechnungsfähigkeit und 
jugendlicher Unreife entspricht auch durchaus dem Sprachgebrauch 
des gewöhnlichen Lebens. 

Ein elfjähriges Kind gilt höchstens im juristischen Sinne als 
unzurechnungsfähig, sofern es geistig gesund ist. Natürlich gibt es 
auch geistig kranke Kinder, die dann aus besonderen Gründen als 


- 1) Siehe auch Begründung z. VE. S. 257, worin auf die selb- 
ständige Stellung der arbeitenden Klasse über 18 Jahre hinge- 
wiesen wurde. 

°?) Vgl. Novelle v. 26. Febr. 1876 z. RStGB. (Reichsges.- -Bl. 5.26). 


unzurechnungsfähig anzusehen sind. Schon deshalb aber wäre ein 
Kunstausdruck, der zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit 
beim Kinde zu unterscheiden unmöglich machte, gewiss nicht empfeh- 
lenswert. Ferner aber rächt sich eine solche Vermischung sachlicher 
Verschiedenheit schwer, wenn es sich um die Erweiterung der abso- 
luten Strafmündigkeit und um die Begrenzung der relativen im 
einzelnen Falle handelt. 

Dass die hier in Betracht kommenden Jugendlichen nicht un- 
zurechnungsfähig im Sinne des $ 51 sind, liegt auf der Hand, und 
deshalb wäre jede Reform von vornherein zum Scheitern verdammt, 
die von diesem Begriffe ausgehen wollte.“ 

von Lilienthal geht sodann über auf die unter $ 56 
des RStGB. fallenden Jugendlichen vom vollendeten 12, bis 
. zum vollendeten 18. Lebensjahre, deren Strafbarkeit von 
der Tatsache abhängig gemacht ist, ob der Angeschuldigte 
bei Begehung der Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besass. Er führt aus, dass dieses 
gesetzliche Erfordernis der Strafbarkeit sehr streitig ist. 
Die einen seien der Ansicht, es handle sich lediglich um 
das Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit, welchen 
Falles für die Jugendlichen lediglich ein strafprozessuales 
Privileg aufgestellt ‘wäre. Andere gingen von. der An- 
nahme aus, dass es sich hier um etwas Anderes handle, 
um einen geistigen Zustand, der von der Unzurechnungs- 
fähigkeit verschieden sei und ein materielles Privileg für 
die Jugendlichen bedeute. 

von Lilienthal glaubt, man habe mit der in Frage 


stehenden Vorschrift denjenigen Grad der Verstandesent- 


wickelung im Auge gehabt, welcher nötig ist, um die Strafl- 
barkeit der konkret begangenen Handlung und der sie 
als eine strafbare charakterisierenden Merkmale zu er- 
kennen. Der Täter muss zu erkennen im Stande gewesen 
sein, dass seine Pflicht die Unterlassung seiner speziellen 
Handlung fordert und dass’er durch Begehung der letzteren 
sich einer Kriminalstrafe aussetzt. 

Nach weiteren wissenschaftlichen Erörterungen zur 
Sache und prozessualer Gesichtspunkte fährt von Lilien- 
thal fort: | 

„Wichtiger als diese prozessualen Erwägungen wird schliesslich 
der Sinn sein, den man in den Worten des Gesetzes finden muss. 
Nach der übereinstimmenden Entscheidung verschiedener Senate des 
Reichsgerichts kommt es darauf an, dass der Jugendliche bei Be- 
gehung der Tat die Reife der Einsicht besass, die erforderlich ist, 
um zu erkennen, dass er etwas Strafbares tat“. 

Ausdrücklich wird dabei regelmässig betont, dass es nicht er- 
forderlich sei, dass der Täter gewusst habe, seine Handlung sei 
strafbar, sondern nur, dass er es nach seiner geistigen Entwickelung 
hätte wissen können, Der wirkliche Unterschied wäre, dass auch von 


aus: 


Bien 


dem Jugendlichen nicht eigentliche Kenntnis des Strafgesetzes ge- 
fordert wird. Es genüge deshalb vollkommen, wenn ihm bekannt 
sein konnte, dass seine Handlung mit Strafe bedroht ist und darauf, 
ob er imstande war, einzusehen, dass die Art der Begehung die Strafe 
verschärfe, brauche kein Gewicht gelegt zu werden. „War der 
jugendliche Täter befähigt, zu erkennen, eine Tat sei strafbar, so 
verhält es sich nunmehr mit der Anwendung des Strafgesetzes auf 
dieselbe nicht anders als bei den Handlungen völlig strafmündiger 
zurechnungsfähiger Personen.“ Mit diesen Worten hat das Reichs- 
gericht den springenden Punkt getroffen: Das Gesetz will nicht an- 
geben, was den Jugendlichen zurechnungsfühig macht, sondern was 
ihn dem Erwachsenen gleichstellt.“ 

Gerne würde ich auch den weiteren hochinteressanten 
Ausführungen von Lilienthals hier Raum verschaffen, wenn 
der Rahmen dieser Arbeit mir dies nicht verbieten würde 
und ich nicht grossen Wert darauf zu legen hätte, die 
Reformvorschläge von Lilienthals und ihre Begründung — 
wenn letztere auch nur auszugsweise — folgen zu lassen, 


auf die ich als wertvolle Stützpunkte im folgenden Ab- 


ee zurückgreifen muss. 


. Lilienthal führt unter der Bezeichnung 
Reform-Vorschläge 


„la den geltenden Gesetze ebungen ist der Typus der straf- 
rechtlichen Behandlung der der Statfelune: eine Zeit der Straf- 
unfähigkeit, deren Grenze zwischen dem 7. und 16. Lebensjahre liegt; 
im Anschluss daran eine meist bis zum 18. Jahre reichende Zeit, 
während deren die Straffähigkeit davon abhängt, dass bestimmte 
Eigenschaften, meist des Verstandes, vorhanden sein müssen, wenn 
die Bestrafung eintreten soll, die auch, wo sie möglich ist, gelinder 
ausfallen muss, wie bei erwachsenen Personen. Für die Strafun- 
fähigen sind Erziehungsmassregeln bald vorgeschrieben, bald zu- 
celassen. 

Die entscheidenden Fragen dabei sind nun: 

1. Wann soll das Alter der vollkommenen, wann das der zweifel- 

haften Strafmündigkeit enden ? 

2. Welches Kennzeichen soll für die Straffähigkeit in der zweiten 
Altersstufe aufgestellt werden ? 

3. Welche Massregeln sollen an Stelle der Strafe gegen jugendliche 
Verbrecher angewendet werden? 

Die Beantwortung dieser Fragen wird nun neuerdings sehr 
wesentlich dadurch beeinflusst, dass man bis zu dem für die Straf- 
mündigkeit kritischen Alter den Gesichtspunkt der Bestrafung zurück- 
treten lässt hinter den der Erziehung. Die moderne Fragestellung 
lautet nicht mehr: wann ist der Jugendliche straffähig? sondern: wie 
lange bleibt er erziehungsfähig? Der wesentliche Unterschied liegt 
darin, dass von diesem Standpunkte aus bis zum Alter völliger 
Straffähigkeit, die Erziehung die Regel, die Strafe die möglichst seltene 
Ausnahme bilden soll, während bei der früheren Fragestellung die 
Sache anders lag: die Strafe bildete die Regel, die Erziehung die 
nicht oft zugelassene Ausnahme. Damit sind aber auch dem Straf- 
verfahren neue Bahnen gewiesen. 
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Wer die Erziehungsfähigkeit prüfen soll, bedarf dazu weiterer 
als rein juristischer Kenntnisse und Erfahrungen. Statt des Juristen 
oder wenigstens neben ihm müssen Kenner der Jugend, Lehrer, mit 
der Jugendpflege tatsächlich vertraute Personen, ein entscheidendes 
Wort zu reden haben. Das Verlangen nach „Jugendgerichtshöfen“ 
ist laut geworden, so laut, dass man es schon jetzt zu befriedigen sucht, 
soweit das im Rahmen unserer Gerichtsverfassung möglich ist. 

Wenn nun auch für eine Reform des Jugendrechts die Rück- 
sicht auf die Erziehung der leitende Gesichtspunkt sein muss, so be- 
darf es dennoch einer gesetzlichen Regelung der Voraussetzungen, 
unter denen auf Erziehungsmassregeln statt auf Strafe erkannt werden 
kann. Es bedarf vor allem einer Abgrenzung der Altersstufe, inner- 
halb deren eine Erziehung entweder ausschliesslich notwendig oder 
doch möglich erscheint. Dass alle Abgrenzungen, weil sie schematisch 
wirken, im einzeinen Falle sehr unbefriedigend erscheinen können, 
ist unbedingt zuzugeben. Aber das Recht bedarf solcher harter 
Grenzen und das Strafrecht vor allem, wenn nicht der Willkür Tor 
und Tür geöffnet werden soll, die schliesslich noch viel unbe- 
friedigendere Ergebnisse zeitigen könnte. 


Den allgemeinen Erfahrungen entspricht es nun durchaus, drei 


Stufen zu unterscheiden: 


eine, innerhalb deren ausschliesslich erziehliche Massregeln 


Anwendung finden dürfen; 
eine, innerhalb deren ausschliesslich Strafe angewendet 
wird, und 
eine, innerhalb deren von Fall zu Fall zu prüfen ist, ob Strafe 
oder Erziehung als die angemessene Massregel erscheint. 
Mit anderen Worten, äusserlich wird die Einteilung dieselbe bleiben 
müssen, wie sie das geltende Strafgesetzbuch kennt. Dabei. dürfte 
das Alter der absoluten Strafmündigkeit richtig bemessen sein. Zu- 
nächst freilich scheint es wenig folgerichtig, die bürgerliche Hand- 
lungsfähigkeit in vollem Umfange später einsetzen zu lassen als die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit. Tatsächlich aber kann zweierlei 


nicht in Abrede gestellt werden: einmal, dass die Selbständigkeit des 


jungen Mannes in der Regel gegen das 18. Lebensjahr erreicht ist, 


bei den handarbeitenden Klassen der Bevölkerung wohlohne Ausnahme, » 


bei den anderen regelmässig selbst dann, wenn die Vorbereitung auf 
den zukünftigen Lebensberuf den Besuch höherer Schulen erfordert. 
Zweitens aber, dass die Erziehbarkeit im eigentlichen Sinne des Wortes 
in diesem Alter, in dem auch die körperliche Reife eingetreten zu 
sein pflegt, ihr Ende erreicht. Gewiss sind auch Achtzehnjährige häufig 
noch sehr unreif, aber wirkliche Reife können sie nun nicht mehr in 
dem Treibhause einer Schule oder Erziehungsanstalt, sondern nur im 
Leben selbst erlangen. Sie müssen durch Erfahrungen lernen, nötigen- 
falls durch die, die sie bei der Bestrafung machen. Hiezu kommt, dass 
gerade das Alter von 18—21 Jahren eine sehr erhebliche Kriminalität, 
namentlich auch im Verhältnis zu dem von 12—18 Jahren eine sehr 
erhebliche Steigerung aufweist. Diese Steigerung ist weitaus am er- 
heblichsten bei den Delikten gegen die öffentliche Ordnung und die 
Person. Hier aber dürfte eine” weitere Erziehung kaum besondere 
Früchte tragen, da die Umstände, von denen die Begehung abhängig 
ist: Leidenschaftlichkeit und Alkoholgenuss, in erster Linie wohl auch 
durch die beste Erziehung nicht würden aufgewogen werden können, 
so lange nicht die Existenzbedingungen, unter denen die weitaus 
grösste Mehrzahl unseres Volkes steht, sich gründlich geändert haben. 
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Tatsächlich ist auch überall die Altersgrenze von 18 Jahren die 
höchste für besonders strafrechtliche Behandlung vorgesehene. Eine 
Aenderung in dieser Beziehung dürfte nicht erforderlich sein. 


Anders steht es mit der Abgrenzung der vollen Strafunfähig- 
keit. Dass hier nicht das zwölfte, sondern das’vierzehnte Lebensjahr 
den Abschluss bilden sollte, wird heute ziemlich allgemein anerkannt. 
Die wichtigsten der dagegen geltend gemachten Gründe sind: Die 
Zahl der in das Alter von 12—14 Jahren fallenden Delikte, die 
Befürchtung, dass durch die Heraufrückung der Strafmündigkeits- 
grenze die Rechtssicherheit erschüttert werden könnte und Bedenken 
vom Standpunkte der Vergeltungstheorie aus. Die letzteren sind am 
einfachsten zu widerlegen. Denn von Vergeltung kann doch nur 
gegenüber dem vollentwickelten Menschen gesprochen werden. Wem 
vergolten werden soll, bei dem muss man doch, wenn dies Verhalten 
nicht sinnlos sein soll, die Fähigkeit voraussetzen, dass er für das, 
was mit ihm geschehe, ein genügenttes Verständnis besitze. Das ist 
aber bei dem der Erziehung Bedürftigen nicht der Fall. Die einzige 
Frage, die aufgeworfen werden kann, ist deshalb, ob bei Kindern 
unter 12 oder unter 14 Jahren dieser Zustand unwiderleglich voraus- 
gesetzt werden darf. Diese Frage aber wird nach praktischen 
Er wägungen zu entscheiden sein. 


Ganz ebenso steht es mit der angeblichen Erschütterung der 
Rechtssicherheit. Sie ist vorhanden, wenn man Kinder von 12 bis 
. 14 Jahren für straffähig hält. Es kann nicht von ihr geredet werden, 
wenn man die Ueberzeugung gewinnt, dass für dieses Alter Erziehung 
angemessener als Strafe sei, denn nur wenn Jemanden nicht zuteil 
würde, was er verdient, litte die Rechtssicherheit, .sie gewinnt, wenn 
jeder so behandelt wird, wie es am angemessensten erscheint. 

Gewiss darf diese Frage nicht lediglich von dem Standpunkt 
aus behandelt werden: was ist für das Kind und seine zukünftige 
Entwickelung das Beste? — wenn nämlich ein Gegensatz zwischen 
den Interessen des Kindes und denen der Gesamtheit besteht. 
Das ist aber gar nicht der Fall. Für die Zukunft des Kindes ist es 
wichtig, dass die Massregeln angewendet werden, die es zu einem 
ordentliehen Menschen machen können. Was aber könnte mehr den 
Interessen der Gesellschaft entsprechen, als die Erreichung dieses 
- Zieles ! 

Weit bedenklicher wäre die Kriminalität in diesem Alter. Sie 
könnte die Anwendung ausschliesslich erziehlicher Massregeln tat- 
sächlich unmöglich maehen. Aber abgesehen davon, bleibt immer 
die Frage offen, ob nicht Erziehung besser ist als Bestrafung, und 
die weitere, ob nicht durch gründlichere und frühere Anwendung 
von geeigneten Massnahmen die Kriminalität gerade dieses Alters 
wirksam bekämpft wird.“ 


v. Lilienthal gibt ‚weiter ein umfassendes Zahlenbild 
der jugendlichen Kriminalität für 1901, aus dem ich her- 
vorheben möchte, dass die Kriminalität ‘der Gruppe der 
12—14jährigen im allgemeinen erheblich geringer, nicht 
halb so gross ist als die der Jugendlichen reiferen Alters. 
Auch die Zahlenverhältnisse für die Jahre 1902—1905 
weichen hiervon erheblich nicht ab. Interessant ist die 
Tatsache, dass von den Delikten der Diebstahl überwiegt. 
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v. Liliental gibt für diese Erscheinung ebenso eingehende 
wie interessante Erklärungen. Dass gerade Vermögens- 
verbrechen eine so überwiegende Bedeutung für .die Krimi- 


nalität den jüngsten Altersklassen zukomme, erkläre sich‘ 


zum grossen Teil zweifellos daraus, dass zu anderen Ver- 
brechen weniger Gelegenheit gegeben sei. Auch eine 
serade im Kindesalter wahrzunehmende Neigung zur Miss- 
achtung von „Mein“ und „Dein“ sei beachtenswert. Zahbl- 
reiche Wünsche, zu deren Befriedigung die Mittel fehlen, 
stossen beim Kinde nicht auf dieselben Hemmungen wie 
bei Erwachsenen. Die Prüfung, welche Folgen. die rechts- 
widrige Befriedigung bringen muss, trete bei dem lebens- 
‘ unerfahrenen Kinde kaum eder doch nicht in Stärke wie 
bei Erwachsenen ein Die Handlung, durch die es sich 
Geld verschaffe, die Entwendung oder auch der Schwindel, 
erscheine ihm als eine Unart, als ein Ungehorsam; für die 
soziale Bedeutung des Tuns fehle das Verständnis. Mancher 
„schwere“ Diebstahl eines Schulkindes sei tatsächlich nichts 
weiter als ein Dummerjungenstreich, der für den Täter 
durch die Kühnheit der Ausführung noch einen besonderen 
Reiz hatte, bei dessen Verübung er sich klüger, gewandter 
vorkam, wie die anderen. Er spiele dem Bestohlenen einen 
Schabernack; dass er letzteren ernstlich schädige, daran 
denke der jugendliche Delinquent kaum. Dass ihm die 
nötige Ueberlegung beigebracht werden müsse, sei selbst- 
verständlich; dass dies am Besten durch kriminelle Be- 
strafung geschehe, aber mindestens sehr zweifelhaft. 
Die Anordnung verschärfter Erziehungsmassregeln sei 


weit aussichtsvoller; sie lasse die Strafwürdigkeit seines 


Handelns den Täter genau ebenso empfinden, wie die 


staatliche Strafe und gebe zugleich Gelegenheit zu einer- 


dauernden Einwirkung auf Verstand und sittliches Empfinden 
des Täters. | | | 
So lange es sich um Personen handle, die ihrer ganzen 
Entwiekelung nach noch erziehungsbedürftig seien, sei es 
der einzige Weg. Darum werde eben das 14. Lebensjahr 
die kritische Periode bilden müssen. Diese Grenze sei 
dazu umso geeigneter als sie für den grössten Teil der 
Bevölkerung tatsächlich die Beendigung des Lebens in 
Schule und Haus bedeute. Wer noch unter allen Um- 
ständen auf die Schulbank gehöre, der solle nicht auf die 


Anklagebank gesetzt werden, wer noch ausnahmelos der, 
Schulzucht unterstehe, der solle nicht der Strafzucht des . 


Staates unterliegen. Es sei deshalb gewiss eine Forderung 


ER 


der Billigkeit, gegen solche Personen ein Strafverfahren 
nicht einzuleiten, da sie weder für dessen Bedeutung, noch 
für dessen Folgen ein wirkliches Verständnis haben könnten. 
Reiche die elterliche Zucht nicht aus, dann werde der 
Staat eingreifen müssen, wie er das in der Fürsorge- 
erziehung "schon heute tue. — 

Die weiteren Darlegungen Selten der Gruppe der 
14—18 Jahre alten Jugendlichen, aus denen ich hervorheben 
möchte, was von Lilienthal S. 157!) ausführt: dass das 
heute- gesetzlich aufgestellte Merkmal für die relative 
Strafmündigkeit „die zur Erkenntnis der Strafbarkeit er- 
forderliche Einsicht“ nicht ausreiche, werde ziemlich 
allgemein anerkannt. Der Fehler liege bei- dieser Be- 
stimmmung darin, dass ausschliesslich die Entwickelung 
der Intelligenz und nicht die Reife des Charakters Beach- 
tung gefunden habe. Alle neueren Regelungsversuche 
sipfelten daher in dem Bestreben, neben der Entwickelung 
des Verstandes auch die des Willens zum entscheidenden 
Kennzeichen zu machen. 


Wenn man — woran kaum zu zweifeln sei — die 
einseitige Betonung der Strafbarkeitseinsicht fallen lasse, 
so bleibe nichts anderes übrig, als an deren Stelle die 
„Reife“ zum entscheidenden Merkmale zu erheben. Der 
Reife bedürfe der Erziehung nicht mehr, der Erziehungs- 
bedürftige sei noch nicht reif. 

Das einfachste würde sein, die Frage der „Reife“ in 
doppelter Weise zu stellen: „reif*-für Anwendung von 
Strafmassregeln ; - „reif“ für die Erwachsenen gegenüber 


‚angewendeten Strafen. Handle es sich um Personen von 


mehr als 14 Jahren, so werde die erste Frage sehr häufig 
zu bejahen sein, in Fällen, in denen die zweite unbedingt 
verneint werden müsse. Man könne sie sogar grundsätzlich 
verneinen, ohne damit irgendeinen Schaden zu stiften. Das 
sei der Grundgedanke des niederländischen Gesetzes: be- 
sondere Strafarten für Jugendliche. Genau genommen 
bedürfe es dazu nur der Verwirklichung des im en 


Gesetz& enthaltenen Gedankens: 


besondere Anstalten für erden 


Dass deren Einrichtungen in erster Linie dem Erziehungs- 
zwecke zu dienen hätten, wäre dann wohl selbstverständlich. 
Ihr Vorhandensein würde die Handhabung des Strafrechts 
für Jugendliche wesentlich erleichtern. 
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Man werde bei Jugendlichen verschiedene Gruppen 
von Fällen zu unterscheiden haben: 

1. Strafbare Handlungen, bei denen, ebenso wie bei 
Erwachsenen, die Strafe kaum mehr bedeute als eine 
energische Ermahnung. Dahin gehörten selbstverständlich 
die meisten Uebertretungen, aber auch eine ganze Anzahl 
leichterer Vergehen. Hier eingreifende Erziehungsmass- 
regeln anzuordnen, habe kaum einen Zweck. Wenn der 
Erwachsene mit einer Geldstrafe davonkomme, genüge das 
für den Jugendlichen auch. Es liege kein .Grund- vor, 
eine Prügelei zwischen 16jährigen tragischer zu nehmen 
wie zwischen 21jährigen. 

2. Strafbare Handlungen, deren soziale Tragweite von 
Jugendlichen noch nicht genügend erkannt werde. Hier 
werde unter Umständen eine Freisprechung wegen jugend- 
licher Unreife, aber in Verbindung mit der Anordnung von 
Erziehungsmassregeln erforderlich sein, die in diesem Falle 
aber keinen Strafcharakter tragen dürften. Natürlich 
müssten sie von längerer Dauer sein — in wenigen Tagen 
oder Woch@ı lasse sich keine Erziehungsaufgabe lösen. 
Trotzdem würde man dem Richter die Befugnis einräumen 
können, das Höchstmass der Dauer festzusetzen, dessen 
Abkürzung bei geeignetem Verhalten dem Ermessen der 
mit der Erziehung betrauten Beamten überlassen werden 
könne. 

9. Strafbare Handlungen, deren Bedeutung der Jugend- 
liche zwar einsieht, zu denen er sich aber infolge seiner 
noch nicht genügenden Widerstandskraft hat hinreissen 
lassen. Hier müsse Bestrafung eintreten, die Strafe aber 
in einer Erziehungsanstalt vollzogen werden. Auch hier 
empfehle es sich, ein abkürzungsfähiges Maximum bei der 
Verurteilung festzusetzen. Das in den amerikanischen 
 Reformatorien!) eingeführte System könne für die Einrich- 
tung der Anstalten und des Strafvollzugs ein beachtens- 
wertes Vorbild abgeben. 

4. Strafbare Handlungen, die in einem Zustande der 
Unzurechnungsfähigkeit begangen seien. Für sie wären 
die allgemeinen Grundsätze über den Mangel der Zurech- 
nungsfähigkeit massgebend. v. Lilienthal gelangt nach 
diesen Ausführungen zu folgenden Vorschlägen für die 

Reform‘des Jugendstrafrechts 


‘) Ich verweise auf die sehr interessanten Schilderungen von 
Dr. Hans Gudden in seiner Schrift: „Die Behandlung der jugend- 
lichen Verbrecher in den Vereinigten Staaten von Nordamerika* 
Nürnberg b. Korn 1910. | 


_ 


en 


Das Alter der absoluten Strafmündigkeit ist auf 14 
Jahre zu erhöhen. In den geeigneten Fällen, deren Tat- 
bestand von der Vormundschaftsbehörde festzustellen wäre, 
- tritt Fürsorgeerziehung ein. 
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Für das Alter vom vollendeten 14.—18. Lebensjahre 
hat der Richter unter sorgfältiger Prüfung der geistigen 
Entwickelung des Jugendlichen zu entscheiden, ob eine 
Freisprechung erfolgen muss. Auch in diesem Falle können 
erforderlich erscheinende Erziehungsmassregeln angeordnet 
werden. Im Falle der Verurteilung kann der Richter auf 
eine Geldstrafe, auf Unterbringung in eine Erziehungs- 
anstalt oder in eine Strafanstalt erkennen, die für Jugend- 
liche ausschliesslich bestimmt ist und in der für den Straf- 
vollzug der Zweck der Erziehung massgebend sein muss. 


Die Dauer der Unterbringung in einer Erziehungs- 
oder Straferziehungsanstalt wird von dem Richter bestimmt. 

Sie kann durch geeignetes Verhalten des zu Erziehen- 
den abgekürzt werden, jedoch nicht über ein vom Gesetz 
im allgemeinen oder vom Richter im einzelnen Falle zu 
bestimmendes Mindestmass hinaus. 


IE 


Erziehungs- und Strafmassregeln können bedingt ver- 

hängt werden. | 

v. Lilienthal fügt diesen Vorschlägen folgende treff- 

liche Worte hinzu: 

„Neben diesen Vorschriften des materiellen Rechts sind auch 
Aenderungen des Strafprozesses notwendig, namentlich besondere 
Jugendgerichte, obligatorische Verteidigung und Zuziehung von 
Sachverständigen in allen einigermassen zweifelhaften Fällen. 
Doch kann darauf hier ebensowenig näher eingegangen werden, 
wie auf die Organisation der ver schiedenen Erziehungsformen und 
auf andere zum Schutze der Jugend erforderliche Massregeln.“ 

. Auch Wulffen, — ein Jurist von reichen Erfahrungen 
— tritt in seinem neuesten grösseren Werke!): „Encyklo- 
pädie der modernen Kriminalistik“, für die Hinaufrückung 
der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr ein. 

Wir finden auch in diesem Werke Darbietungen, die 

wir nicht kurzweg übergehen dürfen. Ich lasse hier einige 
Auszüge folgen: 


*) Verlag b. Dr. Langenscheidt, Gross-Lichterfelde-Ost. 
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Wulffen bringt Band I S. 405 ein ganz interessantes 
Zahlenbild über dieZunahme der Kriminalität der Jugend- 
lichen: 

Es wurden verurteilt: 

1882 1904 1905 

überhaupt 315,569 504,740 508,102 

Erwachsene 284,871. 454,749 456,604 

Jugendliche . 30,698 ..49,991 51,498 
Die Zunahme aller Verurteilten betrug also von 

1882— 1904 59,95% 
die der Erwachsenen 59,029, 
» » Jugendlichen hingegen 62,8% 

Hiezu ist die Vermehrung der strafmündigen 
Zivilbevölkerung zu vergleichen, die sich berechnet von 
1882— 1904 


überhaupt 31,2 % 
Erwachsene 31,4%, 
Jugendliche 30,6 % 


Wulffen führt S. 411 weiter aus: 

„Diese Ziffern, welche in vollem Umfange der grösseren Oeffent- 
lichkeit wohl noch niemals zur Kenntnis eebracht worden sind, bieten 
entsetzliche Resultate. Was soll man dazu sagen, dass innerhalb dreier 


Jahre z. B. 90 Mädchen und 1495 Knaben im Alter vom vollendeten 


12. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre wegen gefährlicher Körper- 
verletzung verurteilt worden sind“ ete. 


Die Sächsische Kriminalstatistik führt hiezu treffend 


aus: - | 
„Wenn man die von „Schulkindern“ begangenen Straf- 
taten: | 
Jagdvergehen 
fahrlässige Inbrandsetzung 
Körperverletzung 


(Fahrlässigkeit ist ja gerade ein Merkmal des Kindes) und 


Sachbeschädigung | 
ansieht, an wieviel kindlichen Mutwillen, kindliche Abenteuer- 
lust und Romantik muss man da denken. Wieviel reine 
Kinderstreiche mögen der grossen Summe der Straftaten: 

Beleidigung 

gefährliche Körperverletzung 

Hehlerei 

Betrug und auch Diebstahl 


zugrunde liegen? Und sollte ein Kind von unter 14 Jahren 


überhaupt das Sittlichstrafbare von Unzucht, Hausfriedens- 
bruch und Urkundenfälschung erfassen können ? 
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Wulffen fährt S. 412 £ort: 


Die moderne Kriminalistenschule hat folgende Erfahrungs s- und 
Lehr-Sätze aufgestellt: Je öfter ein und derselbe Mensch bestraft 
wird, desto unwirksamer erweist sich in der Regel: jede folgende 
Strafe an ihm. Je früher im Lebensalter ein Mensch bestraft wird, 
desto grösser ist die Gefahr, dass die Wirksamkeit der Strafe zeitig 
anihm verloren geht. Denn Niemand gewöhnt sich leichter an Strafe und 
deren Verbüssung als die noch im Alter der Gewöhnung stehenden 
Kinder und Jugendlichen. Werden für sie Verurteilung und Straf- 
verbüssung der abschreckenden Wirkung entkleidet, so wird die 
Gefahr des Rückfalles gesteigert. Es kommt hinzu, dass bei dem 
gegenwärtigen Strafvollzuge die Kinder und Jugendlichen von den 
Verderbteren ihrer Genossen geschädigt und vollends verdorben 


. werden können. Die Anwendung staatlicher Strafgewalt gegenüber 


den Jugendlichen und den Kindern ist eine zu ausgedehnte. Die 
Staatsklugheit gebietet, Kinder und Jugendliche ausgiebiger als bisher 
mit Verurteilung und Strafverbüssung zu verschonen, denn der Staat 
hat die Pflicht, dasjenige Menschenmaterial, aus welchem seine künf- 
tigen Bürger hervorgehen, so zu behandeln, dass diese Bürger ihm 
auch zur Ehre gereichen. Auch ausreichende, später zu besprechende 
ethische und psychologische Gründe sprechen für eine Einschränkung 
solcher Strafgewalte An deren Stelle haben andere erzieherische 
Massnahmen zu treten. 

Zur Erreichung aller dieser Zwecke ist anzustreben: 


1. Hinaufrückung des strafmündigen Alters vom 
vollendeten 12. auf das vollendete 14. Lebensjahr; 


2, für die Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren 
Errichtung besonderer Jugendgerichtshöfe mit besonderem 
(rebäude, besonderen Beamten und besonderem Verfahren: 


3. Einschränkung der gesetzlichen Verpflichtung der 
Anklagebehörde, gegen Jugendliche wegen Geringfügigkeiten 
einzuschreiten; 

4. weitgehende Zubilligung des sog. bedingten Stral- 
aufschubes für Jugendliche; 

5. beim Strafvollzug Trennung der vorbestraften 
Jugendlichen von den erstmalig Verurteilten ; 

6. Bewahrung der aus der Strafanstalt entlassenen 
Jugendlichen vor dem Rückfall durch Fürsorge, Unter- 
stützung und Arbeitsnachweis; 

1. Zwangserziehung der moralisch und kriminell ge- 
fährdeten Minderjährigen. 


Statistisch ist geltend zu machen, dass die zu frühe und 
zu häufige Verurteilung von Kindern und Jugendlichen als 
ein Faktor der künftigen Kriminalität als Erwachsene 
wirkt. Sind wir aber für unsere eigenen Reformbestrebungen 
reif? Verfahren wir denn selbst immer so, dass wir Kinder 
dem Staatsanwalt und Strafrichter nicht überantworten ? 


6 


Wenn es sich um Kleinigkeiten handelt und wir es 
auch sonst in der Hand haben, eine Anzeige zu unter. 
lassen, tun wir das auch immer? Wenn nur ein Kind 
einige Groschen oder einige Aepfel oder ein Paar Kohlen 
gestohlen hat, rufen wir dann nicht oft recht vernehmlich 
nach Polizei und Staatsanwalt? Unsere Geneigtheit zu 
Strafanzeigen überhaupt und auch gegen Kinder ist gegen- 
wärtig zu gross. Das Denunziantentum steht in Blüte. Wir 
. sind ein nervöses Geschlecht. Wir sind unduldsam gegen 
Kinder und Jugendliche“. 

Auf die weiteren Ausführungen Wulffens über Jugend- 
wesen!) und über Strafvollzug?) sowie über die verschiedenen 
Formen geistiger Abnormitäten®), auf die ich leider hier 
nicht weiter eingehen kann, möchte ich besonders hin- 
deuten. | 

Auch das im Auftrage der internat. kriminalistischen 
Vereinigung herausgegebene Werk von Dr. Appelius?), auf 
das hier insbesondere wegen seiner vielen interessanten 
Gutachten verwiesen wird, vertritt das Hinaufrücken der 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr. Der dem Werke 
als Anlage I beigegebene und eingehend besprochene Ent- 
wurf eines Reichsgesetzes betr. „Die Behandlung und Be- 
strafung jugendlicher Personen“ verdient im Hinblick auf 
die heute noch der Lösung harrenden und im Vordergrunde 
der Erörterung stehenden Fragen vollste Beachtung. Ich 
behalte mir vor, im nächsten Abschnitte auf einzelne An- 
regungen zurückzugreifen. nn | 

Wie ich schon am Eingange zu diesem Abschnitte 
hervorgehoben habe, halte ich den Fortfall der durch die 
Novelle vom 26. Februar 1876 geschaffenen Bestimmung 
des $ 55 Abs. 2 des RStGB. im VE. als eine Lücke in 
demselben. Die Inschutznahme der Gesellschaft und die 
Wahrung der Rechtssicherheit . durch den Strafrichter 
gegenüber den noch nicht strafbaren aber erziehungs- 
bedürftigen kriminell gewordenen Jugendlichen scheint mir 
eine der eingehenden Erwägung werte Frage Es ent- 
sprieht doch wohl ganz dem Geiste des VE., überall da 
Fürsorge an Stelle von Strafe zu setzen, wo dafür die 
Voraussetzungen gegeben sind. Sicher sind diese beinoch 
nicht strafmündigen Jugendlichen eher als vorhanden an- 


!: Wulffen 4.4.0. Bd.1I S:/233. 

,\ Wulffen.a. a. ©: Bd. II S.-380 fi. 

3) Wulffen a. a. O.:Bd. I S.66-££. u. 233 ff. 
*). Dr. Appelius a. a. S. 201 ff. 
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zunehmen, als bei solchen, die mit der Schule etc. abge- 
schlossen haben. ($ 69 des VE.). 

Ist dem Richter dort die Pflicht auferlegt bezw. die 
Befugnis zugestanden, ohne weitläufiges umständliches Vor- 
verfahren die Ueberweisung in eine Erziehungsanstalt aus- 
zusprechen, dann darf man die Notwendigkeit der Ueber- 
weisung zur Erziehung wahrlich hier bei unreifen Knaben 
und Mädchen unbedenklich als zweifellos vorhanden an- 
nehmen. Ich neige der Ansicht zu, dass die Entscheidung 
in dieser so wichtigen Sache in der Hand des; durch den 
Einblick in die Einzelheiten der Tat besser als jeder andere 
Beamte rasch orientierten Richters wohl geborgen wäre. 


Ihm kann ruhig die Entscheidung überlassen werden, 
ob er die versuchsweise Rückkehr des jugendlichen 
strafunreifen Täters in seine Familie als zulässig und 
rätlich hält oder ob er die Ueberweisung in eine Erziehungs- 
anstalt als angemessener und erfolgversprechender erachtet. 
Sein Spruch sollte fürdasVormundschaftsgericht bindend sein. 

Eine solche Vorschrift würde meines Erachtens dem 
Verfahren den Charakter einer eingreifenden, allseitig 
warnenden, unseren heutigen sozialen Verhältnissen Rech- 
nung tragenden raschen und gerechten Justiz verleihen, 
die gemeinhin verstanden würde. Ich gestatte mir noch, 
auf die Ausführungen Föhringst), Krohne’s’ und 
Schulz?) zu verweisen und komme zu dem Schlusse: 


Wirkönnenuns aufGrund dergegebenen Darlegungen 
sowohl mit der Heraufrückung des Strafmündigkeits- 
alters auf das vollendete vierzehnte Lebensjahr als 
auch mit der Beseitigung der sehr dehnbaren, schwer 
auslegbaren und daher zu vielen Zweifeln führenden 
Forderung: „der zur Erkenntnis der Strafbarkeit er- 
forderlichen Einsicht bei Begehung einer strafbaren 
Handlung* nur einverstanden erklären. 

‚Eine Forderung wird aber festzuhalten sein: „dass 
auf gesetzlichem Wege durch Fürsorgeerziehungsgesetz 
Vorsorge dafür getroffen wird, dass strafun mündige 
Judendliche, die der Begehung strafbarer Handlungen 
oder der Beteiligung an selchen oder der Anstiftung 
zu solchen überführt sind, durch erschöpfende, im 


% von Holtzemwdorf und von Jagemann, Handbuch des 
Gefängniswesens Hamburg, b. Richter Bd. II S. 286 ff. u. S. 321 ff. 

°) Lehrbuch d. Gefängniskunde, von Krohne, Stuttgart, 
Enke S. 188 ff. | 

») Monatsschrift f. Krim.-Psychol. Jahrg. VI, S. 585. 
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Einzelfalle angemessene, Erziehungsmassnahmen vor 
Wiederholung solcher bewahrt werden“. 


Zu S 69. 
Absatz 1 lautend: 


Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte 
Lebensjahr nicht vollendet, so sind hinsichtlich der Be- 
strafung die Vorschriften über den Versuch ($ 76) anzu- 
wenden. Ist die danach bestimmte Strafe Zuchthaus, 
so tritt‘ Gefängnisstrafe von gleicher Dauer an ihre 
Stelle. | 

Auf Verschärfung des Strafvollzugs ($ 18) Arbeits- 
haus (8 42) Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
(SS 46 bis 49) und Aufenthaltsbeschränkung ist nicht 
zu erkennen, | 
bietet zu besonderen Erörterungen keinen Anlass. 
Auch hier tritt, wie ein Vergleich des $ 57 des gelten- 

den Strafgesetzes mit $ 76 in Verbindung mit $ 83 des VE. 
erkennen lässt, die Milde des Gesetzes hinsichtlich des 
Strafmasses jugendlichen Rechtsverletzern gegenüber, her- 
vor. Es soll den Täter, der z. Zt. der Tat das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, nur die an sich 
mässige Strafe des Versuchs treffen. Dem Richter ist für 
die Bestimmung des Strafmasses ein erwünscht grosser 
Spielraum geboten. Er kann — und dies schliesst eine 
überaus bedeutsame Neuerung in sich — nach $ 83 des 
VE. in leichten Fällen von Strafe überhaupt absehen. 

Auch der Strafvollzugsbeamte kann der Bestimmung 
des $69 Abs. 1 zustimmen. Es kann bei der vorgeschlagenen 
Gestaltung des Strafrechts der ungezogene, ausschweifende, 
rohe und gewalttätige Bursche ebenso wie der durch Irrung, 
Verführung, Not etc. zu einer Rechtsverletzung gekommene 
unverdorbene Junge in gebührender Weise vom Richter 
getroffen werden. 

Als wesentliche Voraussetzung eines zutreffenden 
Richterspruches wird die zuverlässige Erschliessung aller 
für die Rechtsprechung wertvollen persönlichen Verhältnisse 
der Angeschuldigten im Vorverfahren zu betrachten sein. 
Ich werde Gelegenheit haben im folgenden Abschnitte 
hierauf näher einzugehen. 

Absatz 2 lautend:* | | 

Erscheint die Tat hauptsächlich als Folge mangel- 
hafter Erziehung oder ist sonst anzunehmen, dass Er- 
ziehungsmassregeln erforderlich sind, um den Täter an 
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ein gesetzmässiges Leben zu gewöhnen, so kann das 

(sericht neben oder an Stelle einer Freiheitsstrafe seine 

Ueberweisung zur staatlich überwachten Erziehung 

anordnen. 

Die Art und Dauer- der Erziehungsmassregeln .be- 
stimmen sich nach den hiefür bestehenden Gesetzen, 
doch kann das Gericht die Unterbringung in eine Er- 
ziehungs- oder Besserungs-Anstalt vorschreiben. 

bietet Anlass zu eingehenderen Erörterungen. 

Nach dem Wortlaute der Bestimmung — und ihrer 
Begründung S. 258 ff. — kommen also bei dem Schuldig- 
befunde eines jugendlichen Rechtsverletzers neben: 

Verweis und 

Geldstrafe mit Abtragungsvergünstigung 
in Betracht: 

Gefängnisstrafe, — deren Vollzug in geeigneten Fällen 

ausgesetzt bleiben darf; 

Ueberweisung zur Erziehung — neben oder an Stelle 

einer Freiheitsstrafe — deren Vollzug nach den be- 

stehenden Landesgesetzen sich regeln darf; 

Ueberweisung zur Erziehung — direkt durch den 

urteilenden Richter — in eine Erziehungs- oder 

Besserungsanstalt in den Fällen, in denen der Richter 

diese Massnahme als geboten erachtet. 

Wir stehen hier vor einer Neuerung von tief ein- 
schneidender Bedeutung. Sie erfordert eingehende Prüfung. 
Die Besprechung der Organisation der Strafanstalten zum 
Vollzuge der Fr eiheitsstrafe an Jugendlichen scheidet hier 
aus, um mit der zum folgenden Abschnitte gehörigen ver- 
bunden zu werden. 

Die in zahlreichen Fällen den Strafvollzug ersetzenden 
Massnahmen der Fürsorge-Erziehung sollen hier in den 
Vordergrund der Erörterungen treten. 

Die Fürsorgeerziehung, deren Vollzug sich nach den 
Gesetzen‘ der Bundesstaaten zu regeln hat und die der 
V.-E. in erste Reihe stellt, kennt zwei Erziehungsrichtungen: 

die Familien- | 
uods> Erziehung 
die Anstalts- 

Ich gehe zunächst auf erstere ein. 

Sie war allezeit, ist und muss allezeit das Ideal 
aller Erziehungsmethoden bleiben. Eine Begründung dieses 
Satzes ist hier entbehrlich. Die nahe gelegene mehr inter- 
essierende Frage ist die: hat sie sich für das hier in Frage 


kommende Spezialbedürfnis, für die Zwecke der staatlichen 
Fürsorge-Erziehung bei schulentlassenen Zöglingen bewährt? 
Ich glaube diese Frage nach reiflicher Prüfung auf Grund 
meiner Wahrnehmungen verneinen zu müssen; für diese 
Zwecke hat sie im Grossen und-@anzen versagt. 


Meine Erfahrungen sind keine der Familienerziehung 
sehr günstigen, sie führten mich, übereinstimmend mit den 
von Dr. Föhring, Hamburg!) entwickelten Bedenken, 
zu der Ueberzeugung, dass gewissenhafte Familienväter 
sich nicht leicht dazu entschliessen, einen missratenen, ver- 
wahrlosten Jugendlichen im Alter von 14 und mehr Jahren 
in ihren Familien aufzunehmen, dass es mit nicht sehr 
zahlreichen Ausnahmen nur solche Familien sind, die sich 
auf Annahme von Fürsorgezöglingen einlassen, die dazu 
von massgebender Seite angegangen, um gefällig zu sein, 
nicht ablehnen wollen, aber ohne Liebe und Hingabe an 
die schwere Aufgabe und ohne Kenntnis der Verant- 
wortung an die Erfüllung der übernommenen Aufgabe 
herantreten, den Zöglingen zwar gewerbliche Anleitung 
bieten, sie aber ausserhalb der Familie in schwer kontrollier- 
baren Verhältnissen verpflegen und nächtigen lassen. 


Es muss weiter gesagt werden, dass auch Fälle vor- 
kommen, in denen lediglich finanzielle Interessen das zur 
Aufnahme bereite Familienoberhaupt leiten. Die Ergebnisse 
solcher Fürsorgemassnahmen können — von den Fällen 
der Opferwilligkeit guter Familienväter abgesehen — nur 
unbefriedigende sein. 

Aber” auch weitere Fehler des Problems können Hier 
nicht verschwiegen werden. Man hat nach meinen Er- 
fahrungen Fürsorgezöglinge für Familienerziehung geeignet 
sehalten und entsprechend untergebracht, die dafür die 
Voraussetzungen nach ihren Familienverhältnissen, ihrem 
Vorleben, ihrer Veranlagung nicht boten. Für die Ein- 
weisung eines Jugendlichen zur Erziehung.in einer 
Familie ist sicher eine Vorbedingung unerlässlich, die 
der „Erziehungssfähigkeit“ in freieren Verhältnissen, 


Die unausbleiblichen Misserfolge mussten der Sache 
der Familienerziehung zum Nachteile gereichen, aber auch 
den Zöglingen selbst mussten sie schädlich sein. In den 
Strafanstalten begegnet man nicht selten gerade solchen 
Bildern verfehlter Erziehung. 


‘) Handbuch des Gefängniswesens v. Holtzendorffs und 
v.Jagemanns Ba. II S. 302 ff 
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Mehrere Handwerke — oft 5—4 und mehr — werden 
bei Meistern, die sich, nach Versagen der vorausgegangenen 
Unterbringung, zur Aufnahme entschlossen, begonnen, die 
Anlehrung aber jeweils durch Entweichen beendet. Vieles 
wird versucht, Nichts zu Ende geführt. Der Junge kommt 
am Ende der Fürsorge-Erziehung an und ist — Nichts. 
Hausburschen-, . Ausläufer-;, Taglöhner-Stelien bilden das 
Bewerbungsgebiet. Es gibt dies dauernd unzufriedene 
Menschen, die alle Schuld für ihre nachgefolgten Straftaten 
auf die Erziehungsfehler schieben. 

Ich glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich sage, 
dass bei Durchführung der Familien-Erziehung um 
sie wirksamer zu gestalten, um die Misserfolge auf ein 
kleines Mass einzuschränken, vorsichtiges zielbewusstes 
Vorgehen, eingehendste Prüfung im Einzelfalle geboten ist, 
die sozialen Verhältnisse unserer Zeit berücksichtigt werden 
' müssen, der Forderung der Individualisierung, wie beim 
Strafvollzug so auch hier, Rechnung zu tragen ist. 

Wir dürfen nicht ausser Acht lassen, dass Jugendliche, 
denen vom Kindesalter an täglich vom Proletarierelend, 
vom Mangel an Nahrung, Licht etc. der untersten Klassen 
‚erzählt wird, denen mit den schönsten Farben. für ein Kind 
das Alter der Schulentlassung mit den Freuden der Zahl- 
tage mit so und so viel Mark — in der mit der Zahl der 
- Kinder multiplizierten Höhe — vor Augen geführt werden, 
für Familien- Erziehung ungeeignet sind, weil die von 
der Wiege an genossene Erziehung keinen ein geord- 
netes Familienleben erforderlichen Fond von Verständnis 
geschaffen hat. Wir müssen und werden auch begreiflich 
finden, dass gerade die fortgesetzte -—- meist nur mit der 
Mutter — gemeinsam getragene Not und Entbehrung einer- 
seits Erbitterung gegen besser gestellte Menschen, anderseits 
aber eine Anhänglichkeit, ein Zusammenhaltsbedürfnis mit 
der Familie erzeugt; Erscheinungen, die Beachtung ver- 
dienen. Jugendliche, aus solchen Verhältnissen hervor- 
gegangen, werden jede, auch die einwandfreieste Familien- 
unterbringung mit Flucht beantworten. | 

Aber nicht die eben geschilderten Verhältnisse allein 
sind es, die bei 14 und mehr alterigen kriminell gewordenen 
Jugendlicher Hingezogenheit zu dem Heim der Eltern er- 
zeugen; der frühzeitige, verhältnismässig hohe Verdienst 
für beliebige Taglohnarbeit, mit der damit geschaffenen 
Möglichkeit zum vorzeitigen Genusse aller, gereifterem 
Alter vorbehaltenen, Vergnügungen erzeugt eine Unversöhn- 
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lichkeit mit den Erziehungsbestrebungen rechtschaffener, 
guter Familien. 

Der Widerstand sölcher Familien gegen die brieflichen 
oder aus dem Hinterhalte losgelassenen Aufforderungen 
der Angehörigen zur Herbeiführung von Auftritten und zur 
Flucht, muss schliesslich erlahmen. 

Solche Erfahrungen führen zu der Annahme, dass 
Familienerziehung doch vorwiegend für die sorgfältig aus- 
zuscheidenden künftig strafunmündigen unter 14 Jahre 
alten Rechtsverletzer und besonders für die aus Erwägungen 
der Verbrechensprophylaxe in Schutz genommenen Kinder 
in Betracht kommen wird.!) 

Für die Durchführung einer erfolgreichen Familien- 
erziehung, die nach meiner. persönlichen Auffassung der 
Dinge nicht. überall. im Vordergrunde stehen kann und 
daher auch nicht stets ohne Prüfung von Fall zu Fall zu 
bevorzugen ist, wäre meines Erachtens bei absolut straf- 
mündigen Jugendlichen anzustreben: 

ri, für Familienerziehune nur solche Zöglinge zuzulassen, 
die nach Vorleben, Veranlagung, Verhältnissen der 

‚Eltern oder Pfleger und nach der voraussichtlichen 


Stellungnahme der Familie sich für diese freiere Er- 


ziehungsart eignen; 

2. für die Erziehungsaufgabe sich eignende Familien auf 
amtlichem oder sonst geeignetem Wege zu ermitteln, 
ungeeignete ohne Weiteres auszuschalten; 


durch zu bekämpfen, dass der erstmaligen Entweichung 

aus guten Erziehungsverhältnissen die Einweisung des 

Zöglings in eine Erziehungs-Anstalt zu folgen hat. 
Nach meiner Ueberzeugung verdient in weitaus den meisten 
Fällen die Einweisung in eine dem Erziehungsbedürfnisse 


entsprechend eingerichtete, gut geleitete Anstalt den Vorzug.?) 


Uebergehend zur Besprechung der 
Anstalts-Erziehung 
gebe ich auch hier meiner Ansicht rückhaltlos Ausdd 
Die Erziehungsanstalten werden unter der Herrschaft 
des neuen (Gesetzes, wie schon oben angedeutet, wohl in 
den Vordergrund der staatlichen Erziehungsbestrebungen 


‘) Karl Krauss, „Der Kampf gegen die Verbrechensursachen“. 
Paderborn b. Sehöningh. S. 129 ff. — Krohne, Lehrbuch d. Gef. 
Kunde. Stuttgart b. Encke S. 189. 

”) Krauss, der Kampf ete. a. a. O. S. 132 ff. — Max Hirsch- 
berg, Monatsschrift f. krim. Psychologie Jahrgang V S. 748 ff. 
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o. den häufigen Wechsel in der Person der Erzieher da- | 
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treten. Der $ 69 der VE. sagt am Schlusse: „Die Art und 
Dauer der Erziehungsmassregeln bestimmen sich nach den 
hiefür bestehenden Gesetzen; doch kann das Gericht 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungs- 
anstalt vorschreiben.“ 


Daraus darf geschlossen werden, dass der Entwurf 
voraussetzt, dass die staatlichen oder staatlich überwachten 
Erziehungsanstalten ihrer bedeutungs- und verantwortungs- 
vollen Aufgabe zu genügen vermögen. Wer die Ver- 
hältnisse aber näher kennt, muss sich sagen: 

dass, sollen die Anstalten im Geiste des Gesetzes 
arbeiten, des Vertrauens, das der Gesetzgeber in sie. 
setzt, sich wert erweisen, die völlige Umgestal- 
tung der Erziehungs- bezw. Besserungs- 
Anstalten eine unabweisbare Vorbedingung 
des Vebergangs in das.-neue Recht-bildet. 


Es soll schon jetzt hier gesagt werden, dass zurzeit 
Anstalten dieser Art bestehen, die für eine Neuorganisation 
‚als mustergiltig bezeichnet werden können, aber es darf 
auch nicht verschwiegen werden, dass ein grosser Teil 
seiner ihm gestellten Aufgabe nicht zu entsprechen!) ver- 
mag. Darauf: beruht auch, nach meinem Dafürhalten, 
die da und dort bestehende Abneigung gegen die Anstalts- 
erziehung.?) 

Wenn der Staat durch Richterspruch Eltern oder 
deren Vertretern wegen Vernachlässigung der Erziehung 
Jugendliche abnehmen lässt, muss er einen vollkommenen, 
nach allen Seiten hin vorbildlich beschaffenen Erziehungs- 
Ersatz bieten.?) 

Eine gesetzliche Festlegung des Mindestmasses der an 
diese Erziehungs-Anstalten zu stellenden Forderungen be- 
steht zurzeit noch nicht. Wir wissen nicht, was in Hin- 
sicht der Ausbildung, insbesondere der beruflichen, 
der Berücksichtigung von Veranlagung und Neigung zu 
einem Berufe, der fundamentalsten Unterlagen für das 
spätere Fortkommen: Einblick in die Erfordernisse für das 
Leben, Schicklichkeit, Anstand, Umgangsformen etc. ge- 
fordert wird; ob in den Anstalten die überaus notwendige 


!) Dr. Mayer, Blätter für Gefängniskunde Bd. 37 Heft 3/4 
S. 301/2. 
?) Dr. Ernst Schulze, Die jugendlichen Verbrecher ete. a. a. O. 
S. 35/36. 
3) v. Holtzendorff und v.Jagemann, Handbuch des Ge- 
fängniswesens Band II S. 517/19. 
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Rücksicht auf das Entwickelungsalter vorgesehen ist durch 
Trennung noch unentwickelter von den reiferen Jugend- 
lichen durch Bildung kleinerer Gruppen von Alters- und 
Charakter-Klassen; ob unter Beachtung der sanitären 
Forderungen für solche Gruppen auch kleinere Räume zu 


mindestens nächtlicher Trennung, zur Abtrennung des 


Einflusses schlimm gearteter Zöglinge geschaffen sind; ob 
die Erziehungsanstalten aus dem in Strafanstalten für 
Jugendliche mit unbestrittenem Erziehungserfolge ange- 
wendeten Einzelzimmersysteme auch durch Versuche für 
sich Nutzen zu ziehen versuchten. — 
Erziehungsanstalten, die noch auf dem rückständigen 
Standpunkte sich befinden, dass sie Zöglinge aller Alters- 
stufen (12—19 Jahre) in überfüllten Arbeits- und Schlaf- 
sälen zusammenhalten, ohne Rücksichtnahme auf geistige 


Anlagen, Neigung und körperliches Vermögen mit Massen- 
arbeiten beschäftigen müssen, ohne ausreichenden Schul- 


und Fortbildungs-Unterricht, ohne gewerblichen Lehr- 


apparat, ohne eine der Bedeutung des Erziehungszweckes 


entsprechende Bibliothek, also ohne die für das spätere 
Fortkommen der Zöglinge in der Welt nötigen Unterlagen 
erziehen sollen — stehen den sanitären und erziehlichen 
Darbietungen der Strafanstalten für Jugendliche erheblich 
nach, sie vermögen die ihnen obliegende Erziehungsaufgabe 
nicht zu erfüllen. 

Wir müssen die Fortschritte, die in der Heranziehung 


der Erziehungs-Anstalten zu Sühnezwecken an Stelle‘ 
der Strafhäuser gelegen sind, mit Freuden begrüssen. Als 
Voraussetzung dieser Neuerung muss aber — wie schon 
oben. angedeutet — verlangt werden, dass die Kluft 
zwischen dem, was von einem Erziehunss- 


institute billigerweiseverlangt werden kann 
und muss und dem was sie tatsächlich leisten, 
da wo solche besteht, beseitigt werde. 

Als geeigneter Weg zur Abhilfe erscheint mir die 


Anr egung: 


1. einer gesetzlichen Festlegung — sei es im Wege eines 


Reichsfürsorgegesetzes!) oder in Form bundesrätlicher 
(Grundsätze — der Mindestforderungen, die an die 
staatlichen oder staatlich überwachten, zur Annahme 
von Fürsorgezöglingen berechtigten Erziehungsan- 
stalten in hygienischer, baulicher und in erziehlicher 


!) Dr. Reichardt, Blätter f. Gef.-Kunde, Bd. 44, Heft 1, 8. 28. 


— Dr. Anna Schulz, Monatschrift f. Krim.-Psychol., Jahrg. VI, S. 584. 


Hinsicht, also insbesondere auch bezüglich der Heran- 
und Fortbildung, Gruppierung etc. zu stellen sind; 
sodann 
2, amtliche sachverständige Ermittelung und Feststellung 
darüber, welche der vorhandenen staatlichen oder 
unter staatlicher Aufsicht stehenden Erziehungs- bezw. 
Besserungsanstalten den nach Ziffer 1 festzustellenden 
Forderungen entsprechen und welche Anstalten und 
nach welcher Richtung einer Umgestaltung benötigen.) 
3. Die Bildung von Erziehungsämtern mit ausreichender 
Zuständigkeit im Sinne der. Vorschläge der krimi- 
nalistischen Vereinigungnach Appelius.?) EinKollegium, 
das in geeigneter Zusammensetzung berufen sein soll, 
über alle das gesamte Fürsorge-Erziehungswesen be- 
treffenden Fragen von einschneidender Bedeutung zu 
entscheiden. 


Ich möchte auf den ei Appelius’schen Werke unter 
Anl. I beigefügten Entwurf eines Reichsgesetzes betr. „Die 
- Behandlung und Bestrafung jugendlicher Verbrecher und 
verwahrloster jugendlicher Personen“ wegen der Fülle der 
dort niedergelegten praktischen Vorschläge für eine reichs- 
einheitliche Regelung des Fürsorgewesens speziell hindeuten. 
Mit den vorgeschlagenen Erziehungs- (Fürsorge-) Aemtern 
‘ würde eine erwünschte und notwendige Einheitlichkeit in 
der Durehführung der staatlichen Fürsorgeerziehung: im 
Reiche geschaffen, die bisher an jedem Grenzpfahle der 
Einzelstaaten nach anderen Grundsätzen vor sich ging. 

Ein staatliches Schutzwesen für erziehungsbedürftige 
Minderjährige, das sich auf dem einheitlichen bürgerlichen 
Gesetzbuche ($$ 1627 ff., 1773 ff., 1837 ff.), aufzubauen hat 
und in dem künftigen RStGB. weitere kräftige Stützpunkte 
findet, sollte auch einen reichseinheitlichen Vollzug erhalten. 

Die vorgeschlagenen Neuerungen durch Um- und Neu- 
sestaltungen werden grosse finanzielle Anforderungen nötig 
machen. .Dieser Einwand wird da und dort mit Recht 
erhoben werden. Aber, darf eine Organisation, bei der 
ein so hohes Ziel: die Rettung heranwachsender, in der 
Erziehung vernachlässigter unglücklicher: Kinder in Frage, 
bei der, wie Reichardt?) so treffend sagt: „Dem Ver- 
brechertum die ergiebigsten Zuläufe dadurch 


!) Dr. Reichardt, Blätter f. Gef.-Kunde, Bd. 44, Heft 1, S. 
2) Dr. Appelius: Die Behandlung jugendlicher Verbr echer. a 
verwahrloster Kinder, Berlin b. Guttenberg, S. 201 ff. 
°) Blätter f. Gef.-Kunde, Bd. 44, Heft g; S. 30. 
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abgegraben werden sollen, dass im Wege der Straf- 
gesetzgebung Vorsorge getroffen wird, dass von den 
kriminell gewordenen Jugendlichen alle für besserungsfähig 
Erachteten auch wirklich zu geeigneter Erziehung 
gebracht werden“ aus finanziellen Rücksichten unterbleiben? ° 
Ich glaube nicht.') Die Durchführung der Organisation 
mag eine allmähliche sein, aber kommen sollte sie. 

.. Tragen die aufgewendeten Summen nicht reichlich 
Zinsen, die in der Ersparnis an Gerichtskosten ihren Aus- 
druck finden? Es ist doch nicht angängig, den da und 
dort herrschenden Zustand fortdauern zu lassen, dass Für- 
sorgeerziehungsbedürftige nicht geeignet unterge- 
bracht werden können. x 

Was nützen uns alle guten Gesetze und Vollzugsver- 
ordnungen, wenn die Durchführung nichts taugt! 

Es sollte in jedem Staate eine ausreichende Anzahl 
durchaus den Anforderungen entsprechender Erziehungs- 
bezw. Besserungs-Anstalten zur Verfügung stehen. 
| Die Erkennung der Fürsorge-Erziehung durch den 
zuständigen Richter über yerwahrloste, für Familien-Er- 
ziehung ungeeignete junge Menschen ohne die Sicherheit 
der sofortigen Einweisung in Erziehungsanstalten in Ver- 
bindung mit der Notlage der Vollzugsbehörde, solche junge’ 
Beuteid den=die staatliche Fürsorge-Erziehung begrün- 
denden Verhältnissen weiter belassen oder von einer sich 
gerade bietenden Gelegenheit zur anderweiten Unterbringung 
Gebrauch machen zu müssen, schädigt das Ansehen 
der gesetzlichen Massnahme der Fürsorge-Er- 
ziehung, mit der des Richters gerade in den Kreisen, 
in denen” die Fürsorge-Erziehung Nutzen bringen soll. 

Hin und wieder begegnet man dem Bedenken, dass 
durch den Ausbau der Erziehungsanstalten mit einem 
leistungsfähigen Lehrapparate den Privathandwerksmeistern 
eine Konkurrenz bereitet werde. | 

Ich bin der Meinung, dass bei einem so erheblichen 
staatlichen Interesse, wie die Erziehungspflicht an unglück- 


Hhchen, nicht selten dureh unbehobene Armut, Pflichtver- | 


gessenheit, Krankheit, frühen Tod der Eltern auf Fehlwege 
: geratenen jugendlichen Rechtsverletzern, doch höhere Ge- 
sichtspunkte ihren Wert einzusetzen haben. 

(Ganz abgesehen von der Bedeutung einer staatlichen 
Erziehung, muss man doch fragen: lässt sich denn ein 


') Dr. Anna Schulz, Monatsschrift £. Krim.-Psychol,, Jahrg. VI, 
S. 585. — Kuhn-Kelly, ebendaselbst, S. 349. 
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allen Forderungen entsprechender gewerblicher Lehr- 
apparat nicht durch kräftige Anlehnung an die Be- 
dürfnisse des Staates durchführen? Kann nicht im Zu- 
sammenwirken der staatlichen Behörden hier eine Verein- 
barung zu ausreichender Versorgung mit geeigneten Ar- 
beiten gefunden werden? Darf ein Problem von solcher 
Bedeutung wie die Jugend-Erziehung an überwindbaren 
Bedenken scheitern? Dürfen wir nicht von einem dem 
Blütenstande unserer deutschen Industrie entsprechenden 
Lehrapparate auch eine Ausbildung erwarten, die den Zög- 
lingen bessere Lebenswege erschliesst? Kann bestritten 
werden, dass sich unter den vernachlässigten und rechts- 
brecherischen Jugendlichen auch recht intelligente Menschen 
befinden? Wollen, dürfen wir die gute Veranlagung dieser 
Erziehungsbedürftigen und Erziehungsfähigen einfach un- 
beachtet lassen? Ich glaube nicht. 

In Absatz 2 des S 69 des VE. ist gesagt: 

.....so. kann das Gericht neben oder anstelle 
einer Freiheitsstrafe seine Ueberweisung zur staatlich 
überwachten Erziehung anordnen. 

Aus der Begründung S. 259/60 ersehen wir, dass es 
keineswegs die Absicht des Gesetzgebers ist, die Anord- 
nung von Erziehungsmassnahmen als Regel, die Erken- 
nung von Strafen aber als Ausnahme vorzusehen, da dies 
das Bewusstsein von der Verantwortlichkeit der Jugend- 
lichen in der Bevölkerung und in ihnen selbst in hohem 
"Masse abschwächen müsste. Der VE. setzt also fest: Strafe 
als die Regel, Erziehung daneben oder in den leichteren 
Fällen statt der Strafe. 

Wir werden also annehmen dürfen, dass unter der 
Herrschaft des neuen Rechts die Zahl der Erziehungs- 
Fürsorgefälle durch eingehende Erforschung der voraus- 
sichtlichen Aussichten erziehlicher Massnahmen die. der 
Straffälle nicht wesentlich überwiegen werde, wenn die 
im Entwurfe. der St.P.O. vorgesehene Einschränkung des 
-Legalitätsgrundsatzes Gesetz wird, da doch ein grosser 
Prozentsatz von Straffällen sich für bedingte Strafaussetzung 
wohl wird eignen. Dass dem Richter zur Erschliessung 
der Voraussetzungen für die Umgehung der Strafe überaus 
zuverlässige nichtpolizeiliche Organe zur Verfügung stehen 
müssen, ist eine Frage, auf die zurückzukommen sein wird, 
zumal die Entscheidung darüber, ob Erziehung, ob sie neben 
oder an Stelle der Strafe einzutreten hat, vom Richter in 
der Hauptverhandlung zu treffen ist, was eine überaus ver- 
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antwortungsvolle Aufgabe in sich schliesst, wenn man sich 
nur z. B. die von Reichardt!) hervorgehobenen Bedenken 
in praktische Fälle umgesetzt vorstellt. Die Zwecekmässig- 


keit wenn nicht Notwendigkeit der von Dr. Anna Schulz?) 


in so lichtvoller Weise geschilderten Schutzbetätigungs- 


Einrichtungen Altona’s und ihre Erhebung zu an 


Forderung, treten recht deutlich ins Licht 


-Der VE. — siehe Begründung S. 961 — nimmt als 


selbstverständlich an, dass sich in Fällen, in denen neben 
der Freiheitsstrafe Erziehungsmassnahmen ausgesprochen 
sind,.-die. letzteren an. den‘V ollzug der rer zz 
sich anschliessen. | 

Diese Vorschrift ist nicht unbestritten. Während Dr. E. 
Schultze?) in Uebereinstimmung mit Pastor Matz#) die 
Invollzugsetzung der Fürsorgeerziehung vorangestellt wissen 
will, und der Strafvollzug bei guter Führung während 
der Erziehungszeit ausgesetzt bleiben oder eventuell bei 
nicht einwandfreier Führung mit Bewilligung neuer Be- 
währungsfrist weiter verschoben bleiben soll, steht 
Föhring?’), auf dem von ihm als rechtlich völlig unbe- 
denklich bezeichneten und praktisch wichtigeren Stand- 
punkte, den Delinquenten erst nach Verbüssung der Strafe 
der Fürsorge-Erziehung zu überweisen. 

Ich ‘stehe ebenfalls auf dem von Föhring vertretenen 
Standpunkte, den ich als pädagogisch richtiger erachte. 

Wenn der Richter neben der Ueberweisung zur Für- 


sorge-Erziehung auf Strafe erkennt, bieten ihm dazu Vor- 


leben, Familienverhältnisse des Verurteilten, die Lage des 
Falles, die Art der Ausführung der Tat, die Einzelumstände 
derselben, die Ergebnisse der Erhebungen über die Ver- 
brechensursachen usw. die Unterlagen. Er erachtet den 


Fall nicht als einen leichten, den er lediglich mit Fürsorge- 


massnahmen — die er im Uebrigen als geboten erachtet — 
als erledigt betrachten kann ; er hält für die begangene erheb- 
lichere Straftat eine vorausgehende Strafverbüssung als 


geboten. Diese Auffassung verdient Beachtung und im _ 


Interesse des Rechtsbewusstseins weiter Kreise Unterstützung. 


1) Blätter f. Gef. Kunde |. e. S. 29. 

°) Monatsschrift £. Br nialDSyEhainELe und Strafrechtsreform. 
Jahrgang 1909/10. 8. 573 ff. 

3) Die jug. Verbrecher im gegenwärtigen und künftigen Straf- 
recht 1. ce; S. 41/42. 

*) Monatsschrift f. Kriminalpsychologie 1. c. S. 133. 


°»)v. Holtzendorffu. v. Jagemann, Handbuch d. Gef.- 


Wesens a. a:0..82°322 


L 
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Der Strafvollzug an dem in das Strafhaus eingewiesenen 
Jugendlichen ist keine verlorene Zeit, da das Straf- 
haus nach dem gegenwärtigen Stande der Erziehungs- 

anstalten — wie noch nachgewiesen werden wird — zum 
Teil mehr bietet als letztere und da es erzieherisch wohl 
richtiger ist, an den Abschluss der Erziehung vor dem 
Eintritt des Erzogenen in den Erwerbskampf des freien 
Lebens nicht noch Verhandlungen, Beunruhigungen, Er- 
örterungen etc. über eine noch zu verbüssende Strafe ein- 
treten zu lassen. Hat der Richter die Voraussetzungen 
für die Aussetzung der Strafe als vorhanden anerkannt, 
dann wird er zweifelsohne dies im Urteil ausgesprochen 
haben und es. hat diese Frage am Ende der Erziehung 
wohl ihre Erledigung gefunden. Liegt unbefriedigende 
Führung vor, dann kann der Vollzug der Strafe durch 
Verlängerung der Lehrzeit und Belassung des Verurteilten 
in der Erziehungsanstalt unter gewissen Modalitäten seine 
geordnete Erledigung finden. 


Wenn auch der Wortlaut des $S 69 d. VE. eine klare 
Bestimmung darüber vermissen lässt, ob der Vollzug von 
Gefängnisstrafen an Jugendlichen in Erziehungsanstalten 
vom Gesetzgeber gewollt oder von ihm auch nur in den 
Bereich des Erstrebenswerten gerückt werden wollte, eine 
Erörterung dieser Frage sollte meines Erachtens hier 
nicht unterbleiben. Wir finden in der Literatur diesen 
Gedanken in günstiger Auffassung erörtert, so von Föhring') 
und von v. Lilienthal.’) 

Es. ist nicht einzusehen, warum nicht in einzelnen, 
besonders festzustellenden geeigneten Fällen ‘(z: B. bei 
kurzen über gemindert zurechnungsfähige oder auch körper- 
lich in der Entwickelung zurückgebliebene Jugendliche, 
oder wegen leichter Delikte gegen erstmals bestrafte 
Jugendliche sonst verhängte, nicht aussetzbare Strafen; 
oder wegen, inden Erziehungsanstalten selbst 
begangener strafbarer Handlungen gegen Jugendliche aus- 
gesprochene Strafen, falls eine Unterbrechung der Lehrzeit, 
Erziehung etc. dem Bestraften nachteilig sein würde) der 
Strafvollzug unter gewissen Voraussetzungen statt den 
Strafanstalten den Erziehungsanstalten sollte zugewiesen 


*) v. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Gefängnis- 
wesens a. a. O. S. 316. 
°) Vergl. Darstellung Bd. V S. 160. — D. Kahl, Vergl. Dar- 
stellung Ba. I S. 75/78. — D. Freudenthal, Vergl. Darstellung 
Bd, TTS Goldschmidt, -Vergl. Darstellung Bd. IV S. 457. 
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werden können, da doch der letztere vom Gesetze als 
Aequivalent der Strafe anerkannt ist. 

Praktische Erwägungen geben dem Wunsche Berech- 
tigung, die Fassung des Schlussatzes des 869-0 VB ‚so 
zu wählen, | 

dass ‘dem Ermessen des Richters anheimge- 

stellt bleibt, Jugendliche ausnahmsweise zur Straf- 
verbüssung statt in die Straf- in Erziehungs- Be 
einzuweisen. 

Es erübrigt nur noch, auf ein in meinen bisherigen 
Darlegungen zu späterer Besprechung ausgeschaltetes 
Gebiet, das der tatkräftigen Fürsorge, zurückzu- 
kommen, ohne die ich mir eine erfolgreiche, unseres 
grossen Vaterlandes würdige Durchführung der grossen 
Aufgaben, wie sie sich aus den Bestimmungen der SS 69 
und 70 d. VE. z. StGB. und aus den SS 364—576 d. E. zu 
einer StPO. und aus dem Entwurfe betr. Aenderungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ergeben, nicht zu denken 
vermag. 

Die schon unter dem herrschenden Rechte in das 
Organisationsgefüge der Rechtsprechung eingeschalteten 
Jugendgerichte haben ungeahnt erfolgreiche, bahnbrechende‘ 
Umwälzungen in der Behandlung jugendlicher Rechtsver- 
letzer gebracht. Die Erkenntnis, dass die Erforschung der 
Quellen der Straftaten, der aus verschuldeter oder unver- 
schuldeter Not, aus Leichtsinn, Verkommenheit etc. hervor- 
segangenen Verkümmerung der Kinder, der hieraus sich 
erklärenden geistigen und körperlichen Defekte der letzteren, 
bisher nicht in erschöpfendem Masse Berücksichtigung ge- 
funden, dass die Ursachen der strafbaren Wege mehr mit 
den Einrichtungen der Erziehung als der Strafe dauernd 
heilbar seien, dass es von hohem Werte für die Minderung 
der Jugend- Kriminalität sei, die Quellen zu verstopfen, aus 
denen die Straftaten ihren Ausgangspunkt nahmen, waren 
wohl grundlegend für die Bildung der = 

Jugendfürsorgeausschüsse, 
einer Organisation, die — sind einmal die Erfolge ihres 
Wirkens zahlenmässig feststellbar — die Bewunderung 
auch kommender Generationen erwecken muss. 

Menschen, bereit, die Gefahren der modernen Leicht-. 
lebigkeit der Grosstädte, wie den Stumpfsinn des Landes, _ 
die gefahrdrohenden Verhältnisse, welche die Jugend ge- 
fährden, in denen das geistige Zurückbleiben der Jugend 
ihren Nährboden findet, mutig und mit scharfem Blicke zu 


schauen, kräftig Hand anzulegen zum Verstopfen der Ver- 
brechensquellen, zur Errichtung von Schutzdämmen gegen 
die Fluten der Pflichtvergessenheit, gegen die schutzbe- 
nötigte Jugend — bilden die berufensten Stützer und Rater 
der Jugend- und Vormundschafts-Gerichte. Ihre Anregungen 
können von segensreichem Erfolge im Einzelfall, sie können 
es auch für die Allgemeinheit sein. Ihre Tätigkeit umfasst 
ein in seiner Tragweite und Ausdehnungsfähigkeit noch 
nicht übersehbares Schutzmassnahmegebiet. Die Literatur 
ist so reich an Erörterungen über Berechtigung, Bedeutung 
und Organisation der Jugendgerichte!) und Jugendfürsorge- 
Ausschüsse?), dass ein Eingehen hierauf wohl entbehrlich ist. 
Da ein gesetzliches Fundament für die Jugendgerichte im 
Entwurfe schon vorliegt, dürfte es wohl bei der Bedeutung der 
Sache als Bedürfnis zu erachten sein, die Frage der einheit- 
lichen Organisation der Jugendfürsorge-Ausschüsse, die der 
Festlegung ihrer Kompetenzen, des Austausches verwertbarer 
Anregungen u. dgl. dem nächsten Kongresse über das Für- 
sorgewesen zur Beratung zu empfehlen. Die vorbildlichen 
Anregungen von Dr. jur. Anna Schulz-Hamburg „aus 
der Praxis der Jugendgerichte und der privaten Jugend- 
serichtshilfe?) werden dafür manchen Baustein bieten. Die 
zur erfolgreichen Durchführung der’ umfassenden und ver- 
antwortungsvollen Aufgaben der Jugend- und Vormund- 
schaftsgerichte sich eignenden Tätigkeitsgebiete für die 
Jugendfürsorgeausschüsse?t) wie: Beschaffung der Unterlagen 
für die Fürsorgemassnahmen aus den Rechtsgebieten der 
SS 1666 u. 1838 d. BGB.; Aufschliessung der Familienver- 
hältnisse mit den Verbrechens-Ursachen angeschuldigter 
Jugendlicher; Herbeiführung einer ärztlichen Untersuchung 
zur Feststellung etwaiger psychischer Defekte derselben 


IDr. k Sehultze, Die jus, Verbrecher: 1-e: 8.2242, — 
Köhne, Monatsschrift f. Krim. Psychol. Jahrgang II S. 574. — Kuhn- 
Kelly, Jahrg. VI S. 347. — Fischer, Jahrg. VI S. 321. — Roth- 
schilgd, Jahrg. IV S. 625. — Hauck, Jahrg. V 8.9697 = Wille 
manns, Jahrg. III S. 136. 

2) Krauss, Der Kampf gegen die Verbrechensursachen, Pader- 
born b. Schöningh S. 427. — Allfeld, Monatsschrift f. Krim.-Psychol. 
Jahrgang V S. 440. — Gross, Jahrgang V S. 99/100. — Kloss, 
Jahrg. V S. 42. — Dr. Meister, Jahrg. V 8. 734. — Vogt, Jahrg. V 
S. 158. — Dr. Herrmann, Jahrg. V S. 19. 

3) Monatschrift f. Krim.-Psych. Jahrgang VI S. 573. 

#) Allgemeine Verfügung des preuss. Justiz-Ministers über die 
Ausgestaltung des Strafverfahrens an Jugendlichen v. 22, 9. 09 i. An- 
schluss an die Verfügung v. 1. 6. 08 Justiz-M.-Bl. S. 237. — v. Liszt 
Vergl. Darstellung Band III S. 76. 


sowie. schützender Massnahmen für gefährdete Geschwister 
der Angeschuldigten; Schaffung der Unterlagen für die 
Strafaussetzung auf Wohlverhalten, für die Einweisung zur 
Fürsorge-Erziehung; vorbeugende Tätigkeit zur Verhütung 
der Verwahrlosung von Kindern in Fühlung mit den Armen- 
behörden und zuständigen Vereinen durch Uebermittelung 
des gesammelten Materiales an das zuständige Vormund- 
schaftsgericht; Ermittelung von zur Erziehung von Für- 
sorge-Zöglingen geeigneten Familien und viele weiteren 
Aufgaben würden eine erwünschte Gelegenheit zur Erör- 
terung bieten. 

Dass der Entwurf zur neuen St.P.O. in 88 366 u. 370 
auch die Zulassung von Frauen zur Fürsorgetätigkeit aus- 
drücklich ausspricht, bedeutet 'einen dem Geiste der Zeit 
und der Bedeutung der Sache entsprechenden Fortschritt, 


den ich mit aufrichtiger Freude begrüsse. Nach meinen, 
auf 26jährige Tätigkeit an einem Frauengefängnisse sich . 


stützenden Erfahrungen auf dem Fürsorgegebiet sind der 
Frau für die Erschliessung der Quellen der Kriminalität 
und der Verbrechensprophylaxe manche Wege zugängig, 
die dem Manne verschlossen bleiben. 

Ich zweifle nicht an einem gesegneten Wirken der 
Frauen. 


A) 


Zus %. 


Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind ] 


besonderen, für sie ausschliesslich bestimmten. ne ; 


stalten oder Abteilungen zu vollstrecken. 


Dabei sind die voll zurechnungsfähigen Jugend- 


lichen ‘von vermindert Zurechnungsfähigen voll- 
ständig abzusondern. 

Freiheitsstrafen gegen vermindert zurechnungs- 
fähige Jugendliche können auch in staatlich über- 
wachten Erziehungs-, Heil- oder Pflege-Anstalten 
vollzogen werden. 


Die Forderung, dass die gegen Jugendliche erkannten 
Freiheitsstrafen in besonderen, für sie ausschliesslich be- 
stimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken sind, 
ist nicht neu. Sie entspricht, wenn auch in bestimmterer 


Form, der Vorschrift des $ 57 Schlussatz u geltenden 


Str afe esetzbuches. 


nee 


Es ist geboten, der Frage nach der Art des Voll: 
zuges der Strafen an normalen Jugendlichen etwas näher 
zu treten, wozu ja schon die zu besprechende Differen- 
zierung der letzteren von den gemindert zurechnungs- 
fähigen Jugendlichen einen Anlass. bietet. 

Eine Zeit der Begeisterung für Reformen im Straf- 
recht und Strafprozess darf an der Frage des Strafvoll- 
zugs an Jugendlichen nicht schweigend vorüberschreiten. 

In den Kreisen der Sachverständigen, die mit so 
grosser Hingabe der Behandlung der Jugendlichen bis zu 
den Pforten des Gefängnisses sich widmeten, wird dies 
erwartet werden. 

. Aber auch in den breiteren Schichten der Bevölkerung 
besteht dafür Interesse. 

Der Strafvollzug an Jugendlichen muss vieles bieten. 
Das aber, was als Mindestmass verlangt werden muss, 
sollte als Unterlage für ein künftiges Strafvollzugsgesetzt) 
schon jetzt festgelegt werden. 


Wir müssen im Auge behalten, dass die Einweisung 
der Jugendlichen zu Sühnezwecken in die Zeit fällt, in der 
die Unterlagen für die richtigen Lebens- und Erwerbs-Wege 
und die erforderte Bildung hiefür zu schaffen sind. Fehler, 
Versäumnisse, Lücken der Ausbildung rächen sich im Er- 
werbskampfe schwer,?) das erfährt der Strafvollzugsbeamte 


leider nur zu häufig. Wir sehen — wie Wulffen so 
richtig hervorhebt — dass das Leben bei vielen Jugend- 


lichen nach der Strafentlassung aus einer Reihe von An- 
fängen besteht, die keine Fortsetzung haben. 


Da ist es nun Aufgabe des Strafvollzugs, den Wankel- 
mut, die Laune zu brechen und mit den gebotenen Mitteln 
zur "Ausdauer, Weckung der nie zuvor gekannten Freude 
an den Fortschritten der Lehrstadien und an dem Anblick 
einer gelungenen Arbeit etc. hinzuwirken.?) Die Einsam- 
keit der Zelle, unterstützt durch verständige und geduldige, 
nicht bei jedem geringen Misserfolge versageiide, Anleitung 
bringt Vieles zu Wege. Wollen wir der Aufgabe in vollem 
Umfange.genügen, müssen die Strafhäuser für Jugendliche, 
nach meinem Dafuürhalten, bieten: 


) Dr. Reichar-dt, Blätter für Gefängniskunde Bd. 44 Heft 1 
S. 13 und 49. 

2) Pollitz, Monatsschrift für Krim.-Psychologie Jahrgang II, 
S.. 516. 

FBolligkeit; Monatsschrift f. Krim. -Psyehologie Jahrgang III. 
5: 216; 
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1. Die ärztliche Untersuchung jedes eintretenden Ver- 
urteilten auf seine geistige und körperliche Gesund- 
heit zur Bestimmung der hierauf sich stützenden Mass- 
nahmen für die Behandlung; 

.. Fortbildungs- und Gewerbe-Schulunterricht in dem 
Masse, das für freie Jugendliche vorgeschrieben ist; 
spezielle — auf die Verbrechensursachen und die 
Erziehungs- etc. Fehler eingehende, auf die Wieder- 
aufrichtung abzielende, dem Einzelwesen angepasste 

‚Seelsorge, verbunden mit ausreichendem Gottesdienste 

| und Religions-Unterricht; 

4. einen ausreichenden Lehr- -Apparat für Gewerbe, wobei 
der Förderung vorhandener Anlagen der Jugendlichen, 
der Befriedigung bisher nicht berücksichtigter Nei- 
gungen zu einem Berufe tunlichst Beachtung zuzu- 
wenden ist; 

5 Gelegenheit ZU W. eiterbildung in fremden Sprachen 
sowie Theorie in kaufmännischer Buchführung und 
Korrespondenz in allen Fällen, in denen die Voraus- 
setzungen hiezu vorliegen und Erfolg für das künftige 
Leben zu erwarten ist; 

6. eine umfassende, die Gebiete des Allgemeinwissens und 
der Technik gebührend berücksichtigende Bibliothek; 

7. eine dem Entwickelungsalter voll Rechnung tragende 
Verpflegung unterstützt durch ausgiebige Körperpflege, 
Bäder, Bewegung im Freien und” — Turnen -— Frei- 
übungen. 

8. ständige Ärztliche Ueber wachung mit der Berechtigung 
des Arztes zur Stellung von Anträgen auf Straf- 
unterbrechung, Strafabkürzung und Beurlaubung 
auf. Wohlverhalten in Fällen, in denen er dies auf 
(srund seiner Feststellungen als geboten erachtet; und 

9. umfassende, dem Einzelfalle angemessene Entlassungs- 
fürsorge, zu der zeitig die Unterlagen im Benehmen 
mit dem Vormundschaftsgerichte zu treffen sind. — 

Meine Forderungen werden da und dort dem Einwande 

begegnen, dass man im Strafvollzuge in den Ausbildungs- 

ansprüchen so weit nicht gehen dürfe, dass insbesondere 
der vorgeschlagene Lehrapparat grossen finanziellen Auf- 
wand bedinge, der mit dem Strafzwecke nicht vereinbar 
sei. Es wird weiter gesagt werden, dass nach dem künf- 
tigen Rechte die erziehungsfähigen Jugendlichen die Straf- 
anstalten nicht betreten werden, dass letztere künftig‘ 
vorwiegend wohl nur solchen Jugendlichen Aufnahme zu 


DD 
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gewähren haben werde, deren verbrecherischer Sinn schon 
auf der Schulbank erkannt, von den Eltern gefördert und 
in schweren Straftaten seinen Ausdruck gefunden hat; 
bei denen die Fürsorgebetätigung der Vereine und Armen- 
behörden erfolglos abgeprallt ist, die Sorgenkinder der 
Fürsorge-Organe sind; die, um zügellosem Triebleben sich 
hingeben zu können, jeder Tat fähig sind. 

Ich möchte solchen, an sich ja nicht unberechtigten 
Einwänden entgegenhalten, dass nach meinen Erfahrungen 
gerade die geschlossene Strafanstalt, die Entweichungen 
erschwert, die Voraussetzungen bietet, einem solchen ver- 
irrten jungen Menschen die Segnungen einer gewerblichen 
Tätigkeit vor Augen zu führen, ihm klar zu machen, dass 
gewerbliche Befähigung ihm die Wege eröffnet, die von 
der. Stätte der Versumpfung, der Verderbtheit und Ver- 
führung hinweg.zu ehrlichem Broterwerbe in der weiten 
Welt führen. Der junge Mensch sieht sich vor die Ent- 
scheidung gestellt, ob er umwenden will — und ein nicht 
unerheblicher Prozentsatz wendet um. Alle zu retten 
soll unser Bestreben sein, einen Teil nur gerettet zu haben, 
soll uns Mut zur Weiterarbeit geben. Ich kann sagen, 
dass nach meinen Wahrnehmungen die Tatsache allein: 
einen von Kindesbeinen zu Gelegenheitsarbeiten angehal- 
tenen Menschen aus dem Taglöhnertume herausgehoben, 
ihn zu besserem Erwerb befähigt zu haben, Rettung brachte; 
geistlose Arbeit taugt für Jugendliche mit längerer Straf- 
zeit nichts, sie fördert manche Laster und das Nachsinnen 
‚über die Straftat, die dabei begangenen Fehler die zur 
Entdeckung führten, wie sie sich im Wiederholungstfalle 
vermeiden lassen etc., sie ist einem erziehlichen Straf- 
vollzuge hinderlich. 


Dass -meine Forderungen weit gehen, gebe ich zu. 
Bei dem Strafvollzuge an Jugendlichen — unter denen 
sich nicht wenige befinden, die ein. Opfer unglücklicher 
Heimverhältnisse sind, muss aber der Erziehungs- 
zZweekiım Vordersrunde stehen. 


Was hinsichtlich der gewerblichen Anlehrung im freien 
Leben dem einfachen Handwerksmeister an Opfern ver- 
tragsmässig auferlegt wird, muss auch der Kulturstaat im 
Strafvollzug an unglücklichen erziehungsfähigen Jugend- 
lichen zu leisten auf sich nehmen. (Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich — $. 127 — Reichsges.-Blatt 1900 
9.81): 


— 666 


Die Landtage der Bundesstaaten haben für dieses 


(Gebiet stets eine offene Hand gezeigt. Es wird sich hier 


nur um Anforderung und ANSTSICHEIGE Begründung han- 
deln können. 

Noch ein weiteres Gebiet muss hier berührt werden. 
Die Verwahrungsart der Jugendlichen im Strafvollzuge, ob 


in Einzelhaft oder in Gemeinschaftshaft. Wie im geltenden 


St.G.B. so auch im VE. (8 22) sind 3 Jahre Einzelhaft als 
Höchstmass ohne Zustimmung des Gefangenen, festgesetzt. 
Der VE. setzt indes auch einzelne Modalitäten fest. Ich 
glaube, der volle Wert der Einzelhaft gerade bei Jugend- 
lichen ist noch nicht allseitig anerkannt und gewürdigt.!) 
Sie verdient nach meinen. EIGEN speziell bei Jugend- 
lichen besondere Beachtung. 

Nicht diestarre Form mit Masken und Zwinger-Spazier- 
hof habe ich im Auge. . Eine durch häufigen Besuch der 


Ober- und Unter-Beamten, durch Gottesdienst, Religions- 


und Schulunterricht, durch Freiübungen und Spaziergänge 
alltäglich häufig unterbrochene Festhaltung in einer hin- 
sichtlich des Luftraumes und der Lichtöffnungen den For- 
derungen des Reichsgesundheitsamtes entsprechenden Ein- 
zeizelle, mit Gemeinschaft und Schweiggebot ausserhalb 


derselben, ziehe ich .der schwer Kon Tag- BuN 


Nacht-Gemeinschaft vor. 

Der Einfluss der Beamten findet hier in der Einsam- 
keit der Zelle einen günstigen Boden, bessere Verarbeitung 
der Anregungen durch vertieftes Nachdenken, bringt durch 
Fernhaltung schädlicher Ablenkungen aufrichtigere und 
nachhaltigere Vorsätze zur Reife. Die Einsamkeit regt zu 
Rückblicken auf die Fehlwege und ihre Ursachen an, lehrt 


die Wertschätzung belehrender Lektüre, fruchtbringender 


Arbeit und redlichen Strebens. Die Einzelhaft ist meines 


Erachtens eine den Erziehungszweck unterstützende und 


darum bei Jugendlichen zu bevorzugende Haftform.?) 


Eine freudig zu begrüssende Neuerung bringen Abs. 2 
und 3 des $ 70 des VE. 


Gennat, Blätter f. Gef.-Kunde Ba. 37, Heft 1/2 8. 18. — 
rn as .. Gef.-Kunde a. a. O. S. 501. — Dr. Appeliüs, a. 
a. 0.8. 185 ft. 


°) Goldschmidt, Vergl. Darstellg. Bd. IV S. 372 ff. — Auch der 
neueste Kongress in Brüssel d. i. kr. V. erkannte durch BE van 


Hamel den Wert der Einzelhaft b. Jugendlichen am. 


A RE TE 
r u IH as 


f 
er 
en 


Er 


Wir haben es hier mit einer auf den Ergebnissen um- 
fassenden Forschens aufgebauten ‚Forderung zu tun. Der 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit!) ist seit 
Jahrzehnten unter Juristen und Psychiatern ein vielum- 
strittener.?) Der Strafvollzugsbeamte durfte und darf sich 
den Erörterungen dieser in Rechtsprechung und Strafvoll- 
zug so tief einschneidenden Frage nicht fernhalten. Wenn 
nun der Strafrichter straffreie Unzurechnungsfähigkeit beim 
Täter als ausgeschlossen erachtet und den nur vermindert 
Zurechnunssfähigen unter Strafe stellt, ist das meines Er- 
achtens ein Vertrauensausspruch für den Strafvollzugs- 
apparat und ein Anerkenntnis der erforderten Vielseitigkeit 
der Wissensgebiete der dabei tätigen Beamten. Der Straf- 
richter nimmt an, dass im Gefängnisse das Mass von Rück- 
sicht auf den Verurteilten genommen wird, das sein eigen- 
artiger Geisteszustand — der in vielerlei Arten sich äussern 
kann — erfordert. Wir haben hiernach ein Interesse zu 
erfahren, wie hervorragende Vertreter der‘ Wissenschaft 
sich zu der vorwürfigen Frage stellen, um gleichzeitig 
Kenntnis zu erhalten, welche Ar ten von Gefangenen 
ans: zur Sonder behandlung überwiesen wer- 
den sollen. | 


Der Rahmen dieser kleinen Arbeit macht mir tunlichste 
- Einschränkung zur Pflicht. Ich muss mich daher in der 
Hauptsache mit dem Hinweise auf die umfassenden hoch- 
interessanten und lehrreichen Ausführungen von Kahl?) 
und von Goldschmidt*), begnügen und kann hier nur 
einige Sätze der trefflichen Darbietungen Kahls hervor- 
heben, der die schwierige Frage der Behandlung gemindert 
Zurechnungsfähiger mit folgenden Worten ihrer Lösung 
entgegenführt: 


Kahl führt aus: 


Ich begutachte eine gesetzliche Regelung nach folgenden Ge- 
sichtspunkten: 

I. Als gemindert zurechnungsfähig im Sinne des Strafrechts ist 
eine Person dann anzusehen, wenn sie bei Begehung der strafbaren 
Handlung in einem nicht bloss vorüber gehenden krankhaften Zustande 
sich befunden hat, welcher das Verständnis für die Strafmündigkeit 
ihrer Handlung oder ihre Widerstandskraft gegen strafbares Handeln 
- verminderte. 


) Longard, Monatsschzift f. Krim.-Psychol. Jahrgang II, 8.87. 
2 Willmans Zeitschrift f. die gesamte Neurologie u. Psy chiatrie, 
Bd. 1, Heft:2,°S. 171. 
°») Vergl. Darstellung Bd. 1.8. 77 fi. 
*Y.Vergl. Darstellung Bd. IV S. 458 ff. 


rag, 


II. Eine für alle Fälle obligatorisch eintretende Milderung der 
Strafe empfiehlt sich nicht. Dagegen ist der Richter zu ermächtigen, 
nach dem Masstabe der allgemein für minder schwere Fälle einzu- 
führenden Strafmilderung gegen gemindert Zurechnungsfähige auf 
eine mildere Strafe zu erkennen. 

Ein in Wahl von Art und Mass der Strafe unbeschränktes 
richterliches Milderungsrecht empfiehlt sich bei der Verurteilung von 
gemindert Zurechnungsfähigen Jugendlichen von 14 bis 18 Jahren. 

III. Das Gericht soll ermächtigt sein, die Vollziehung von Frei- 
heitsstrafen an jugendlichen Personen der eben genannten Art in 
staatlich überwachten Erziehungsanstalten anzuordnen. 

Alle erwachsenen gemindert zurechnungsfähigen Personen haben 
die ihnen zuerkannten Freiheitsstrafen in den Strafanstalten zu ver- 
büssen. Diejenigen unter ihnen, welche nach der Eigenart ihres Zu- 
standes sich nicht in die Regel des gewöhnlichen Strafvollzuges ein- 
gliedern lassen, sind innerhalb der Strafanstalten zu räumlich ge- 
trennten und besonderer Hausordnung unterstellten Abteilungen zu- 
sammenzufassen. In dieser Hausordnung ist neben zweckmässigen 
Vorschriften über Arbeit, Beköstigung und Disziplin insbesondere auf 
eine dem Individualisierungsprinzip entsprechende Erweiterung der 
diskreten Vollmachten des Anstaltsleiters sowie auf entscheidende 
Beteiligung des Arztes bei allen den Sträfling betreffenden wichtigen 
‚ Entschliessungen Bedacht zu nehmen ete. 

IV. ete. Gemindert Zur echnungsfähigen jugendlichen Verurteilten 
kann zu Sicherungszwecken ein Pfleger "bestellt werden etc. 


Aus der Begründung vorstehender Thesen!) möchte 
ich mir — da für die individualisierende Behandlung ge- 
mindert Zurechnungsfähiger von grossem Werte — noch 


auszugsweise einzuschalten gestatten: . 
‚Der Versuch, welchen hierüber d. D. J. T. vorgelegt hat, ent- 

spricht den Anforderungen an eine zuverlässige vichterliche Hand- 

habung. Er empfiehlt als Rechtsbegriff der 'eminderten Zurechnungs- 
fähiekeit, dass „der Täter sich bei "Begehung der strafbaren Handlung 
in einem nicht bloss vor übereehenden” krankhaften Zustande befunden 
habe, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner Handlung 
oder seine Widerstandskraft gegen strafbares Handeln verminderte“; 
Diese Definition nimmt nicht unbegrenzte klinische Zustände auf. 
Sie abstrahiert vielmehr aus der Gesamtheit dieser Zustände die- 
jenigen, äusserlicher Feststellung zugänglichen Folgeerschei- 
nungen, welche in jedem Falle der unbegrenzten Möglichkeiten 
geistiger Minderwertigkeit wiederkehren. Sie liegen im Gebiete des 
Intellekts und der Willensaktion. Entweder äussert sich die 
Minderwertigkeit aller Typen in Mängeln des Verständnisses für die 
Pflichten gegen die sozialrechtliche Ordnung, oder in geschwächter 
Widerstandsfähigkeit gegen verbrecherischen Trieb im Einzelfall, oder 
in beiden. Die Mängel in beiden Richtungen bezeichnen nicht die 
Negation der Zurechnungsfähigkeit. Sie sind Abstufungen innerhalb 
derjenigen Geistesbeschaffenheit, deren Vorhandensein die Zurech- 
nungsfähigkeit nach deu Anforderungen der Rechtsordnung voraus- 
setzt. Beide Mängel müssen Grund und Ursache in einem „nicht 
bloss vorübergehenden krankhaften Zustande* gehabt haben. Sie 
können auch akut bei einem Gesunden auftreten: in blindem 


).N.ergl. Darstellung, Band I, 8. 67. 


Zorn, im Liebesrausch, in der alkoholischen Erregung, im Angstgefühl, 
in der Schwangerschaft, in der Menstruation. Klinisch können auch 
schon alle diese Zustände geistige Minderwertigkeit begründen. 
Strafrechtlich soll es nicht der Fall sein. Das Strafrecht erledigt alle 
diese Fälle durch die Mittel der Strafzumessung oder Aenderung. 
Ihre Abgrenzung vom reehtlichen Gebiete der geminderten Zurech- 
nungsfähigkeit ist deutlich erkennbar in den Kriterien des krank- 
haften und des chronischen Zustandes ausgedrückt. Die erstere 
Abgrenzung liegt unmittelbar auf der Linie des geltenden Rechtes 
selbst. Denn auch nach $ 51 bildet Schuldausschliessungsgrund nicht 
jeder „Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit“, sondern 
nur derjenige „durch welchen die freie Willensbestimmung ausge- 
schlossen wird“. Die hiernach verbleibenden krankhaften Zustände, 
welehe nicht die freie Willensbestimmung aufheben, sind die 
Zustände der geminderten Zurechnungsfähigkeit. Die zweite Ab- 
grenzung ist durch den vernünftigen Sinn, durch die letzten Ziele 
und Zwecke der Reform bedingt. Der gesunde Bauernbursche, 
welcher im akuten Rauseh mit dem Messer gestochen hat, soll so 
wenig jahrelang in Sicherungsverwahrung genommen werden; wie 
der trunkene Student, der mit dem Schutzmann handgreiflich ge- 
worden ist. Gerade wegen dieser Abgrenzung hat man der Definition 
den Vorwurf der „Willkür“ gemacht. Das ist mehr als unbegreiflich. 
Der Einfluss der akuten Trunkenheit auf die strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit ist eine Frage für sich, welche im Einzelfalle aus der 
Koinzidenz des Grades der Trunkenheit und der Verschuldung hin- 
sichtlich ihres Eintrittes beantwortet werden muss. Mit dem Rechts- 
problem der geminderten Zurechnungsfähigkeit hat dieser Zustand 
überhaupt nichts zu tun. Der akut Rauschige ist zurechnungsfähig 
‘oder klinisch vermindert zureehnungsfähig, nicht aber gesetzlich. 
Dass auch bei dieser gesetzlichen Begriffsbestimmung noch ein 
Freigebiet sachverständiger Differenzen und richterlicher Zweifel 
übrig bleibt, darf sie nicht dem Vorwurf der Willkür aussetzen. 
Juristische Begriffe sind überhaupt nicht aus Blei zu giessen und 
„konstante Grössen“ gibt es hier nicht. Hätte man für jeden Tat- 
bestand sofort einen passend zugeschnittenen Rechtsbegriff zur Hand, 
so könnten Unmündige am Richtertisch sitzen. Der Begriff ist nicht 
willkürlicher als Vorsatz, Absicht, freie Willensbestimmung, Versuch, 
Vorbereitungshandlang und hundert andere, welche in ständiger 
Rechtsanwendung stehen. Er lehnt sich’ an die bewährten Vorbilder 
. der bayerischen Gesetzgebung und der italienischen Praxis an. Er 
hat in den wissenschaftlichen Erörterungen zu den Schweizer E. E. 
sachkundige Stützpunkte. Dass der Versuch des D. J. T. nicht. noch 
verbesserungsfähig sein könne, werden diejenigen am allerwenigsten 
meinen, die sich um seine Erfindung bemüht haben. Aber es wäre 
wünschenswert, dass die Kraft der Opposition sich endlich mehr 
schöpferisch ingeniös als bloss kritisch negierend betätigen möchte.“ 
Wie schon aus der Fassung des hier zu besprechenden 
$ 70 des VE. ersichtlich, ist eine mit dem Geiste des. vor- 
geschlagenen Gesetzes übereinstimmende und dann wohl 
auch nur erfolgreiche Behandlung der in den Strafvollzug 
gelangenden jugendlichen Rechtsverletzer nur bei Rück- 
sichtnahme auf die Individualität des Einzelnen möglich. 
Es dürfte daher zweifelsohne von Interesse sein, zu er- 
Blätter für Gefängniskunde. XLIV 10 
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fahren, wie sich hervorragende Männer der Wissenschaft 
zur Frage der Individualisierung vom Standpunkte des 
Strafrechts stellen, die auch dem Strafvollzugsbeamten 
sangbare Wege zeigt. Kahl! spricht sich darüber wie 
folgt aus: 


„Die höchste Aufgabe des Strafrechts“ die Individualisie- 
rung soll vertieft werden. Schon jetzt differenziert das. Strafrecht 
Erwachsene und Jugendliche, Kinder und Adoleszenten, » Vollsinnige 
und Taubstumme. Verwandte absteigender Linie sind bald straflos 
(173*), bald höher strafbar (215, 223°). Ebenso sind Ehegatten, Träger 
einer bestimmten Amts-, Berufs- oder Gewerbspflicht individualisiert. 
Es wäre noch manches anzuführen. Alles das sind „Kategorien“. 
Alles dies wäre Doppelstrafrecht, wenn es die gesetzliche Anerkennung 
der Kategorie der geistig Minderwerten ist. Ungerechtigkeit liegt 
nicht nur vor, wenn Gleichartiges ungleich, sondern auch, wenn Un- 
gleichartiges eleich behandelt werden soll. Daher droht auch nicht 
die Gefahr einer privilegierenden Klassenjustiz. Kein 7us singulare, 
kein begünstigendes Ausnabmerecht soll. geschaffen werden, sondern 
gegenüber dem 7us generale für die gesunden Verbrecher ein die straf- 
rechtlichen Verhältnisse der minderwertig-krankhaften Verbrecher all- 
gemein regelndes 7us sdeciale, so wie es im Recht hundertmal geschehen 
muss, wenn sich das Bedürfnis ergibt, einer bestimmten Personalklasse 
eine eigentümliche Lebensordnung vorzuschreiben: Wenn es sich nur 
um Strafmilderung handelte, möchte sich der Einwand noch hören 
lassen. Aber der Horizont des Partikularrechts ist von der neuen 
Bewegung längst überschritten. Die praktische Hauptsache ist die 
Sicherung. Darin trägt das angestrebte Sonderrecht den Zug 
ausserordentlichen Ernstes, empfindlicher Strenge. Es stellt dem Uebel- 
täter eine Nachbehandlung in Aussicht, welche in ihren Wirkungen 
fühlbarer sein kann, als die Strafe selbst. Es wird nicht zu besorgen 
sein, dass „Früchteln‘ um die Wohltat der geminderten Zurechnungs- 
fähigkeit sich bewerben oder dass irgend welche Uebeltäter sich in 
ihrer Familie nach irgend einem „Lump von Onkel“ oder „Selbst- 
mörder“ umsehen, um ihre erbliche Belastung nachzuweisen. Das 
eben wird die Aufgabe einer verständigen Reform sein, die Maschen 
so zu ziehen, dass nicht böse Buben „aus gutem Hause“ dem Straf- 
rechtsnetze entwischen können. Den Popanz einer falschen Humani- 
tätsduselei sollte man Laien überlassen“ ete. RN, 


Aus diesen Darlegungen ersehen wir die N en 
der Trennung und Spezialbehandlung der gemindert zu- 
rechnungsfähigen von normalen. Jugendlichen. Den Straf- 
anstaltsbeamten, die an Strafanstalten für Jugendliche tätig 
sind, wird es bekannt sein, dass die Zahl der gemindert 
Zurechnungsfähigen unter den Jugendlichen schon bisher 
nicht gering war. 


Aber auch die Quellen, aus denen die, die Minder- 
ne bedingenden psychischen Mängel erfliessen, sind 


') Vergl. Darstellung Band I, S. 69. 


den Strafanstaltsbeamten, insbesondere auch den an Frauen- 
strafanstalten tätigen, nicht unbekannt.!) 


Wir wissen, dass die schlimme Gewohnheit unbesorgter, 
zum Broterwerb. genötigter Mütter — die tagsüber ihre 
pllegebedürftigen Kinder wieder Kindern überlassen — den 
Getränken .und Schlozern der Kinder, um sich Ruhe für 
die Nacht zu verschaffen, Absud von Mohnsamen beizu- 
mischen; dass die pflegelosen Sturzfolgen der Kinder aus 
Kinderwagen etc.; dass der Genuss von Branntwein im 
Kindesalter u. a. m. die Entwickelung des Gehirns überaus 
nachteilig beeinflussen. — Es darf hier gesagt werden, dass 
die Aufgabe der Erziehungs- und Straf-Anstalten in Hinsicht 
der Behandlung der Jugendlichen eine recht schwierige 
geworden ist. Ein Blick in die Tagespresse zeigt uns, in 
welchem Masse die Selbstmorde jugendlicher Personen zu- 
senommen haben. Eine Rüge der Mutter, eine ungenügende 
Zensur oder ein ernster, berechtigter Vorhalt des Lehrers, 
der abschlägige Bescheid aus einer unreifen Liebschaft, 
Lappalien genügen zum Selbstmord. -— Sehen wir doch, 
wie an sich empfehlenswerte Bestrebungen — Jugendspiele 
aller Art — unter völliger Hintansetzung der beruflichen 
oder Fortbildungs-Aufgaben wit ungesunder Hast erfasst 
und betrieben werden! Unsere Jugend ist nervös. 


Worin aber liest der Grund, wie ist der Zustand zu 
beheben ? Ich bin überzeugt, die Abteilung für gemindert 
zurechnungsfähige Jugendliche, die ein Bedürfnis ist, wird 
starke Belegung erfahren. Darum müssen und wollen wir 
dauernd Brauchbares schaffen. 


Es wird nun die Frage zu prüfen sein, wie ist die 
in $ 70 d. VE. vorgesehene vollständige Absonderung von 
semindert Zurechnungsfähigen durchzuführen. 


| Ich nehme an, dass sich diese Absonderung innerhalb 
einer Anstalt oder Abteilung für Jugendliche durch Be- 
stimmung besonderer Flügel, Pavillons, oder abschliessbarer 
Stockwerke solcher Gebäude vollziehen lässt, also die 
Schaffung neuer Anstalten nicht gefordert ist. Ich 
sehe von der Annahme aus, ‚dass bei der geforderten Ab- 
sonderung der gemindert Zurechnungsfähigen von den 
seistig vollwertigen Jugendlichen ähnliche Erwägungen 
Platz greifen können, wie die, welche nach dem Vorschlage 


) Kluge, Monatsschrift f. Krim.-Psychol., Jahrg. IV, 8.593 ff. 
10* 
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Dr. Sickingers!) zur Bildung von Sonderklassen für 

schwachbegabte Kinder führten, nämlich: 
„dass jedem Kinde, dem schwachen wie dem starken, 
die seiner Eigenart gemässe Entwickelung zu Teil 
werde ;* 
dass das Individuum zu keinem anderen Grade der 
Brauchbarkeit geführt werden Kann, als wozu seine 
‘Kräfte es fähig machen; | 

ferner: 
dass alle Kinder das gleiche Recht auf Bildung haben, 
d.h. die zu fordernde Gleichheit nicht in der Gleich- 
heit des Unterrichtsganges für alle besteht, sondern 
inder gleichen Möglichkeit für jedes Kind, dass 
es innerhalb der obligatorischen Schulpflicht die seiner 
natürlichen Leistunesfähigkeit entsprechende Ausbil- 
dung erhalte; 
dass ebenso, wie die intellektuelle Ausbildung auch 
die sittliche Ausbildung, die Erziehung der 
Kinder zu äusserer Gesittung und zur inneren Sitt- 
lichkeit durch Anpassung der Anforderungen an die 
tatsächliche Leistungsfähigkeit der Kinder günstig be- 
einflusst wird, und endlich, dass vom Individuum nicht 
mehr verlangt werde, als es nach den natürlichen 
Vorbedingungen leisten kann. 


Wenn wir also die gemindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen in den abgesonderten Abteilungen durch Bil- 
dung von Sonderklassen für Religions- und Schulunterricht2); 
durch eine von obigen Erwägungen geleitete Sonderbe- 
handlung auch in Hinsicht der Beschäftigung, der Be- 
teiligung an der Bibliothek; weiter, wo geboten, durch 
Einzelunterricht auf der Zelle oder unter Bildung von 
kleineren Gruppen in besonderen Räumen; durch mildere 
Handhabung der Hausstrafgewalt berücksichtigen, wenn 
wir weiter in allen wesentlichen — die Gesundheit, Fort- 
bildung, Belehrung, Bestrafung und Fortkommensfürsorge 


') Dr. A. Siekinger, Stadtschulrat „Der Unterrichtsbetrieb 
in grossen Volksschulkörpern sei nicht schematisch-einheitlich, sondern 
differenzierend-einheitlich.“ Zusammenfassende Darstellung der Mann- 
heimer un Mannheim 1904 b. Bensheimer S. 75, 91, 93, 96, 
vergl. auch . Sickinger: „Organisation grosser Volksschulkörper, 
nach der anireken "Leistungsfähigkeit der Kinder.“ 1904 eben- 
daselbst. 

°) Vergl. auch Str eng, Aufgabe der Gefängnisschule im Hand: 
buch des Gefängniswesens v. Holtzendorff und v. Jägemann, 
Hamburg b. Richter 1888, S. 151 ff. 
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insbesondere berührenden Fragen dem Anstaltsarzte die 
entscheidende Stimme lassen, wird diese Organisation in 
der Hauptsache dem Erfordernisse entsprechen. | 

Ich erachte es als geboten, dass das Aufsichtspersonal 
dieser Spezialabteilung sich aus Familienvätern mit ein= 
wandfreien Verhältnissen, aus Männern mit ruhigem, festem 
Charakter zusammensetze und als ungeeignet erkannte 
Elemente fernzuhalten sind. 

Den Insassen dieser Aheeitune soll Gelegenheit zu 
Garten- und landwirtschaftlichen Arbeiten geboten sein. 
Die Schule soll bei Walıl des Lehrstoffes die gewählte be- 
rufliche Anlehrung tunlichst fördern. 

Dass gerade für diese Gruppe von Jugendlichen be- 
lehrende Vorträge der Oberbeamten — auch aus dem 


sozialen Gebiete — recht wertvoll sind) bedarf weiterer 


Begründung nicht.!) 

Ist auf dem vorstehend gezeichneten Wege eine Son- 
derbehandlung der gemindert zurechnungsfähigen Jugend- 
lıehen gesichert, mit ‘der wohl "die Grenze „erreicht sein 
wird, die.noch ein Strafübel — bestehend in einem durch 
die Einsperrung erzeugten Gefühle der Ohnmacht und 
Willensunterordnung — in sich schliesst, -dann werden 
wohl nach meinem Dafürhalten Gemeinschaft im Gottes- 
dienste und gelegentliche Begegnung mit Normal-Jugend- 
lichen bei besonderen Anlässen unbedenklich als zulässig 
erachtet werden können. Dadurch werden kostspielige 
Neubauten erspart und die raschere ‚Durchführung der 
Organisation gesichert. 

Muss doch das Endziel unseres Mühens auch bei den 
semindert Zurechnungsfähigen in der Hauptsache dahin 
gerichtet sein, sie für die menschliche Gemeinschaft, für 
das Erwerbsleben soweit immer möglich tauglich zu machen. 
Wie bei den geistig gesunden Jugendlichen, so werden wir 
auch hier unter Bedachtnahme auf tunlichste körperliche 
Abhärtung, soweit immer möglich, auf Stärkung der Willens- 
kraft, auf Selbstbeherrschung und Festigung im Handeln 
nach guten Zielen hinzuwirken haben. 

Es geschieht ja — das ist meine Ueberzeugung 
auf dem vorgeschlagenen Wege für die gemindert Zurech- 
nungsfähigen im Strafvollzuge sicher viel mehr als für die 
nicht kriminell gewordenen gemindert Zurech- 
nungsfähigen in der Freiheit. 


') 8 158 der VO. für die badischen Zentralstrafanstalten sieht 
solche Vorträge vor. 
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Einen Gegenstand muss ich zum Schlusse noch be- 
rühren: Alle die oben vorgeschlagenen Massnahmen der 
Individualisierung der gemindert Zurechnungsfähigen im 
Strafhause haben zur Voraussetzung, dass der Strafanstalts- 
direktion vor oder längstens bis zur Einlieferung die zur 
richtigen Beurteilung des Bestraften aus den rückliegenden 
Lebensjahren erforderlichen Mitteilungen zugefertigtwerden.!) 
Die Schwierigkeit der: Beschaffung dieser Unterlagen ist 
offenliegend. Auch hier wird die im vorausgehenden Ab- 
schnitte besprochene Tätigkeit der Fürsorgeausschüsse wert- 
volle Stützpunkte zu bieten vermögen. 


Was die Vorschrift im Schlussatze des $ 70 des VE. 
betrifft, lJautend: 

„Freiheitsstrafen gegen vermindert: zurechnungs- 
fähige Jugendliche können auch in staatlich über- 
wachten Erziehungs-, Heil- oder Pflege-Anstalten 
vollzogen werden“.?) 

so vermag ich derselben nach eingehender Erwägung mit 
Zuhilfenahme ‘der in langer Dienstzeit gesammelten Er- 
fahrungen nur insoweit zuzustimmen, als Einweisung in eine 
staatlich überwachte Erziehungsanstalt in Frage kommt 
und dann nur unter gewissen Kautelen. Ich verweise auf 
meine Ausführungen zu $S 69 des VE. Die Erziehungsan- 
stalt muss unter allen Umständen mehr bieten als die Straf- 
anstalt. Der Nachweis darüber müsste der zuständigen 
Oberbehörde geliefert werden. Nur unter dieser Voraus- 
setzung hat die Fernhaltung der gemindert zurechnungs- 
fähigen Jugendlichen aus den - Jugend-Strafgefängnissen 
Wert, andernfalls finden sie in letzteren ein weit mehr 
Aussicht auf Erfolg versprechendes Unterkommen. 

Die seit Jahren erstrebte Vervollkommnung der Strat- 
vollzugseinrichtungen durch die Bundesstaaten — die ziel- 
bewusst naturgemäss nicht im Eiltempo vor sich gehen 
konnte — brachte für Jugendliche insbesondere viele ge- 

radezu vorbildliche Unterkunftsstationen. 

‚Die abfällige Kritik über den Strafvollzug ist nach 
meiner Ansicht nicht zum wenigsten auf die bedauerliche 
Gepflogenheit zurückzuführen, unwahre oder unrichtig 


= 4) Siehe Ausführungen Eckert’s, Bd. I, S. 70ff. im Handbuch 
des Gef. -Wesens v. Holtzendorff und x. Jagemann. 
’?) Vergl. Begründung des VE. z. einem D.St.G.B. S. 262 unten. 


or 


aufgefasste Mitteilungen von Einzelvorgängen durch 
 Verallgemeinerung den breiten Schichten der Be- 
völkerung bekannt zu geben. Ich bin erstaunt über das 
geringe Interesse, das hinsichtlich der Besichtigung von Straf- 
anstalten allgemein und selbst in beruflich nahe stehenden 
Kreisen besteht. 

Gemeinverständlich gehaltenealljährliche Publikationen 
würden manches Vorurteil, manchen Irrtum bekämpfen. 


Es ist gewiss nicht richtig, wenn man von dem da 
und dort unwirksamen Vollzuge kurzer Strafen in den 
kleinen, meist überfüllten Gerichtsgefängnissen ausgehend, 
verallgemeinert. Die Fortschritte in dem Ausbau der 
‚Jugendgefängnisse halte ich für weiter gehend als jene in 
den Erziehungsanstalten. Wenn Jugendliche (Zwangs- 
zöglinge) sich zum Verbleiben in der Strafanstalt auf 
doppelte Länge der Strafzeit an Stelle der Ablieferung in 
die Erziehungsanstalt bereit erklären, um wöchentlich 
zwei Gottesdienste, zwei Stunden Religions- und acht Stunden 
Schulunterricht, zwei Gesangsstunden — darunter eine zur 
Einübung patriotischer Lieder — zwei Stunden Freiturnen, 
zwei Stunden geometrisches etc.-Zeichnen und Handlfertig- 
keitsunterricht zur Förderung der eingeleiteten gewerblichen 
Anlehrung weiter geniessen zu können, so spricht das doch 
auch sehr für die Strafanstalt. 

Solche Wahrnehmungen stehen nicht vereinzelt. Ich 
gestatte mir, auf die sehr interessante Schrift: „Die jugend- 
lichen Verbrecher im gegenwärtigen und zukünftigen Straf- 
recht“ von Professor Dr. Schultze!) S. 36 ff. hinzudeuten. 

Die Einweisung der gemindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen zur Strafvollziehung in Heil- und Pflege-An- 
stalten halte ich als durchaus verfehlt, als einen schweren 
Verstoss gegen all die Rücksichten, die nach dem Geiste 
des VE. Jugendlichen zugewendet werden sollen. 

Sollen neben der Vermehrung und Vervollkommnung 
der Erziehungsanstalten in den Heil- und Pflege-Anstalten 
besondere Pavillons für Jugendliche erbaut werden? 


In den Strafanstalten wird eine. völlige Trennung der 
gemindert Zurechnungsfähigen von den normalen Jugend- 
lichen verlangt. Wie stellt man sich Trennung in Heil- 
und Pflegeanstalten vor? Ist das Zusammensein gemindert 
zurechnungsfähiger Jugendlicher mit geistesgestörten oder 
gemindert zurechnungsfähigen Erwachsenen nicht in hohem 


*) Wiesbaden bei J. F. Bergmann 1910. 
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Masse bedenklich? Warum verlangt schon das geltende 
Recht (RStG. S 57) Trennung der Jugendlichen von den 
Erwachsenen ? 

Es ist meine Absicht gewiss nicht, auch nur den ge- 
ringsten Zweifel in das Wollen der Vorstände der Heil- 
und Pflegeanstalten zu setzen, aber ich muss doch fragen, 
wie ist die Durchführung erziehlicher Verwahrung im 
Geiste des VE. unter Beachtung der geforderten A 
in. diesen Anstalten möglich? 

Bei Fragen von so einschneidender Tragweite ist eine 
rückhaltlose "Aussprache geboten: Ich &laube, man kann 
den Heil- und Pflegeanstalten die Trennung der gemindert 
zurechnungsfähigen Jugendlichen von den Erwachsenen im 
Sinne des VE. nicht zumuten,!) ohne bei der perma- 
menten Ueberfüllung dieser Anstalten unhaltbare Zustände 
zu schaffen. Wir würden alle Forderungen der Pädagogen 
und Strafanstaltsbeamten in dem herrschenden und künf- 
tigen Gesetze einfach über den Haufen werfen. Wir müssen 
uns doch sagen, dass Jugendliche aus; Gesprächen und 
Handlungen von Geisteskranken, die — weil wir eben mit 
Kr anken rechnen müssen — nicht verhütet werden 
können, ernstlichen Schaden nehmen müssen. Und dann: 
ist nicht für die Folgezeit der Aufenthalt in der Irren- 
anstalt den Jungen ebenso nachteilig, als der in der 
.Strafanstalt ? 

Ich bin für Strich des Abs. 2 des $S 70 des VE. even- 
tuell für Strich der Worte: „Heil, oder en. R 


a 


Die Behandlung .der Jugendlichen im Strafgesetz, 
Prozess und Vollzug verdient, wie schon in der Vorbe- 
merkung angedeutet, unsere volle Aufmerksamkeit und er- 
fordert die volle Hingabe aller berufenen Organe zur För- 
derung des Endzieles der Aufgabe: \ 

Zeitige Rettung der Jugendlichen, wo immer sie er- 

reichbar ist, | 3. 

dadurch 

Verminderung der Kriminalität der Jugendlichen und. 

— der Rückfälle. = 

Es gereicht mir zur Freude, durch die Güte des 
kaiserlich japanischen vortragenden Rates im Justizmini- 
sterium, Oberstaatsanwaltes in Tokio Herrn Dr. Tanida in 
der Lage zu sein, durch auszugsweise Mitteilung einiger 


"), Dr» Schultize’a-2:-.0.8.38. 
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Bestimmungen aus dem Gesetze über die Gefangenanstalten 
 dartun zu können, wie der machtvoll aufstrebende Staat 
Japan in voller Er ‚kenntnis der Bedeutung der Verbrechens- 
prophylaxe seinem Lande Vorschriften. gegeben hat, die 
erkennen lassen, dass man auch dort dem Strafvollzuge 
an Jugendlichen die ihm gebührende Aufmerksamkeit zu- 
gewendet und erkannt hat, dass hier der Hebel einzusetzen 
ist, um den für den Staat wirtschaftlich nachteiligen Rück- 
fallsverbrechen einen Schutzdamm entgegenzustellen. Ich 
lasse diesen Auszug in der Anlage folgen, nicht zweifelnd, 
dass er in Interessentenkreisen die verdiente Beachtung 
finden wird. Lenhard. 


Anlage. 
Erstes Kapitel. 


Allgemeine Vorschriften. 


Art.1. Die Gefangenanstalten in diesem Gesetze sind folgen- 
der Art: 

1. Zuchthaus (Choyekikan) wo der zu Zuchthausstrafe Verur- 

teilte inhaftiert wird, 

2. Gefängnis (Kinkokan) wo der zu Gefängnis Verurteilte in- 

haftiert wird, 

3. Haftanstalt (Koiynkan) wo der Haft-Verurteilte inhaftiert 

wird ete. 

‚Art. 2. Eine jugendliche Person, die das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, und zu einer Zuchthausstrafe über zwei 
Monate verurteilt ist, wird in einer besonderen Gefangenanstalt oder 
in einem besonderen Teil einer Gefangenanstalt, der- vom anderen 
Teil abgesondert ist, inhaftiert. 

Die in obigem Absatz bezeichnete Person kann bis zum zwan- 
zigsten Lebensjahre oder noch drei Monate darüber hinaus in der- 
selben Anstalt oder in demselben Teil fortdauernd inhaftiert werden, 
wenn die Strafzeit bis dahin abläuft. 

Wenn es durch den Zustand der geistigen und körperlichen 
Entwickelung notwendig erscheint, so können die Bestimmungen der 
obigen zwei Absätze betreffs des Lebensalters nicht in Anwendung 
kommen. 


Drittes Kapitel. 
Haft. 


Art. 15. Die Gefangenen, mit Ausnahme derjenigen, die durch 
den geistigen und körperlichen Zustand ungeeignet erscheinen, können 
in die Einzelhaft gebracht werden. 

Art. 16. Bei der Gemeinschaft wird. der Haftraum mit Berück- 
sichtigung auf die Art der Verbrechen, die ein Gefangener beging, 
auf Persönlichkeit eines Gefangenen, auf die Zahl der wiederholt be- 
gangenen Verbrechen eines Gefangenen und auf die NEbpnsjebr. 
eines Gefangenen abgesondert. 
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In dem Falle des Art. 1 Abs. 2—-3 wird der Haftraum nach der 
Art der Gefangenen abgesondert. 

Ein Haftraum für diejenigen, welche das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, wird vom Haftraum für diejenigen, 
welche das achtzehnte Lebensjahr schon vollendet haben, mit Aus- 
nahme der Fälle in Art. 2 Abs. 2 abgesondert, es sei denn, dass es 
durch den Zustand der geistigen und körperlichen Entwickelung: nicht 
notwendig erscheint. 

Die Bestimmungen der obigen drei Absätze finden im Falle der 
Beschäftigung in dem Arbeitszimmer entsprechende Anwendung. 


Fünftes Kapitel. 
Arbeit. 


Art.24. Die Arbeit ist den Gefangenen mit Rücksicht auf all- 
gemeine Gesundheitspflege, wirtschaftliche Verhältnisse und auf die 
Strafzeit, Fähigkeit, den Beruf, künftige Lebensweise eines einzelnen 
Gefangenen zuzuweisen. 

Bei denjenigen Personen, die das achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, ist ausserdem noch besonders auf die Er- 

iehungsfürsorge Rücksicht zu nehmen. 


Sechstes Kapitel. 
Geistige Pflege und Unterricht. 


Art. 30. Dem Sträfling, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, müssen Unterrichtsstunden erteilt werden, wenn 
Unterrichtsstunden für einen anderen Sträfling besonders notwendig 
erscheinen, Können ihm dieselben ohne Rücksicht auf seine Lebens- 
jahre erteilt werden. 


Elftes Kapitel. 


Belohnung und Strafe. 


Art. 61. Die Strafe, die No. 10 im ersten Abs. des Art. 60 be- 
zeichnet (Schmälerung der Beköstigung bis zu 7 Tagen) ist über 
die Untersuchungsgefangenen, sowie denjenigen, welcher das acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, nicht zu verhängen. 


Gutachten 
über Frage Il: Die bedingte Strafaussetzung 
(V.E. S$ 38-41). 


Von Dr. Pollitz, Strafanstaltsdirektor, Düsseldorf. 


Die nachfolgenden Ausführungen betrachten. die in 
S 38 des Vorentwurfes zu einem deutschen Strafgesetzbuch 
vorgesehene bedingte Strafaussetzung vorzüglich vom Stand- 
punkte der Strafvollzugspraxis und aus den Erfahrungen 
der Kriminalpsychologie, sie verzichten auf rechtsver- 
gleichende und rechtsdogmatische Erörterungen. Jene 
haben eine erschöpfende Behandlung in der vergleichenden 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts 
durch v. Liszt erfahren, diese sind besonders in den 
letzten Jahren so ausgiebig erörtert worden, dass über die 
vorliegende Frage in strafrechtstheoretischer Richtung 
kaum viel Neues hier zu sagen wäre!). Es genügt, darauf 
hinzuweisen, dass, nach einem Worte v. Liszt, „der durch 
das Wohlverhalten des Verurteilten bedingte Straferlass 
sich, wie niemals zuvor ein anderes Rechtsinstitut in 
wenigen Jahren die ganze Kulturwelt erobert hat“. Man 
darf daher getrost behaupten, dass über den Wert oder - 
Unwert dieser Massregel im Prinzip keine Differenzen 
mehr bestehen. Parlamente und Praktiker der ver- 
schiedensten Berufe haben in. seltener Einmütigkeit?) seit 
Jahren die b. St. in erster Linie für jugendliche Delin- 
quenten gefordert. Nachdem der Vorentwurf zu einem 
deutschen Strafgesetzbuch, der einen interessanten Kom- 
promiss zwischen alten und .neuen strafrechtlichen Ideen 
zu schaffen sucht, die b. St. prinzipiell aufgenommen hat, 
kann auf eine Diskussion der theoretischen Frage nach 
der Berechtigung des Instituts ohne weiteres verzichtet 


!) Neuerdings eingehend behandelt von v. Hippel „Vorentwurf, 
Schulenstreit und Strafzwecke“ i. Z. f. d. g. St. R.W. 30. Bd. 8. 908. 

°) Unter den Strafvollzugspraktikern hat sich Leonhard 
neuerdings mit beachtlichen Einwänden gegen die b. St. ausge- 
sprochen. Dieselben treffen jedoch m. E. mehr die formelle Behandlung 
als das Prinzip. (Die moderne Strafrechtstheorie und der Straf 
vollzug. Leipzig 1910. Seite 132). 


ER RR 


werden. Indem die Verfasser des Entwurfs weiterhin die 
b. St. an Stelle der bisher in Deutschland geübten be- 
dingten Begnadigung annahmen, haben sie sich auf die 
Seite der grossen Mehrheit derer gestellt, die das Institut 
nicht als einen Gnadenakt, sondern als einen Rechtsakt 
angesehen wissen will, mit anderen Worten, die an Stelle 
einer subjektiven, immerhin willkürlichen Verwaltungspraxis, 
das richterliche Urteil fordert. Aber auch diese lebhaft 
und scharf diskutierte Frage, ob bedingte Begnadigung 
oder bedingte Bestrafung vorzuziehen sei, kann hier mit 
wenigen Worten übergangen werden. Nur soviel mag 
gesagt sein: Wer die bisherigen Erfahrungen, die mit der 
Anwendung der bedingten Begnadigung gemacht wurden, 
„u Grunde legt, der wird anerkennen müssen, dass die 
Staatsanwaltschaften und die in Betracht kommenden Ver- 
waltungsbehörden mit grosser Sorgfalt und Liberalität ge- 
arbeitet haben!). Auch die Mitarbeit der Polizeibehörden 
hat nach unseren Erfahrungen sich in jeder Weise bewährt, 
und die Berichte, die man in den Akten vielfach nieder- 
gelegt findet, verraten ein nicht geringes Mass von Ver- 


ständnis und Interesse für diese Aufgabe auch bei unteren ° 


Polizeibeamten. So viel steht aber fest, dass die Ent- 
scheidungen einer. Verwaltungsbehörde, die übrigens. vor 
der Oeffentlichkeit und den Parlamenten jederzeit über 
ihre Prinzipien Rechenschaft ablegen muss, ein viel grösseres 
Mass von Einheitlichkeit in der Durchführung der Mass- 


regel erwarten lassen, als die Urteile der verschiedenen 
- Gerichte. Man beachte nur. die Differenzen in der Be 


urteilung gerade des jugendlichen Deliktes in den Ent- 
scheidungen der Jugendgerichte, Fischer?) hat gezeigt, 
dass diese Gerichte Strafaussetzung und Verweis in einem 
ganz ausserordentlich verschiedenen Umfange anwenden. 
So hatte ein Jugendgericht 2 %, Verweise, 16 %, Geldstrafen 
und 82 %, Freiheitsstrafen, ein anderes dagegen 90 % Ver- 
weise, 5% Geldstrafen und-nur 5%, Freiheitsstrafen. Es 
scheint daher auch mehr eine Zeiidio principu zu sein, 
— entsprechend dem Misstrauen, das nun einmal allen 
Verwaltungsbehörden entgegengebracht wird — dass man 
richterliches Urteil?) statt der „Kabinettsjustiz* fordert. 
') Soauch Reichardt in Bl. f. Gef.-Kunde 44. Bd. 1. H. S. 24, 

°) Monatsschrift für Kriminalpsychologie 6. Jahrg. 

») Daher auch in der Begründung: „Endlich dürfte die Wirkung 
nicht zu unterschätzen sein, "welche die Umkleidung der Massreeel 


init den Garantien der richterlichen Unabhängigkeit auf die Be- 
völkerung ausübt.“ 


See 


Allerdings hängt mit dieser Frage, die ja nunmehr zu 
(Gunsten der bed. Str. entschieden sein dürfte, auch 
eine andere äusserst wichtige praktische aufs engste zu- 
sammen. Bisher wurde die Entscheidung, ob bedingte 
Begnadigung einzutreten habe, meist nachträglich durch 
Erhebungen verschiedener Art getroffen. Die Vorschrift 
des & 38 fordert aber, dass die Entscheidung über die 
bedingte Strafe sofort im Urteil ausgesprochen werden 
muss. Es wird nun nicht zu verkennen sein, dass trotz 
der in Aussicht stehenden Anwendung von Jugend- 
gerichten und dem ganzen dazu gehörigen Apparat der 
Richter oft vor recht heikle Entscheidungen gestellt wird, 
besonders, wenn es sich um ernstere Erstdelikte handelt. 
Die Unterlagen für die richterliche Entscheidung, zu der 
nieht nur eine richtige Einschätzung der Persönlichkeit 
des Rechtsbrechers, sondern mehr noch die Beurteilung 
des gesamten Milieus gehört, sind in einer Verhandlung 
keineswegs so leicht und erschöpfend beizubringen, wie 
veLisztt)in "scharfer Ablehnung jedes gegnerischen Stand- 
punktes annimmt. 


Allen diesen mehr formalen Bedenken gegenüber 
muss aber der Strafvollzugspraktiker den eminenten Fort- 
schritt anerkennen, den eine breite, nicht durch allzu ängst- 
liche theoretische Bedenken beschränkte Ausgestaltung des 
Prinzips der bed. St. in das Strafrecht zu bringen geeignet 
ist. Es muss eine der wesentlichsten Aufgaben der zu- 
"künftigen Kriminalpolitik sein, die Strafmittel des Staates 
mit Vorsicht und Oekonomie anzuwenden und damit gleich- 
zeitig die generalprävenierende Wirkung: der Strafe zu 
verstärken. Ganz besonders muss dies für die — nicht 
nur für den Rechtsbrecher selbst, sondern auch für seine 
Familie und in weiterer Konsequenz für seine Volks- 
genossen — verhängnisvollste Strafe, die Freiheits- 
strafe gelten. Die Summe an ideellen und materiellen . 
Schäden und Nachteilen, die für die grosse Menge der Be- 
straften aus der Freiheitsstrafe entspringen, tritt dem 
Strafvollzugsbeamten in ganz besonders markanter Weise 
vor Augen: Verlust der Arbeitsgelegenheit, Notlage der 
Familie, Armenunterstützung, Schulden und Verpfändung - 
des kleinen Besitzes sind nur die nächstliegenden selbst- 
verständlichen Folgen gerade der kurzen Freiheitsstrafen. 
Fällt die Verbüssung dieser in die Zeit günstiger Arbeitskon- 


Ye. Seite .60. 
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junktur und die Entlassung in die Zeit des Arbeitsmangels, 
so wächst die Notlage, und die strafrechtlichen Folgen 
einer geringfügigen Affekthandlung, (einer. Widerstands- 
leistung, eines Hausfriedensbruchs) stehen in keinem Ver- 
hältnis zur Schwere des Delikts. Es ist Zeit, dass wir 
einsehen, dass die sozialen Interessen des Bestraften gegen- 
-über dem starren Prinzip der Legalität und einer oft 
engherzigen Judikatur eine grössere Berücksichtigung ver- 
dienen. Wenn der Dieb eines Betrages von 1,50 Mark 
wochenlang in Untersuchungshaft gehalten wird, um end- 
lich seine Strafe auf diese verrechnet zu sehen, oder wenn 
die Entwendung eines alten Arbeitsrockes seitens eines 
Arbeitskollegen gegenüber dem Genossen zu wochenlanger 
Untersuchungshaft und kurzer Strafe führt, so wird auch 
der strengste Anhänger der klassischen Strafrechtstheorie 
zugeben müssen, dass hier — um mit Wach zu reden -— 
„der Sieg der Formel und der Doktrin über den wahren 
Lebenswert“ erzielt ist. Es kann billigerweise nicht be- 
stritten werden, dass das scharfe Strafmittel der Freiheits- 
strafe allmählich eine ungebührliche Ausdehnung erhalten 
hat und einen erschreckend grossen Anteil der Bevölkerung 
mit dem Gefängnis in Berührung bringt. Die Folge aber 
dieses Uebermasses von Freiheitsstrafen ist eine bedenk- 
liche Verminderung ihrer abschreckenden Wirkung.!) 


In ganz systematischer Weise hat der Vorentwurf 
diesen allgemein anerkannten Nachteilen der Bagatell- 
strafen entgegenzuwirken gesucht. Hierher gehört die 
fakultative Straffreiheit bei besonders leichten Fällen, $ 83, 
die Zulässigkeit des Verweises auch bei Erwachsenen, die ° 
Ausgestaltung der Geldstrafe und ihre ratenweise Ab- 
tragung und als letzte wichtigste Massregel die bedingte 
Strafaussetzung. 


Kommen die ersteren Massregeln im Prinzip vorzüg- 
lich bei Delikten von sehr geringer strafrechtlicher Be- 
deutung und unbedeutendem Schaden in Frage, so ist der 
letzteren durch Fassung des Entwurfs ein bestimmtes, mit 
Vorsicht umgrenztes, Anwendungsgebiet gesichert. Aller- 
dings entspricht eine allzu breite Ausgestaltung der bed. 
St. keineswegs der Meinung der Verfasser. Man darf 
aber hoffen, dass mit dem mehr und mehr zunnehmenden 
Interesse für kriminalpsychologische und soziologische 


') Treffendsagt Berenger (M.d. I.K. V. 10 Bd. pag. 309: „Ze 


‚minimum de penalite produtsant le maximum d'intimidation. 


Fragen die Richter nicht nur bei jugendlichen, sondern 
auch beierwachsenen Rechtsbrechern von den Bestimmungen 
des Gesetzes einen entsprechenden Gebrauch machen 
werden, denn die „instruktionelle* Weisung an den Richter 
im 8 35 hat praktisch keine bindende Bedeutung. So 
wertvoll und allgemein anerkannt die bed. St. für 
Jugendliche Elemente ist, denen man die Berührung mit dem 
Gefängnis bei geringfügigen Delikten mit Recht ersparen 
wird, so wird man nie verkennen dürfen, dass gerade bei 
einer grösseren Zahl von Delikten erwachsener Personen 
die Strafverbüssung in sehr vielen Fällen von viel schwer- 
wiegenderen Folgen ist, als bei dem. stets ohne Familie, 
oft erst im Lehrlingsverhältnis stehenden Jugendlichen. 
Hier bleibt der Anwendung des Gesetzes ein weites Gebiet 
vorbehalten. Es ist auch ohne weiteres anzunehmen, dass 
bei der Gruppe von Erwachsenen, die vorzüglich in Frage 
kommt, Personen, die als Zufallsverbrecher ausnahmsweise 
und unter Verkettung besonderer Umstände mit dem Straf- 
gesetze in Konflikt gekommen sind, die fortbestehende An- 
drohung der verhängten, aber nicht verbüssten Strafe von 
entschieden stärkerer psychologischer Zwangswirkung sein 
wird, als bei dem Jugendlichen, der seinem ganzen Denken 
nach eher zu einer leichteren und gleichgiltigeren Auf- 
fassung seiner Lage neigen wird. 

Wer eine grosse Anzahl der jugendlichen Delinquenten 
kennen gelernt hat, den Motiven ihrer Straftaten nachgeht 
und ihre Lebensführung analysiert, findet nicht wenige, 
bei denen die verbrecherische Handlung nicht dem Zufall, 

der Not des Lebens oder einer schwierigen Lebenslage, 
als vielmehr kriminellen Tendenzen entspringt, die von 
äusserst übler Vorbedeutung sind. 

Geht man von dem oben erwähnten Prinzip aus, so 
wird man das Anwendungsgebiet der bed. St. für Delikte 
sehr geringer Strafbarkeit und unbedeutenden Schadens 
kaum in Anspruch ‘nehmen. Für diese Bagatellstraf- 
handlungen hat der Entwurf mit Recht die fakultative 
Straffreiheit und den Verweis vorgesehen. Zu diesen 
rechnen die falsche uneidliche Aussage des S 168, die 
Misshandlung $S 227, die Beleidigung $ 259, das unberech- 
tiste Fischen $ 296 und als wichtigstes die Unterschlagung 
und der Diebstahl $ 272. Sie gilt aber nicht für Betrug 
und Hehlerei $ 276, — obgleich bei ersterem Delikt nach der 
gegenwärtigen weiten Fassung der Gesetzesbestimmungen 
und der Judikatur Verbotenes und Erlaubtes : oft recht 
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nahe neben einander stehen und vielfach der angerichtete 
Schaden äusserst gering ist, — ferner fürdieSachbeschädigung 
$S 289 und der Hausfriedensbruch $ 242, Delikte, die grade 
in den unteren Bevölkerungskreisen in Folge der Wohnungs- 
verhältnisse ausserordentlich verbreitet sind und aus den 
Schwierigkeiten des engen Zusammenlebens mit seiner 
steten Reibungsfläche, der verbreiteten Neigung zum 
Denunzieren und Prozessieren zu erklären sind!). Schliess- 
lich ist noch des Widerstandes gegen die Staatsgewalt zu 
sedenken, bei dem ebenfalls eine fakultative Straffreiheit 
nieht zugelassen ist. Man wird mit Recht gerade diesen 
Rohheitsdelikten gegenüber an sich ein scharfes Anziehen 
der Strafbestimmungen im Interesse der öffentlichen Ord- 
nung für wünschenswert halten, immerhin zeigt die täg- 
liche Gefängniserfahrung, dass eine grosse Anzahl dieser 
Strafhandlungen äusserst gering zu bewerten ist. 
Als zweite Massregel, die Freiheitsstrafen, besonders 
solche von kurzer Dauer, einzuschränken, ist vielfach eine 
weitere Ausgestaltung der Geldstrafe empfohlen worden, 
und der Vorentwurf hat dem in bestimmter Richtung Rech- 
nung getragen. Es wird jedoch kaum gelingen, die Schwierig- 
keiten zu beseitigen, ‘die ihrer Anwendung gerade bei den 
Bevölkerungskreisen im Wege steht, die hier vielfach in 
Frage kommen. Ich verweise in dieser Hinsicht auf die 
umfangreichen Ausführungen vonRosenfeld?) und Gold- 
schmid?), die diese Frage in erschöpfender Weise be- 
handelt haben. Nur soviel sei gesagt, dass der einzig mög- 
liche Ersatz für die uneinbringliche Geldstrafe immer wieder 
die Freiheitsstrafe in irgend einer Form bleiben wird, falls 
man nicht, wie dies gleichfalls vorgeschlagen worden ist, 
auf die Strafe gänzlich verzichtet.!) Versagt daher das 


!) Diese Delikte umfassen etwa 25000 bezw. 22.000 Straffälle 
im Jahre und bilden eine für die mittleren Altersklassen und gerade 
bei Verheirateten besonders häufige Strafhandlung. Es sind wegen 
Hausfriedensbruchs bestraft: ledige Männer im Alter von 25—30 Jahre, 
2767, . verheiratete 1964; Frauen 85.:204, wegen Sachbeschädigung 
Männer 1931:1115 und Frauen 53 :106. Geben diese Zahlen auch 
nicht den wirklichen Anteil. beider Kategorien an diesen Delikten, 
so zeigen sie immerhin die starke Beteiligung gerade des verheirateten 
Elementes der Bevölkerung an diesem spezifischen Delikte eines meist 
auf engen Wohnraum zusammengedrängten Proletariats. 

5, Rosenfeld, M.d, I. K. -V. 8. Jahrg. Daselbst auch Bi 
kussion über das Thema. 

°) @oldschmidt, Vergl. Darst. 4. Bd. Allgem. Teil. 

*) Auch in einer so wohlsituierten Bevölkerung, wie derjenigen 
der Stadt Düsseldorf, bleiben von den geringen Polizeistrafen etwa 
27°), uneinbringlich und müssen durch subsidiäre Freiheitsstrafen er- 
setzt werden. 
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Strafmittel der Geldstrafe in Folge der sozialen und öko- 
nomischen Lage der von ihr betroffenen Bevölkerungs- 


‚kreise, so bleibt eben für die grosse Menge gelegentlicher 


und zufälliger Straftaten immer nur die Freiheitsstrafe als 
Strafmittel übrig. : 

Hier kann die bed. St. nicht nur bei Jugendlichen, 
sondern gerade auch bei Erwachsenen einen Ausgleich 
schaffen. Die Erfahrungen, die in den verschiedenen Län- 
dern mit dieser Institution gemacht wurden, können nur 
als gut bezeichnet werden. Es mag hier genügen, auf 
einige wenige wertvollere Untersuchungen neuerer Zeit 
einzugehen. Leider fehlt in Deutschland eine Statistik, 
die uns über den Dauerfolg, den die bed. Begn. bisher 
gehabt hat, belehrt und insbesondere zeigen könnte, ob 
sich die Begünstigten auch weiterhin über die Zeit der 
Bewährungsfrist straffrei gehalten haben und dauernd zu 
einer sozialen Lebensführung gelangt sind. Unsere stati- 
stischen Unterlagen zeigen uns nur, dass von den bewilligten 
Strafaussetzungen in den deutschen Bundesstaaten etwa 
zwischen 60 bis 90 %, zur vollen Begnadigung führten und 
dass diese Vergünstigung in den einzelnen Staaten in sehr 


verschiedener Ausdehnung — von 9%, (in Schaumburg), 
51 %, Gin Preussen) bis 41 %, (in Bayern) auf 100 wegen 
Verbrechen und Vergehen bestrafte Jugendliche — zur 


Anwendung gelangt. 

Mit Recht weistvonEngelberg, demwir diese Zahlen 
entnehmen, darauf hin, dass die Höhe der bewährten Fälle 
abhängig ist von der Länge der Bewährungsfristen und 
der Häufigkeit, mit der die bedingte Begnadigung ange- 
wendet wurde.!) Von besonderem Interesse sind statistische 
Feststellungen aus anderen Ländern, in denen die bed. 
St. seit längerer Zeit ‘in breitestem Masse besteht. Eine. 


‚solche Untersuchungsreihe liegt neuerdings aus Frankreich 


vor?). Dort hat das Berenger’sche Gesetz vom Jahre 1891?) 


t), Beurlaubung und Straffreiheit auf Wohlverhalten in Baden 
M. f. K. Psych., 5. Jahrg. 

?) Revue penitentiaire et de droit penal. 1909, pag. 981. 

») Der Wortlaut des französischen Gesetzes mag hier seines 
besonderen Interesses wegen mitgeteilt werden. (Mitteilung d. I.K. V., 


ar sJahre.., Seite:ttf): 


Art. 1. »Zn cas de condamnation a l’emprisonnement ou a !amende, 
s? V’ineulpe n’a pas subi de condamnation anterieure, a la prison pour crime 
ou delit de droit commun, les cours ow tribunaux. peuvent ordonner, par le 
meme jugement et par decision motivee, qu’il sera, sursis a l’execution de la peine. 
ST pendant le delaı de cing ans a dater du jugement ou de llarret, 
le condamne n’a encouru aucune poursuite suivie de condamnation a l’empri- 
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die Condamnatıon conditionelle in einem viel weiteren 
Rahmen zugelassen, als der deutsche Vorentwurf vorsieht. 


Die Probezeit beträgt 5 Jahre. Es zeigte sich bei der 


Prüfung der Strafregister eines Arrondissements, dass bei 
5441 Strafaussetzungen 1015 Rückfälle mit Revokationen 


eintraten (18,6. — bei genauer Umrechnung richtiger’ 


Fan U nt > u u 
um Fehr Dr 


20,77 °/, —). Diese Ziffer stimmt mit der wenig höheren 


der belgischen Statistik überein. Dabei treten die Rück- 
fälle in 71° aller Revokationen in den beiden ersten 
Jahren nach der Verurteilung ein, eine längst bekannte 
kriminalistische Erfahrung. Ferner fallen 45 °/, der Rück- 


fälle den Minorennen bis zu 20 Jahren zur Last. Ebenso 


ergeben aber auch die absoluten Zahlen, dass die Jugend- 
lichen mit 55,56 °/o Revokationen das ungünstigere Element 


bildeten. Der französische Berichterstatter gelangt daher 


zu einem für die Beurteilung der Frage äusserst wertvollen 


Ergebnis, das er, .wie folgt, formuliert: „L. Die Mehrheit 
der Rückfälle tritt in den er sten zwei Jahren ein, die Probe- 
zeit von fünf Jahren ist ausreichend; 2. wird die Strafe 
für leichtere Delikte accidentellen Charakters ausge 
sprochen, so sind Rückfälle selten: ungünstig sind dagegen 


die Ergebnisse bei der Criminalite courante.: bei Diebstahl, 


Betrug, Vagabondage, besonders, wenn die suspendierten 


Strafen kurz sind. Bei den Minderjährigen ist das Resultat 
»presgue nul<. Es würde gut sein, für diese Kategorien 


von Delinquenten besondere Ueberw achungsmassregeln zu 


schaffen.“ 


Aus diesen französischen Erfahrungen wird man 
manche für unsere zukünftige Gesetzgebung wertvolle 
Schlüsse ziehen dürfen. Von vorneherein zeigt sich auch 
hier, dass gerade bei dem älteren, zufällig entgleisten Rechts- 
- brecher die bed. Str. die besten Erfolge zeitigt. “Rechnet 
man dazu den ideellen Wert, der durch Aufrechterhal- 
tung von Existenz, Familie und Selbständigkeit gleich- 
zeitig erreicht: wird, und ..den . doch nicht ganz zu 
unterschätzenden ökonomischen Vorteil, den die Erspar- 
nisse zahlreicher kleiner Strafen!) für die Staatskasse mit 


sonnement ou a une peine plus grave pour crime ou BERHR de drort commun, 


la condamnation sera comme non avenue. 
Dans le cas contraire, la premiere Peine sera d’abord. executee sans 


qu’elle puisse se confondre avec la seconde«. 
Der Text des älteren, vielfach vorbildlichen, belgischen Gesetzes 


ist. bei v. Liszt, „Verel. Darstellung“ abgedruckt. 
"2597 aller Gefängnisstrafen. bleiben unter 3 Monaten. 


BT 


sich bringt, so wird man mit einiger Berechtigung wohl 
fordern dürfen, dass Jugendliche und Erwachsene im Gesetz 
und in der Praxis gleich behandelt werden). Die be- 
sondere Berücksichtigung des jugendlichen Alters hat sicher 
in einem begrenzten Masse seine Berechtigung. Man 
schätzt mit Recht das jugendliche Denkvermögen, die 
Kritik und Fähigkeit der .Ueberlegung geringer ein, als 
das des. Erwachsenen, aber man sollte dabei nicht ver- 
gessen, dass der sozialen Lebensführung des letzteren, 
wenn die Höhe des Lebens überschritten ist, mit der Ver- 
schlechterung der Erwerbsverhältnisse und der mangelnden 
Arbeitsfähigkeit nicht geringere Gefahren drohen. Besonders 
bedarf aber das Greisenalter mit seinem nicht immer scharf 
hervortretenden geistigen Rückgange der gleichen Berück- 
siehtigung, wie das jugendliche Alter. Ebenso wird sie 
manchen harmlosen, geistig minderwertigen Elementen so- 
wie Frauen, die unter den Wirkungen gewisser seelischer 
und körperlicher Einflüsse, wie Gravidität oder starker 
- Menstruation, delinquiert haben, zu statten kommen. 

Wird man in dieser Weise eine nicht allzu ängstliche 
Anwendung des Gesetzes fordern, so wird man um so 
eher den Einschränkungen zustimmen können, die der 
Vorentwurf als Garantien gegen einen Missbrauch auf- 
gestellt hat. Tatsächlich kann die Vergünstigung des Ge- 
setzes, nachdem die Mindeststrafmasse im Vorentwurf viel- 
fach herabgesetzt worden sind und dem jugendlichen Rechts- 
brecher unter Anwendung der Vorschriften des. $S 69 
bezw. 76 noch weitere Strafmilderung gewährt ist, bei fast 
allen Delikten in Frage kommen. Dass die schwersten Ver- 
brechen, wie Mord und Königsmord, ausgeschlossen bleiben, 
bedarf keiner Erörterung. Bei anderen schweren Ver- 
brechen, wie Totschlag, Notzucht, Sittlichkeitsverbrechen, 
Kindstötung, bildet allerdings das 18. Lebensjahr eine 
scharfe Grenze für die Zulässigkeit der bed. St., da in 
allen diesen Fällen die Minimalstrafe 6 Monate beträgt 
und damit die Anwendung des Gesetzes ohne weiteres 
ausschliesst. Allerdings besteht die Gefahr, dass der Richter 
auch bei ernsteren Delikten, um einem Jugendlichen die 
Vergünstigung des $ 38 gewähren zu können, eine Strafe 
unter 6 Monaten verhängen wird, der dann mit Rücksicht 


-41) So v. Hippell.c. „Das Anwendungsgebiet der bedingten 
Verurteilung ist ein begrenztes. Innerhalb dieser Grenzen ist sie 
keineswegs vorwiegend für Jugendliche, sondern gerade auch für 
Erwachsene geeignet.“ 
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auf die Persönlichkeit des Täters nicht die genügende 
hemmende Wirkung zukommt. Es erscheint daher 
auch :hier richtiger, eine differentjeltle Be 


handlung. der. Altersstufen. vorzuzienen 0 


der Weise, dass für den Jugendlichen Strafen 
bis zu 2 Jahren, für denErwachsenen dagegen 
bis. .zu:. 6.Monaten. die.-Grenze bilden 20 
leicht würde die heute viel beklagte Sehnsucht vieler Für- 
sorgezöglinge, die Erziehungsanstalt mit dem Gefängnis zu 
vertauschen, weniger stark hervortreten, wenn eine lange 
ernste Strafe als Aequivalent für diesen Wechsel dahinter 
stände. Andererseits wird die scharfe Altersgrenze nicht 
selten zu Härten führen. — Ich denke dabei nicht nur an 
die Kindstötung des mangelhaft entwickelten, unerfahrenen 
18jährigen Mädchens, sondern auch an die nicht seltenen Sitt- 
lichkeitsdelikte (Betastungsdelikte) der Greise. — Will man 
daher dem S 38 keine weitere Fassung auch für die höhere 
Altersstufe geben, die nicht zu befürworten ist, so bleibt 
nur der eine Weg, für einzelne dieser Delikte die Minimal- 
strafe unter 6 Monate herabzusetzen. Allerdings kommen 
dem Altersschwachsinnigen gegebenenfallsdie Bestimmungen 
der SS 653: und 65 zugute, unter Umständen mit den Kon- 
sequenzen einer zwangsweisen Internierung in einer Heil- 
und Pflegeanstalt, falls das Gericht den geistigen Rück- 
gang so hoch bewertet, dass er besonderer Berücksichtigung 
bedarf. Wenn man von allen diesen Erwägungen spezieller 
Natur absieht, so wird man einer zeitlichen Begrenzung, 
die der Vorentwurf in der Anwendung der bed. St. vorsieht, 
schon im Interesse einer planmässigen und — soweit in 


richterlichen Dingen überhaupt möglich — gleichmässigen 


Durchführung der Gesetzesvorschrift nur zustimmen Können. 
Neben der zeitlichen Beschränkung auf bestimmte 


Strafgrenzen und auf nicht mit Freiheitsetrafen bereits 


vorbestrafte Personen enthält der Entwurf eine Reihe 
Bestimmungen über die Bedingungen, unter denen sich der 


Bestrafte den „Erlass der Strafe verdienen“ kann. In 
negativer Hinsicht interessiert, dass die Gesetzgeber aus- 


drücklich auf eine zwangsweise Unterstellung unter Schutz- 
aufsicht verzichtet haben. Diese Bestimmung dürfte in 
erster Linie Gegenstand mancher Kontroversen werden. 
Es ist sicher, dass man sich neuerdings wielfach von der 
Unterstellung unter eine besondere Fürsorge ganz besondere 
Besserungserfolge bei kriminellen Elementen verspricht. 
Die weit verbreitete Bewunderung des amerikanischen 


_ 
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Probationsystems, dessen Erfolge bisher nur sehr mangelhaft 
nachgewiesen sind, hat viel zur Popularisierung dieses Ge- 
dankens beigetragen!), obgleich gerade dieses amerikanische 
System wenigstens in einer Reihe von Staaten in Folge der 
starken Anlehnung des Probation-Officerss an die Polizei- 
. behörden allzu bedenkliche Aehnlichkeit mit der nun glücklich 
beseitigten Polizeiaufsicht zu haben scheint. Nun wird kein 
Praktiker des Strafvollzugs den grossen Vorteil verkennen, 
den eine aus Nächstenliebe und Mitgefühl gewährte Hilfe 
vorzüglich alleinstehenden oder verwahrlosten Jugendlichen 
bei ihrem wenig gefestigten Charakter und der Menge von 
(Gefahren, die das Leben gerade dieser Alterstufe bereitet, 
zu schaffen geeignet ist. Ganz anders liegt aber die Sache 
bei Erwachsenen. Bei diesen erscheint es recht fraglich, 
ob eine solche ernste, intensive Fürsorge unter den nun einmal 
vorhandenen sozialen Verhältnissen in vielen -Fällen wirk- 
lich durchführbar sein wird, ohne zu einer bedenklichen 
Abhängigkeit des Ueberwachten von seinem Fürsorger zu 
führen, der in jedem Widerspruch gegen seine vielleicht gut 
semeinten Anordnungen leicht die Kriterien der „schlechten 
Führung“ sehen wird. Mit Recht hat daher besonders 
Ebermayer?) darauf hingewiesen, „dass eine unzweck- 
mässige Handhabung der Aufsicht — etwa in Form der 
bisherigen Polizeiaufsicht — den Verurteilten schwer schä- 
digen würde*. Ebenso hat die Begründung treffend betont, 
dass unter Umständen das Schwergewicht einer zwangs- 
weisen Aufsicht oder Fürsorge für das Fortkommen _ be- 
denklicher wirken wird, als die ausgesetzte kurze Freiheits- 
strafe. In der weitaus grössten Zahl der Fälle, in der es 
sich im Prinzip um bisher unbescholtene, gut beleumundete 
Personen handeln wird, würde .eine solche 2 bis 5 Jahre 
dauernde „Kontrolle* in gar keinem Verhältnis zur Gering- 


!) Conf, „Die erschöpfende Darstellung“ von M. Lederer, 
„Der gegenwärtige Stand des Zrobation system in den Vereinigten 
Staaten“ Zeitschrift f. d, ges, Str. R. Wissensch. 28. Bd. 


Die Bewährungsfristen sind in Amerika häufig recht kurz, z. B. 
im Staate Newyork 3 Monate bis ein Jahr höchstens. Bei Erwachsenen 
ist susDpension of the sentence möglich bei allen Strafen bis zu 10 Jahren. 
Die Probationsbeamten sind meist bezahlte Organe, von denen in 
einzelnen Staäten ein Verwaltungsexamen verlangt wird. 


Freudenthal (Amerikanische Kriminalpolitik Z. f. d. ges. 
Str. R. W. 27. Bd.) betont, dass der Probation - Officer „polizeiliche 
Tätigkeit vor der Hauptverhandlung mit der des Staatsanwaltes in 
ihr und der des Pflegers nach ihr vereinige“. 

°) Deutsche Juristenzeitung 1910. 
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fügigkeit eines ersten Deliktes stehen. Der Standpunkt 
Krohne's, der sich sehr entschieden für das Probations- 
system ausgesprochen hat!), setzt voraus, dass die Ver- 
sünstigung des $ 38 in ebenso unumschränkter Weise auch 
bei schweren Delikten mit langen Strafen gewährt wird, 
wie etwa im französischen Gesetz oder in manchen ameri- 
kanischen Staaten. Krohne verlangt, „dass der Strafauf- 
schub nur denen gewährt werde, welche eine achtbare 
Persönlichkeit aufweisen können, die sich dem Richter 
sesenüber verpflichtet, das Leben des Verurteilten zu 
überwachen, um davon dem Richter in regelmässigen Zeit- 
abschnitten Kenntnis zu geben. Hat der Verurteilte unter 
seiner Verwandtschaft oder Bekanntschaft keine solche 
Persönlichkeit, so wäre es Sache der Fürsorgeorgane eine 
solche zu stellen“. Nun ist ohne Zweifel, "wie oben bereits 
betont, bei jugendlichen Elementen eine solche Ueberwachung 
in vielen —- vielleicht den meisten — Fällen nicht nur 
notwendig, sondern oft direkt eine Wohltat in den Händen 
geeigneter Fürsorger. Man: würde daher alle diese Inter- 
essen und Gegensätze verringern und überwinden können, 
wenn man dem Schlussabsatze des $ 39 folgende Fassung 
geben würde: „Die Strafaussetzung soll hauptsächlich 
jugendlichen Verurteilten, kann jedoch auch erwachsenen 
Personen gewährt werden. Bei Jugendlichen kann das 
(rericht die bed. St. von der Unterstellung unter ein 
Fürsorgeorgan abhängig machen. Mit dem 21. Lebens- 
jahre fällt die Fürsorge fort.“ Diese letztere Bestimmung 
soll den volljährigen, etwa zum Militärdienst einberufenen 
und der Aufsicht militärischer Vorgesetzter unterstellten 
jungen Mensehen von einer weiteren, ihm nunmehr pein- 
lichen Ueberwachung frei machen und auf sich selbst. 
stellen. 


Ueber die Dauer der Bewährungszeit dürfte kaum eine 
ernstliche Meinungsverschiedenheit herrschen. Ob nicht 
bei erwachsenen Personen, deren Vergehen von geringer 
Bedeutung oder bei denen der angerichtete Schaden sehr 
seringwertig ist, mit einer einjährigen Bewährungsfrist aus- 
zukommen wäre, erscheint der Erwägung wert; äanderer- 
seits wird ein Höchstmass von fünf Jahren bei ernsten 
Delikten, besonders wenn die Strafe nur unter Zubilligung 
mildernder Umständen unter dem Grenzmass von sechs 
Monaten geblieben ist, im Interesse eines psychologischen 
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Zwanges und der Erweckung und Erhaltung von Hemmungs- 
vorstellungen besonders bei jüngeren Elementen dringend 
geboten sein. Handelt es sich um grössere Diebstähle, 
Einbrüche, Unterschlagungen grösserer Summen u. dgl]. ernste 
Straftaten, so kann nur in einer längeren Bewährungszeit 
ein Aequivalent -für die gewährte Vergünstigung erblickt 
werden. Wenn nun auch eine grössere Zahl dieser jüngeren 
Elemente in die Erziehungsanstalten gelangen wird und 
damit für eine Reihe von Jahren einer strengen Ueber- 
wachung ihrer Lebensführung unterliegt, so bleibt doch 
für einen nennenswerten Teil nur die Androhung der ver- 
hängten Strafe als hemmender Faktor gegen verbrecherische 
Impulse und drohende Verführung. Wo diese stete An- 
drohung mit einer allerdings meist sehr kurzen Strafe stark 
genug sein wird, die Widerstandskraft zu vermehren, wird 
die längere Bewährungsfrist gute Dienste tun und den von 
der Strafverbüssung verschonten . zu einer geordneten 
Lebensführung erziehen und wenigstens für die meist ge- 
fährdeten Jahre.nach der Straftat zu einem vorsichtigen 
Verhalten anhalten. 


Der Gesetzentwurf hat sich aber mit einer straffreien 
Führung innerhalb der Bewährungsfrist nicht begnügt, und 
nicht nur das negative Kriterium der dauernden Straffrei- 
heit während der Bewährungszeit, sondern auch das posi- 
tive der guten Führung. aufgestellt. In der Begründung 
ist das Bedenkliche treffend hervorgehoben, das eine aus- 
.schliessliche Beschränkung auf das erste Moment unter 
Umständen enthält. Man wird sich genug Fälle vorstellen 
können, in denen eine höchst tadelnswerte Lebensführung 
wie Trunksucht, Vernachlässigung und Misshandlung der 
Familie, Verkehr in Dirnenkreisen u. a. m. allen Anlass 
geben müsste, dem bed. Straffreien auch ohne neue Straftat 
die Vergünstigung der Strafaussetzung zu entziehen. Auf 
der anderen Seite ist nicht zu vergessen, dass die hier 
gebrauchten Begriffe so ausserordentlich biegsam und 
unsicher sind, dass sie allzu leicht mit sozialem, kirchlichem 
und politischem Wohlverhalten indentifiziert werden können 
und entweder zu einer einseitigen Beurteilung oder zu 
einer wenig erfreulichen Heuchelei Anlass geben werden. 

Mit Recht hat Ebermayer auf den Fundamentalsatz 
- alles staatlichen Strafrechts und Strafvollzuges hingewiesen, 
„dass von dem Verurteilten keine Besserung im. Sinne 
moralischer Umkehr, sondern im Sinne der Unterwerfung 
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unter die Gebote der Rechtsordnung“ gefordert werde.!) 
Ebenso ablehnend verhält sich übrigens v. Lilienthal 
gegenüber dem allzu. unbestimmten Begriff der guten 
Führung.?) Auf ein änderes Bedenken mag noch hinge- 
wiesen sein. Die Feststellung guter oder schlechter Füh- 
rung wird endweder durch polizeiliche Erhebungen statt- 
finden oder durch Vernehmung vertrauenswürdiger Personen ; 
oft aber. wird dem Gericht bezw. dem Staatsanwalt die 
Kenntnis über bedenkliche Vorgänge zuerst auf dem Wege 
der Denunziation zugehen. Es kann nicht ausbleiben, dass 
damit leicht ein inquisitorisches Moment für die nach $ 40 
dem Gericht zukommende Anordnung über die endgültige 
Vollstreckung der Strafe wirksam werden kann, das aus 
den oben angeführten Gründen nicht unbedenklich er- 
scheint, wenn auch dem Bestraften die durch $ 490 d. St.P.O. 
gewährten Rechtsmittel zur Seite stehen. Auch hier er- 
scheint es daher ratsam, Erwachsene und Jugendliche 
verschieden zu  behandeln.. Es wäre unvernünftig, dem 
diebischen Dienstmädchen seine Strafe nach 2 Jahren zu 
schenken, nachdem es in der Bewährungszeit unredlich 
und faul gewesen und- in keiner Stelle ausgehalten hat 
oder heimlicher Unzucht nachgegangen ist, und was dergl. 
Fälle mehr sind. Gerade dem Jugendlichen gegenüber, 
den die heutige Gesetzgebung und die sie beeinflussenden 
Bestrebungen aller Art bis an die Grenze des Zulässigen 
berücksichtigt und bevorzugt, bedarf es daher auch be- 
sonderer Vorsicht, wenn diese Jugendgesetzgebung nicht 
schliesslich mit einer grossen Enttäuschung. enden soll. 
An sich kann ja gegen eine solche differentielle Behand- 
lung von Jugendlichen und Erwachsenen, die der Gesetz- 
gebung seit langem geläufig ist, nichts eingewendet werden. 
Man wird daher dem $ 40, Abs. 3 eine entsprechende 
: Fassung geben, etwa: Hat, abgesehen von einer neuen 
Bestrafung, ein im jugendlichen Alter stehender Verurteilter 
sich während der Strafaussetzung schlecht geführt, so 
ordnet usw. Damit wird die Bestimmung auf Jugendliche 
beschränkt und bleibt auch über das 18. Lebensjahr bis 
zum Ablauf der Bewährungsfrist wirksam bei allen denen, 
die im früheren Alter der bed. St. teilhaftig wurden. Zu- 
gleich wird ein gewisser Konnex mit den oben vorge- 
schlagenen Fürsorgebestrebungen für Jugendliche erzielt, 
indem die Fürsorgeorgane bis zum 21. Lebensjahre jeder- 
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zeit durch Nachweis der schlechten Führung ihres Zög- 
lings den Fortfall der Strafaussetzung in Vorschlag bringen 
. können. Die Vorschriften des $ 41 geben zu weiteren 
-Erörterungen keinen Anlass; sie entsprechen der oben 
bereits kurz berührten Erfahrung, dass eine nennenswerte 
Zahl der Geldstrafen stets uneinbringlich bleiben wird. 


Wir rekapitulieren unsere Vorschläge dahin: 


„breite Ausgestaltung des Instituts der bed. St. bei 
Erstbestraften zur Verminderung der Freiheitsstrafen über- 
haupt, keine prinzipielle differentielle Behandlung Jugend- 
licher und Erwachsener in der Häufigkeit der Anwendung 
des (sesetzes, aber fakultative Zulässigkeit einer Unter- 
stellung unter Fürsorge bei Jugendlichen und Beseitigung 
der Bestimmung über schlechte Führung im $ 40 für Er- 
wachsene. Der Begrenzung auf Erstbestrafte ist zuzustimmen; 
die Strafgrenze bilden bei Jugendlichen Strafen bis zu 
2 Jahren, bei Erwachsenen bis zu 6 Monate. Der Erwägung 
wert erscheint eine Herabsetzung der Minimalstrafen bei 
einigen häufigeren Gelegenheitsdelikten. | 


Be 


Gutachten 


zu S$ 38—41 des Vorentwuris zum Strafgesetzbuch. 


Von Strafanstaltsdirektor Dr. Leonhard (Wohlau). 


Das wohlbegründete Bestreben, die Zahl der Strafen 
zu vermindern, hat aus praktischen wie aus logischen 
Gründen zwischen Tat und Urteil, nicht zwischen Urteil 
und Vollzug einzusetzen. Vermeidung jedes Rigorismus in 
der Feststellung von Straftatbeständen, Milderung (nicht 
Aufhebung) des Anklagezwanges, Zulassung der Frei- 
sprechung in leichten Fällen, allgemeine Berücksichtigung 
der tätigen Reue u. dergl. sind die (z. T. schon angebahnten) 
tauglichen Mittel zu diesem Zwecke. 


Die sogenannte „bedingte Strafaussetzung“ (die Ver- 
teidigung dieses Ausdrucks auf S. 136 f. der Begründung 
ist nicht überzeugend) ist hierzu schon darum minder 
geeignet, weil sich die Tatsache der geschehenen Ver- 
urteilung nicht aus der Welt schaffen lässt. Es steht 
aber zu befürchten, dass sie von der pädagogischen Ex- 
perimentierfreudigkeit mit Vorliebe angewendet werden 
und dadurch jenen besseren Massnahmen ihr Feld be- 
schneiden wird. | 


So bestechend die „Schwebestrafe“ als Schonung des 
Gutartigen, als Warnerin des Wankelmütigen und als Strenge 


gegen den Hartnäckigen der strafabzweckenden Methodologie 


erscheint, so wenig sind die praktischen ‘Verhältnisse dieser 
Bewährung günstig. Bleibt die bedingte Vollzugsdrohung 
ohne gesetzliche Beaufsichtigung des Verurteilten (Begr. 
S. 140 f.) und wird sie hauptsächlich auf den Fall neuer 
Straltaten abgestellt (Praxis der gegenwärtigen bedingten 
Begnadigung, voraussichtliche Praxis der neuen Einrichtung 
trotz Begr. S. 139) so tritt sie in dem kurzen Gedächtnis 
des Jugendlichen ($ 39, 2), des Gedankenschwachen, des 
Sanguinikers hinter anderen Erlebnissen und Fährlichkeiten 


der Lebenslaufbahn zurück und taucht erst dann (ohne 


sonderlichen Wert) wieder auf, wenn mit einer neuen Straf- 
schuld auch die alte bezahlt werden muss. Findet da- 
gegen, wie der Entwurf grundsätzlich will ($ 40, 3) eine 


Berücksichtigung des allgemeinen Wohlverhaltens statt 
und wird die hierzu doch wohl unentbehrliche Beaufsich- 
tigung des Lebenswandels eingeführt," so ist der bedingte 
Strafspruch zwar wirksamer, aber wiederum unnötig, da 
der prodation officer mit besseren Zuchtmitteln als einem 
sleichsam veralteten Straferkenntnis ausgerüstet werden 
kann. 


Aber auch, wo die Schwebestrafe ihre volle psycho- 
logische Spannkraft entfaltet, ist diese nicht immer von 
der erwünschten Art: Die Gesetzesstrafe — es sei nun 
die vollzogene oder die angedrohte ist nicht ein 
klassisches Erziehungsmittel, sie ist nur und. allerdings 
insofern erziehlich, als sie. sich als unabtrennbare Folge 
eines Verschuldens darstellt. Die unvoreingenommene Be- 
obachtung, namentlich auf dem Gebiete der Fürsorge- 
erziehung, lehrt erkennen, dass jede als arbiträr empfundene 
(Gewalt über die Person und jedes unbestimmt schwebende 
Strafverhängnis gerade Personen von einigem Ehrgefühl 
mindestens ebensooft zu Trotz und Verbitterung wie zu 
fügsamem Betragen hinleitet. 


Da an der gesetzlichen Einführung der Schwebestrafe 
eu ger verbreiteten Neigung zu derartigen Mass- 
nahmen kaum gezweifelt werden darf, so ist auf die be- 
absichtigten Beschränkungen ihrer Anwendung (Begr. S. 135, 
Abs. 2, S. 141, Abs. 4) undferner darauf zu dringen, dass 
die bedingte Strafe nicht dem Drohwerte zuliebe ihr natür- 
liches Mass überschreite. Auch ist die Vorschrift, dass 
ein neues Delikt nicht unter allen Umständen den Vollzug 
der alten Strafe auslösen muss, von diesem Gesichtspunkte 
zu begrüssen und ihre weitherzige Anwendung zu empfehlen. 
Die Fristbestimmungen des $S 28, 2 werden nicht beanstandet. 


Zu ss 87—89 des Vorentwuris zum Strafgesetzbuch. 


Gerechtfertigt erscheint ($ 87) die Ausdehnung des 
Rückfallsbegriffs auf alle Verbrechen und vorsätzlichen 
Vergehen und ebenso der Verzicht auf das Gleichartigkeits- 
erfordernis. Die Verschärfung des geltenden Rechtes, 
welche diese beiden Neuerungen sowie die Zurückschiebung 
des Rückfallskriteriums von der zweiten auf die erste 
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Wiederholung einführen, wird durch die Herabsetzung der 
Rückfallsverjährungsfrist und durch die Massvorschriften 
des $ 88 befriedigend ausgeglichen. Insbesondere ist zu 
billigen, dass die Straferhöhung zunächst innerhalb des 
Rahmens der eigentlichen Deliktstrafe bleibt und auch bei 
mehrfach wiederholtem Rückfall eine Beziehung zu diesem 
Strafrahmen innehält. 


Wenn die Sonderbestimmung über die gewohnheits- 
mässigen Verbrecher ($ 89) von dem entgegengesetzten 
Prinzip ausgeht, so weist schon dies darauf hin, dass die 
hier angedrohte Strafe ihrer wahren Natur nach nicht eine 
solche, sondern eine, inkonsequentermassen zeitlich vor- 
begrenzte, Verwahrung ist. Durch den Schlussabsatz des 
S 89 (keine Einzelhaft, besondere Anstalten) wird dies 
lediglich bestätigt. Entgegen den Ausführungen S. 360 der 
Begründung erscheint esrichtiger, die präventive Behandlung 
gemeingefährlicher Gewohnheitsverbrecher nach eigenen, 
der Besonderheit dieses Notstandes entsprechenden Grund- 
sätzen zu ordnen und im übrigen auch den häufigen 
Rückfall dem System des $ 88 in gradueller Weiterbildung 
desselben zu unterwerfen. Besondere Strafanstalten für 
vielfach rückfällige sind nicht erforderlich. 


En IE 


Gutachten 


über die bedingte Strafaussetzung nach dem Vorentwurf 


zum Deutschen Strafgesetzbuch 
(VE. 88-38 bis 41) 


von Regierungsrat du- Roi zu Wolfenbüttel. 


T 


Der Kampf gegen die immer mehr wachsende Krimi- 
nalität der Jugend in allen Kulturländern, welcher alle 
dazu berufenen Organe nötigt, auf Mittel und Wege zur 
Abhilfe bedacht zu sein, ist es wohl im Grunde gewesen, 
der die sogenannte bedingte Verurteilung aus der Not heraus 
geboren hat. Ihr Grundgedanke entstammt einer in Haus 
und Schule altbewährten Erziehungsmassregel des Inhalts, 
die gute Führung des Uebeltäters durch Aussicht auf Straf- 
erlass zu lohnen und zu fördern. Der Einbürgerung dieses 
erziehlichen Gedankens in das Strafrecht hat ausserdem 
die Erkenntnis die Wege geebnet, dass die kurzen Freiheits- 
strafen. Keine genügende Abschreckung und Besserung zu 
erzielen vermögen, dagegen für die Zukunft des Verurteilten 
leicht verhängnisvoll werden können. Denn der auch in 
strenger Einzelhaft nicht völlig ausgeschlossene Einfluss 
der Mitgefangenen auf Erstbestrafte und namentlich Jugend- 
liche sowie der ihnen anhaftende Makel sind nicht zu unter- 
schätzende Gefahren für die sittliche Entwickelung und 
‘ das spätere Fortkommen. 

Auf diese Weise wurde die bedingte Verurteilung, 
allerdings in den verschiedensten Formen, zunächst in ausser- 
deutschen Ländern Gesetz. Die deutschen Regierungen, 
zunächst abwartend, begannen nacheinander seit 1895 
dem neuen Gedanken in verschiedener Ausgestaltung „als 
bedingte Begnadigung“ Eingang in ihren Gebieten zu ver- 
schaffen und einigten sich seit 1. Januar 1903 über ihre 
jetzt fast im ganzen Reiche geltenden Grundzüge. 

Seitdem hat die bedingte Begnadigung bei uns längst 
die Feuerprobe bestanden und sich im allgemeinen bewährt. 
Ihr Grundgedanke ist Gemeingut der Kulturvölker geworden 
und ist auch im .‚Rechtsbewusstsein des deutschen Volkes 
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fest eingewurzelt, während die prinzipiellen Gegner fast 
ganz geschwunden sind. Für den Vorentwurf zum Deutschen 
StGB. lagen deshalb zwingende Gründe vor, sich die Neu- 
schöpfung in irgend einer Form zu eigen zu machen. 

Die vielen Gestalten, die derselbe Gedanke in den 
modernen Gesetzgebungen angenommen hat, lassen sich 
auf wenige Grundformen zurückführen. Von diesen stand 
dem VE., wenn er seinem Vorsatze, die Schaffung eines 
Phantasierechts zu meiden und überall an die historische 
Entwickelung der Rechtsinstitute anzuknüpfen, getreu bleiben 
wollte, nur die Wahl offen zwischen der bedingten Be- 
genadigung (b.B.) des geltenden Rechts und der ihr am 
nächsten verwandten sogenannten bedingten‘ Verurteilung 
(b. V.). Dagegen konnte für ihn die auch auf der Tagung 
unseres Vereins in Köln. im Jahre 1908 für das ein. 
heimische Recht verworfene unbestimmte Verurteilung (Aus- 
setzung der Straffestsetzung oder wohl gar der Strafver-' 
folgung) des anglo-amerikanischen Systems nicht ernstlich 
in Frage kommen. | 


» 
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Der VE. hat sich nach dem Vorschlage von v. Liszt 
in dessen kritischer Bearbeitung des gesamten literarischen 
Stoffes über unser Thema (vergl. Darstellung d.d. u. ausl. 
Str. Bd. 3) für. die bedingte Verurteilung entschieden 
und nennt ihre Ausgestaltung in den SS 38—41 „bedingte 
Strafaussetzung“ (b. Str.). Diese Stellungnahme des 
VE. bedeutet, wie ich vorausschieken darf, jedenfalls einen 
wohlberechtigten und erfreulichen Fortschritt, der hoffentlich 
auch zum Siege gelangen wird. Die Wahl der Grundform. 
ist aber so streitig und für den weiteren Aus- und Aufbau 
des ganzen Instituts von so ausschlaggebender Bedeutung, 
dass hier die wesentlichen Gründe für und gegen b. V. 
nicht fehlen dürfen, obwohl dieselben schon seit Jahr- 
zehnten in der gewaltig angeschwollenen Literatur und 
letzthin in der erwähnten vergleichenden Darstellung sowie 
in den Motiven zum -VE. vielfach und eingehend“ er- 
örtert sind. s 

Zur Erläuterung der beiden in Frage kommenden 
(‚rundformen diene folgende Zusammenfassung. 

B. V. als auch b. B. haben den Zweck, einem bis 
dahin unbescholtenen Bestraften seine Strafe unter der 
Bedingung zu stunden und zu erlassen, dass er sich inner- 
halb bestimmter Frist einer guten Führung befleissigt. Im 
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übrigen sind sie grundverschieden. Die Einführung der 
b. B. beruht auf landesherrlicher Verordnung, die b. V. 
kann nur durch Reichsgesetz ins Leben gerufen werden. 
Der Ausspruch der b. B. ist ein Verwaltungsakt der 
Landes-Zentralbehörde, dem nach rechtskräftiger Verur- 
teilung Personalermittelungen über den Bestraften voran- 
gehen; b. V. (b. Str.) wird dagegen vom Richter im Urteile 
selbst zugleich mit der Strafe auf Grund mündlicher Ver- 
handlung erkannt, sodass für spätere Nachforschungen und 
Verwilligung der. Vergsünstigung kein Raum bleibt. Die 
Wirkung des Straferlasses nach Ablauf der Bewährungs- 
frist tritt ferner bei b. V. von rechtswegen, bei b. B. aber 
durch landesherrlichen Gnadenakt in Kraft. 


II. 

Eine Gruppe von Angriffen, die von gewichtigen 
Fachmännern gegen die b. V. allein (zum Teil neuerdings 
‚wieder von Birkmeyer in den Beiträgen zur Kritik des 
VE. 1910 S. 55/56) erhoben werden, richten sich im Grunde 
ebensowohl gegen die b. B. Das rührt daher, dass beide 
Institute nur in der technischen Ausgestaltung verschieden 
sind und deshalb stets von denjenigen Gegengründen zugleich 
getroffen werden müssen, die gegen ihren gemeinsamen 
Grundgedanken ins Feld geführt werden. 

Dahin gehört vor allem der Einwand, dass die b. V. 
mit dem Vergeltungszweck der Strafe nicht verträglich 
sei. Auf diesen Mangel haben die der Vergeltungstheorie . 
huldigenden Vertreter der bislang überwiegenden sog. 
klassischen Schule mit vollem Recht hingewiesen. Derselbe 
ist auch nicht einfach damit abgetan, dass der b. V. Straf- 
natur beigemessen wird. Vielmehr sind beide Grundformen 
zweifellos eine Ausnahme von der im allgemeinen auch 
den VE. beherrschenden Vergeltungstheorie, aber ein be- 
rechtigtes Zugeständnis, welches dem Bedürfnisse und Geiste ° 
der modernen Zeit gemacht werden muss. 

Wenn der b. V. ferner vorgeworfen wird, dass sie die 
seneralprävenierende Kraft der Strafdrohung abschwäche 
und im Volke: sogar leicht nach dem Satze „einmal ist 
keinmal“ als Anreiz zu Delikten missdeutet werden könne, 
so sind diese Befürchtungen nach den zufriedenstellenden 
Erfahrungen, welche mit beiden Grundformen auch nach 
dieser Seite hin inzwischen gemacht sind, in ihrer All- 
gemeinheit nicht mehr stichhaltig. Ausserdem können im 
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(Gesetze hinreichende Vorkehrungen zur Verhütung der 
angeregten Gefahr getroffen werden. 

Ebensowenig ist dem Bedenken, dass von der b. V. 
eine hässliche Bevorzugung der besseren Stände zu be- 
fürchten sei, eine ernstliche Bedeutung beizumessen, denn 
gegen solche Auswüchse bürgt die Unparteilichkeit unserer 
sozial empfindenden Richter nicht minder als die einwand- 
freie Art, wie bislang die b. B. gehandhabt worden ist. 

Dagegen verdient die Behauptung der Gegner, dass 
das Sühnebedürfnis des Verletzten nicht befriedigt werde, 
sebührende Beachtung. In richtiger Würdigung dieser 
schwachen Seite, die aber wieder ebensowohl der b. B. 
eigen ist, weist deshalb S 39 VE. wie vorweg bemerkt 
sein mag, den Richter ausdrücklich dazu an, bei der Ent- 
scheidung auch darauf zu achten, ob der Verurteilte sich 
nach Kräften bemüht habe, den angerichteten Schaden 


wieder gut zu machen. Der Ersatz des materiellen Schadens 


wird indessen häufig an der Mittellosigkeit des Täters 
scheitern. Da der Verurteilte ferner im Falle der Ver- 
letzung idealer Güter seiner Pflicht schon genügen wird, 
wenn er Abbitte leistet, bleibt gleichwohl der Misstand 
bestehen, dass der Verletzte, dem das Gesetz Rache und 
Privatgenugtuung untersagt, häufig auf die einzig mögliche 
Sühne durch Bestrafung des Täters wird verzichten und 
auf diese Weise sein Interesse hinter dem der Gesamtheit 


\ 


wird zurücktreten lassen müssen. Dieser Nachteil muss 


nun einmal in den Kauf genommen werden, angesichts der 


Notwendigkeit, in das System des Strafrechts einen ihm 
sonst so fremden erziehlichen Gedanken hineinpassen zu 


müssen. 
IV; 


"Während alle diese Gründe, wie hervorgehoben, für 
die Wahl zwischen b. V. und b. B. nach richtiger Ansicht 
garnicht ins Gewicht fallen, muss mit den Motiven zum 
VE. allerdings freimütig zugegeben werden, dass sich für 
die b. B. manche offenbare Vorzüge vor der b.V. geltend 
machen lassen: Sie wurzelt in dem für die Ausgestaltung 
des Straferlasses am besten geeigneten Boden des Be- 
snadigungsrechts;. sie ist freier und anpassungsfähiger, 
indem sie der Besonderheit jedes Einzelfalles nach Belieben 
Rechnung zu tragen und auch die Strafe zu mildern ver- 
mag, wogegen der Richter nie über das Gesetz hinaus 


kann. Ihre ausschliessliche Handhabung durch die Zentral- 
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leitungen der Bundesstaaten gewährleistet ferner eine 
grössere Gleichmässigkeit ‘ihrer Anwendung, beugt einer 
schablonenhaften Behandlung, zu der die b. V. in der Hand 
des Richters leicht ausarten wird, vorund bietet einen besseren 
Schutz gegen übermässige und unangemessene Verbreitung 
der Vergünstigung. Die ihr vorangehenden Ermittelungen 
über Person und Verhältnisse des Verurteilten sind endlich 
häufig gründlicher, -als sie dem erkennenden Richter bei 
Erlass des Urteils zu Gebote stehen werden. 


V. 


Dennoch musste der VE. an Stelle des Verwaltungs- 
aktes die gesetzlich geregelte Verleihung der bedingten 
Strafaussetzung durch den Richter treten lassen. Das 
Gnadenrecht der Krone ist seinem inneren Wesen nach 
eine Ausnahme vom Gesetze und das Gesetz die Regel. 
Die Gnade ist dazu geschaffen, der höheren Gerechtigkeit 
auch in den .seltenen Fällen zum Siege zu verhelfen, wo 
das summum jus ausnahmsweise zur summa imurıa zu 
werden droht. Wo die Gnade aber zur ständigen Ein- 
richtung wird und die dauernde Korrektur des Gesetzes 
übernimmt, zeigt sich eine Lücke des letzteren, die im 
Verfassungsstaate auf die Dauer nicht geduldet werden 
kann und der Abhilfe durch gesetzliche Regelung bedarf. 
Ein gesetzlicher Zwang wäre aber mit der Würde des 
freien Gnadenrechts, welches über dem Gesetze steht, 
unvereinbar. Ganz undenkbar und ein Verfassungsbruch 
sondergleichen wäre es vollends, wenn man dem Gnaden- 
rechte des Landesherrn eine reichsgesetzliche Regelung 
zuteil werden lassen wollte. 

Daher gibt es keinen anderen gangbaren Weg, als 
die Vergünstigung bei ihrer gesetzlichen Neuordnung dem 
Richter zu übertragen. Dadurch wird dieser keineswegs 
mit einem Gnadenrechte ausgestattet, denn der Straferlass 
ist alsdann nur eine Rechtsfolge und beruht auf dem Gesetz. 
Daher stellt die b. V. sowenig: einen Eingriff in das Gnaden- 
recht dar, wie die b. B. einen Akt der Kabinettsjustiz. 

Wenn die b. B. auch das einfachste‘ Mittel zur Er- 
probung ihres Grundgedankens war, so hat sie doch auf 
die Dauer keine Daseinberechtigung und muss notwendig 
zur b. V. führen. 

Zu diesem Schritte ermutigt ferner das Beispiel des 
Auslandes, welches fast ohne Ausnahme die b. V. in irgend 
einer Form eingeführt hat oder ihre Einführung vorbereitet, 
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während Deutschland mit der Gestaltung seiner b. B. nur 
noch ganz allein dasteht. Dazu kommt, dass Italien sogar 
dieselbe Entwickelung von der b. B. zur b. V. durchgemacht 
hat, wie wir sie jetzt für das Deutsche Reich wünschen 
müssen. 

Sodann fällt für dieselbe Fortentwickelung die jeden- 
falls überwiegende Ansicht der Fachmänner und der öffent- 
lichen Meinung schwer ins Gewicht, welche in der Presse 
und im Reichstage immer wieder durch Vertreter der 
verschiedensten Parteirichtungen gesetzliche Regelung der 
b. V. mit Nachdruck fordert. 

Wenn hiernach allgemeine Erwägungen für die Ein- 
führung der b. V. ausschlaggebend sind, so bietet sie selbst 
doch auch manche Vorzüge, während die erwähnten Vor- 
teile der b. B. teilweise der Einschränkung bedürfen. Die 
b. V. vereinigt in der Hand desselben Richters die Unter- 
suchung und Entscheidung über Gewährung der Vergün- 
stigung, wohingegen die b. B. die-Gerichte. mit gutacht- 
licher Aeusserung, die Organe der Verwaltungsbehörde mit 
Vorermittelungen, diese selbst mit den Vorschlägen und 
die Centralbehörden mit der Entscheidung befasst. Darin 
liegt eine bedenkliche Zerrissenheit des Verfahrens. Die 
Einheitlichkeit der b. V. vermeidet dagegen zugleich das 


peinliche Zwischenstadium zwischen ‘dem rechtskräftigen 


Urteil und der Entscheidung über Strafaufschub, indem sie 
beides mit einander verbinden 
Die mündliche Verhandlung, welche den auch für die 


‚Strafzumessung ($ 81 VE.) bedeutungsvollen persönlichen - 
Verhältnissen des Angeklagten grössere Beachtung schenken 
muss, wird häufig ein eindrucksvolleres Bild von dessen 


wahrer Persönlichkeit liefern, als die leicht einseitigen 
Ermittelungen und Urteile der Verwaltungsorgane, welche 


im Grunde eine Sünde gegen den Geist des modernen 


Prozesses sind. 
Die b. V. befähigt endlich den Richter alle vorkon- 


menden Fälle zu berücksichtigen, während jetzt die Zentral- 


behörden nur die ihnen unterbreiteten Vorschläge zu be- 


urteilen haben und nicht in die Lage kommen, auch unter 


den ihnen vorenthaltenen Verurteilten Auswahl treffen zu 
können. 


VI 


Nach alledem konnte sich der VE. den zwingenden 


Gründen für die b. V. nicht länger verschliessen und tat 
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Recht daran, sich hier auf den Boden des Gesetzes zu 
stellen und die Vergünstigung in die Hand des Richters 
zu legen. Infolge dieser wichtigen Entscheidung ergaben 
sich für den VE. die Richtlinien für den weiteren Ausbau 
des Instituts im Wesentlichen von selbst, sofern er dabei 
die richtige Mitte zwischen Fortschritt und bestehendem 
Recht hielt. Die Art und Weise wie er das Werk vollendet 
hat, verdient jedenfalls bis auf einige wenige Punkte 
unseren Beifall. Er hat es verstanden, seine bedingte‘ 
Strafaussetzung überall in strenger Folgerichtigkeit und 
knapper Form zu einem abgerundeten Gefüge zu gestalten, 
welches sich eng an die b. B. anlehnt und _im grossen 
Ganzen ihr Spiegelbild wiedergibt mit dem Unterschiede, 
dass an Stelle der Verwaltungseinrichtung eine Rechts- 
einrichtung getreten ist. 

Die bedingte Strafaussetzung des VE. besteht in der 
Anordnung, dass die Strafvollstreckung während der Be- 
währungsfrist ausgesetzt werde, um dem .Verurteilten Ge- 
legenheit zu geben, sich durch gute Führung den Erlass 
der Strafe zu verdienen. Ihr Ausspruch ist allein dem 
Richter vorbehalten und erfolgt im Urteil selbst zugleich 
mit der Verkündigung der Strafe. Die Verurteilung ist 
unbedingt und unauslöschlich, sie wird nur mit einer 
resolutiv bedingten Strafaussetzung. verbunden. Deshalb 
ist die allgemein gebräuchliche Bezeichnung b. V. mit Recht 
vom VE. abgelehnt, weil lediglich die Strafaussetzung und. 
der mögliche Straferlass bedingungsweise gewährt werden. 
Dagegen ist die Bezeichnung des VE. „bedingte Straf- 
aussetzung“ keine glückliche. Sie verschweigt das Ergebnis 
der Sache und ist nicht gemeinverständlich.. Der bezeich- 
nendste Ausdruck wäre jedenfalls „bedingter Straferlass“, 
den der VE. gegen den Vorschlag von v. Liszt vermeiden 
will, um nicht den Anschein zu erwecken, als ob der Richter 
| hier ein Gnadenrecht ausübe. Diese Rücksichtnahme auf 
die Gegner geht indessen zu weit und vermag die Wahl 
des unzweckmässigen Ausdrucks nicht zu rechtfertigen. 
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Die einzelnen Bestimmungen der SS 38—41 VE. lassen 
erkennen, dass ihre Redaktoren durchweg mit Erfolg bemüht 
gewesen sind, den früher besprochenen Bedenken die Spitze 
abzubrechen. Zunächst zeigen die Voraussetzungen für 
Gewährung der b. Str. das Bestreben, ihrer übermässigen 
Ausdehnung durch eine über das Mass der b. B. hinaus- 
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sehende Bindung des Richters entgegen zu arbeiten und 
dabei die Gleichmässigkeit in der Anwendung der b. Str. 
möglichst zu fördern. Die b. Str. wird nämlich beschränkt 


1. auf solche Verurteilte, die zu einer Freiheitsstrafe 
wegen Verbrechens oder Vergehens noch nicht verurteilt 
waren. Danach ist wiederholte Strafaussetzung ausge- 
schlossen, es sei denn, dass dem früheren Falle eine Ueber- 
tretung zu Grunde lag. 

2. Auf Freiheitsstrafen bis zu 6 Monaten unter Aus- 
ne der Geldstrafen. 

3. Sie setzt die notwendige Feststellung voraus, dass 
der Täter nach den Umständen der Tat und seinem Vor- 
leben der Rücksichtnahme würdig sei und zu der Erwartung 
künftigen Wohlverhaltens berechtige. 

Ferner ist der Richter instruktionell angewiesen, auf 
die Beweggründe, die seit der Tat verflossene Zeit sowie 
auf das Verhalten des Verurteilten nach der Tat zu achten, 
insbesondere, wie schon früher hervorgehoben, darauf, ob 
er sich nach Kräften bemüht hat, den angerichteten Schaden 
wieder gut zu machen. 


4. Sie soll vorzugsweise den jugendlichen Voritteilten 
zu teil werden, andrerseits also den Erwachsenen nicht 
grundsätzlich versagt bleiben. 

5. Die Gewährung ist in das freie Ermessen des Rich- 
ters gestellt, welcher. unter ‘den angeführten Bedingungen 
auf Strafaussetzung erkennen Kann und nicht muss. 


Diese engen Grenzen für die Zulässigkeit der b. Str. 
sind ausserdem darauf berechnet und geeignet, einer un- 
günstigen Rückwirkung auf das Rechtsbewusstsein im Volke 
und einer DERWACHUNS der Autorität des Gesetzes vorzu- 
beugen. 

Demselben Zwecke dient der von der B B: fiber- 
nommene Grundsatz, dass der Verurteilte sich den Straf- 
erlass nur durch gute Führung innerhalb einer vom Richter 
zu bestimmenden Bewährungsfrist von zwei bis fünf Jahren 
bei Verbrechen und Vergehen und von ein bis zwei Jahren 
bei Uebertretungen als Lohnrecht verdienen kann. Der 
VE. hat sich also zu seinem Vorteil nicht darauf beschränkt, 
während der Bewährungsfrist schematisch nur die gesetz- 
mässige Führung des Verurteilten auszubedingen. Mit 
dem Erfordernis der guten Führung setzt er sich zwar in 
Gegensatz zu der Ansicht von v. Liszt a. a. O. S. 82, der 
diesen Begriff für zu dehnbar hält, um ihn im Gesetze zu 
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verwerten; er rec htfertigt aber seinen Standpunkt aus über- 
zeugenden Gründen in den Motiven. 

Es wäre in der Tat ein unerträglicher Misstand, wenn 
der Straferlass trotz offenbarer schlechter Führung während 
der Strafaussetzung nur deshalb rechtskräftig werden müsste, 
weil der Verurteilte es vermieden hätte, mit dem Str africhter 
in Konflikt zu kommen. 


Durch Vergleich mit S 39 VE. ergibt sich auch zur 
‚Genüge, was unter guter Führung verstanden werden soll. 
Die Vergünstigung soll nur demjenigen Täter verwilligt 
werden, dersich nach seinem Vorleben und den Umständen 
der Tat bis auf diese so gut geführt hat, dass er zu der 
- Hoffnung auf eben solche künftige Führung berechtigt. 
Mithin soll dieselbe schlechte Führung nach der Verur- 
teilung den Widerruf der Strafaussetzung herbeiführen, 
welche vor der. Verurteilung die Strafaussetzung vereitelt 
hätte. Wie der Richter ferner in der Beurteilung des Vor- 
lebens des Täters bei Ausspruch der b. Str. nicht beschränkt 
wird, so wäre es nicht angebracht, ihm dieselbe freie Be- 
urteilung der Führung des Verurteilten während der Schwebe- 
zeit zu versagen. | 


MILE 


Man muss indessen bedauern, dass der VE. hierbei 
stehen bleiben und dem Richter nicht die Befugnis beilegen 
will, dem Verurteilten als Ansporn noch weitere Bedingungen 
aufzuerlegen, so namentlich die Stellung unter Schutzauf- 
sicht und die Leistung von Schadenersatz an den Verletzten. 
Eine Bestimmung dieser Art würde ohne Schwierigkeit in 
das System der b. Str. hineinpassen und es ermöglichen, 
dass sich auf diesem Wege auch bei uns eine heilsame 
Entwickelung der Schutzaufsicht des anglo-amerikanischen 
Rechts anbahnen könnte. 

Ich empfehle nicht von vornherein die allgemeine 
obligatorische Schutzaufsicht für die Jugendlichen, wie 
v. Liszt und andere, sondern die fakultative Schutzauf- 
sicht. Sie würde zunächst nur einen Versuch zur Ein- 
bürgerung der uns fremden behördlichen Schutzaufsicht in 
die Wege leiten. Diesem Gedanken steht auch unser Verein 
nach seinem Beschlusse auf der Tagung zu Köln, dass die 
Schutzaufsicht für straffällige Jugend im Stadium der b. B. 
reformatorisch verwertbar sein könne, nicht unsympathisch 
gegenüber. 
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Unsere Schutzvereine würden nach der Stellungnahme 
ihres Verbandes den auf Organisation der Schutzhilfe und 
Gewinnung der geeigneten Pfleger und Fürsorger gerichteten 
Bestrebungen bereitwillig entgegenkommen. Und zweifellos 
ist die behördliche . Schutzaufsicht, welche ganz etwas 
anderes ist als die vielgeschmähte Polizeiaufsicht, auch 
für unsere straffällige Jugend häufig ein dringendes Be- 
dürfnis. Wenn die Motive dies nicht anerkennen wollen, 
so darf ich darauf hinweisen, dass ein grosser Teil der. 
Jugend sich aller elterlichen Gewalt des bürgerlichen 
Gesetzbuchs zum Hohne schon der Aufsicht der Eltern 
und Erzieher entzieht und um so mehr die freiwillige 
Schutzhilfe der Fürsorgevereine verschmähen wird. 


In gleicher Weise wird sich, wie oben erwähnt, in. 
geeigneten Fällen bei der b. Str. die Auflage an den Ver- 
urteilten empfehlen, dem Verletzten nach Möglichkeit seinen 
Schaden zu ersetzen. Diese Pflicht würde dem gefährdeten 
Sühnebedürfnisse des letzteren in noch höherem Masse 
Rechnung tragen, als die oben besprochene Bestimmung 
im $ 39 VE., wonach das redliche Bemühen des Verurteilten 
um Ausgleich des Schadens von Einfluss auf die Erlangung 
der Vergünstigung sein soll. | 


| IX. 

Die Wirkung der b. Str. ist vom VE. seinem Systeme 
entsprechend so geordnet, dass ihr Widerruf entweder 
automatisch von rechtswegen oder kraft richterlicher Ent- 
scheidung eintritt, widrigenfalls die Strafe mit dem Ablaufe 
der Bewährungsfrist als erlassen gilt. Erneute Verurteilung 
zu Freiheitsstrafe wegen Verbrechens oder vorsätzlichen 
Vergehens hat ohne Rücksicht auf die Zeit der Tat Verlust 
der Vergünstigung zur Folge, sobald das Urteil innerhalb 
der Frist ergeht. Dagegen entscheidet der Richter der 
Nachtat über den Wegfall der Strafaussetzung, falls auf 
eine andere Strafe erkannt wird oder ein anderes Delikt 
zu Grunde liegt oder die neue Tat so geringfügig erscheint, 
dass die Annahme guter Führung durch sie nicht aus- 
geschlossen wird. 


Im übrigen steht die Aneraaar der Strafvolenein 
dem Gerichte zu, welches auf Strafaussetzung erkannt hat, 
wenn der Verurteilte sich, abgesehen von einer neuen 
Bestrafung, innerhalb der Frist schlecht führt. Der Wider- 
ruf dürfte solchenfalls auch nach Fristablauf nicht aus- 


geschlossen sein, sofern nur die schlechte Führung noch 
in die Frist fiel. Dabei kommt dem nachträglichen Straf- 
vollzuge das Ruhen der Verjährung für die Dauer der 
Bewährungsfrist nach $ 99 VE. zu statten. Dasselbe Gericht 
würde auch bei Nichterfüllung der vorhin vorgeschlagenen 
besonderen Auflagen zu befinden haben. 


Der Straferlass tritt zwar kraft Gesetzes ein, Tat und 
Verurteiluug bleiben aber bestehen. Die Verurteilung wird 
folgerichtig im Strafregister verzeichnet, kann hier aber 
nach längerer Zeit bei guter Führung gelöscht werden. 
(VE 851.) Sie vermag dagegen den die Strafverbüssung 
erfordernden Rückfall (VE. $ 87) nicht zu begründen. 


X. 

In der sehr bestrittenen Frage, ob Strafaussetzung 
auch hinsichtlich der Geldstrafen zu gewähren sei, hat der 
VE. ebenfalls an dem Standpunkte der b. B. festgehalten 
und die Vergünstigung den zu Geldstrafe Verurteilten grund- 
sätzlich versagt. 

Das ist entschieden zu billigen. Die Strafaussetzung 
würde sonst bei der gewaltigen Zahl von Geldstrafen und 
‚Erstbestraften einen unbegrenzten Umfang annehmen und 
namentlich die abschreckende Wirkung der Polizeistrafen 
denn doch allzusehr lähmen. Ausserdem handelt es sich 
dabei in vielen Fällen um solche Kleinigkeiten, dass sich 
bei ihnen der umständliche Apparat der Strafaussetzung 
überhaupt nicht verlohnen würde. Ueberdies hat der VE. 
auf die Milderung der Geldstrafen auch sonst schon durch 
ihre Bemessung nach den Vermögensverhältnissen des 
Täters, durch Bewilligung von Fristen und Teilzahlungen 
sowie durch die Möglichkeit, sie abverdienen zu können 
($$ 30—32 VE.) genügend Rücksicht genommen. Es kommt 
hinzu, dass ein Hauptgrund für die b. Str., die Nachteile 
kurzer Freiheitsstrafen, hier. nicht mitspricht. 

Der VE. hat aber im 841 die b. Str. hinsichtlich der an 
die Stelle uneinbringlicher Geldstrafen tretenden Freiheits- 
strafen (Gefängnis und Haft) für anwendbar erklärt, in 
der Erwägung, dass dies die notwendige Folge davon sei, 
dass man die Vergünstigung bei Freiheitsstrafen überhaupt 
zulasse, denn sonst ergebe sich der Widerspruch, dass der 
Mittellose, der eine geringe Geldstrafe erhalten habe, seine 
Strafe absitzen müsse und der von vorn herein mit Freiheits- 
strafe Belegte b. St. erlangen Könne. 


Das Gericht soll sich mit der Strafaussetzung jedoch 
erst befassen, sobald feststeht, dass der Fall der Voll- 
streckung der Ersatzstrafe gegeben ist; dadurch soll ihre 
frühere Gewährung im Urteile vermieden werden, welche 
den Bestraften doch nur dazu anreizen würde, sich der 
Strafzahlung zu entziehen. 


Auch diese Regelung muss zwar empfohlen werden, 
sie wird aber denselben praktischen Schwierigkeiten be- 
gegnen, welche ihre Anwendung auch bislang schon unter 
der Herrschaft der b. B. in hohem Masse beeinträchtigt 
haben). Ich urteile hier allerdings nur nach eigener Än- 
schauung und Erfahrung. Danach ist der Richter in der 
Regel ausser stande, die zahlreichen Fälle, in denen er 
wegen Uneinziehbarzeit der Geldstrafe zum Vollzuge der 
Freiheitsstrafe schreitet, auch nur oberflächlich zu sichten 
und daraufhin zu prüfen, ob sie sich zur b. Str. eignen. 
Dazu fehlt es bei den meist im summarischen Verfahren 
Bestraften auch an den notwendigsten Unterlagen. Er 
wird daher dem Vollzuge der subsidiären Freiheitsstrafe 
stets freien Lauf lassen, und über b.Str.nur auf Antrag, 
aber fast nie von Amtswegen entscheiden können. “Dies 
Vorgehen ist sogar zweckmässig, weil viele fruchtlos 
(sepfändete sich zur Zahlung erst vor den Pforten des 
(sefängnisses bequemen; es bietet aber keine Gewähr dafür, 
dass jugendliche Erstbestrafte, die zweifellos b. Str. verdient 
hätten, immer dem Gefängnisse ferngehalten werden. 


Praktische Vorschläge zur Abhilfe dieses Misstandes 
sind schwerlich möglich. Ich kann mich deshalb nur mit 
gemischten Gefühlen für die unveränderte Beibehaltung 
des $ 41 VE. aussprechen und glaube ihm für die Praxis 
nur eine untergeordnete Bedeutung prophezeien zu müssen, 
die wider den Willen des Gesetzes und den Wunsch seiner 
Freunde ist. 


XL. 
Nach alledem darf ich mein Gutachten dahin zu- 
sammenfassen, | 
dass ich die bedingte Strafaussekzusg nach dem Vor- 
entwurf zum deutschen Strafgesetzbuch (VE. 8$ 38—41) 


zur Aufnahme in das neue deutsche a al mit 
der Abänderung empfehle, dass 


") v. Liszt a,a.0. S. 67, 68 hält sie überhaupt für unbrauchbar. 
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a) statt der Bezeichnung „bedingte Strafaussetzung“ 
— „bedingter Straferlass“ gewählt wird und dass 

b) der Richter noch die Befugnis erhält, dem Ver- 
 urteilten als besondere Bedingung der Strafaussetzung auch 
die Schutzaufsicht und die Pflicht auferlegen zu dürfen, 
dem Verletzten nach Möglichkeit den Schaden zu ersetzten. 


Die Behandlung des Rückfalls 


und der gewerbs- und gewohnheitsmässigen Verbrecher, 
SS 87, 88, 89 des VE. 


Von Strafanstaltsdirektor Ülement-Butzbach. 


Rückfällig im weitesten Sinne ist, wer binnen gewisser 
Zeit nach vorausgegangener rechtskräftiger Verurteilung 
wegen eines früheren Verbrechens .(d. i. einer durch das 
Strafgesetz verbotenen Handlung) ein neues Verbrechen 
verübt; rückfällig im engeren Sinne, wer innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums nach gänzlicher oder teilweiser Ver- 
büssung oder Erlassung der wegen eines früheren Ver- 
brechens zuerkannten Strafe ein neues Verbrechen begeht. 

Ist die spätere Straftat gleich oder verwandt mit der 
früher abgeurteilten oder abgestraften, so spricht man von 
gleichartigem, im anderen Falle von ungleichartigem Rück- 
fall, und wenn man ihn nach der rechtlichen Qualifikation 
der früheren und der nachgefolgten Straftat einteilt, vom 
Rückfall von Verbrechen zu Verbrechen, von Verbrechen 
zu Vergehen, von Vergehen. zu Vergehen. und von Ver- 
gehen zu Verbrechen. 

Von Bedeutung ist die Frage, ob der Gesetzgeber den 
Rückfall’als Strafschärfungsgrund obligatorisch vorschreibt, 
wie beispielsweise der VE., oder nur fakultativ zulässt, 
und ob.erst- oder mehrmaliger Rückfall die Voraussetzung 
für die Schärfung der Strafe bildet. 

Jeder Rückfall bedeutet einen Misserfolg der strafen- 
den Tätigkeit des Staates und rechtfertigt in .der Regel 


den Schluss, dass die erste verhängte Strafe nicht aus- 
reichend gewesen ist, den Verbrecher von der Begehung 
neuer Straftaten abzuhalten, ihn unter die Rechtsordnung 
zu beugen, dass sie keinen oder nicht den erwarteten Ein- 
druck auf ihn gemacht hat. Daher hat die Gesetzgebung 
nicht nur vom Standpunkt der Zweckmässigkeit, weil ein 
Uebel von grösserem Umfang und festerem Bestand mit 
stärkeren Mitteln bekämpft werden muss, sondern auch 
vom Standpunkt gerechter Vergeltung, weil der Täter 
durch die vorangegangene Strafe gewarnt war und bei 
der nachfolgenden Tat ein höherer Grad der Verschuldung 
angenommen wurde, die Strafe gegen den Rückfälligen 
sesteigert, indem sie dieselbe dem Masse nach erhöhte 
oder der Art nach schärfte. Bei diesen gesetzgeberischen 
Massnahmen beansprucht die Frage besonderes Interesse, 
ob nur gleichartiger oder auch ungleichartiger Rückfall 
die Str afschärfung begründen soll. Während ungleichartiger 
Rückfall in England und nach dem schweizerischen Entwurf 
genügt, fordern die meisten übrigen Gesetzbücher gleich- 
artigen Rückfall und zwar einige Vorbestrafung wegen 
der gleichen. Straftat, andere wegen eines verwandten 
Verbrechens und wieder andere, so der österreichische 
Strafgesetzentwurf SENSE der Triebfeder bei beiden 
“Delikten. 

Daneben ist die Frage an ohne Bedeutung, ob zur 
Begründung des Rückfalls schon die Verurteilung 
wegen eines früheren Verbrechens genügt (wie in Württem- 
berg, Frankreich, England und ausnahmsweise im 8 362, 
Abs. 2 unseres Strafgesetzbuchs) oder ob völlige oder doch 
teilweise Verbüssung der Strafe zu fordern Sei, was be- 
kanntlich unser jetziges Strafgesetzbuch in seinen Rück- 
fallsvorschriften verlangt. | 

Von besonderer Wichtigkeit ist schliesslich noch die 
Frage, ob der Rückfall als allgemeiner Strafschärfungsgrund 
oder nur als besonderer, bei einzelnen bestimmten Delikten 
zu verwenden ist. = 

Im römischen Recht in schwankender Weise behandelt, 
ist auch in den mittelalterlichen Quellen der Rückfall nicht 
mit Sicherheit als allgemeiner Strafschärfungsgrund zu er- 
kennen. Anders die gemeinrechtliche Praxis und fast 
sämtliche neueren Gesetze, nach denen dem Rückfall in 
der Tat eine allgemeine strafschärfende Wirkung beigelest 
wurde, während das geltende deutsche Strafrecht, davon 
zurücklenkend, den Rückfall als Strafschärfungsgrund nur 
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in den SS 244, 245, 250 No. 5, 261, 264 und in einzelnen 
Nebengesetzen, besonders Zoll- und Steuergesetzen kennt, 
wozu noch die Bestimmungen des Militärstrafgesetzbuchs 
($ 13, 70, 71, 114, 122) treten. 

Im Gegensatz zu seinem Vorbilde, dem preussischen 
Strafgesetzbuch, Kennt also das deutsche Reichsstrafgesetz 
den Rückfall und zwar als obligatorischen Strafschärfungs- 
srund nur bei Diebstahl, Raub, dem Raube gleichen Delikt, 
bei Hehlerei und Betrug; im übrigen kann er nur bei der 
richterlichen Strafzumessung kraft richterlichen Ermessens 
Beachtung finden. Die Vorbestrafung muss im Inland er- 
tolgt sein, ausländische Vorstrafen bleiben unberücksichtigt; 
Rückfallsschärfung ist überall ausgeschlossen, wenn seit 
.der völligen oder teilweisen Verbüssung oder dem Erlass 
der Strafe oder der letzten Strafe bis zur Begehung der 
neuen Straftat zehn Jahre verflossen sind. 

Diese von Wach als kasuistisch, -willkürlich und in 
sich widerspruchsvoll gegeisselten, vorzugsweise auf den 
Schutz der materiellen Rechtsgüter abzielenden und darum 
zu eng gefassten, einseitigen und ungenügenden Rückfalls- 
vorschriften waren allerdings nicht geeignet, das bedroh- 
liche Ansteigen der Kriminalität zu verhindern. Zu diesem 
einen Fehler der Gesetzgebung kam der zweite, dass bei 
allen Rückfallsdelikten mildernde Umstände zugelassen 
waren, ohne dass das Gesetz dieselben hier oder ander- 
wärts näher bezeichnete, sondern es einfach dem Richter 
überliess, darüber zu befinden, was er als solche ansehen 
wollte. Eine Folge dieser mangelhaften Gesetzgebung war, 
dass die Strafrechtspraxis auch da mildernde Umstände 
zubilligte, wo der ordentliche, für die gewöhnlichen Fälle 
bestimmte Strafrahmen anzuwenden war, und dass die 
Gerichte für Durchschnittsfälle nicht Durchschnittsstrafen, 
sondern erheblich darunter liegende erkannten, dass in 
unserer Judikatur in der Mehrzahl nur die gesetzlichen 
Mindeststrafen verhängt wurden. Diese milde Auffassung 
der Richter trat deutlich in dem Zurückgehen der Zucht- 
hausstrafe zutage. 

Mildernde Umstände wurden (ich entnehme die Zahlen 
Radebruch Vergl. Darstellung, Allgemeiner Teil 3 S. 199) 
bei 14 daraufhin statistisch untersuchten Verbrechens- 
arten zugebilligt 1889—1893 in 65 %,, 1894—1898 in 70%; 
1899—1903 in 74% der Fälle, spezgell beim einfachen 
Diebstahl in 65, 71 und 74%, beim schweren Diebstahl 
sogar in 80, 85 und 89%, der Fälle. Mit Recht folgert 
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Radebruch hieraus: „Die Bedingung des Vorliegens 
mildernder Umstände hat also die richterliche Strafbe- 
messung vom Minimum fortzudrängen nicht vermocht. 
Wenn man die mildernden Umstände einfach streicht und 
die Strafrahmen sich ohne Zensur von der Mindeststrafe 
des heutigen ordentlichen bis zur Höchststrafe des heutigen 
ordentlichen Strafrahmens spannen liesse, so würde das den 
heutigen Zustand nicht mehr weiter verschlechtern können, 
sondern nur ehrlich zum Ausdruck bringen.“ 

Auch der Strafvollzug in unseren modernen, praktisch 
eingerichteten, allen hygienischen Anforderungen der Neu- 
zeit entsprechenden Strafhäusern ist milder oder doch für 
den Verbrecher bequemer geworden als früher. Der Straf- 
vollzug hat, das lässt sich nicht leugnen, von seiner ab- 
schreckenden Wirkung entschieden eingebüsst ; „selbst das 
Zuchthaus hat in der Praxis unseres Strafvollzugs längst 
vielfach den Charakter der Versorgungsanstalt für Unver- 
besserliche erhalten.“ (Mittermaier, Zeitschrift für 
Rechtspflege in Bayern, 6. Jahrgang S. 172). 

Die jährlichen Veröffentlichungen des Kaiserlichen 
statistischen Amtes (mit dem Jahre 1882 beginnend) bringen 
die Zahlen der verurteilten Personen und seit dem Jahre 
1894 in einer besonderen Zusammenstellung die Zahlen 
der verurteilten Rückfälligen. Die Statistik versteht, ab- 
weichend von unserem Strafgesetzbuch, unter Rückfälligen 
die schon ein- oder mehreremal wegen irgend eines Ver- 
brechens oder Vergehens vorbestraften Personen, Berück- 
sichtigt sind nur Verurteilungen wegen solcher Verbrechen 
oder Vergehen, die durch Reichsgesetze bedroht sind. Es 
liegen die Nachweisungen über die Verurteilten der Jahre 
1894—1897 und über deren Rückfall innerhalb des an das 
Verurteilungsjahr anschliessenden Quinquenniums vor. Die 
Statistik zeigt (ich folge hier den Angaben Aschaffenburgs 
in seinem für den 28. Deutschen Juristentag  erstatteten 
(Gutachten, Rückfall, gewohnheitsmässiges und gewerbs- 
mässiges Verbrechertum Verhandlung 2. Bd. S. 19) dass 
sich die Zahl der Rückfälle nicht gleichmässig auf die 
fünf, dem Verurteilungsjahr folgenden Jahre verteilt, son- 
dern im ersten Jahre 9,9, im zweiten 7,7, im dritten 5,3, 
im vierten 4,0, im fünften 3,1% betrug, während von 
100000 im Jahre 1902 Verurteilten noch in demselben Jahre 
wegen eines nach deg Verurteilung begangenen Verbrechens 
oder Vergehens 3128 wiederum verurteilt wurden, von 
je 100000 bereits Vorbestraften sogar 5041.* Der Rückfall 


so folgert Aschaffenburg, tritt also um so schneller ein, wenn 
es sich um einen Menschen handelt, dem das Verbrechen 
nichts fremdartiges mehr ist. Von den erstmals Ver- 
urteilten wurden im folgenden Jahrfünf 15,8 von den schon 


-. früher einmal Verurteilten 39,0, von den zwei- bis viermal 


Verurteilten 54,7 und von den fünfmal und öfters Ver- 
urteilten 72,8 %, innerhalb der nächsten fünf Jahre von 
neuem bestraft. 

Die Aufstellungen der Statistik ergaben, dass unter 
Berücksichtigung der Bevölkerungszunahme die Zahl der 
Verurteilungen unbestrafter Personen etwas zurückgegangen 
ist, dass aber die Zahl der rückfälligen Verbrecher in be- 
denklichster Weise zugenommen hat. Man hat nun zwar 
den Wert der Beobachtung der Massen und die Beweiskraft 
ihrer ziffermässigen Ergebnisse angezweifelt und abzu- 
schwächen versucht, allein zwei Tatsachen lassen sich 
nicht wegleugnen: das Anwachsen der Kriminalität der 
Jugendlichen, die bekanntlich grösser ist als die der Er- 
wachsenen (während die Kriminalitätsziffer der männlichen 
Personen überhaupt seit 1882—1905 um 26°/, gestiegen ist, 
hat sich die der männlichen Jugendlichen um 36°/, ver- 
mehrt) und die des gewerbs- und gewohnheitsmässigen 
Verbrechertums, das seine gefährlichsten Vertreter unter 
den internationalen Berufsverbrechern besitzt. 

Diese Tatsachen haben wesentlich äuf die Erhöhung 
der Rückfallsziffer eingewirkt, denn je jugendlicher der 
Täter bei der Begehung seiner ersten Straftat war, um so 
grösser ist für ihn die Gefahr des Rückfalls (unter 3925 
im Jahre 1906 eingelieferten Zuehthausgefangenen in 
Preussen waren nicht weniger als 1111, also fast 30°, vor 
dem 18. Lebensjahre mit einer Freiheitsstrafe belegt) und 
die Gewohnheitsmässigkeit pflegt sich zwar nicht immer, 
aber doch in den meisten Fällen im Rückfall zu offenbaren. 

Daher kann ich mich den Ausführungen Högels (Ver- 
handlungen des 28. Deutschen Juristentags Bd. III S. 389 ff), 
der die Wucht der statistischen : Zahlen abschwächen 
möchte, nicht anschliessen und ebensowenig den Bemer- 
kungen meines Kollegen Finkelnburg (J. K. V. Mittei--. 
lungen Bd. XIII S. 446) beipflichten, wenn er von einer 
Bagatellkriminalität, selbst bei vielen Zuchthausfällen 
spricht und behauptet, dass unter den Rückfälligen zwar 
die meisten unbequem und lästig, aber relativ harmlos 
seien und dass der Prozentsatz der Gemeingefährlichen 
nur ein relativ kleiner sei. 
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Auf die geistig Minderwertigen und Krüppelhaften 
unter den Rückfälligen und deren Versorgung werde ich 
unten noch zu sprechen kommen. 

Die Bestimmungen unseres Strafgesetzbuchs über den 
Rückfall sind besserungsfähig und -bedürftig. So sehr man 
nun auch von dieser Notwendigkeit überzeugt ist, SO ver- 
fehlt wäre es, von einer Reform des Strafrechts und des 
Strafvollzugs alles zu erwarten. Die Kriminalität hat ihre 
Wurzel vorzugsweise in den gesellschaftlichen Verhältnissen; 
die Strafe ist nur ein und noch nicht einmal das wichtigste 
Glied in der Kette der Mittel, die im Kampfe gegen den 
Rechtsbruch bereit gestellt werden müssen. Wer die 
Kriminalität wirksam bekämpfen will, muss die soziale 
Lage bessern oder umgestalten. Viel mehr als von einer 
Reform des Strafrechts ist zu hoffen von einer Verbesserung 
der Armenpflege, die die Kranken, die Krüppel, die geistig 
Minderwertigen versorgt, viel mehr von der Schaffung ge- 
sunder, geräumiger Wohnungen, damit der wachsenden 
Unsittlichkeit in den Städten gesteuert wird, viel mehr von 
der Ausbreitung der Volksbildung, denn Wissen ist Macht, 
nicht nur eine schöpferische und erwerbliche, sondern auch 
eine sittliche Macht, viel mehr von der Bekämpfung der 
Prostitution und des Alkoholismus, viel mehr von der Aus- 
gestaltung des Arbeitsnachweises und von einer geregelten 
und rührigen Fürsorge für die Entlassenen. Jeder Kriminal- 
politiker ist sich darüber klar, dass eins der besten Mittel, 
die Kriminalität und den Rückfall zu verhindern darin 
besteht, dem Gefangenen bei seiner Rückkehr in die Frei- 
heit zu einem geordneten Leben zu verhelfen, ihm bei 
seiner Entlassung Gelegenheit zu sofortiger Arbeit zu ver- 
schaffen. | | 

Aber auch der Gesetzgeber darf nichtmüssig bleiben ; 
eine weitgehende Reform, eine grundlegende Aenderung 
unseres Strafrechts und Strafvollzugs ist notwendig; mit 
einer einfachen Verschärfung der Bestimmungen über den - 
Rückfall ist nicht geholfen. | 

Die Statistik hat gezeigt, dass der Unbestrafte der 
Gefahr der 'Straffälligkeit weniger ausgesetzt ist wie der 
Vorbestrafte, der Gefahr des Rückfalls, wie derjenige, der 
schon mit dem Gefängnis Bekanntschaft gemacht hat. 
Mag der Grund dieser Erscheinung zum Teil darin zu 
finden sein, dass für den Vorbestraften die Gefahr entdeckt 
zu werden grösser ist, als für den Unbestraften, weil die 
Polizei auf ihn aufmerksam geworden ist und ihn kennt, 
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' der andere, psychologische Grund ist ungleich wichtiger 
und beachtenswerter. | Ä 
Dem Unbestraften gelingt es leichter, den zur Be- 
gehung einer strafbaren Handlung drängenden Trieb zu 
beherrschen; denn er besitzt viel mehr Hemmungsvor- 
stellungen. Sein Ehrgefühl ist noch nicht abgestumpft, 
nicht die Furcht vor der Strafe und der mit ihr verbundenen 
wirtschaftlichen Nachteile allein, auch die Furcht vor der 
mit der Bestrafung verbundenen Schande, die Furcht vor 
der Aechtung durch die Volksgenossen, vor dem Makel 
gesessen zu haben, hält ihn ab, etwaigen verbrecherischen 
Neigungen zu folgen. Daher soll der Gesetzgeber seine 
Bürger möglichst lange vor Freiheitsstrafen bewahren. 
Der d. VE. versucht das in. der verschiedensten Weise. 
Zunächst dadurch, dass er die Geldstrafe bei leichteren 
Fällen in weiterem Masse wie bisher zur Anwendung bringt 
und sie häufiger neben den Freiheitsstrafen wahlweise 
zulässt, dass er durch Erhöhung ihres Maximums im be- 
 sonderen Teil bei den einzelnen Delikteu ihre Verwendbar- 
keit ausdehnt, durch die Bestimmung, dass sie nach den 
Vermögensverhältnissen des Verurteilten zu bemessen sei, 
sie zu einem gerechten Strafübel ausgestaltet und dadurch, 
dasser die Tilgung derselben durch freie Arbeit zulässt, einen 
schon längst ausgesprochenen, berechtigten Wunsch erfüllt. 
Der d. VE. hat den nach dem geltenden Strafgesetz- 
buch nur Jugendlichen gegenüber zulässigen Verweis im 
S 57 als allgemeines: Strafmittel aufgenommen und in den ı 
S$ 38—41 die im wissenschaftlichen Streite vielfach be- 
gehrte und bekämpfte bedingte Strafaussetzung geregelt. 
Sie wird durch das Gericht solchen Personen gegenüber 
angewendet, die bisher wegen Verbrechens oder Vergehens 
zu einer Freiheitsstrafe noch nicht verurteilt waren. 
Nach dem $83 Abs. 1 kann das Gericht in besonders 
leichten Fällen von einer Strafe überhaupt absehen. 
Durch diese von sozialem und menschlichem Empfinden 
durchdrungenen Massnahmen "hat der Entwurf die An- 
wendung; der Freiheitsstrafen namentlich gegen Unbestrafte 
wesentlich beschränkt, leider aber auch einen Schönheits- 
fehler behalten, indem er die in ihrer verderblichen Wirkung 
erkannten und auf das lebhafteste bekämpften kurzen 
Freiheitsstrafen beibehalten hat. Nicht unerwähnt darf 
hier auch die nach dem $ 50 zulässige Rehabilitation 
bleiben, d. h. die Wiedereinsetzung in die durch eine Ver- 
urteilung verlorenen bürgerlichen Ehrenrechte und die 
Löschung der Strafe in dem Strafregister; denn es ist eine 


Erfahrungstatsache, dass bestraften :Personen trotz des 
redlichsten Bemühens bei ihrem Fortkommen Schwierig- 
keiten entstehen, sobald ihre Bestrafung bekannt wird. 

Um dem Verbrechen den Zuzug abzuschneiden, hat 
der d. VE. die Altersgrenze der Strafmündigkeit auf das 
vollendete 14. Lebensjahr hinaufgerückt und den Richter 
unter gewissen Voraussetzungen, z. B. bei mangelhafter 
Erziehung, ermächtigt, von Strafe überhaupt abzusehen und 
an ihrer Stelle den Täter der staatlich überwachten Er- 
ziehung zu überweisen. 

Auch die veränderten und verbesserten Bestimmungen 
des d. VE. über die vorläufige Entlassung dürften geeignet 
sein, den Rückfall zu vermindern. Nach der Begründung 
ist sie auch beim Rückfall zulässig. Wenn sie hier von 
Wirkung sein soll, muss mit der seitherigen Praxis, bei der 
sie kaum je einem Rückfälligen zu teil wurde, gründlich 
gebrochen werden. Es wäre daher besser, wenn sie auf- 
hörte eine durch die Justizverwaltung zu gewährende Ver- 
sünstigung zu sein, wenn vielmehr dem Gefangenen bei 
guter Führung ein Recht auf vorläufige Entlassung ein- 
geräumt und diese dadurch zu einem regelmässigen Schluss- 
stadium der Strafvollstreckung bei längeren Freiheitsstrafen 
erhoben würde. Da gerade in der ersten Zeit nach der 
Entlassung die Zahl der Rückfallsfälle besonders gross ist, 
würde die mit der vorläufigen Entlassung notwendig ver- 
bundene und mit dieser sogleich einsetzende Schutzauf- 
sicht der Fürsorgevereine oder geeigneter Privatpersonen 
manchen energielosen, rückfälligen Schwächling vor wei- 
terem Rückfall schützen. 

Von sehr geringer Bedeutung wird die Aufhebung der 
Polizeiaufsicht sein, denn diese ist im d. VE. zwar dem Namen 
nicht aber dem Wesen nach beseitigt; die Aufenthalts- 
beschränkung des $55 des d. VE. ist in ihrer Wirkung vom 
$ 39 pos. 1 und 2 des geltenden Strafgesetzes kaum zu 
unterscheiden. Eine Unterlassungssünde ist es, dass nach 
dem d.VE. die Frage der Ausweisung lästiger Ausländer nicht 
von Reichswegen geregelt wird. 

Das geltende Strafgesetzbuch kennt keine besonderen 
Bestimmungen über die Bestrafung vermindert zurechnungs- 
fähiger Personen, ebenso wenig darüber, was mit ihnen im 
Falle der Freispreehung oder nach Strafverbüssung zu ge- 
schehen ‚habe. Diese Lücke des bestehenden Rechts sucht 
der d. VE. durch die Vorschriften der S$ 63 Abs. 2 und 3 und 
Ss 65 auszufüllen, indem er einerseits den vermindert Zu- 
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rechnungsfähigen eine mildere Strafe, die des Versuchs, 
und einen besonderen, ihre Eigenart berücksichtigenden 
Strafvollzug zusichert, andererseits aber die mit dieser 
‚Milde verbundene Gefahr für die menschliche Gesellschaft 
dadurch auszugleichen sucht, dass er den Richter anweist, 
überall da, wo es die öffentliche Sicherheit erfordert, die 
Verwahrung des vermindert Zurechnungsfähigen in einer 
öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. Die 
Landespolizeibehörde ist gehalten, auf Grund der gericht- 
lichen Entscheidung für die Unterbringung zu sorgen, die 
logischer Weise so lange zu dauern hat, als die Gemein- 
sefährlichkeit besteht. Es ist klar, dass unter den heutigen 
entwickelten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen bei dem Heer der erblich Belasteten, der Schwach- 
sinnigen, der Hysteriker, der Neurastheniker, der Epileptiker, 
der durch Alkoholmissbrauch Degenerierten und Morphi- 
nisten, sowie der mit perversen Sexualtrieben Behafteten 
die innere Widerstandskraft den äusseren Veranlassungen 
‘ und Anreizen gegenüber nicht Stand hält, dass diese Per- 
sonen dem Kampfe ums Dasein nicht gewachsen sind, und 
dass sie mit einer Art von Naturnotwendigkeit rückfällig 
werden müssen. Werden dieselben aber in einer Anstalt, 
die ihnen Unterhalt und Arbeit bietet, die ihre Lebensweise 
regelt, sicher verwahrt, so ist die Gefahr, dass sie wieder 
rückfällig werden, nahezu beseitigt, und die erschreckende 
Rückfallsziffer muss sinken. 

Trotz aller Vorbeugung und Prophylaxe wird noch 
eine grosse Zahl rückfälliger, gewerbs- und gewohnheits- 
mässiger Verbrecher übrig bleiben, die als besondere Ver- 
brecherkategorieen einer besonderen strafrechtlichen Be- 
handlung zu unterwerfen sind. 

Die Bestimmungen des d. VE. über den Rückfall be- 


- deuten einen nicht unerheblichen Fortschritt gegenüber dem - 


seltenden Recht. Dieser Fortschritt ist in der Hauptsache 
der modernen Schule, insbesondere der Internationalen 
- Kriminalistischen Vereinigung zu verdanken, die die Frage 
über die strafrechtliche Behandlung der Rückfälligen, der 
sewerbs- und gewohnheitsmässigen Verbrecher sowie der 
rückfälligen Gewohnheitsverbrecher, der Gemeingefährlichen, 
der Unverbesserlichen oder Ungebesserten, schon seit vielen 
Jahren auf ihr Programm gesetzt und auf zahlreichen Ver- 
sammlungen eingehend erörtert hat. Neben der Inter- 
nationalen Kriminalistischen Vereinigung hat der 28. deutsche 
Juristentag die Frage des Rückfalles und des gewerbs- und 
Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 13 


sewohnheitsmässigen Verbrechertums auf Grund von zwei 
von Prof. M. E. Mayer in Strassburg und von Professor 
Aschaffenburg in Köln erstatteten Gutachten sowie 
auf Grund des. ausgezeichneten Referats von Professor 
Kahl erschöpfend und durch die fast unveränderte An- 
nahme der von seinem Referenten vorgeschlagenen Thesen 
mit einem erfreulichen und vielversprechenden Ergebnis 
behandelt. 

. Der. d. VE. hat diese Thesen sich leider nicht zu eigen- 
semacht. Damit mag es wohl zusammenhängen, dass ge- 
rade die Bestimmungen über den Rückfall bei Vertretern 
der beiden kriminalistischen Schulen eine weniger * sym- 
pathische Aufnahme gefunden haben als der Entwurf im 
Allgemeinen. 

Bei den Vorschriften über die Strafbemessung geht 
die Absicht des d. VE. dahin, neben der Tat die Gesinnung 
des Täters mehr als bisher in Betracht zu ziehen, nicht 
nur Vergeltung zu üben unter Berücksichtigung der ob- 
jektiven Seite der Tat, sondern auch den Täter nach seiner 
Individualität zu behandeln. Es soll bei der Bestimmung 
der Strafe nach Art und Mass mehr als bisher Gewicht 
selegt werden auf die innere Gesinnung des Täters als auf 
den äusseren Erfolg der Tat; Tat und Täter sollen gleich- 
mässig in Betracht Sezogen, Gesinnung und Wille gleich 
‘dem Erfolg berücksichtigt werden. _ 

Von diesem gesunden, dem Spezialprive 
und dem von der modernen Schule verlangten Schutzzweck 
der Strafe dienenden Gedanken ist der deutsche Vorent- 
wurf bei den Bestimmungen über die Bestrafung des Rück- 
falls abgewichen, indem er zwar den Rückfall, nicht aber 
auch die Gewohnheits- und Gewerbsmässigkeit des Ver- 
brechers als allgemeinen Strafschärfungsgrund aufstellte. 

Die Begründung betont, dass die Gewohnheitsmässig- 
keit als solche nicht verwertet werden könne, weil ihre 
Feststellung dem Strafrichter Schwierigkeiten bereite. 

Nun hat aber der d. VE. im $ 250 Abs. 3 bei der: 
widernatürlichen Unzucht, im $ 251 bei der einfachen 
Kuppelei, im $ 255 beim Frauenhandel, im $S 254 bei der 
Zuhälterei, im 8 270 No.5 beim Diebstahl, im $ 276 Abs. 3 
beim Betrug, im $ 281 Abs. 3 bei der Hehlerei, im $ 295 
Abs. 3 bei der Jagdwilderei, im $ 296 Abs. 3 bei der Fisch- 
wilderei und im $ 302 Abs. 3 bei dem Wucher die Ge- 
werbs- und Gewohnheitsmässigkeit als besonderen Straf- 
schärfungsgrund eingeführt und damit dem Richter zuge- 
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mutet, in all diesen Fällen zu prüfen, ob die gesetzliche 
Voraussetzung der Strafschärfung vorliegt oder nicht. Ja 
noch mehr: der Richter muss davon überzeugt sein, dass 
. der Täter ein gewerbs- oder gewohnheitsmässiger Ver- 
brecher ist, wenn er die stets auf Zuchthaus lautende 
Sicherungsstrafe des $ 89 aussprechen will. Verlangt man 
von dem Richter, dass er in all diesen Fällen die Gewohn- 
heitsmässigkeit einwandfrei feststellt, dann muss man 
ihm auch das Vertrauen schenken, dass er sie in einer 
grösseren Zahl von Fällen festzustellen vermag, also: auch 
dann, wenn sie einen allgemeinen Strafschärfungsgrund 
bildet. | 


Der Gesetzgeber konnte zur Not auch den Weg ein- 
- schlagen, Gewohnheits- und Gewerbsmässigkeit nur bei ein- 
zelnen bestimmten Delikten strafschärfend wirken zu lassen, 
dann hätte dies aber im besonderen Teil erschöpfend ge- 
schehen müssen z. B. bei der Unterschlagung so gut wie 
beim Diebstahl und bei der Abtreibung der Leibesfrucht. 
(erade die Abtreibung bietet ein recht lehrreiches Beispiel. 
Aus der jüngsten Schwurgerichtspraxis ist mir bekannt, 
dass eine bisher unbescholtene Hebamme einer armen Tag- 
löhnerin, die zum 13. mal Mutter werden sollte, auf in- 
ständiges Bitten, ohne Entgelt die Leibesfrucht abgetrieben 
hat, weil die körperlich geschwächte Taglöhnerin fürchtete, 
sie würde den Geburtsakt nicht überstehen... Hatte die 
. Hebamme wegen ungleichartigen Rückfalls drei . unbedeu- 
tende Freiheitsstrafen verbüsst, so war sie nach 8S 217 
Abs. 2 und $S 88 Abs. 3 zu bestrafen. Mildernde Umstände 
wären wohl zugebilligt, vielleicht auch das Vorliegen der 
besonderen Umstände des Abs. 4 das. angenommen worden. 
Immerhin musste auch dann die Strafe die gesetzliche 
Mindeststrafe erheblich übersteigen. 


Damit vergleiche man die anscheinend harmlosen 
Annoncen, in denen Mittel zum Zweck der Beseitigung 
von Blutstockungen angeboten werden, während es sich 
in Wirklichkeit um Mittel, vielleicht auch um Eingriffe zur 
Beseitigung der Schwangerschaft handelt. Für dieses nur 
zur Befriedigung der Geldgier inszenierte verbrecherische 
Gewerbe sieht der $ 217 des VE. Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten vor. 
Genügt der ordentliche Strafrahmen, wenn der Täter oder 
die Femme sage bis zur Entdeckung bereits in 30 oder 
noch mehr Fällen die Leibesfrucht abgetrieben hat? 
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Der Rückfall bietet, das ist nicht zu verkemmen, den 
Vorzug leichter und sicherer Handhabung. Die Vorstrafen 
des Täters sind nach Zahl, Art und Dauer leichter fest- 
zustellen als seine Gesinnung; auch kann man aus der 
urteilsmässig festgestellten. Verbrechenswiederholung un- 
schwer auf verbrecherische Gewohnheit schliessen, aber 
man darf nicht übersehen, dass diese auch dann, wenn 
auch schwieriger so doch ebenso einwandfrei festgestellt 
werden kann, wenn sie sich anders als durch den Rückfall 
offenbart. 

Der $ 87 des d. VE. lautet; 

Wer wegen eines Verbrechens oder eines vorsätz- 
lichen Vergehens Freiheitsstrafe erlitten hat und binnen 
fünf Jahren wiederum ein Verbrechen oder ein vorsätz- 
liches Vergehen begeht, wegen dessen er Freiheits- 
strafe verwirkt hat, befindet sich im Rückfalle. 

Vordelikt und Rückfallsdelikt müssen also versätzlich 
begangen sein, in beiden Fällen muss auf Freiheitsstrafe 
erkannt worden sein, die Strafe wegen des Vordelikts 
auch verbüsst sein, denn einen anderen Sinn kann man dem 
Wort „erlitten“ wohl nicht unterlegen, und endlich muss 
die neue strafbare Handlung jeweils in einem Zeitraum von 
fünf Jahren nach Erledigung der Vorstrafen erfolgt sein. 

Befremdend ist, dass nur Freiheitsstrafen den Rück- 
fall begründen bei einem Gesetz, das der Geldstrafe eine 
so hohe Bedeutung beimisst und ein so weites Anwendungs- 
gebiet einräumt, bei einem Gesetze, das eine im Höchst- 
betrag unbestimmte Geldstrafe ($ 147 unerlaubte Ausgabe 
von Inhaberpapieren) kennt, das eine Geldstrafe bis zu 
50000 Mk. (8 107 Nr. 1 Landesverrat wegen Nichterfüllung 
von Lieferungsverträgen) einmal, bis zu 20 000 Mk. ebenfalls 
einmal, bis zu 10000 Mk. sechsmal, bis zu 5000 Mk. 
zwanzigmal androht, also bei einem Gesetze, bei dem die 
Geldstrafen eine nahezu unerschwingliche Höhe erreichen. 
Was bedeutet, so fragt man sich, eine Vorstrafe von 
einem Tag Gefängnis gegenüber einer Geldvorstrafe von 
20000 Mark? 

Ob die Freiheitsvorstrafen vollständig verbüsst sein 
müssen oder ob gänzlicher oder teilweiser Erlass genügt, 
darüber spricht sich der Entwurf im $ 87 nicht aus; nur 
so viel ist sicher, dass die anstelle der Geldstrafe tretende 
rreiheitsentziehung den Rückfall nicht begründet, und das 
ist gut, denn sonst wäre ein Privilegium der Reichen 
geschaffen. 
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Auffallend ist weiter, dass den Freiheitsstrafen die 
Unterbringung in einem Arbeitshause nicht gleichgestellt 
ist. Die Begründung versucht dies damit zu rechtfertigen, 
dass das Arbeitshaus nicht Strafe, sondern sichernde. Mass- 
nahme sei. Das trifft aber leider nicht zu, denn nach dem 
$ 42 des VE. kann das Gericht, wenn Jemand aus Lieder- 
lichkeit oder Arbeitsscheu eine strafbare Handlung be- 
sangen hat, an Stelle der drei Monate nieht übersteigenden 
Strafe auf Unterbringung des Verurteilten in ein Ardeits- 
haus erkennen. Damit macht der Entwurf das Arbeits- 
haus aus einer sichernden Massnahme zu einer Freiheits- 
strafe und es hängt rein vom Zufall ab, ob Jemand, der das 
Arbeitshaus passiert hat, rückfällig ist oder nicht. Hatte 
der Richter zunächst auf drei Tage Haft erkannt, die von dem 
Verurteilten kaum als Strafübel empfunden werden, und da- 
neben die Unterbringung in ein Arbeitshaus ausgesprochen, 
so liegt Rückfall im Sinne. des Entwurfs vor, trat aber 
das Arbeitshaus an Stelle der dreitägigen Haftstrafe, dann 
kann von Rückfall nicht gesprochen werden. Dieses merk- 
würdige Ergebnis gestaltet sich noch eigenartiger, wenn 
man folgendes berücksichtigt: das Arbeitshaus darf nur 
segen Arbeitsfähige nicht gegen Arbeitsunfähige erkannt 
werden, bei diesen kann also das Arbeitshaus niemals die 
Strafe ersetzen. Der Arbeitsunfähige ist also in bezug 
auf den Rückfall ungünstiger gestellt, wie der Arbeits- 
fähige. Das bedeutet eine ungerechte Härte. 

Eigenartig mutet .es an, dass in unserem von der 
Luftschiffahrt wohl noch nicht so bald überholten Zeitalter 
der Automobile die Fahrlässigkeit selbst bei der Ausübung 
eines Berufes den Rückfall nicht begründen soll. Man 
denke doch beispielsweise an die in wahnsinnigem Tempo 
daher rasenden Automobilisten, die Menschenleben und Ge- 
sundheit vernichten oder gefährden und nach dem Unfall 
einfach verschwinden. So gelang es ihnen in Deutschland 
bei den 2290 Unfällen (vom 1. April bis 30. September 1906) 
in 381 Fällen zu entkommen, und in 71 Fällen versuchten 
sie, sich der Feststellung durch Flucht zu entziehen. In 
Frankreich wurde vorgeschlagen, ein neues Delikt einzu- 
führen: Das Delikt der Automobilflucht. Oder man denke 
an die auf Betrug, Schwindel und Ausbeutung hinauslaufende 
Tätigkeit der Kurpfuscher, die, sogar durch briefliche Be- 
handlung ihre bemitleidenswerte Kranke an Geld, Gut und 
(sesundheit schwer schädigen, bei denen aber nur selten 
wegen eines vorsätzlichen Deliktes Anklage erhoben und 
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Bestrafung eintreten kann. Wäre es nicht angebracht, dass 
unter gewissen Voraussetzungen die Bestrafung auch wegen 
der aus Fahrlässigkeit begangenen Delikte den Rückfall 
begründen soll? 


Gleichartigkeit der Taten ist nicht vorgesehen, der 
d. VE. lässt die Rückfallsschärfungen auch beim ungleich- 
artigen Rückfall eintreten, ja er schreibt sie sogar obli- 
satorisch vor, vorausgesetzt, dass die neue Straftat so be- 
schaffen ist, dass der Täter Freiheitsstrafe verwirkt hat. 
Da die Rückfallsfolge in der Erhöhung oder Verschärfung 
der für die einzelne Straftat angedrohten Strafe besteht, 
so muss der Richter die Strafe zunächst ohne Rücksicht 
auf den Rückfall feststellen und dann die so gefundene in 
@emässheit der Rückfallsvorschriften erhöhen oder ver- 
schärfen. Beim ersten und zweiten Rückfall, so will es der 
$ 88, ist die Strafe innerhalb der gesetzlichen Grenzen an- 
gemessen zu erhöhen, erst beim dritten und ferneren RKück- 
fall tritt die Strafschärfung ein. Die Strafe beträgt min- 
destens. ein Viertel und höchstens das Doppelte der ange- 
drohten höchsten Strafe, doch darf der gesetzliche Höchst- 
betrag der zur Anwendung kommenden Strafart nicht über- - 
schritten werden. Beträgt also der ordentliche Strafrahmen 
Gefängnis von einem Tag bis zu drei Jahren, so ergibt sich 
als Strafe für den dritten oder-ferneren Rückfall Gefängnis- 
strafe von neun Monaten bis zu fünf Jahren. 


Liegen besondere Umstände — sie werden in Gegen- 
satz gestellt zu den auch .-beim Rückfall zulässigen mildern- 
den Umständen -— vor, welche die nach den vorstehenden 
Grundsätzen zu berechnende Mindeststrafe zu hart er- 
scheinen lassen, so kann die Strafe milder bestimmt werden, 
sie soll aber die gesetzliche Mindeststrafe erheblich über- 
steigen. Ausserdem hat der Richter noch die Befugnis auch 
beim Rückfall besonders leichte Fälle anzunehmen und die 
Strafe nach $ 83 des d. VE. zu bestimmen. Damit ist dem 
obligatorischen Charakter der Rückfallsschärfung viel von 
seiner Härte genommen, die individualisierende Behandlung . 
des Verbrechers gesichert, dem richterlichen Ermessen bei 
der Straffestsetzung der weiteste Spielraum: gelassen, aber 
auch die Gefahr heraufbeschworen, dass eine laxe Gerichts- 
praxis durch Zubilligung mildernder und Annahme beson- 
derer Umstände und besonders leichter Fälle die ganze, 
als Notwendigkeit erkannte Rückfallsschärfung wieder über 
den Haufen wirft. 


Als Korrelat zu den besonders leichten Fällen müssen 
beim Rückfall auch die besonders schweren Fälle berück- 
sichtigt werden. 

Während der österreichische und der schweizerische 
Entwurf unter gewissen Voraussetzungen auch ausländische 
Vorstrafen berücksichtigen, sollen dieselben nach der Begrün- 
dung — das Gesetz selbst spricht sich darüber nicht aus — 
bei dem Rückfall ausser Betracht bleiben, weil sie für die Art 
und Höhe der Strafe keine besondere Bedeutung hätten 
und ihre Ermittlung mit besonderen Schwierigkeiten ver- 
bunden sei. Auch hier steht die Begründung im Wider- 
spruch zum Entwurf, der im $ 89 vorschreibt, dass aus- 
ländische Vorstrafen in Betracht zu ziehen seien. Die 
 Nichtberücksichtigung ausländischer Vorstrafen ist ein be- 
dauerlicher Missgriff, der dem gefährlichsten, dem inter- 
nationalen Verbrechertum, zu statten kommt. 


Noch bedenklicher ist m. E., dass die Rückfallsvor- 
schriften mit ihren Folgen auch auf die Jugendlichen und 
die vermindert Zurechnungsfähigen Anwendung finden 
sollen. Wo bleibt da der Erziehungsgedanke bei den 
Jugendlichen ? 


Die Strafe gegen die vermindert Zurechnungsfähigen 
ist nach den Grundsätzen über die Strafe des Versuchs 
abgestellt. Die Versuchsstrafe ist der Art nach die gleiche 
wie beim vollendeten Verbrechen. Da nun. beim dritten 
und ferneren Rückfall von mehreren angedrohten Straf- 
arten die schwerste zu wählen ist, so liegt die Gefahr vor, 
dass auch vermindert Zurechnungsfähige mit Zuchthaus- 
strafe belegt werden, ein vom Standpunkt der Humanität 
und der Gerechtigkeit abzulehnendes, aber leicht zu be- 
seitigendes Ergebnis; man bräuchte die Strafe gegen die 
vermindert Zurechnungsfähigen nur nach den gleichen 
Grundsätzen wie gegen Jugendliche zu verhängen. 


Die Begründung betont, dass die im Gesetze vor- 
sesehenen Nebenstrafen und sichernden Massnahmen auch 
beim Rückfall Anwendung fänden, und dass auch die vor- 
läufige Entlassung zulässig sei. Da diese aber seither von 
der Justizverwaltung kaum oder doch nur in den aller- 
seltensten Fällen den Rückfälligen zugestanden wurde, und 
auch unter dem künftigen Strafgesetzbuch kaum Anlass 
für. sie besteht, von dieser alten und bewährten Praxis, 
wie die bekannte, landläufige Formel lautet, abzugehen, 
so ist um so erösserer Nachdruck darauf zu legen, dass 
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den Gefangenen bei guter Kührune ein Recht auf vor- 
läufige Entlassung zugestanden wird. 

Ueber die strafrechtliche Behandlung der sozial Un- 
brauchbaren, der Unverbesserlichen oder Ungebesserten, 
der Gemeingefährlichen, der vielfach rückfälligen gewerbs- 
und gewohnheitsmässigen Verbrecher oder wie die Bezeich- 
nung sonst lautet, ist schon so viel Tinte verschrieben und 
Druckerschwärze verbraucht worden, ist auf Kongressen 
und Versammlungen schon so viel gesprochen und debattiert 
worden, dass es unmöglich ist, den Widerstreit der Mei- 
nungen, alle Anträge, Vorschläge und Resolutionen, wenn 
auch nur summarisch, hier zu wiederholen. Es ist auch 
nicht nötig, nachdem Prof. Mittermaier in einer höchst 
schätzenswerten Abhandlung (Vergleichende Darstellung, 
Allgem. Teil Bd. III S. 321ff) eine mit ausserordentlichem 
Fleiss zusammengetragene vollständige Uebersicht über 
den Streit der kriminellen Schulen und über die Gesetz- 
gebungen und Entwürfe, die sich bisher schon die Lösung 
dieses Problems zur Aufgabe gestellt haben, sowie über 
die neuesten Reformbewegungen des Auslandes mit er- 
schöpfender Angabe der in- und ausländischen Literatur 
seliefert hät. - 

Der einschlägige Par agraph (89) des Entwurfs lautet: 

„Begeht Jemand, der schon vielfach, mindestens aber 
fünfmal, wegen Verbrechen oder vorsätzlicher Vergehen 
mit erheblichen Freiheitsstrafen, darunter mindestens 
einmal mit Zuchthaus, bestraft ist und die letzte Strafe 
vor nicht länger als drei Jahren verbüsst hat, aufs 
neue ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen, das 
ihn in Verbindung mit seinen Vorstrafen als gewerbs- 
oder gewohnheitsmässigen Verbrecher erscheinen lässt, 
80..ist,. wenn die.neue Tat ein ‘Verbrechen ist auf 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn sie ein 
Vergehen ist, auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren 
zu erkennen. 

Ausländische Vorstrafen kommen hierbei mit der 
Massgabe in Betracht, dass der Zuchthausstrafe die- 
jenige in dem fremden Staate gesetzlich bestehende 
Freiheitsstrafe gleichgeachtet wird, die ihrer Art nach 
der Zuchthausstrafe am meisten entspricht; doch muss 
ihre Dauer wenigstens ein Jahr betragen. 

Die auf Grund dieses Paragraphen Verurteilien 
werden in besonderen, für sie ausschliesslich bestimm- 
ten Strafanstalten verwahrt. 


r5 


—-(25 — 


Die Vorschrift des $ 22 findet auf sie keine An- 
wendung.“ 


Der deutsche Verentwurf will mit dieser Bestimmung 
durch das Mittel der Strafe der Gesellschaft einen wirk- 
samen Schutz gegen die sich von seiten der sogenannten 
Unverbesserlichen ergebende Gefahr schaffen. Hat er 
diese Absicht verwirklicht? Ich fürchte: Nein. 


Die Begründung schliesst auf die Unverbesserlichkeit 


und Gemeingefährlichkeit — Ausdrücke, die im Entwurfe 
selbst mit Recht vermieden und nur in der Begründung 
öfter gebraucht werden — aus der Tatsache des wieder- 


holten Rückfalls, aus der Tatsache, dass Jemand trotz 
mehrfacher und erheblicher Vorstrafen, den unausrottbaren 
Hang, seine- Triebe im Widerspruch mit dem Recht zu 
befriedigen, dadurch beweist, dass er fortfährt schwere 
Angriffe gegen Rechtsgüter auszuführen, dass er seine 
bisher vergeblich bekämpfte hartnäckige verbrecherische 
Gesinnung immer wieder von neuem betätigt. 


. Sie erblickt in diesem Verhalten eine schwerere Ver- 
schuldung, die die Anwendung schwerer und langdauernder 
Strafen rechtfertige. Durch diese werde einerseits gerechte 
Vergeltung geübt, ändererseits dem Sicherungsbedürfnis 
genügt. 


Deshalb könne die in der Literatur vielfach empfohlene 
und in den modernen Strafgesetzbüchern und -entwürfen 
entweder an Stelle der Strafe oder in Verbindung mit 
dieser eingeführte sichernde Verwahrung in Wegfall kom- 
men. Das mag theoretisch ganz richtig sein, in praxi 
aber wird die Schutzlosigkeit der Gesellschaft nicht be- 
hoben werden, denn auch nach Verbüssung der gerechten 
Strafe bleibt die Ggemeingefährlichkeit des Ver- 
brechers bestehen. 


Darum wird der der Gesellschaft durch den Entwurf 
gewährte Schutz nicht ausreichend sein; man hätte den 
Mut haben müssen zu bestimmen, dass gegen denjenigen, 
der sich als habitueller Verbrecher erwiesen hat, äussersten 
Falls lebenslängliche Freiheitsentziehung ausgesprochen 
werden kann. Ob man diese dann Vergeltungsstrafe, . 
Sicherungsstrafe oder sichernde Verwahrung. nennt, ist 
ganz gleichgültig; der Name tut nichts zur Sache. Der 
Entwurf aber schafft nur halbe Arbeit; seine Mindeststrafe 
ist zu niedrig und seine Höchststrafe von zu kurzer Dauer. 


Ich habe oben gesagt, die xemeingefährlichkeit bleibt 
bestehen, ich fürchte, sie wird durch den Entwurf noch 
verschärft und vergrössert. 

Dass die auf Grund des S 89 des Entwurfs Verurteilten 
ihre Strafe in besonderen für sie ausschliesslich bestimmten 
Strafanstalten verbüssen, ist ganz in Ordnung; sie bilden 
wie die Jugendlichen eine besondere Gruppe unter den 
Verbrechern. Bedenklich aber finde ich -die Vorschrift, 
dass man sie nicht in Einzelhaft halten will. Kann man 
sich nicht entschliessen, diese Leute auf Lebzeiten einzu- 
sperren, will man sie wieder auf die menschliche Gesell- 
schaft loslassen, so ist das einzige gegen sie anzuwendende 
Haftsystem die Einzelhaft; sie werden darin zwar nicht 
gebessert, aber sie werden mürbe. 

Nach unseren Erfahrungen gelingt es uns selbst bei 
besseren Elementen als den in Frage ‚stehenden trotz aller 
vortrefflichen Einrichtungen im Strafvollzug, trotz Einzel- 
haft, geistlichen Zuspruchs und Schulunterrichts, trotz Ein- 
wirkung bei den Zellenbesuchen und individueller Behand- 
lung — ich drücke mich vorsichtig aus — leider nur in 
seltenen Fällen eine wirkliche Besserung, eine völlige Um- 
wandlung, des Charakters zu erzielen; der Aufenthalt in 
einer Strafanstalt ist eben nicht besonders geeignet eine 
Besserung herbeizuführen. Man hat daher auch dieses 
Postulat fallen lassen und begnügt sich mit der sozialen 
Brauchbarmachung. 

Nach unseren Erfahrungen steht weiter fest, dass das 
Zusammensein der Verbrecher in hohem Masse geeignet 
ist, ihren Charakter zu verschlechtern. Nun sitzt eine 
grössere Anzahl Menschen, deren dauernde Gefährlichkeit 
erkannt ist, jahrelang auf engstem Raume. beisammen. 
Wessen man sich zu versehen hat, wenn diese bis in den 
(Grund verdorbenen, weder besserungsfähigen noch besse- 
rungsbedürftigen Menschen nach mehrjährigem Aufenthalt 
in diesem Milieu wieder auf die menschliche Gesellschaft 
losgelassen werden, brauche ich nicht auszuführen. 

Nach der Begründung soll ihnen gegenüber von allen 
auf Besserung gerichteten Massnahmen abgesehen werden. 
Das ist ganz vernünftig, weil sie zwecklos wären. Darin 
irrt aber die Begründung, und ich behaupte das auf Grund 
16jähriger Erfahrung, dass es möglich sei, solehen Personen 
gegenüber die Freiheitsentziehung zu einem wirklichen, 
von ihnen als solches empfundenen Strafübel zu gestalten, 
so lange sie in Gemeinschaftshaft verwahrt werden: es ist 
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nicht möglich trotz. strengem Arbeitszwangs und straffer 
Disziplin. Der zum erstenmal Bestrafte zieht die Einzel- 
haft vor, der mehrfach Rückfällige hasst sie und fürchtet 
. sie mehr wie die Sünde Dann wirft sich die weitere 
Frage auf, was soll denn mit diesen Menschen nach ihrer - 
Entlassung geschehen, wo, wie und bei wem hofft man 
ihnen Arbeit und ehrliches Fortkommen zu verschaffen. 
Diese Menschen sind ja einfach auf die Strasse geworfen 
und müssen dem Verbrechen wieder verfallen. Dem Für- 
sorgeverein gebührt die Palme, der hier das unmögliche 
möglich macht. Schon jetzt begegnet man den grössten 
Schwierigkeiten einen entlassenen Zuchthäusler unterzu- 
bringen; sie werden unüberwindlich bei einem Gefangenen, 
der aus dem mit besonderer Etikette versehenen -Zucht- 
haus abgeht. 


Von den Schwierigkeiten, -die sich beim Strafvollzug 
mit Gemeinschaftshaft ergeben, will ich schweigen. Man 
wende nicht ein, dass sie auch bis jetzt im Zuchthaus mit 
 Gemeinschaftshaft überwunden worden seien; hier waren 
die gefährlichen Elemente durchsetzt von relativ Harmlosen. 


Mit meinen Ausführungen befinde ich mich in guter 
Gesellschaft. Vor 15 Jahren hat schon Gennat in den 
Jahrbüchern für Kriminalpolitik Bd. I S. 74 und 79, wenn 
auch aus anderen Gründen sich dahin ausgesprochen, dass 
wiederholt Rückfällige dauernd in Einzelhaft zu halten sein. 


Auch überzeugte Anhänger der Vergeltungsstrafe, z. B. 
Allfeld (der Einfluss der Gesinnung des Verbrechers auf 
die Bestrafung S. 169 und 170) spricht sich entschieden 
dahin aus, dass auch vom Standpunkt der gerechten Ver- 
seltung die Gesellschaft denjenigen als ihren Feind be- 
trachten und zur Ausscheidung aus ihren Reihen mit Fug 
und Recht lebenslänglich festhalten dürfe, der einen un- 
ausrottbaren Hang zum Verbrechen bewiesen habe und 
sich grundsätzlich gegen die öffentliche Ordnung auflehne. 
„Hier darf die Gesellschaft Keine Schwäche zeigen, wenn 
. Ihre Ordnung nicht die Autorität einbüssen soll.“ 


Andere Anhänger der Vergeltungstheorie, (Kahl und 
van Calker) empfehlen die Anwendung der sicheren Ver- 
wahrung in Verbindung mit Strafe. Wir würden damit 
nichts Neues in unser Strafrecht einführen, sondern: an 
früher bereits Bestandenes wieder anknüpfen. Schon der 
Art. 176 der Carolina lässt die straff oder versorgung der‘ 
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personen zu bei Personen, von denen die künftige Begehung 
von Verbrechen begründeterweise zu erwarten ist. Der 
deutsche Gerichtsgebrauch hatte bereits früher sichernde 
Massnahmen zugelassen, wenn die .Gefährlichkeit einer 
Person nachweisbar war. Auch die Praxis des 18. Jahr- 
hunderts hat sowohl bei-der Verdachtsstrafe als auch bei 
der ordentlichen Strafe sichernde Massnahmen gegen den 
Rückfälligen für zulässig erklärt, wenn voraussichtlich nach 
der Strafverbüssung noch eine Gefahr für das gemeine 
Wesen übrig blieb. 


Auch in die Gesetzgebung hat die unbestimmte Ver- 
wahrung Eingang gefunden, so in die Theresiana und in 
das preussische allgemeine Landrecht. (Vergl. Lenz die 
Anglo-amerikanischeReformbewegung im StrafrechtS. 269 ff.) 


Ich verkenne nicht, dass es schwierig sein mag, einen 
materiellen Unterschied zwischen Strafe und sicherer Ver- 
wahrung praktisch durchzuführen. 


Im einzelnen ist zu bemerken: 


Mit der Art und Zahl der geforderten Vorstrafen kann 
man sich einverstanden erklären, selbstverständlich auch 
damit, dass ausländische Vorstrafen zu berücksichtigen sind. 
Beim $ 89 hat das richterliche Ermessen zu entscheiden, 
ob der Täter als gewerbs- und gewohnheitsmässiger Ver- 
brecher anzusehen ist; der obligatorische Charakter der 
Bestimmungen des S 88 fällt hier weg. Was unter erheb- 
lichen Vorstrafen zu verstehen sei, ist weder im Ent- 
wurf noch in der Begründung angegeben, weshalb die Ge- 
fahr besteht, dass die Ansichten der Gerichte hierüber 
ebenso auseinander gehen werden, wie die der Bekämpfer 
der kurzen Freiheitsstrafen über die Dauer derselben. 


Dass mit dem $ 89 nur die dauernd, nicht etwa auch 
die vorübergehend Gefährlichen getroffen werden sollen, 
ist klar. 

Nur von der letzten Strafe schreibt der Entwurf aus- 
drücklich vor, dass sie verbüsst sein müsse, ob frühere 
Verurteilungen genügen oder ob auch die übrigen Vor- , 
strafen verbüsst sein müssen, wird nicht angegeben. Das 
letztere ist wohl anzunehmen, da der $89 auf dem Gedanken 
der erhöhten Schuld aufgebaut ist. 


Die Strafbestimmung des $ 89 ist unabhängig von den 
einzelnen gesetzlichen Tatbeständen des besonderen Teils, 
da die Zuchthausstrafe ausgesprochen wird ohne Rücksicht 
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auf die Schwere der Tat. Damit ist die für die schwersten 
Verbrechensarten bestimmte Freiheitsstrafe die Strafe für 
die gefährlichste Verbrechergruppe geworden, Unklar sind 
die Bestimmungen über die Verjährungsfristen, gilt die 
jährige wie bei der letzten so auch bei den früheren Vor- 
strafen oder greift bezüglich dieser. die up Rn 1se Ver- 
jährung des $ 87 Platz ? 


Damit komme ich zum Schluss. 


Der Entwurf hat einen ganz engen technischen Rück- 
fallsbegriff aufgestellt und dabei das gewerbs- und gewohn-- 
heitsmässige Verbrechen gänzlich unberücksichtigt gelassen, 
der $ 89 bringt der Gesellschaft nicht den genügenden 
Schutz gegen Gemeingefährliche, da er bei einer halben 
Massregel stehen bleibt. Die Bestimmungen des Entwurfs 
über Rückfall und Behandlung gemeingefährlicher Ver- 
brecher sind besserungsbedürftig und -fähig. 


FR 


Der Vorentwurf zu einem neuen Strafgesetzbuch. 


Von Strafanstaltsdirektor von Michaölis, Aachen. 


Der Vorentwurf, bearbeitet von der hierzu bestellten 
Sachverständigen - Kommission ist der Kritik übergeben 
Bevor derselbe zum Gesetz reif sein wird, wird noch längere 
Zeit vergehen; er wird mannigfache Aenderungen erfahren, 
nachdem derselbe im einzelnen geprüft worden sein wird. 
Der Vorentwurf will nicht gänzlich Neues bringen, er will 
nur das historisch Gegebene zeitgemäss fortentwickeln und 
wenn er an diesem Standpunkte festhält, leuchtet ein, dass 
er es nicht mit einzelnen Theorien zu tun haben kann, 
dass er nicht einer bestimmten Richtung innerhalb der 
Strafrechtslehre folgt.» Der Entwurf steht zwar im Allge- 
meinen auf dem Boden der sogen. klassischen Schule, macht 
jedoch der modernen Schule, dem Bedürfnis der Zeit ent- 
sprechend, Zugeständnisse; dahin. gehören: bedingte Ver- 
urteilung und sichernde Massnahmen, was mit dem Zweck- 
gedanken der Strafe im Einklange steht. In formalistischer 
Beziehung ist der. Entwurf elastischer geworden. Der 
Richter, nicht an starre Kasuistik gebunden, hat die nötige 
Bewegungsfreiheit ohne unbeschränkt zu sein. Die Ein- 
fachheit in der Form findet ihren Ausdruck auch in der 
.Knappheit der Bearbeitung. Während das geltende Straf- 
gesetzbuch 370 Paragraphen aufweist, hat der Vorentwurf 
deren 310, wobei zu beachten bleibt, dass der Inhalt ge- 
haltvoller geworden ist. 


Wichtig scheint mir, ne auch Männer aus dem 
praktischen Strafvollzuge zu einzelnen Fragen Stellung 
nehmen. — 

Wenn man den Vorentwurf mit seiner Begründung 
- durchgelesen, dann wird man sicherlich nicht von allen 
Neuerungen befriedigt sein; aber ebenso sicher ist die 
Anerkennung, dass viele Wünsche Berücksichtigung er 
fahren haben. — 

Die Festungshaft ist förtgefallen; das Strafgesetz 
kennt nur noch drei Freiheitsstrafen: Zuchthaus, Gefängnis 
und Haft. Die Strafmündigkeit ist auf das 14. Lebensjahr 
heraufgesetzt worden; auch die Gefängnisgefangenen stehen 


unter Beschäftigungszwang; Polizeiaufsicht ist in Fortfall 
gekommen; Die vorläufige Entlassung kann schon statt- 
finden, sofern zwei Dritteile der erkannten Freiheitsstrafe 
verbüsst sind. Die vorläufig Entlassenen können einem 
- Vertreter des Fürsorgevereins oder einer anderen Person 
unterstellt werden; die Geldstrafen sind zeitgemäss bemessen 
worden; Teilzahlungen innerhalb eines Jahres sind 'zu- 
lässig, auch ist Tilgung durch freie Arbeit vorgesehen; 
über bedingte Strafaussetzung entscheidet das Gericht im 
Urteil; durch gute Führung kann der Erlass der Strafe 
verdient werden; die Strafaussetzung kannauch Erwachsenen 
gewährt werden. Als sichernde Massnahme dient das. 
Arbeitshaus, sofern die strafbare Handlung auf Liederlich- 
keit und Arbeitsscheu zurückzuführen ist. _ Beträgt die 
verhängte Strafe nicht mehr als 3 Monate, so kann an 
ihre Stelle Unterbringung des arbeitsfähigen Verurteilten 
in ein Arbeitshaus auf die Dauer von 6 Monaten bis zu 
3 Jahren erkannt werden. Wirtshausverbot und Unter- 
bringung in eine Trinkerheilanstalt neben einer Freiheits- 
strafe von mindestens zweiwöchiger Dauer bis höchstens 
auf die Dauer von 2 Jahren sind vorgesehen. Aberkennung 
_ bürgerlicher Ehrenrechte ist zwar beibehalten, aber «e- 
mildert durch vorzeitige Wiedergewähr verwirkter Rechte; 
auch können Gefängnis- und Haftstrafen nach Ablauf einer 
Bewährungszeit im Strafregister oder in den sonstigen 
amtlichen Strafverzeichnissen gelöscht werden. An Stelle 
der Polizeiaufsicht ist die Aufenthaltsbeschränkung getreten. 

Die Schuldfrage ist präziser beantwortet. Nicht straf- 
bar ist, wer zur Zeit der Handlung geisteskrank, blöd- 
sinnig oder bewusstlos war, sodass dadurch seine freie 
Willensbestimmung ausgeschlossen wurde. War die freie 
Willensbestimmung in hohem Grade beeinträchtigt — 
Minderwertigkeit -— so finden die Vorschriften über den 
Versuch Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunken- 
heit sind hiervon ausgenommen. — 

An Minderwertigen werden die Freiheitsstrafen unter 
Berücksichtigung ihres Geisteszustandes in besonderen, für 
sie ausschliesslich bestimmten Anstalten oder Abteilungen 
 vollstreckt; dies gilt auch für Trunksüchtige. — 

Jugendliche werden nach den Vorschriften über den 
Versuch bestraft, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus 
nicht erkannt werden. Erscheint die-Tat hauptsächlich 
als Folge mangelhafter Erziehung, so kann das Gericht — 
neben oder an Stelle einer Freiheitsstrafe — . staatlich 
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überwachte Erziehung anordnen. Die Freiheitsstrafen gegen 
Jugendliche sind in besonderen Anstalten oder Abteilungen 
zu vollstrecken, wobei die voll zurechnungsfähigen Jugend- 
lichen von vermindert Zureehnungsfähigen vollständig ab- 
zusondern sind. Freiheitsstrafen gegen vermindert zu- 
rechnungsfähige Jugendliche können auch in staatlich 
überwachten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten voll- 
zogen werden. 


In besonders leichten Fällen kann die Strafe gemildert 


oder von ihr überhaupt abgesehen werden. 


Bei wahlweiser Anwendung einer Freiheitsstrafe darf 


auf Zuchthaus nur dann erkannt werden, wenn die Tat 
aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. 

Der Begriff des Rückfalles ist dem allgemeinen Rechts- 
empfinden entsprechend anders gefasst. Während das 
geltende Strafgesetz nur bei wenigen strafibaren Hand- 


lungen, nämlich bei Diebstahl, bei Raub, bei Hehlerei und 


bei Betrug die Rückfallsschärfung obligatorisch macht, er- 
kennt der Entwurf das Bedürfnis verstärkter Repression 
allgemein an. 


Die Gewohnheitsverbrecher sollen schärfer gefasst 


werden! Tierquälerei findet empfindlichere Ahndung. Die 
Todesstrafe wird seltener zur Anwendung kommen. 
Während $ 175 nur die widernatürliche Unzucht, 
welche zwischen Personen männlichen Geschlechts ge- 
schehen, bestraft, bezieht sich der $ 250 des Entwurfes auf 


Personen gleichen Geschlechts. Kann nach 8 174 des 


geltenden Rechtes der Vater, welcher mit seinen minder- 


jährigen Kindern unzüchtige Handlungen vornimmt, nicht > 


bestraft werden, so begreift S 247 des Entwurfes die: Eltern 


in die strafrechtliche Ahndung mit ein. $ 180, der 


Kuppelei-Paragraph, der jetzt auch das bestraft, was die 
Polizei genehmigt, nämlich die Hergabe einer Wohnung 
an Prostituierte, findet im $ 251 des Entwurfes eine ver- 
nünftige Korrektur. 

Beleidigungen sollen in Zukunft den veränderten Geld- 


verhältnissen gemäss und in Würdigung der Bedeutung 


immaterieller Güter bis zu 10000 Mark bestraft werden. 

Geringfügiger Diebstahl und Diebstahl aus Not braucht 
nicht bestraft werden, ebensowenig braucht Betteln aus 
Not bestraft werden. 


Als Strafzwecke kommen zur Geltung: Vergeltung, 


Besserung, Schutz der Gesellschaft, General- und Spezial- 
prävention, — 


de 


Dieser flüchtige Streifzug durch den Entwurf zeigt 
eine Fülle von Verbesserungen gegenüber dem geltenden 
Rechte. — 

Nun sei es gestattet, einige Punkte der Kritik zu 
unterziehen. 

S 1 des Entwurfes hält an der Dreiteilung der straf- 
baren Handlungen fest; er folgt der historischen Entwick- 
lung und trägt dem Volksempfinden, welches zwischen 
Verbrechen und Vergehen einen Unterschied macht, Rech- 
nung. Es wird in Zukunft ebenso wie in der Gegenwart 
und Vergangenheit vorkommen, dass gewerbs- und gewohn- 
heitsmässige Verbrecher in das (Gefängnis kommen, blos 
deshalb, weil ihre Tat sich nicht als’ Verbrechen "quali- 
fiziert. Solange wir in den Gefängnissen noch mit Ge- 
meinsamer Haft zu rechnen haben, solange wird. das 
erziehliche Moment im Strafvollzuge zu kurz kommen. 

Durch die Reichskriminalstatistik ist nachgewiesen, 
dass die Zunahme der allgemeinen Kriminalität in Deutsch- 
land haupsächlich auf der Zunahme der Rückfälligkeit 
beruht. ; 

Wenn nun. zweifelsohne an diesem Rückfalle das 
System der Gemeinsamen, nicht klassifizierten Haft ein 
Verschulden trifft, dann muss sich des Praktikers ein 
Kopfschütteln bemächtigen darüber, dass der Entwurf nicht 
auf einer. Grundlage aufgebaut worden ist, die die Be- 
wertung der Tat hinter die Bewertung des Täters treten 

lässt. 
In den Strafanstalten wo Zuchthausstrafen zur Ver- 
büssung kommen, befindet sich vorzugsweise das Element, 
das als verloren für die menschliche Gesellschaft angesehen 
werden kann. Nicht klassifizierte Gemeinsame Haft mit 
der Hefe des Verbrechertums! Sapzenti sat!!! — 

Die bange Frage, was mit diesen unsozialen Menschen 
zu machen sein wird, gemacht werden muss, ihnen gegen-- 
über hat sich der Strafvollzug ohnmächtig erwiesen, be- 
antwortet der Vorentwurf nicht. Von dem Strafmittel der 
Strafverschickung nimmt der Entwurf leider Abstand und 


- zwar aus rechtlichen, finanziellen, wirtschaftlichen und 


politischen Bedenken. 

Das Wort Deportation verbindet die verschieden- 
artigsten Begriffe, falsche Vorstellungen hat es geweckt. 
Die Verfechter der Strafverschickung denken beileibe nicht 
an eine Deportation der Franzosen, bei der, wie in Cayenne, 
die Gefangenen unblutig guillotiniert wurden, sie erblicken 
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nicht in jener Transportation. der Engländer das Dorado, 
wo schliesslich Gefangen-Kolonisation neben freier Koloni- 
sation Aufruhr und Demoralisation . zeitigte. Freie Kolo- 
nisten mit ehemaligen Verbrechern gemischt, eine Eiterbeule 
am gesunden Nationalkörper, muss auch diesen verderben ! 
Nein, wir Anhänger der Verschickung denken wenigstens 
in Mehrheit an eine Verschickung für die Dauer längerer 
Strafe. Diese Loslösung des Verbrechers aus verseuchtem 
Milieu, soll ihn geistig und körperlich zu einem anderen 
Menschen machen, sie soll ihn dem Verbrechermarkte ent- 
fremden und ihn befähigen, im Heimatlande wieder ein 
brauchbares Mitglied. der menschlichen Gesellschaft zu 
werden. Es'muss doch versucht werden, auch diejenigen 
zu retten, die die Zuchthäuser bevölkern; wir können uns 


doch .nicht an dem Ergebnis der Statistik genügen lassen, 


nach welcher 80 °/, aller Wahrscheinlichkeit nach rückfällig 
werden. Ist der vornehmste Staatszweck der Strafe Schutz 


der Gesellschaft, so fordert die Staatsethik schädliche 


% 


Glieder des sozialen Körpers wiederzugewinnen. Diese 


Wiedergewinnung macht das Zuchthaus mit Gemeinsamer 
Haft unmöglich und deshalb müssen andere Strafmittel 
gefunden werden! Im $ 34 der Begründung des Vorent- 
wurfes heisst es letzter Absatz „Statt dessen, also an Stelle 
der Strafverschickung, dürfte es sich empfehlen, auf die 
Verbesserung des Vollzuges der bisher gegen die schweren 
und gefährlichen Verbrecher angewandten Strafen bedacht 
zu sein und auf diesem Wege eine Verminderung’ der 
schweren Kriminalität anzustreben.“ Als Mittel werden 
Strafschärfungen und Arbeiten in freier Luft vorgeschlagen. 
Der Praktiker könnte lachen, wenn die Sache nicht so 
bitter ernst wäre. Wer überhaupt Gefangene bei Aussen- 
arbeiten kennen gelernt hat, der wird wissen, dass diese 
Beschäftigungsart zwar den Körper des Sträflings aus 
seiner. Lethargie heräusreisst, seinen Geist indessen schädigt, 
in seiner dunklen Seele die letzten lebensfähigen Atome 
zerstört. Der Zuchthäusler insonderheit, der nur im engen 
Käfig sich fügt, geht bei vermehrtem Freiheitsmasse aus 
sich heraus und wird seinen Mitgefangenen, den Beamten, 
der freien Bevölkerung eine ernste Gefahr. Die Disziplin, 
die ihn doch mit erziehen soll, schwindet vollständig und 
um überhaupt die unbotmässige Masse noch in Zaum zu 
halten, werden Vergünstigungen gewährt, welche sich mit 
dem Ernst des Strafvollzuges nicht mehr vereinbaren 


lassen. Der Kommandoführer macht aus der Not eine 


"Tugend! Strafschärfungen in Verbindung mit Aussenarbeit 
gedacht, sind Widerspr üche. Gerade die mitschwer er Körper- 
arbeit verbundene Aussenarbeit macht Kostverstärkung 
notwendig, Strafmilderungen und nicht Schärfungen ! Also, 
was in dieser Hinsicht der Vorentwurf beabsichtigt, hat 
keinen praktischen Wert. — 


Die Aussenarbeit mit ihren Vereünstienngen gestaltet 
sich häufig bei hyperhumanitärer Handhabung der Dis- 
ziplinarstrafgewalt zum Anreiz, nach erfolgter Strafver- 
büssung neue Verbrechen zu begehen. — 


Noch zwei Worte über die Bestrafung Jugendlicher ! 
Letztere können, wenn ihre böse Tat auf mangelhafter 
Erziehung beruht, neben oder an Stelle einer Freiheits- 
strafe staatlich überwachter Erziehung überwiesen werden. 
Ich warne davor, Jugendliche erst zu strafen und dann in 
die Erziehungsanstalt zu stecken. Für ehemalige jugend- 
liche Gefangene eignet sich das Erziehungshaus nicht. Wer 
erst einmal im Gefängnis gewesen ist, wird ein geeignetes 
Erziehungsobjekt nicht mehr abgeben. Entweder hat der 
jugendliche Rechtsbrecher näch seiner Gesamtindividualität 
(Gefängnis verwirkt, dann muss er ins Strafhaus für Jugend- 
liche, oder aber seine moralische und sittliche Reife liessen 
ihn strafrechtlich nicht verantwortlich erscheinen, dann 
sehört er in die Fürsorge. Interessant ist die Erfahrung: 
in der Erziehungsanstalt sind diejenigen Zöglinge, welche 
gerichtlich bedingt verurteilt oder verurteilt worden waren 
mit bedingter Strafvollstreckung, das Strafhaus noch nicht 
kennen gelernt haben, die besten unter den Zöglingen ; im 
Strafhause sind verunglückte Fürsorgezöglinge eine crux 
maxima. Sie lernten schon früh das Gefängnis kennen, 
sie kamen dann: in Fürsorge, aus welcher sie entliefen, 
um auf dem Wege des Verbrechens zu stranden. — 


In der Gesellschaft befinden sich die verschiedensten 
Arten sozial kranker Elemente, Persönlichkeiten, die wegen 
ihrer kranken anormalen Eigenart derselben lästig und 
sefährlich werden. Hat die Gesellschaft ein Recht auf 
Schutz, dann müssen diese Schädlinge solange als von 
ihnen eine schädigende Wirkung zu erwarten ist, abge- 
sondert werden. Geistig Minderwertige, Geisteskranke auf 
Zeit, auf Lebenszeit in eine Bewahr- oder Heilanstalt. 
Rechtsbrecher aus sozialen, biologischen, anthropologischen 
oder sonstigen Gründen ins Strafhaus. Dies gebietet das 
Schutzbedürfnis der soczefas. Auf der anderen Seite aber 
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darf der Staat sich nicht genügen lassen, unsoziale Elemente 
auszusondern und unschädlich zu machen; er muss alle 
Mittel anwenden diese Elenden und bemitleidungswürdigen 
Menschen gesund zu machen, körperlich, geistig, wirt- 
schaftlich! Dazu gehört, dass das angewandte Mittel Erfolg 


verspricht. Die Gewohnheitsverbrecher in den Zuchthäusern 


mit Gemeinsamer Haft werden ebenso wenig der Gesell- 
schaft wiedergewonnen, als jene mit Zuchthaus bestraften 
Uebeltäter, die nach Erstehung eines verhältnismässig 
kurzen Teiles ihrer Strafe an die frische Luft zur Aussen- 
arbeit kommen, die ihrer ganzen Struktur nach eine er- 
ziehliche Wirkung nicht auszuüben vermag. Für diese 


Unglücklichen halte ich als Heilstätte geeignet: eine gesunde 
Kolonie, in der ernstem Strafvollzuge das Wort geredet. 


wird, wo durch Arbeit und Belehrung Körper und Geist 


sesunden und jene Befähigung erlangen, um nach erstan- 


dener- Strafe in den sozialen Heimatkörper mit Erfolg 
eingegliedert werden zu können. | | 
v. Michaelıs. 


Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch vom 
Standpunkt des praktischen Strafvollzues. 


Eine Kritik von Dr. juris Scheurer, Amtsgerichtsrat a. D., 
Strafanstaltsdirektor zu Lüttringhausen. 


Die an dem Vorentwurf bisher geübte Kritik ist, so- 
viel ich übersehe, anfänglich vorwiegend kriminalpolitischer 
Natur gewesen und zumeist von spezifischen Juristen aus- 
gegangen. 

Es mehren sich nun aber auch die Stimmen der 
Praktiker des Strafvollzugs, nachdem der Geheime Ober- 
resierungsrat Dr. Reichard-Karlsruhe. die Kritik vom 
Strafvollzugsstandpunkte aus mit einer wertvollen Beleuch- 
tung des Entwurfs in diesen Blättern (Bd. 44 Heft 1) er- 
öffnet hat. 

Die geradezu mangelhafte Berücksichtigung der For- 
derungen des Strafvollzugs in dem Vorentwurf rechtfertigt 
es, wenn neben anderen Strafvollzugspraktikern auch ich 
meine Stimme erhebe; ich halte mich zu dieser Kritik um 
so mehr berechtigt und verpflichtet, da ich als langjähriger 
früherer Strafrichter die einschlägigen Fragen zugleich 
auch von der juristischen Seite zu beurteilen ewohnt bin. 

Ich beabsichtige übrigens nicht, mich mit dem Ent- 
wurf im Ganzen zu beschäftigen, werde mich vielmehr 
vorwiegend auf die im allgemeinen Teil enthaltenen, für 
den Strafvollzug in Betracht kommenden Vorschriften be- 
schränken und von dem besonderen Teil nur den Dieb- 
stahl in’den Kreis meiner Betrachtungen ziehen. 

Es ist in der Tat auffallend, dass der mit der Aus- 
arbeitung des Vorentwurfs beauftrasten Kommission ledig- 
lich praktische Juristen angehörten, "nicht aber ein rs 
Strafvollzugspraktiker! 

In an Vor entwurf ist soviel über den Strafvollzug 
bestimmt, dass nach Ansicht der Kommission (Einleitung 
zur Begründung Seite XI) „allenfalls ein besonderes Straf- 
vollzugsgesetz entbehrt . . . werden kann.“ Trotzdem hat 
man geglaubt, der Mitwirkung eines Praktikers des Sträf- 
vollzugs entraten zu können! 


Darf es da überraschen, dass in erster Linie die be- 
sonderen Strafvollzugsbestimmungen vom Standpunkte der 
Praxis aus fast durchweg anfechtbar sind ? -Es ist geradezu 
selbstverständlich, dass die im Strafvollzug nicht erfahrenen 
Verfasser des Entwurfs keine Rücksicht auf die Bedürf- 
nisse des Strafvollzugs nahmen und dass die in der Praxis 
mühsam gesammelten Erfahrungen unberücksichtigt blieben. 


Von den besonderen Strafvollzugsvorschriften ist er- 
freulich nur die Forderung, dass die Zuchthausstrafe in 
ausschliesslich dazu bestimmten Strafanstalten vollstreckt 
werden soll; S 15 Abs. 1. Dadurch wird endlich mit dem 
üblen Zwittersystem aufgeräumt. 

- Der „strenge Arbeitszwang“ des $ 15 Abs. 2 ist freilich 
ein dehnbarer Begriff. Jeder Zwang ist streng, sonst ist 
er eben kein Zwang! Also wird sich der „Beschäftigungs- 
zwang“ des S 17 Abs. 1, der dort für Gefängnisgefangene 
aufgestellt ist, von dem Arbeitszwang gegen Zuchthäusler 
gar nicht wesentlich unterscheiden. Die Gefängnisgefangenen 
können doch nicht wohl anders, als mit Arbeit „beschäftigt“ 
werden! 

Geradezu unheilvoll ist die Bestimmung in$ 16 „Der 
Höchstbetrag der Gefängnisstrafe ist 5 Jahre, ihr Mindest- 
betrag 1 Tag“. Man hätte erwarten können, dass der 
Entwurf hier über das Bestehende fortgeschritten wäre! 
Nun, die Zusammensetzung der Kommission erklärt es, 
dass man es einfach beim Alten belassen hat. Hier ist 
eine der dunkelsten Stellen des ganzen Entwurfs! Kein 
einsichtiger Praktiker kann zugeben, dass es bei dieser 
Bestimmung sein Bewenden hat! 

Jeder Sachkundige weiss, wie zweck- und w irkungslos 
einerseits und wie verderblich für den Bestraften andrer- 
seits kurze Freiheitsstrafen sind. 

Im Jahre 1905 sind im Deutschen Reich verhängt: 


(sefängnisstrafen von 2 Jahren und mehr 2a 2748 
e „.. 1. Jahr bis unter 2 Jahren. 10071 
„.8.bis unter 12 Monaten... 47196 

„..t bis unter 3 Monaten. . 43107 

„8. bis unter: 30 Tagen.» .,.°765 125 

„» 24.bils. 7 Tagen... 37 Sn dee 

EBISta Tagen Fr res 


Insgesamt . 252332 


Die Gefängnisstrafen bis zu 7 Tagen, welche gegen- 
wärtig noch Vs ‘aller ‚überhaupt verhängten Gefängnis- 
strafen ausmachen, lassen sich allein aus dem Gesichts- 
punkte der Vergeltung erklären und rechtfertigen. Auf 
diesem Standpunkt aber wollen wir doch nicht immer 
stehen bleiben; er ist zu unbefriedigend und mit unserem 
christlichen Sittengesetz unvereinbar. Bei längerer Frei- 
heitsentziehung gestatten deshalb sogar die Anhänger des 
Vergeltungsprinzips dem Besserungszweck eine weitgehende 
Einwirkung auf die Strafe. Bei den kurzen Strafen scheidet 
dieser Gesichtspunkt aus! 

Es leuchtet ein, dass ein Gefangener, der nur wenige 
Tage zu verbüssen hat, von all’ den Einrichtungen des moder- 
nen Sträfvollzugs, die eine Einwirkung auf ihn beabsichtigen, 
unberührt bleibt. Die Freiheitsentziehung ist zu kurz, um sich 
tiefer bei ihm fühlbar zu machen. -Er kommt nicht zu einer 
Beschäftigung, weder mit einer nützlichen Arbeit, noch mit 
sich selbst. Den Beamten gelingt es nicht, irgend einen 
Einfluss auf ihn zu erlangen. Untätig vertrödelt er in 
verderblichem Nichtstun die Stunden und das Gefängnis 
büsst den heilsamen Schrecken ein, den es vorher noch 
auf ihn ausübte. Die Mitgefangenen, mit denen er beim 
Eintritt und Weggang, auf dem Spaziergang oder auch 
verbotener Weise in Berührung kommt, verschlimmern 
noch all dieses Unheil und der Verlust des Ehrgefühls ist 
meist die Folge der kurzen Freiheitsstrafe. 

Werden wir uns doch einmal darüber klar, dass das, 
was wir mit 3 oder 7 Tagen Gefängnis sühnen zu müssen 
vermeinen, nicht so schlimm ist, dass es nicht auch mit 
einer Geldstrafe abgegolten werden könnte Aber dem 
Prinzip zu liebe, aus Bequemlichkeit und weil es schon 
seither so gewesen ist, wird an solch’ nutzlosen Strafen 
festgehalten. Besser gar keine Strafe, als eine so ver- 
derbliche, die lediglich den Rückfall züchtet! Mit den 
kurzen Strafen bringen wir das Gefängnis nur in Miss- 
kredit; wir erreichen damit gerade das Gegenteil von dem, 
was wir wollen. 

Wir tun auch durchaus keinen Sprung ins Dunkle, 
wenn wir die Mindestdauer der Gefängnisstrafe erhöhen. 
Die Mindestgefängnisstrafe beträgt in Dänemark 2 Tage, 
in Oesterreich (Vorentwurf) 3 Tage, in Frankreich 6 Tage, 
in Belgien 8 Tage, in der Schweiz (Vorentwurf) 8 Tage, 
in Finnland 14 Tage, in Norwegen 21 Tage, in Schweden 
1 Monat. 
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Zweifellos ist in allen diesen Staaten aus Gründen des 
Strafvollzugs, nämlich weil die Wirkungslosigkeit und Ver- 
derblichkeit kurzer Freiheitsstrafen sich herausgestellt hatte, 
das Mindestmass, das früher ebenfalls 1 Tag war, erhöht 
worden. Und bei uns, wo dieselbe Not herrscht, wo die 
Praxis des Strafvollzugs- ebenfalls die Erhöhung fordert, 
soll es beim Alten bleiben? Das wäre geradezu ein Ver- 
brechen an unserem Volke! 

Ein Mindestmass von 8 Tagen würde zwar nicht alle 
Wünsche der Praxis erfüllen, aber immerhin die ganz 
kurzen Strafen beseitigen. Zunächst könnten damit Er- 
fahrungen gesammelt und so die Weiterentwickelung ange- 
bahnt werden. | 

Die Bestimmungen des $ 17 verraten deutlich die 
Hand des Theoretikers. Jede Anstalt muss Arbeiten ein- 
führen und teilt die Gefangenen schon im eigenen Interesse 
demjenigen Arbeitsbetriebe zu, der ihrem Beruf am meisten 
entspricht. Auf einen Beruf, "dem jemand angeblich nach 
der Entlassung nachgehen will, lässt sich begreiflicher- 
weise keine Rücksicht nehmen. Dass man im übrigen Wünsche 
nach Möglichkeit berücksichtigt, ist selbstverständlich. Aber 
anders, als mit den eingeführten Arbeiten kann man die 
(Gefangenen doch nicht beschäftigen! Selbstbeschäftigung 
ist selten ; etwa eine auf tausend. 

Dem Gefangenen unter gewissen Bedingungen Selbst- 
beschäftigung zu gestatten, macht keine erheblichen Um- 
stände und lässt sich wohl rechtfertigen. Schwieriger 
schon gestaltet sich das Zugeständnis eigener Kleidung. 
Das eigene Interesse des Gefangenen spricht meist dagegen. 
Denn es ist am besten, wenn der Gefangene im Gefängnis 
möglichst wenig auffällt. Wer in eigener Kleidung sich 


den Mitgefangenen zeigt (beim Spaziergang, in Kirche und 
Schule und bei sonstigen Gelegenheiten), ist Gegenstand 


interessierter Neugier und nach seiner Entlassung Indis- 
kretionen und Erpressungen ausgesetzt, welche die Ver- 
günstigung eigener Kleidung mehr als aufwiegen. 


Ueber Beschwerden wegen Verweigerung des Ge- 


brauchs eigener Kleidung soll das Gericht entscheiden. 
Will es sich den Gefangenen in seinem Anzug vorführen 
lassen, oder wie will es sich davon überzeugen, dass die 
(sefängnisverwaltung mit ihrer Verweigerung wegen Un- 
angemessenheit der Kleidung im Unrecht ist? Wird das 
sericht es billigen, wenn die Gefängnisverwaltung den 
Gebrauch eigener Kleider untersagt, um dem vermögens- 
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losen Häftling die eigene Kleidung für die Zeit der Ent- 
lassung aufzusparen und so für ihn zu sorgen ? Soll etwa 
das Tragen eigener Kleidung ein eyes für ver- 
mögende Uebeltäter werden ? 

Mit den Schärfungen der Zuchthaus- und Gefängnis- 
strafen, die $ 18 vorsieht,- bürdet der Vorentwurf dem 
Strafvollzug eine üble Rolle auf. Die Zucehthaus- und 
Gefängnisstrafen enthalten, wenn mit Ernst und Energie 
vollzogen, zumal wenn sie in Einzelhaft verbüsst werden, 
an sich genügend Schärfe, um bei hinreichender Dauer 
auf den Bestraften die überhaupt mögliche Wirkung aus- 
zuüben. Die Schärfungen des Vorentwurfs müssen ver- 
bitternd wirken, wenn der Betroffene trotz etwaiger guter 
Führung in der Anstalt von Zeit zu Zeit wie ein mit 
Disziplinarstrafen Belegter behandelt wird. 

Soll während der Schärfung der Arbeits- resp. Be- 
schäftigungszwang wegfallen ? 

Auf einen zu solchen Schärfungen Verurteilten Einfluss 
zu erlangen, wird fast ganz unmöglich sein. 

Wenn Schärfungen wirken sollen, so müssen sie kurz 
sein und während der ganzen Strafzeit andauern; sie sind 
nur angezeigt in Verbindung mit Freiheitsstrafen bis zur 
Dauer von 4 Wochen. 

In grösseren Gefängnissen würden die nach dem Vor- 
entwurf mit Schärfungen Bestraften ihren Mitgefangenen 
als Märtyrer erscheinen und der Disziplin grosse Schwierig- 
keiten bereiten, da sie an guter Führung kein Interesse 
haben. Viel wünschenswerter für den Strafvollzug wäre 
eine Bestimmung dahin, dass auf Antrag der Gefängnis- 
verwaltung durch Gerichtsbeschluss Arreststrafen, wenn 
sie eine bestimmte Dauer übersteigen, auf die Strafzeit 
nicht in Anrechnung kommen sollen. Angesichts der Vor- 
schrift in $ 18, Abs. 4 würde die Strafverlängerung wohl 
keine grundsätzlichen Bedenken erregen. 

Auch bei der Haftstrafe ist das Mindestmass von 1 
Tag aus denselben Gründen zu verwerfen, wie bei der 
Gefängnisstrafe. Die Höchstdauer von 15 Jahren ist ent- 
schieden zu hoch; dieselbe dürfte keineswegs mehr als 
10 Jahre betragen. Diese Frist gewährleistet jedenfalls, 
soweit Besserung in Betracht kommt, die überhaupt mög- 
liche Wirkung auf den Gefangenen, während ihn die enorme 
Dauer von 15 Jahren in den allermeisten Fällen körperlich- 
oder geistig zu Grunde richtet. Lieber lebenslänglich ein- - 
sperren, wenn Unschädlichmachung in Frage kommt! Für 


besondere Fälle, in denen dies zu hart erscheint, mag durch 
Begnadigung oder vorläufige Entlassung gesorgt werden. 
Die Bestimmung. in $ 20, Abs. 1, Satz 2, dass die 
Haftstrafen in besonderen Anstalten oder Abteilungen voll- 
streckt werden sollen, wird selbstredend nur zur Folge 
haben, dass die Bundesstaaten aus Ersparnisgründen die 
letztere Alternative wählen. 


Die im $ 22 Abs. 1 hinsichtlich der Dauer der Einzel- 
haft bei Zuchthaus- und Gefängnis-Gefangenen gesetzten 
Fristen von 6 und 3 Monaten sind für den Normalfall 
entschieden zu kurz. Was durch angestrengte Arbeit an 
den Gefangenen während 3 oder 6 Monaten in der Einzel- 
haft erreicht ist, wird oft am ersten Tage der Gemein- 
schaftshaft verloren gehen. Die Gemeinschaftshaft ist über- 
haupt für alle noch besserungsfähigen Elemente, also doch 
eLwafür 2), bis & der Bestraften ganz abzulehnen und 
nur aus den im $ 22, Abs. 3 aufgeführten Gründen aus- 
nahmsweise zuzulassen. 


Wenn die Vorschrift des $ 22, Abs, 2, Satz 3 Gesetz 
würde, so wäre der schlimmsten Verführung in ‘der Ge- 
meinschaftshaft die Türe geöffnet. Gefangene, die er- 
wiesenermassen von verderblichem Einfluss auf die Mit- 
sefangenen Sind, müssen von der Gemeinschaftshaft aus- 
geschlossen bleiben, auch wenn dann die Einzelhaft länger 
als drei Jahre dauert; die Vorschrift muss in „soll“ statt 
„darf“ geändert werden. 

Die ?/,- statt der bisherigen °/,-Entlassung ist mit 
Freuden zu begrüssen. Doch ist zu beklagen, dass der 
Entwurf im übrigen über den bestehenden Zustand nicht 
hinaus will. 


Die vorläufige Entlassung soll eine besondere Ver- 
sünstigung bleiben, die nach den Gesichtspunkten der 
(Gnade gewährt wird. Der Bestrafte kann sie sich nicht 
verdienen, sondern sie wird ihm als ein Geschenk zuteil. 
Da liegt der Fehler der: bisherigen Einrichtung und die 
Väter des Entwurfs wollen diesen Mangel nun verewigen. 
Dass in England das Institut der vorläufigen Entlassung 
sich aus einem Gnadenakt in eine Strafvollzugseinrichtung 
weiter entwickelt hat, und dass eine gleiche Fortentwick- 
lung von der Praxis in Deutschland mit guten Gründen 
verlangt wird, bleibt unberücksichtigt! Es erschien der 
Kommission wichtiger, an toten Rechtsprinzipien festzu- 
halten, als den Bedürfnissen des Lebens nachzugeben. 


Dass wir nur mit dem Aufgeben des bisherigen Stand- 
punkts weiter kommen, ist ohne weiteres einleuchtend. 
Erst wenn die Abkürzung der Strafe in die eigne Hand 
des Bestraften gelegt ist, wird er bestrebt sein, sich diesen 
Vorteil selbst zu verdienen. Erst wenn er sich die vor- 
läufige Entlassung selbst verdient hat, gewinnt sie wirklich 
inneren Wert für sein Leben. Recht ist mehr wert als 
Gnade. Angesichts der Vorschrift des $S 38, Abs. 1 des 
Entwurfs ist es ganz inkonsequent, die vorläufige Ent- 
lassung nur als Vergünstigung zu behandeln! Wenn der 
völlige Erlass der Strafe (bei der bedingten Strafaussetzung) 
verdient werden kann, warum soll es nicht auch der teil- 
weise werden? 


Die Vorschrift in $ 26, Abs. 1 muss also in „sollen“ 
statt „können“ geändert werden! ! Die näheren Bestimmungen 
unter Abs. 2 bieten genügende Gewähr, dass die Massregel 
nicht in ungeeigneten Fällen angewendet wird. 

Solange wir keine selbständige Strafvollzugsbehörde 
besitzen, wird es dabei bleiben müssen, dass die Ent- 
- scheidung über die vorläufige Entlassung der obersten Justiz- 
aufsichtsbehörde zufällt. Hierbei scheint aber angesichts der 
‚bisherigen Mängel des Verfahrens eine nähere Bestimmung 
nötig, durch welche der unangebrachte Einfluss der An- 
klagebehörde in Sachen der vorläufigen Entlassung ab- 
geschnitten wird. In Preussen reicht die Staatsanwaltschaft 
die Akten des vorläufig zu Entlassenden mit einem Bericht 
ein und macht dabei einen Vorschlag, welcher in der Regel 
für den Minister massgebend ist, 


Nun ist aber der Staatsanwalt, nachdem er sich durch 
die Anklage und die Anträge in der Hauptverhandlung 
festgelegt hat, offenbar voreingenommen und folglich zu 
einer unbefangenen Beurteilung des Antrags auf vorläufige 
Entlassung ausserstande. Die Staatsanwaltschaft wird ihrer 
Ansicht über Schuld und Strafmass .auch noch bei der 
vorläufigen Entlassung Geltung zu verschaffen bestrebt 
sein. Woe.das Gericht nach ihrer Meinung zu milde ge- 
urteilt hat, wird sie durch Vereitelung der vorläufigen 
Entlassung ihrer Wertung der Straftat noch nachträglich 
zum Siege verhelfen. Das ist menschlich erklärlich und 
es wäre zu viel verlangt, wenn man etwas Anderes er- 
wartete. Also muss die Staatsanwaltschaft ausgeschaltet 
werden. So wird in England verfahren. Warum soll diese 
weise Massregel nicht auch bei uns möglich sein? 


Dem Minister können die Akten aller an sich für die 
vorläufige Entlassung in Betracht kommenden Straf- 
sefangenen vorgelegt werden, damit er nach Anhörung 
der Gefängnisverwaltung selbständig entscheide. 

Die Bewilligung von Fristen zur Zahlung der Geld- 
strafen ($ 31), die jetzt auch in England in Vorschlag ge- 
bracht wird, ist zwar als gesetzliche Vorschrift neu, aber 
durchaus nichts neues gegenüber der Praxis. Das bis- 
herige Verlangen, dass Geldstrafen in einer Summe auf 
einmal gezahlt werden sollen, hat die Geldstrafen, soweit 
höhere Beträge in Frage kommen, zu einem Privilegium 
der Reichen gemacht. Der auf sein Arbeitseinkommen 
AÄngewiesene kann selbstverständlich gar nicht anders 
als in Raten zahlen. Ihm gegenüber ist das Verlangen 
der. sofortigen Erlegung der ganzen Stralsumme eine 
Härte, die endlich wegfallen muss. 

Auch zur Zahlung der Steuern gibt der Staat Fristen. 
Warum soll die Strafe nicht in ganz derselben Weise und 
nach denselben Grundsätzen wie die Steuer eingezogen 
werden? Warum nicht auch von denselben Behörden und 
zu denselben Kassen? | 

Der jetzige Zustand, dass hundertausende von Geld- 
strafen nicht bezahlt, sondern als kurze Freiheitsstrafen 
abgesessen werden, ist ganz verwerflich und an vielem 
Elend schuld. Dieses leichtfertige Hineingeraten ins Ge- 
fängnis hat unsägliches Unglück über unser Volk gebracht 
und schreit als schwere Sünde gen Himmel! Esist ein 
der Staatshoheit geradezu unwürdiger Zustand, dass die 
Gerichte auf Geldstrafen erkennen und dass man sich mit 
dem Absitzenlassen begnügt. -Bei gutem Willen‘ lassen 
sich die meisten Geldstrafen einbringen, ebenso wie die 
Steuern auch zum allergrössten Teile bezahlt werden. Die 


Vorschrift in $ 32 — freie Arbeit zur Tilgung der Geld- 
strafe — zeigt erfreulicherweise einen Weg. Die unein- 


bringlichen Geldstrafen müssen den Gemeinden überwiesen 
und diese zur weiteren Vollstreckung verpflichtet werden. 
Dann wird’s schon gehen! 

Dass der Staat irgendwelche Arbeitsanstalten ein- 
richtet, halte ich für ganz unpraktisch. Alles dieses kann 
den Gemeinden überlassen werden. Nur muss im Gesetz. 
ausgesprochen werden, dass derjenige, der eine fällige 
(eldstrafe nicht bezahlt, solange er im Verzug ist, von 
jeglichem aktiven wie passiven Wahlrecht ausgeschlossen 
bleibt, sich in keinem Wirtshaus sehen lassen und Keine 
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öffentliche Versammlung oder Veranstaltung (Theater, Kon- 
zert) besuchen darf. Ebenso muss der Lohn für die Be- 
zahlung von Geldstrafen mit Beschlag belegt werden und 
zwar zu einem bestimmten Anteil. Man wende nicht ein, 
dass darunter die Familie leide! Muss sie nicht noch viel 
mehr leiden, wenn der Ernährer im Gefängnis weilt? Man 
ziehe alle diese Konsequenzen und dann wird’s nicht mehr 
viel uneinbringliche Geldstrafen geben, gleichzeitig aber 
werden Hunderttausende vor der Schmach des Gefäng- 
nisses bewahrt! 

Die neueingeführte bedingte Strafaussetzung ($ 38) 
wird von den Praktikern des Strafvollzugs mit Freuden 
begrüsst werden; sie ist immerhin ein bedeutsamer Schritt 
auf dem Wege zur bedingten Verurteilung, welche das 
nächste Ziel bleiben muss. Bei vielen Strafprozessen wird 
der Zweck der Verfolgung, bestehe dieser nun in Ver- 
geltung, Abschreckung oder Besserung, schon durch das 
blosse Strafverfahren erreicht. Der Täter ist derart er- 
schüttert und niedergeschmettert, dass es einer weiteren 
Sühne nicht bedarf. "Bei anderen wird die Aussicht, durch 
sute Führung die Strafe abzuwenden, eine äussere "wie 
innere Umkehr herbeiführen. Jedenfalls trägt die beab- 
sichtigte Neuerung viel dazu: bei, Rechtsbrecher vor dem 
Gefängnis zu bewahren und schon darin sieht der Straf- 
. vollzugspraktiker einen grossen Vorzug. Die Beschränkung 
“auf Gefängnis und Haft erscheint berechtigt, da nach 
$ 85 auf Zuchthaus, soweit das Gesetz mehrere Strafarten 
zur Wahl stellt, nur erkannt werden soll, wenn die Tat 
aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. Dagegen ist 
die Beschränkung der Massregel auf Freiheitsstrafen bis 
zu 6 Monaten zu eng, der Ausschluss der Geldstrafen ganz 
ungerechtfertigt. Strafen bis zu einem Jahre und Geld- 
strafen bis zu 1000 M. können unbedenklich einbezogen 
werden. Ebenso empfiehlt sich die Streichung des Abs. 2 
des $ 39, da sonst die ganze Einrichtung nur auf Jugend- 
liche beschränkt bleiben wird. 

Den sichernden Massnahmen der SS 42, 45 (Arbeits- 
haus und Wirtshausverbot) wird jeder sozial Denkende ZU- 
stimmen. Es hängt hier alles von der Ausführung ab. 

Mit der in $$S 50—52 geordneten Rehabilitation bleibt 
der Entwurf allerdings weit hinter den ‘gerechten Erwar- 
tungen zurück ! 

Im $ 50 ist die Wiedereinsetzung des mit Ehrverlust . 
Bestraften befriedigend geregelt; die Fristen dürften aller- 


dings besser etwas länger genommen werden. Im übrigen 
sind die Voraussetzungen der "Rehabilitation übereinstimmend 
mit anderen modernen Gesetzgebungen angegeben. 


Dagegen -fehlt es den Vorschriften der SS 51, 52 an 
sozialem Verständnis. Wenn man einmal die Berechtigung 
der Rehabilitation anerkennt, dann muss man auch die 
Folgen ziehen! Die Streichung im Strafregister ist gewiss 
wichtig, aber nicht die Hauptsache, wie es nach S 5l er- 
‚scheinen könnte, sondern nur die Folge der Rehabilitation. 
Der Grundsatz muss aufgestellt werden, dass der Verur- 
teilte, wenn er sich während gewisser Fristen einwandfrei 
geführt, auch den angerichteten Schaden nach Kräften 
wieder gut zu machen sich bemüht hat, Rehabilitation 
(Wiedereinsetzung g) erlangen kann. Die Fristen mögen vor- 
sichtigerweise reichlich bemessen werden. Dafür muss aber 
die Rehabilitation ausnahmslos allen Bestraften zu Gute 
kommen. Die einzige Einschränkung, die man einstweilen 
gelten lassen kann, mag darin bestehen, dass niemand zwei- 
mal Rehabilitation nachsuchen darf. Vielleicht wird eine 
spätere Zeit auch darin milder denken. Die jetzigen Ein- 
schräukungen des $ 51, Abs. 3 ziehen der Anwendung der. 
Massregel engherzige Grenzen und sind nur vom Vergel- 
tungsstandpunkt aus verständlich. 


Die erteilte Wiedereinsetzung muss die Löschung im 
Strafregister nach sich ziehen. Dass die gelöschte Strafe 
nicht mehr mitgeteilt wird, ist selbstverständlich ; ebenso 
notwendig ist aber, wenn die ganze Massregel nicht wir- 
kungslos bleiben soll, dass jeder Vermerk über früheres 
Bestehen eines. Eintrags unterbleibt. Sonst werden Richter 
und Staatsanwälte voreingenommen sein und die. Wieder- 
einsetzung ihren Zweck verfehlen. 


Die Heraufsetzung der Altersgrenze der beschränkten 
Straffähigkeit von 12 auf 14 Jahre ($ 68) entspricht einem 
längst erkannten Bedürfnis und wird vermutlich keinerlei 
Beanstandung finden. Dagegen fragt es sich sehr, ob mit 
dem Festhalten an der anderen Altersgrenze von 18 Jahren 
(S 69) das Rechte getroffen ist. 


Zivilrechtlich halten wir den Minderjährigen nur für 
beschränkt handlungsfähig. Ihn in strafrechtlicher Beziehung 
strenger zu behandeln, ist eine Härte, welche lediglich aus. 
der Zähigkeit zu erklären ist, welche Rechtsgrundsätzen 
innewohnt. Nur wenige Menschen sind mit 18 Jahren so 
weit gereift, dass man sie mit Erwachsenen vergleichen kann. 


Machen wir uns doch klar, welche Volksschichten 
unter der falschen Altersgrenze leiden. Nicht die Kinder 
der wohlhabenden Klasse sind es, die in diesem Alter (18 
bis 21) mit dem Strafgesetz in Widerstreit kommen, sondern 
fast ausnahmslos der Nachwuchs der arbeitenden Bevöl- 
kerung. Es sind wohl ohne Ausnahme Personen, die im 
Erwerbsleben stehen, während die gleichalterige Nach- 
kommenschaft der besser gestellten Familien sich noch in 
der Ausbildung in Schule "und Elternhaus befindet. Was 
bringt die jungen Leute zwischen 18 und 21 Jahren in 
Schuld und Strafe? Ihre allzufrühe Selbständigkeit, ver- 
bunden mit dem Mangel an Zucht und Erziehung. Und‘ 
diese minder günstig gestellten jungen Mitmenschen wollen 
wir nun mit der ganzen Strenge treffen, als voll verant- 
wortlich behandeln ? Straftaten, welche in dem Alter von 
18 bis 21 Jahren begangen werden, sind durchweg die 
Folgen mangelhafter Erziehung sowie ungünstiger wirt- 
schaftlicher und sozialer Verhältnisse. Fast alle Gründe, 
welche für eine mildere Behandlung der Jugendlichen im 
Alter von 14 bis 18 Jahren angeführt werden können, 
sprechen auch für die Anwendung auf Minderjährige über- 
haupt. Ich befürworte also die Hinaufschiebung der Alters- 
srenze bis zur Volljährigkeit. 

Die Notwendigkeit anderweiter Regelung des Rück- 
falls (8$ 87 flg.) ist schon seit langem erkannt worden. Dass 
der Vorentwurf den Rückfall im allgemeinen Teil behan- 
delt und somit die besonderen Bestimmungen des bisherigen 
Rechts beseitigt, wird man mit Genugtuung begrüssen. 
Dagegen ist die Vorschrift des $ 87 denn doch zu hart! 
Es muss zum Mindesten verlangt werden, dass für die _ 
Anwendung der Rückfallsschärfungen nur Vorstrafen von 
gewisser Dauer in Betracht kommen, sonst führt die 
schematische Behandlung des Rückfalls zu krasser Un- 
gerechtigkeit. Als Mindestdauer der Freiheitsstrafe, welche 
den Rückfall begründen soll, würde ich 4 Monate vor- 
schlagen. 

Eine besondere Behandlung der gewerbs- und gewohn- 
heitsmässigen Verbrechen ($ 89) wird jedem mit den Ver- 
hältnissen Vertrauten als erwünscht erscheinen. Der Ent- 
wurf kommt aus lauter Folgerichtigkeit nicht zu einer ganzen. 
Massregel, sondern bleibt auf halbem Wege stehen. 

Was wir bei den Unverbesserlichen brauchen, ist 
nicht eine. besondere Ordnung des Strafvollzugs, sondern 
eine Verwahrung von unbestimmter Dauer, die sich an die 
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Strafe anschliessen muss, wenn sie nicht von vornherein 
an ihre Stelle treten soll. | 


Dass man unverbesserliche Rechtsbrecher, deren Be- 


harrlichkeit und Gefährlichkeit durch zahlreiche schwere 2 


Strafen dargetan ist, wieder auf die Menschheit loslässt, 


kann man doch nur als eine Torheit bezeichnen. Wie weit 


man den Kreis der Straftaten ziehen will, welche zu einer 
Internierung führen sollen, ist. Zweckmässigkeitsfrage. Mir 
würde es schon genügen, wenn man mit den Sittlichkeits- 
verbrechen einen Anfang machen wollte. Die mit dieser 
Verbrecherklasse gemachten Erfahrungen liessen sich dann 
auch für andere Arten von Unverbesserlichen verwenden, 


"Im Zusammenhang mit diesen Ausführungen möchte 


ich nur noch die Diebstahlsvorschriften des Entwurfs be- 
handeln und zwar ausgehend yon: kriminalpobuerBen Ge- 
sichtspunkten. 

Die Zahl der im Deutschen Reich verurteilten Jugend- 
lichen (12. bis 18. Lebensjahr) betrug im Jahre 1906 nach 
der Reichs-Kriminal-Statistik 55270. Davon sind 27440 


wegen Diebstahls (22490 wegen einfachen Diebstahls, 4950 


wegen schweren Diebstahls) verurteilt. Also 49,60! Ins- 
gesamt sind 1906 (nach derselben Statistik) in Deutschland 


wegen Diebstahls 89389 Erwachsene und Jugendliche ver- 


urteilt. Das sind von insgesamt 533 767 Verurteilten 16,7 °/,. 
Man kann also hiernach wohl sagen, dass der Diebstahl 
das besondere Vergehen der Jugend ist! 


Schon längst ist man in den Kreisen der Jugend- 53 
fürsorger nicht nur, sondern auch der Strafvollzugspraktiker 


zu der Erkenntnis gelangt, dass wir, wie überhaupt, so 
insbesondere auch die Jugend zu viel strafen und dass 
wir bisher nicht genug getan haben, um unsere Jugend 
vor dem Gefängnis zu bewahren. Wer auf diesem Stand- 
punkt steht, den müssen die Bestimmungen des Vorentwurfs 
über die Bestrafung des Diebstahls mit schwerer Sorge 
‘erfüllen, 


Die Strafsatzung des $ 269 ist die alte harte des * 
'Strafgesetzbuchs. ‘Einfacher Diebstahl wird nach wie vor 


mit Gefängnis von 1 Tag bis zu 5 Jahren bedroht. In 
besonders leichten Fällen darf das Gericht allerdings die 


Strafe nach freiem Ermessen mildern ($ 83), also auch bei 
Erwachsenen auf Verweis und bei Jugendlichen wie Er- 
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wachsenen auf Geldstrafe erkennen. Aber diese Milderung 
ist ganz in das freie Ermessen des Richters gestellt und 
so wird erfahrungsgemäss der eine Richter von dem 
Milderungsrechte Gebrauch machen, der andere nicht. 
Dieselbe Tat wird hier mit Verweis oder Geldstrafe, dort 
mit Gefängnisstrafe belegt werden. Daran zweifelt kein 
Einsichtiger! Hier ist aber für freies Ermessen kein Raum, 
sondern die Milderung muss in die besondere Gesetzes- 
vorschrift hineingelegt werden, wenn sie Zweck haben soll. 

Mit der harten Bestrafung des Diebstahls befinden 
wir uns gegenüber der früheren Gesetzgebung in Deutsch- 
land im Rückstande, lediglich herbeigeführt durch die 
materielle Leebensauffassung, nämlich die übermässige 
Wertung materieller Güter. R 

Während noch die Carolina den Diebstahl unter 
5 Gulden Wert beim Mangel erschwerender Umstände nur 
als geringen Diebstahl ansah und den Richter lediglich 
anwies, den Dieb zur Erstattung der /oena dupl an den 
Beschädigten anzuhalten, schrieb das Allgemeine Landrecht 
vor, dass gemeiner Diebstahl, wenn der Wert des wirklich 
Entwendeten 5 Taler oder weniger betrage, nur mit Ge- 
fängnis von 8 Tagen bis 4 Wochen zu ahnden sei. Nach 
dem Bayerischen Strafrecht von 1815 war einfacher erster 
Diebstahl und nach der Verordnung vom Jahre 1816 jeder 
einfache Diebstahl bis zu 5 Gulden Wert lediglich polizei- 
lich zu bestrafen. Ebenso in Braunschweig bei Diebstählen 
unter 5 Taler Wert. In Hannover wurde nach dem Gesetz 
von 1847 geringfügiger Diebstahl mit Polizei-Gefängnis bis 
zu 14 Tagen oder auch mit Geldbusse bis zu 5 Talern 
-bestraft. Nach dem Sächsischen Strafgesetzbuch von 1855 
wurden Entwendungen von Gegenständen, denen wegen 
ihrer Geringfügigkeit kein Wert beigelegt werden kann, 
nur auf Antrag verfolgt und mit Geldbussen bis zu 10 
Talern belegt. Das Bayerische Strafgesetzbuch von 1861 
behandelte den einfachen Diebstahl unter 10 Gulden Wert 
lediglich als eine mit Arrest bedrohte Uebertretung! 

Noch der Preussische Entwurf von 1847 hatte die 
milde Bestimmung, dass der Richter die Strafe bis auf 
8 Tage .herabsetzen kann, wenn der Diebstahl an einer 
Sache von geringem Wert verübt sei.. Dagegen stellt sich 
schon das Preussische Strafgesetzbuch von 185F auf den 
strengen Standpunkt, welchen das Reichsstrafgesetzbuch 
dann übernahm und zum’ Schaden unseres Volkes seit 
40 Jahren behauptete. 
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Schon längst sind die jetzigen Strafmindestmasse von 
1 Tag resp. 3 Monaten resp. 1 Jahr als zu hoch erkannt 
und angegriffen worden; im Jahre 1900 ist ein dahin 
sehender Initiativantrag im Reichstag allerdings noch ab- 
selehnt worden. 

Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, das harte Gesetz 
zu mildern. An Mustern milderer Gesetze fehlt es schon 
jetzt nicht. Das Strafgesetzbuch der Niederlande setzt auf 
einfachen Diebstahl wahlweise Geldbusse bis zu 60 Gulden 
oder Gefängnis bis zu 4 Wochen. . Dasjenige von Neuyork 
bedroht den Diebstahl bei einem Wert bis zu 25 Dollar mit 
(sefängnis bis zu 1 Jahr oder Geldstrafe bis zu 500 Dollar, 
allein oder neben einander. Im österreichischen Vorentwurf 
sind die „eigenmächtige Aneignung“ (8 345) und die „Ent- 
fremdung“ ($ 347) vom Diebstahl abgezweigt und zu be- 
sonderen Vergehen ausgebildet, welche nur mit Ermächti- 
sung.des Verletzten verfolgt und wahlweise mit Geldstrafe 
bedroht sind. Wir sehen hier eine weitgehende Differenzie- 
rung, welche den guten Erfolg haben wird, zahlreiche 
Verüber geringfügiger Diebstähle vor dem Gefängnis zu 
bewahren. 

Wenn wir Körperverletzung und Beleidigung mit 
(seldstrafen belegen, dürfen wir auch einfachen Diebstahl, 
wenn keine besondere Gefährlichkeit dargetan und kein 
erheblicher Schaden angerichtet ist, nicht schärfer ahnden. 
Die körperliche’ Unverletztheit und die Ehre sind unzweifel- 
haft höhere Rechtsgüter als das Eigentum. Also weshalb 
die Verletzung des Letzeren in allen Fällen mit schwererer 
Strafe belegen? 2 

Mag immerhin das Mindestmass der Geldstrafe. bei 
einfachem Diebstahl an Gegenständen ‚von geringem Wert 
auf 10 oder 20 Mark bestimmt werden. Eine Geldbusse, 
deren Bezahlung den Dieb einige Wochen oder Monate zu 
Einschränkungen zwingt, isteine nachhaltigere Abschreckung 
und heilsamere Erinnerung, als eine Freiheitsentziehung 
von wenigen Tagen, die der Verurteilte in Unmtätigkeit 
verbringt und die ihm das Ehrgefühl nimmt. 

Wenn wir, wie ich hiernach vorschlage, den einfachen 
Diebstahl an Sachen von nicht bedeutendem Werte zum 
Antragsvergehen machen und wahlweise mit Geldstrafe 
bedrohen, so werden wir jährlich allein Zehntausend Jugend- 
liche vor dem Gefängnis und somit vor dem Verderben 
bewahren, in das sie bisher durch unser allzuscharfes 
Strafgesetz gerieten. | 
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Diese Ausführungen wollen sich nur mit Einzelheiten 
des Vorentwurfs beschäftigen ; Andere mögen andere Punkte 
herausgreifen, die ihnen wichtiger erscheinen. 


Was  nottut, ist, dass wir uns freimachen von dem 
Strafgesetz einer vom Materialisınus beherrschten, über- 
wundenen Epoche und dass wir unser Strafrecht nach den 
gesteigerten sozialen Bedürfnissen der Gegenwart neu 
ordnen. Wenn es jetzt nicht gelingt, den Forderungen des 
modernen Strafvollzugs Geltung zu verschaffen, dann kehrt 
die Gelegenheit erst nach einem Menschenalter wieder! 


Die im Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch 
vorgesehenen Schärfungen. 


Betrachtungen eines Strafvollzugsbeamten 


von Landesanstaltsinspektor Glauning. 


Ss 18 des Vorentwurfes zu einem dentschen Strafgesetz- 
buch Tahret- 

„Zeugt die Tat von besonderer Roheit, Bosheit oder 
Verw orfenheit, oder ist nach den Vorbestrafungen des Täters 
anzunehmen, dass der gewöhnliche Strafvollzug auf ihn 
nicht die erforderliche Wirkung ausüben werde, so kann 
das Gericht im Urteile Schärfungen der Zuchthaus- oder 

(Grefängnisstrafe anordnen. 

Die Schärfungen bestehen darin, dass is: Verurteilte 
seminderte Kost oder eine harte Lagerstätte erhält. Sie 
können auch vereinigt angeordnet werden und kommen an 
jedem dritten Tag in Wegfall. Die Dauer der Schärfungen 
darf im Zusammenhang vier Wochen nicht übersteigen. 
Schärfungen dürfen bei Strafen bis zu drei Monaten nur 
einmal, bei Strafen bis zu sechs Monaten nur zweimal und 
bei längeren Strafen in jedem Jahr höchstens dreimal an- 
seordnet werden. Der Zwischenraum zwischen zwei 
Schärfungen muss mindestens das Doppelte der Dauer der 
vorangegangenen Schärfung betragen. 

Hat der Gefangene en mindestens ein Jahr lang 
sut geführt, so kann. das Gericht für die übrige Strafzeit 
die Schärfungen mildern oder aufheben. 

Geschärfte Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe darf nur 
an demjenigen vollstreckt werden, der nach dem Gutachten - 
des Anstaltsarztes seiner Gesundheit nach dazu fähig ist. 
An schwangeren oder nährenden Frauen darf sie nicht 
vollzogen werden. Erscheint die Vollstreckung hiernach 
nicht zulässig, so hat das Gericht hierüber zu entscheiden. 
Es kann dabei mit Rücksicht auf den Wegfall der Schärfung 
die Strafe in angemessener Weise erhöhen“. | 

Zur Vorgeschichte -. dieser neu eingeführten Straf- 
schärfungen führt die Begründung zum Vorentwurf S. 83 


u. folg. etwa Folgendes aus: Derartige Schärfungen der 
Freiheitsstrafe seien bis zur Einführung des Reichsstraf- 
gesetzes, das nach dem Vorbild Preussens von der Auf- 
nahme solcher Bestimmungen. Abstand genommen. habe, 
in vielen deutschen Staaten zulässig gewesen ; die steigende 
Kriminalität und die wachsende Rücktfallsziffer sei dann 
von vielen Seiten zum erheblichen Teil der Wirkungslosig- 
keit der Freiheitsstrafen zur Last gelegt worden und habe 
immer häufiger und nachdrücklicher eine Verschärfung 
ihres Vollzuges gegenüber den besonders gemeinen und 
rückfälligen Elementen gefordert; in dem 1892 dem Reichs- 
tag vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die Abän- 
derung von Bestimmungen des R.St.G. sei diese Auffassung 
dann von den verbündeten Regierungen anerkannt und 
- durch einen entsprechenden Strafverschärfungsparagraphen 
auch berücksichtigt worden, der Gesetzentwurf sei aber 
damals unerledigt eblieben und mit ihm‘ die Frage der 
Strafverschärfungen. 

Der Vorentwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetz- 
buch hat nun in dem oben wiedergegebenen Par aeraphen 
die Strafverschärfung erneut aufgenommen. 

Es kann hier nicht der Platz sein, um noch einmal 
alles das zusammenzufassen, was über die steigende Krimi- 
nalität, die wachsende Rückfallsziffer und ihre Bekämpfung 
sowie auch über die Behandlung solcher Gefangener, deren 
Tat ehrloser Gesinnung entsprang, in den letzten Jahren 
geschrieben worden ist. Ich verweise allein auf die dies- 
bezüglichen Arbeiten in diesen Blättern, die ich wohl in 
erster Linie als bekannt voraussetzen darf. Ich glaube 
aber behaupten zu können, dass die Anschauung, die 
steigende Kriminalität und insbesondere die wachsende 
Rückfallsziffer sei von vielen Seiten zum erheblichen Teil 
der Wirkungslosigkeit der Freiheitsstrafen zur Last gelegt 
und immer häufiger und nachdrücklicher sei von der öffent- 
lichen Meinung, von Vertretern der Wissenschaft und der 
Praxis eine Verschärfung des Vollzugs der Freiheitsstrafen 
gegenüber rohen, gemeinen und rückfälligen Elementen 
sefordert worden (Begr. S. 83), nicht ganz zutreffen dürfte; 
zum mindesten sind ebensoviele Stimmen laut geworden, 
die in gerechter Erwägung der Verhältnisse die Urs achen 
dieser betrübenden Tatsachen vielleicht zum Teil im Straf- 
vollzug suchten, zum vielleicht grösseren Teil aber die 
Schuld hierfür auf andere Schultern gebürdet haben und 
die Besserung nicht in der oben gedachten Verschärfung des 
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Strafvollzugs, sondern in ganz anderen Massnahmen sehen. 
Prof. Dr. Seuffert schreibt in seinem Buch „ein neues 
Strafgesetzbuch für Deutschland“ bei der Behandlung der 
Rückfallsfrage: „man hat der Stra£fvollstreckung die Schuld 
der Rückfallsmehrung gegeben; etwas hat sie gewiss dazu 
beigetragen, die gemeinschaftsgefängnisse begünstigen den 
Rückfall; mehr noch die Strafgesetzgebung und — ich kann 
- das Urteil nicht unterlassen — eine zu grosse Milde der 
Strafrechtspflege.“ Aehnlich sagt Prof. Dr. Heimberger 
(„zur Reform des Strafvollzugs“), dass die Strafe nur eines 
der Mittel zur Bekämpfung der Verbrechen sei, dass Unter- 
richt, .sittliche und religiöse Erziehung, Hebung des 
Familiensinnes, Eindämmung des Alkoholgenusses, Besserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse als mindestens ebenso 
wirksame Bekämpfungsmittel zü gelten haben. Dr. med. 
Pollitz Spricht sich in dem Schlussworte seines Buches 
„Die Psychologie des Verbrechers“ dahin aus, dass sich für 
den, der sich die ursächlichen Momente, die zum Ver- 
brechen führen, vor Augen hält, genug Anhaltspunkte 
seben für eine nicht utopistische, sondern praktisch ge- 
dachte Verbrechensbekämpfung; sie liegt nach seiner An- 
sicht teils auf dem persönlichen Gebiete, wie Verminderung 
degenerierter, minderwertiger Nachkommenschaft durch 
bessere Auslese und Ehehygiene, sachgemässer Versorgung 
der erheblich minderwertigen, .antisozialen Elemente, Be- 
kämpfung des Alkoholismus, frühzeitige Fürsorge der ver- 
wahrlosten Jugend, humane, aber auch schnelle und 
energische Strafjustiz und nicht als letztes gute Gefängnis- 
ordnung, zum anderen aber liegt sie vorzüglich und haupt- 
sächlich auf zozialem und wirtschaftlichem Gebiet. 
Jedenfalls aber gehört der Strafvollzug zu den Mitteln, 
die uns zur Bekämpfung des Verbrechens zur Verfügung 
stehen. Dass der Strafvollzug noch nicht die Erfolge auf- 
zuweisen vermag, die man mit ihm und durch ihn gern 
erzielen möchte und die in allererster Linie das ständige 
Bestreben der Strafvollzugsbeamten bilden, ist wohl nirgends 
offener und ehrlicher zugestanden worden als gerade in 
diesen Blättern für Gefängniskunde. Aber wie den Straf- 
vollzug erfolgreicher gestalten, wie und wo ihn reformieren? 
(sehen die Reformvorschläge tatsächlich dahin, Schärfungen 
der bestehenden Freiheitsstrafen einzuführen? Soweit ich 
die einschlägige Literatur verfolgen Konnte, von derartigen 
Forderungen habe ich nur wenig entdecken können. . In 
der Hauptsache war einmal die Sozialmachung der anti- 


sozialen Elemente und dann, wo es-sich um Unverbesser- 
liche und Gewohnheitsverbrecher handelt, Sicherung der 
bürgerlichen Gesellschaft vor solchen Elementen durch 
lange eventuell lebenslängliche Freiheitsstrafen oder auch 
Unterbringung in Zwischenanstalten gefordert. 

Der Vorentwurf zum neuen Gesetz bringt gegen Rück- 
fällige ($ 88) und gewerbs- bezw. gewohnheitsmässige Ver- 
brecher ($ 89) längere Freiheitsstrafen, wobei für die Kate- 
gorie der gewohnheits- bezw. gewerbsmässigen Verbrecher 
unter allen Umständen auf Zuchthaus erkannt werden 
soll. Bei solchen Individuen aber, deren Tat von besonderer 
Roheit, Bosheit oder Verworfenheit zeigt, oder nach deren 
 Vorbestrafungen anzunehmen ist, dass der gewöhnliche 
Strafvollzug auf sie nicht die erforderliche Wirkung aus- 
üben werde, soll das Gericht im Urteil Strafschärfungen 
der Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe anordnen. 

Diese Schärfungen sollen bestehen in verminderter 
Kost oder harter Lagerstätte oder auch in beiden; sie 
sollen die Dauer von 4 Wochen nicht überschreiten und 
können bei Strafen bis zu 5 Monaten einmal, bis zu 6 Monaten 
zweimal und bei längeren Strafen in jedem Jahr dreimal 
angeordnet werden. 

Werden diese Strafschärfungen tatsächlich den er- 
wünschten Erfolg haben? Nach S. 85 der Begr. sollen sie 
also angewendet werden bei Verbrecherkategorien, bei 
denen Freiheitsstrafen mit gewöhnlichem Strafvollzug einer- 
seits zu gerechter Vergeltung nicht ausreichen und anderer- 
seits die Präventivzwecke der Abschreckung und Besserung 
nicht zu erfüllen vermögen. Und gerade solchen Elementen 
gegenüber wird durch Schärfungen weit weniger erreicht 
werden als durch entsprechend längere Freiheitsstrafen. 
Gerade weil es sich hier um — 8. 82 der Begr. — Leute 
handeln dürfte, die in der Strafanstalt Unterkommen, Nah- 
rung und Pflege von solcher Beschaffenheit vorfinden, wie 
sie sie in der Freiheit nicht selten entbehren müssen, 
werden diese Art von Strafschärfungen ohne wesentlichen 
Eindruck auf sie bleiben; die davon Betroffenen werden 
sich ohne Schwierigkeit daran gewöhnen, von Zeit zu Zeit 
mit einer geringeren Nahrungszufuhr auszukommen und 
auf den Strohsack zu verzichten, ohne durch diese Kost- 
schmälerung oder Entziehung des Bettlagers besonders hart 
betroffen zu werden, denn — aus Gemeinem ist der Mensch 
gemacht und die Gewohnheit nennt er seine Amme! Es 
kann ihnen das auch wirklich gar nicht so schwer fallen, 
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sie haben ja wohl hinreichend Gelegenheit gehabt in den 
Zeiten ihres Vagantentums, vielleicht auch leider in den 
Zeiten unfreiwilliger Arbeitslosigkeit, wie sie sicherlich bei 
mehrfach Vorbestraften, die zu ungünstigen Zeiten zur Ent- 
lassung gelangen, auch nicht selten vorkommt, entsprechende 
Vorstudien auf dem Gebiete des Hungerns und des Näch- 
tigens ohne Lager zu machen. Im Strafvollzug sehen wir 
zur Genüge, wie selbst die schärfsten Disziplinarstrafen an 
manchen Elementen wirkungslos vorübergehen und nicht 
imstande sind, mürbe zu machen! Dabei sind doch diese 
Disziplinarstrafen noch wesentlich empfindlicher wie die 
vorgesehenen Strafschärfungen, einmal weil der Bestrafte 
nie weiss, wie lange sie dauern, dann aber auch weil sie’ 
meist mit Verdunkelung der Zelle und demzufolge mit 
Arbeitsentziehung — also tötlicher Langeweile — verbunden 
sind. Es gibt sicher gerade unter den Elementen, für die 
der $ 18 bestimmt ist, genug, die durch Hungerkuren ab- 
solut nicht abgeschreckt werden, die sich allmählich mit 
einem Minimum von Nahrung zufrieden geben können, ohne 
darunter zunächst irgendwie zu. leiden; die Erfahrungen 
aus dem Strafvollzug werden diese Behauptung rechtfertigen. 
Am Anfang tut der Hunger weh, dann aber gewöhnt sich 
der Magen an die unfreiwillige Untätigkeit; in welcher 
Weise freilich diese Zeiten der Kostschmälerung auf die 
Widerstandsfähigkeit des Körpers einwirken, das ist wieder 
eine andere Frage, die uns später beschäftigen wird. 
Empfindlicher aber als durch alle diese Schärfungen bezw. 
Disziplinarstrafen “werden derartige Elemente von wenn 
auch noch so kleinen Zusatzstrafen oder aber Disziplinar- 
‚strafen getroffen, die über die Strafzeit hinaus währen und 
so den ersehnten Tag der Entlassung hinausschieben. 

Ich glaube also kaum, dass dureh Schärfungen gegen- 
über solchen Individuen das erreicht werden wird, was 
nach der Begr. erreicht werden soll. Ich fürchte aber, 
dass diese Schärfungen Folgen haben werden, die den ins 
Auge gefassten Absichten direkt entgegenstehen. 

"Es ist ein alter Grundsatz bei der Beköstigung unserer 
Strafgefangenen, ihnen das an Nahrungsmitteln zu reichen, 
was auf Grund genauester ärztlicher Forschungen nötig 
ist, um den Menschen unter den Verhältnissen, wie sie nun 
einmal die Gefangenschaft mit sich bringt, bei Kräften zu 
erhalten und ihn nicht etwa unterernährt, sondern voll 
erwerbsfähig der Freiheit wieder zu geben. ° Je länger die 
Freiheitsentziehung dauert, um so schwieriger wird es sein, 
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dieser Forderung gerecht zu werden. Wie werden nun in 
dieser Hinsicht diese Schärfungen wirken? Die Elemente, 


für die sie in Betracht kommen, sind wohl meist degenerierte, 


minderwertige, unterernährte Menschen. Wenn sie nun 
während der Strafverbüssung in bestimmten Zwischen- 
räumen regelmässig solchen Kostentziehungen, wenn auch 
nur teilweisen, ausgesetzt werden, so ist wohl kein Zweifel, 


dass sich das an ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit und 


Widerstandsfähigkeit bitter rächen wird. Wie aber sollen 
sie dann den Anforderungen gewachsen sein, die schon 
in der Strafanstalt und erst recht dann später nach ihrer 
Entlassung an sie gestellt werden! Die Begr. sagt zwar 
(Seite 87), dass gesunde Gefangene den Strafschärfungen 


ohne Bedenken unterworfen werden können, sei nach dem 


Ergebnis der über die gesundheitlichen Wirkungen des er- 
heblich strengeren militärischen mittleren und strengen 


Arrestes angestellten Erhebungen nicht zu bezweifeln; bei 


1385451 vollstreckten Arreststrafen seien im ganzen nur 
50 Erkrankungen, die auf die Arrestverbüssung zurück- 
zuführen waren, festgestellt worden. Diese Erhebungen 


aber dürften bei uns wohl ein wesentlich anderes Resultat 


zeitigen. Bei uns handelt es sich eben nicht wie. beim 
Militär um durchweg gesunde, jugendfrische, auf dem Höhe- 
punkt ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit stehende Men- 
schen, sondern, wie bereits oben erwähnt, um Individuen, 
die durch Trunk, Obdachlosigkeit, mangelhafte Ernährung, 
ausschweifendes,  unregelmässiges Leben, vielleicht auch 
lange und wiederholte Freiheitsstrafen, erbliche Belastung, 

Krankheit etc. in den meisten Fällen körperlich und geistig 
vielleicht gerade noch an der Grenze, vielleicht auch schon 
jenseits der Grenze der Erwerbsfähigkeit stehen. Dann 
sind doch auch die militärischen Arreststrafen meist nur 
von kurzer Dauer und werden auch in der Regel nicht 
an ein und derselben Person öfter während eines Jahres 
vollstreckt werden müssen; ausserdem hat der Arrestat 


vorher und nachher seine gute Kost, die ihn in Verbindung 


- mit der Tätigkeit in frischer Luft, mit dem Körper und 


Geist erfrischenden, stählenden Dienst gar schnell wieder 
über die Schäden der verbüssten ‚Strafe hinwegbringen 
dürften. Unsere Leute aber, die vorher und nachher in 
den- meisten Fällen in Zellen eingesperrt sind oder in 
Arbeitsräumen untergebracht werden, sollen, nicht genug, 
dass ihnen die Kost geschmälert und das Bettlager ent- 
zogen, auch noch während der Dauer dieser Schärfungen 


arbeiten, sie sollen in dieser Zeit dasselbe Pensum leisten, 
das sie bei voller Kost und normaler Nachtruhe zu leisten 
eben imstande sind. Es ist aber wohl klar, dass der 
arbeitende Mensch mehr Kraft verbraucht und infolge der 
stärkeren Respiration auch eine gesteigerte Wärmeabgabe 
aufweist als der ruhende Körper, und daher auch eine 
Erhöhung des Fettumsatzes eintritt. Wenn nun schon der 
sanz oder teilweise hungernde oder ungenügend ernährte 
Mensch ohne Arbeitsleistung stetig Eiweiss, Fett und Kohle- 
hydrate zerstört, die er bei fehlender oder mangelhafter 
Nahrung von seinem eigenen Vorrat nehmen muss — und 
dieser Vorrat mag bei den Individuen, die hier in Betracht 
kommen, oft kärglich genug sein —, wie viel mehr wird 
dann erst der arbeitende Mensch unter solchen Ernährungs- 
verhältnissen von seinem Vorrat an organisiertem Eiweiss, 
aufgespeichertem Fett und Kohlehydraten zusetzen müssen, 
ist doch festgestellt worden, dass ein hungernder Mensch 
bei körperlicher Ruhe im Tag 208 g Fett zerstörte, bei 
Hunger und Arbeitsleistung aber nahezu noch einmal so 
viel; ebenso wird der durch Entziehung des Bettlagers 
weniger tiefe Schlaf den Fettkonsum erhöhen. Wie aber 
soll der Gefangene. bei .der- zur Erhaltung der Körper- 
kraft eben hinreichenden Nahrung diese aufgezehrten 
Vorräte wieder ersetzen? Ist es da nicht ganz selbstver- 
ständlich, dass in der Mehrzahl der Fälle Schädigungen 
der Gesundheit eintreten müssen ? Ist es nicht auch klar, 
dass unter solchen Umständen diese an und für sich meist 
unterernährten Körper, die wohl oft schon mit Krankheits- 
keimen eingeliefert werden und durch die Gefangenschaft 
weiteren Krankheiten ausgesetzt sind, weniger widerstands- 
fähig sich zeigen werden und in oder nach der Gefangen- 
schaft dem Siechtum verfallen ? 

Das Gesetz bemerkt allerdings ausdrücklich, dass 
diese Strafschärfungen nur bei denjenigen Gefangenen an- 
gewendet werden sollen, die nach dem Gutachten des 
Anstaltsarztes noch dazu fähig sind. Aber in wie vielen 
Fällen wird dann die vom Gericht ausgesprochene Straf- 
schärfung praktisch überhaupt zur Anwendung: kommen 
können! Und werden nicht auch die Anschauungen der 
Aerzte gerade in dem Punkt, ob der körperliche Zustand 
des Gefangenen derartige Massnahmen noch verträgt oder 
nicht, vielfach auseinandergehen? Wie schon die ver- 
schiedenartigen Auffassungen der Richter einunddesselben 
Deliktes bei gleichen Verhältnissen und unter genau den- 


ET 


selben Umständen verschiedene Urteile zur Folge haben, 
so werden auch in diesem Falle die Gutachten der ver- 
schiedenen Aerzte, die sicher alle nach bestem Wissen und 
Gewissen abgegeben werden, sehr verschiedenartig aus- 
fallen. 

Wie aber steht es mit der psychischen Wirkung dieser 
Strafschärfungen. Auf die durchaus schlechten Elemente 
werden sie kaum irgendwelchen Einfluss ausüben, weder 
bessernd noch abschr. eckend. Bei denen aber, die vielleicht 
doch noch einen guten Kern haben, und die vielleicht gerade 
dieses Mal mit den besten Absichten und. Vorsätzen in die 
'Strafanstalt kommen, werden sie gerade das Gegenteil von 
dem bewirken, was das Gesetz beabsichtigt; anstatt sie zu 
heben und innerlich zu fördern, werden sie verbittern und 
ergrimmen gegen Justiz und Mitmenschen, anstatt zu läutern 
und sittlich zu festigen, werden sie verstocken und zur 
Verzweillung treiben, Man darf hier nicht den Einwand 
machen, dass die Elemente, die der $ 18. betreffen würde, 
keiner besseren Regungen mehr fähig sind; die Praxis im 
Strafvollzug zeigt immer wieder, dass man zunächst noch 
bei keinem" Menschen die Hoffnung aufgeben darf, auch 
hier geschehen noch Zeichen und Wunder und mancher, 
der verloren scheint, ergreift doch noch die rettende Hand, 
wenn sie ihm geboten wird, und bewährt sich später, wenn 
man ihm hilft in der Freiheit wieder festen Fuss zu fassen. 
Nun versetze man sich einmal in die Lage eines solchen 
Menschen, dem endlich die Augen aufgegangen sind über 
seine Tat und sein Vorleben, der, wenn auch vielleicht spät, 
so doch noch nicht zu spät, damit begonnen hat, an seinem 
inneren Menschen zu arbeiten und nun immer und immer 
wieder von diesen Schärfungen getroffen, immer und immer 
wieder von ihnen körperlich und seelisch zurückgeworfen 
wird. Wird er da nicht erlahmen in seinem Ringen, wird 
er da nicht verzweifeln daran, dass es noch eine Vergebung 
gibt bei den Menschen und dass er unter solchen Umständen 
jemals wieder in die Höhe kommen kann! Wo bleibt da 
der erzieherische Einfluss der Strafe? Und sind da nicht 
dem Strafanstaltsbeamten von vornherein die Hände ge- 
bunden? Wenn er den Gefangenen sittlich gehoben, wenn 
er in ihm wieder Vertrauen zu sich und der Mitwelt er- 
zeugt hat, dann kommt wie ein Keulenschlag, alles wieder 
niederreissend, alles wieder zertrümmernd: die Schärfung! 
Das Gesetz lässt freilich zu, dass nach 1 Jahr guter Führung 
das Gericht die Schärfungen aufhebt oder mildert. Aber- 
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man denke: nach einem Jahr! Dabei ist vielleicht gerade 
die erste Zeit die massgebende; gerade die erste Zeit steht 
noch unter dem Einfluss der Untersuchungshaft, dieses 
Hangens und Bangens in schwebender Pein, dieser furcht- 
baren Ungewissheit über Strafe ‘und. Zukunft, und ebenso 
unter der Einwirkung vielleicht der Isolierung; die Tat 
lastet noch frisch auf dem Gewissen, der Eindruck der 
Handlungsweise auf die Angehörigen, die durch die Schuld 
des Gatten oder Vaters in Not geraten sind, die sich ihres 
Sohnes oder Bruders schämen oder ihm zürnen, hat viel- 
leicht doch irgendwie und irgendwo die’ Seele des Verur- 
teilten berührt. Später wirkt das Alles nicht mehr auf 
ihn ein; der Unruhe der Untersuchungshaft folgt die Regel- 
mässigkeit der Gefangenschaft, die Angehörigen haben 
Mittel und Wege gefunden, sich auch ohne Ernährer durchs 
Leben zu schlagen, die Verbindung mit ihnen wird immer 
lockerer und hört vielleicht ganz auf, Und dann ist die 
Zeit vorbei, in der noch irgendwelche weichere, bessere 
Regungen durch die Seele zittern, dumpf und stumpf ergibt 
sich der Gefangene in sein Schicksal. 

„Die Verschärfungen und ihr Mass sind durch das 
erkennende Gericht im Urteil anzuordnen. Das entspricht 
der Bedeutung des geschärften Vollzugs für den von 
ihm Betroffenen und folgt daraus, dass nur der Richter 
feststellen kann, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 
für seine Anwendung gegeben sind und in welcher 
Stärke“  (Begr. Seite 87). Der Anstaltsbehörde bleibt 
es lediglich überlassen nach Gehör des Arztes die 
Art der Kostschmälerung festzusetzen. Der Strafvollzugs- 
beamte ist demnach mehr oder weniger ausgeschaltet, 
— wenigstens in der Theorie, — in der Praxes wa cz 
vielleicht doch Mittel und Wege finden, um den Straf- _ 
vollzug auch an diesen Elementen so zu handhaben, wie 
er es als Mensch und Christ verantworten kann. Der 
Richter allein ist der geeignete Mann, der nach der Per- 
sönlichkeit des Täters Strafverschärfungen aussprechen 
wird oder nicht. Ist der Richter tatsächlich der geneignete 
Mann hierzu? Ich glaube kaum! Nach all’ den Erfahrungen, 
die wir Strafvollzugsbeamte gemacht haben, lernt der 
Richter wohl die Tat nicht aber den Täter kennen! Als 
beweis für diese Behauptung verweise ich darauf, dass 
Spalte 9 der Aufnahmeverfügung und aktenmässigen 'Nach- 
richt, die bekanntlich vom Staatsanwalt oder vom Richter 
selbst auszufüllen ist und sich über Charakter und sittlichen 


Zustand der Einzuliefernden ausspricht, in sehr vielen 
Fällen den Vermerk enthält „kann von. hier aus nicht 
näher beurteilt werden“. Wie kann das auch anders sein 
bei der verhältnismässig doch nur kurzen Zeit, die der 
Richter während der Untersuchungshaft mit dem Ange- 
klagten beisammen ist; dabei handelt es sich doch meist 
nur um Vorführungen zum Zwecke von Verhören etc. Wie 
kann sich da der Richter ein klares Bild schaffen von der 
Persönlichkeit des Täters, wie kann er auf Grund dieser 
oberflächlichen Beobachtungen für die ganze Dauer der 
Strafzeit derart einschneidende Massnahmen anordnen, wie es 
die Strafschärfungen sind! In wie vielen Fällen lernen wir 
im Laufe des Strafvollzugs Tat und Täter von einem ganz 
anderen Gesichtspunkt aus betrachten, als es im Anfang 
seschah. Dabei stehen dem Strafvollzugsbeamten ganz 
andere Mittel zur Verfügung, einen. Rechtsbrecher zu 
studieren wie dem Richter. Am allerschwierigsten wird 
es sein, gerade in der aufreibenden Zeit der Untersuchungs- 
haft sich ein klares Bild über einen Menschen zu ver- 
schaffen. Ich möchte nicht den geringsten Zweifel hegen 
an der Tüchtigkeit und dem psychologischen Verständnis 
unseres Richterstandes, aber Menschen sind wir nun ein- 
mal alle, Menschen mit all ihren Schwächen und Irrungen. 
Und dann: sind denn Schärfungen im Strafvollzug über- 
haupt etwas Neues? Wenn die Schärfungen auch bisher 
nicht in der vom. Vorentwurf vorgeschlagenen Weise ge- 
handhabt worden sind, bestanden haben sie längst in 
unserem Strafvollzug gegenüber besonders rohen, gemeinen 
und ' anscheinend unverbesserlichen Leuten. Schema ist 
doch, Gott sei Dank, in unserem Strafvollzug ein längst 
überwundener Standpunkt, wir haben stolz das Banner des 
Individualismus gehisst. Jeder Strafanstaltsdirektor oder 
Inspektionsvorstand — ich habe hier sächsische Verhält- 
nisse im Auge — bemüht sich, seine einzelnen Leute genau 
kennen zu lernen und wird den Strafvollzug je nachdem 
schärfer oder milder handhaben. Die Zuteilung zur Arbeit, 
das Arbeitspensum, die Brotportionen, Vergünstigungen 
durch Sonntagsbeschäftigung, Briefwechsel, Besuche ete. 
Handhabung der Disziplinarstrafmittel, der Verkehr mit 
dem Gefangenen selbst etc. bieten eine. Unmenge von 
Möglichkeiten je nach Gesinnung und Tat den Vollzug der 
Strafe strenger und empfindlicher oder milder zu handhaben. 
Freilich ist es bisher — Aorriblle dietu — dem Strafanstalts- 
beamten überlassen gewesen, den Strafvollzug je nach der 


Persönlichkeit des Täters zu gestalten, und das ist wieder- 
holt — ob mit. Recht oder Unreeht, darüber zu urteilen, 
muss ich mir versagen — angegriffen worden. Oberlandes- 
gserichtsrat Schmölder in Hamm sagt im Septemberheft 
1906 der preussischen Jahrbücher: „Der Strafanstalts- 
beamte ist kein Pädagoge, kein Erzieher; er ist, wie dies 
schon sein Titel besagt, der Vollstrecker einer Strafe, 
d.h. ein Beamter, dem, wie dem Soldaten im Kriege, die 
Aufgabe gestellt ist, seinem Mitmenschen, weil es das 
Staatswohl erfordert, ein Uebel zuzufügen.“  Schmölder 
hat übrigens damals schon für eine intensivere Ausgestaltung 
der Freiheitsstrafen durch Verschärfungen plaidiert und 
die Ansicht vertreten, dass dadurch kürzere Freiheits- 
strafen und mit ihnen eine geringere Schädigung der Ge- 
sundheit eintreten könnte. Ob derartig gehandhabten 
kürzeren Strafen auch nur in gesundheitlicher Beziehung 
ein Vorzug gegenüber den längeren, soweit möglich nach 
allen Regeln der Hygiene vollzogenen Strafen einzuräumen 
sein wird, ist eine andere Frage. 

Derartige Anschauungen, die den Stand der oberen 
Strafvollzugsbeamten mit dem der Aufseher auf nahezu 
dieselbe Stufe setzen, stehen glücklicherweise nur sehr 
vereinzelt da. Dr. August Köhler sagt in seinen „Reform- 
fragen des Strafrechtes“: „Hinsichtlich der Ausgestaltung 
der Strafe hat die Tätigkeit der Juristen hinter dem sach- 
verständigen Gutachten der Beamten der. Strafanstalten 
und der Kriminalstatistiker zurück zu treten“. 

Zum Schlusse meiner Betrachtungen sei es mir ge- 
stattet, noch auf einen Punkt hinzuweisen, der gegen diese 
Strafschärfungen sprechen, zum mindesten dem Vollzug 
der Strafe ‘Schwierig skeiten bereiten dürfte. Wie sollen 
Disziplinarstrafen gehandhabt werden, deren Verhängung 
sich nötig machen gegenüber Gefangenen, die sich augen- 
blicklich in der Periode der Strafschärfung befinden? Soll 
die Schärfung ausgesetzt oder die Disziplinarstrafe ver- 
schoben werden? Im ersteren Fall könnten Schärfung und 
Disziplinarstrafe dann leicht die Maximaldauer von 4 Wochen 
übersteigen, im letzteren Fall aber würde entgegen den 
Bestimmungen der Hausordnung die Disziplinarstrafe nicht 
dem zu ahndenden Vergehen auf dem Fusse folgen. 

Vielleicht ist es nieht unangebracht, einige Urteile 
über diese vorgesehenen Strafschärfungen zu bringen wie 
sie teils in bereits früher erschienenen Schriften, teils aber 
auch in allerjüngster Zeit gefällt worden sind. Professor 


Aschaffenburg sagt in seinem bekannten Werke „Das 
Verbrechen und seine Bekämpfung“: „Ich will hier gleich 
vorweg nehmen, dass ich nicht daran denke, durch 'Ver- 
schärfung des Strafvollzuges die Erinnerung (an die ver- 
büsste Strafe) lebendiger zu gestalten. Eine Umgestaltung 
in diesem Sinne würde die harmloseren und besseren 
Elemente unter den Verbrechern noch mehr zermalmen 
und bei den Gewohnheitsverbrechern wirkungslos bleiben !* 
Prof. v. Liszt spricht in seinem Artikel über „Strafrechts- 
reform“. (Münchener Neueste Nachrichten No. 537, Jahr- 
sang 1909) von den „allerdings aus verschiedenen Gründen 
bedenklichen Bestimmungen des $ 15%, und Geh. Ober- 
regierungsrat Dr. Reichardt bekämpft ebenfalls diese‘ 
Schärfungen in den im letzten Heft dieser Blätter er- 
schienenen Studien zu einer kritischen Besprechung zum 
Vorentwurf. Endlich möchte ich gerade an dieser Stelle 
noch der Ausführungen Erwähnung tun, die Oberdirektor 
Wenedicter in seinem Vortrag „zur Reform der Frei- 
heitsstrafe* auf der T908 getagten Versammlung des Vereins 
‚der Verwaltungsbeamten der österreichischen Strafanstalten 
und Gerichtshofgefängnisse über die Strafschärfungen ge- 
bracht hat; er sagte: „Als ein Ueberbleibsel nicht" aus 
guter, sondern aus. rauher alter Zeit bezeichne ich die 
gegenwärtig noch bestehenden urteilsmässigen Strafver- 
schärfungen des Fastens, harten Lagers, der Einzeln- und 
Dunkelarreste. Die Entziehung der Freiheit allein und die 
damit naturgemäss verbundenen Konsequenzen bilden für 
den modernen Rechtsstaat, welcher zur Erreichung eines 
besseren Zweckes die Freiheitsstrafe auch auf sittliche 
Grundlage stellt, das Mittel zur Bestrafung der Rechts- 
brecher. Ich muss dabei nur an unsere praktischen Er- 
fahrungen erinnern, nicht nur um das Zwecklose, sondern 
seradezu das Schädliche der urteilsmässigen Strafver- 
schärfungen darzutun. Dass ich dieselben an kranken, 
kränklichen, anämischen oder sonst augenfällig leidenden 
Sträflingen niemals praktizieren liess, gestehe ich ganz 
offen; das Gutachten des Anstaltsarztes, mein eigenes Ge- 
wissen haben mir dabei über so manches Bedenken von 
anderer Seite hinweggeholfen ; für jeden menschlich denken- 
den Strafanstaltsvorsteher bedurfte es des jüngsten diesbez. 
Erlasses nicht. Nun stelle man sich aber die Wirkung 
dieser Art Verschärfung der Freiheitsstrafe bei solchen 
Strafgefangenen vor, die sich stets nicht nur tadellos ver- 
halten, sondern deren ganzes Tun und Lassen allen be- 
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teiligten Strafvollzugsorganen den nachhaltigsten Beweis 
ihres ernstlichen und aufrichtigen Bestrebens nach Umkehr 
zum Guten liefern, wenn solche Individuen nicht nur zu 
Beginn und während der Strafe, sondern auch noch am 
Schlusse, etwa noch am letzten Tag derselben, durch 
Applizierung einer oder mehrerer dieser Verschärfungen 
Vergeltung und Rache verfolgt. Verbitterung, Hass beim 
(Gefangenen ist der Schlusseffekt einer derart gestalteten 
Freiheitsstrafe, und nieht selten musste ich beim Besuche 
solcher Individuen trotz versöhnender aber an Blasphemie 
erinnernder Versuche meinerseits von ihnen innerlich un- 
willig mich abwenden, in- der Ueberzeugung, dass dieses 
drakonische Vergeltungsmittel in den Vollzug der modernen 
Freiheitsstrafe nicht mehr hingehört. Wann und bei welchen 
Strafgefangenen mit Verschärfungen anzusetzen ist, kann 
logisch nur die unmittelbare Strafvollzugsbehörde, das ist 
die Anstaltsvorstehung, ermessen, und kann dies ebeuso . 
logisch nur mittelst der festgesetzten Disziplinarstrafen der 
Fall sein.“ (Gross, ‚Archiv, 33. Band). 


- Und. nun das censeo censeo! Ich hoffe, dass dieser 
$S 15 des Vorentwurfes nicht in das neue Strafgesetzbuch 
übernommen werden wird. Es gibt andere Mittel und Wege, 
um selbst solchen Elementen, wie sie hier ins Auge gefasst 
sind, die Strafe, wenn sie nicht mehr bessernd wirken Kann, 
so doch abschreckend zu gestalten. Die Begr. führt zwar 
aus (Seite 84, 85), dass der verschärfte Strafvollzug durch 
Verlängerung der Zeitdauer der Strafe nicht ersetzt werden 
kann, insbesondere bei den kurzen Freiheitsstrafen sei dies 
nicht möglich. (Dabei heisst es in $ 18, Absatz 3, dass mit 
Rücksicht auf den Wegfall der Schärfung die Strafe in 
angemessener Weise erhöht werden kann!) Aber wenn 
schon die Tat derart roh und der Täter derart gemein, 
warum dann nicht doch lange Strafen und Zuchthaus? 
In der Begr. heisst es (Seite 53): Zuchthaus ist und soll 
bleiben die Strafe der schweren Verbrechen, insbesondere 
derjenigen, die von ehrloser Gesinnung zeigen. Kann aber 

in solchen Fällen das Gericht unter keinen Umständen . 
auf eine Zuchthausstrafe zukommen, dann — wer weiss, 
ob nicht die so strikte abgelehnte Prügelstrafe (Begr. $ 35 —37 
und 86) nicht doch weniger gesundheitsschädlich und förder- 
licher wirken würde !!) 


') Vergl. meinen Artikel „unser Reichsstrafgesetzbuch“, Türmer 
1905; Heft.2. 
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Der Vorentwurf zum neuen österreichischen Straf- 
gesetzbuch und Strafvollzugsgesetz plant eine „humanere 
Anwendung der Verschärfungen als der deutsche Entwurf“ 
so schreibt Strafansfaltsoberdirektor Marcovich, (Blätt. 
f. G., Band 44, 1. Heft). Spüren wir nicht den Vorwurf, der 


‚in diesen wenigen Worten des altbewährten Strafvollzugs- 


praktikers liegt? Soll das neue deutsche Strafgesetzbuch 
ihn tatsächlich verdienen? Noch handelt es sich nur um 
den Vorentwurf! Hoffen wir, dass auch in dieser Richtung _ 
Deutschland wie bisher so auch in Zukunft an der Spitze 
marschiert. Germans to the frond ! 
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Mund- und Zahnpflere der Gefangenen. 


Von Direktor Dr. Gennat. 


Die Veröffentlichung in Bd. 43 S. 607 ff. dieser Zeit- 
‚schrift hat mein besonderes Interesse erregt, weil ich ohne 
Kenntnis der Einrichtungen im Zellengefängnisse Nürnberg: 
auf den Gegenstand verfallen bin und geglaubt hatte, hierin 
der Erste zu sein. Angesichts des Schlussatzes auf S. 616 
hätte es sich für Hamburg nicht um eine Nachahmung 
sondern um eine unabhängige, aus sich selbst erwachsene 
Schöpfung gehandelt, die überdies i in der Ausführung anders. 
gedacht war. 


Zu Anfang 1909 regte ich in einer Konferenz als 
wünschenswerte Ergänzung der gesundheitlichen Mass- 
nahmen eine regelmässige und regelrechte Mund- und Zahn- 
pflege an. Der Gedanke wurde ärztlicherseits beifällig 
aufgenommen .und führte nach einigen Zwischenverhand- 
lungen zu einem von mir an die Behörde gerichteten An- 
trage. Eine Schilderung des Verlaufes der Angelegenheit 
dürfte für einen ‚weiteren Kreis nicht uninteressant sein. 


Mein Bericht begann mit dem Hinweise darauf, dass 
die erhöhte Aufmerksamkeit, welche in neuerer Zeit den 
Augen der Schüler, der Eisenbahnbeamten des Fahr- und 
Streckendienstes usw. zugewandt wird, auch den hiesigen 
Gefangenen zugute gekommen ist, indem seit dem 1. Mai 
1900 ein Augenarzt monatlich, in besonderen Fällen öfter, 
die Untersuchung und Behandlung vornimmt. 


Ich fuhr fort: 


Des Weiteren wird ärztlicherseits neuerdings nach- 
drücklich betont, wie schlecht es um das Gebiss des 
grösseren, wenn nicht grössten Teiles der Bevölkerung be- 
stellt sei, und entschieden verlangt, dem Einhalt zu tun, 
sonst werde es damit noch schlechter. In Betracht kommt 
vor allem, dass durch Kauen ungenügend zerkleinerte 
Speisen nicht gehörig verdaut werden. Mit Gebisslücken, 
mit losen, abgebröchenen oder hohlen Zähnen lässt sich 
aber nur ungenügend kauen. Deshalb wird in den Schulen 
mehr und mehr sachverständige Mund- und Zahnpflege - 
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eingeführt und auch beim Heere dazu übergegangen, nach- 
dem ein zuerst bei den nach China gesandten Truppen ge- 
machter Versuch vom besten Erfolge begleitet gewesen ist. 

Bei Gefangenen ist nun eine regelrechte Verdauung 
um so wichtiger, als sie durch die sitzende Lebensweise 
und die im allgemeinen reizlose, gleichförmige und zu einem 
wesentlichen Teile in Hülsenfrüchten und schwerem Brote 
bestehende Kost mehr Störungen erleidet als unter anderen 
Verhältnissen. Die Beköstigung ist gewiss einiger Ver- 
besserungen fähig und soll solche erfahren, in der Haupt- 
sache aber muss sie bleiben, wie sie ist, wenn vermieden 
werden soll und muss, dass die meisten Gefangenen besser 
leben, als sie es in der Freiheit gewohnt sind. Der Mangel 
an Bewegung ist ein notwendiges Uebel und deshalb nicht 
zu beseitigen. 

Von wesentlichem Einflusse auf die Zähne ist, was 
ihnen zu tun gegeben wird. Sie dürfen nicht überanstrengt 
werden, aber auch nicht untätig bleiben. Im Gefängnisse 
steht nun die Sache so, dass einerseits die warmen. Speisen, 
weil grossenteils in Breiform gekocht, in nur geringem 
Masse das Kauen erfordern, andrerseits das Brot in der 
regelmässigen Form des Siehtbrotes (Roggenmehl mit 15 % 
Kleieauszug) mit harter Rinde gebacken und in dicken 
‚Schnitten von 250 gr Gewicht verabfolgt wird. Täglich 
dreimal eine solche Brotportion zu bewältigen, dazu gehört 
nicht nur ein aufnahmefähiger Magen, sondern auch ein 
kräftiges Gebiss. 

Ich habe nun schon seit längerem verfügt, dass die 
semeinsamen Stationen zum Brotschneiden einige Messer, 
die von Hand zu Hand gehen, erhalten und lasse Gefangenen 
. der Einzelhaft mit schlechten Zähnen ein solches fallweise 
geben. Viele kaufen sich Zahnbürsten. Wer nicht 50 Pfennig 
übrig hat und es beantragt, bekommt eine auf Kosten des 
Unterstützungsfonds. Staatliche Beschaffung würde einen 
namhaften Ausgabeposten ausmachen. Denn jeder Zugang 
müsste eine neue Zahnbürste erhalten. Gebrauchte wären 
nicht nur unappetittlich,’ sondern könnten auch Krankheiten 
der Mundhöhle übertragen. Die Zugänge aber gehen der 
‘vielen Kurzzeitigen wegen jährlich in die Tausende. In 
einzelnen Fällen, z. B. bei Syphiliskranken, kann der Arzt 
Zahnbürste, Zahnpasta, Zahnpulver, Mundwasser usw. auf 
Staatskosten verschreiben. 

Im übrigen werden gegen Zahnschmerzen die üblichen 
Mittel angewandt und auf Wunsch Zähne Ben, worin 
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nicht bloss die Heilgehilfen, sondern auch zwei der Aerzte 
wohlgeübt sind. 


Mit der weiteren Mund- und Zahnbehandlung steht 
es so, dass, wer sie wünscht und die Mittel dazu hat, sich 
einen Zahntechniker kommen lassen kann. Bezeichnet der 
Arzt dessen Hilfe als dringend erwünscht und fehlt es 
sanz oder zum Teile am Gelde, so greife ich, wenn es sich 
um kleinere Beträge handelt, mit dem Unterstützungsfonds 
ein, andernfalls muss die Sache unterbleiben. Wird ärzt- 
Jicherseits erklärt, dass die Heranziehung des Zahntech- 
nikers der Erhaltung der Gesundheit wegen notwendig 
sei, so übernehme ich die Kosten auf den Staat. 

Man wird nicht sagen können, dass der Zustand 
schlecht ist, aber sagen dürfen, dass er besser sein könnte, 
und zwar nach der Richtung, dass die Mund- und Zahnpflege 
allgemein geregelt werde. Die Meinung dabei ist nicht 
die, dass jeder ex ofcio entsprechender Behandlung zu 
unterziehen ist, sondern nur, wer, ihrer bedürftig, darum 
nachsucht. Die Aerzte und die Heilgehilfen werden immer- 
fort der Zähne wegen angegangen, bei mir mehren sich‘ 


die Anträge auf zahnärztliche Behandlung in überraschender 


Weise und der Augenschein lehrt, wie selten und wohl 
noch seltener als sonst tadellose Kauwerkzeuge bei Ge- 
fangenen zu finden sind. Dass solche Erfahrungen nicht 
bloss hier gemacht werden, beweist eine Anfrage der Ge- 
fängnisdirektion in Dreibergen vom 2. März 1909, wie ich 
es mit diesen Dingen halte. ; 


Seit längerem bedienen sich nun die Gefangenen. eines 
Zahnteehnikers, der sich bereit erklärt hat, ‚gegen eine 
jährliche Entschädigung von 600 Mark in den hiesigen 
Anstalten die Mund- und Zahnpflege zu übernehmen. 


Diesem Berichte hatte ich einen Vertragsentwurf bei- 
.gefügt, dessen wesentliche Bestimmungen lauteten: 
| 8.1. Herr... übernimmt. vom. 1. Janger 1910 
ab die Verpflichtung, 


I. die Mund- und Zahnpflege der Insassen der Gefäng- 


nisse I und II und der Korrektionsanstalt wöchentlich 
an mindestens zwei Tagen, und zwar tunlichst Montags 
und Donnerstags, von 8 bis 11 Uhr vormittags in einem 
von der Gefänenisdirektion zu bestimmenden Raume 
vorzunehmen und zu dem Zwecke 
II. a) die notwendig erscheinende Behandlung eintreten 
zu lassen, insbesondere Zähne zu reinigen, zu ziehen, 
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zu füllen — ohne Verwendung von Edelmetall — 
Nerven und Wurzeln zu behandeln, 

b) bei dringenden Fällen ausserhalb der gewöhnlichen 
Zeiten zu erscheinen, 

c) Material und Instrumente selbst zu stellen. 


$2. Herr . .. .ist zur Befolgung aller hauspolizei- 
lichen Vorschriften verpflichtet. 


$ 3. Er leistet seine Dienste nach bestem Wissen 
und Können und nach den &rundsätzen und Lehren einer 
vorgeschrittenen Zahntechnik und hat Arzneimittel mit 
tunlichster Sparsamkeit zu verordnen., 


S 4. Herr . . . beziehteine jährliche Entschädigung 
von M 600.—, welche mit M 50.— am 1. jeden Monats für 
den vorhergehenden fällig und zahlbar ist. 


85. Der Vertrag wird mit einmonatlicher, - beiden 
Teilen freistehender Kündigung geschlossen, doch wirkt 
eine nicht am Monatsersten ausgesprochene Kündigung erst 
auf den zweitfolgenden Monatsersten. | 

$ 6.: Der Vertrag wird mittelst Handschlages be- 
kräftigt. 

$ 71. Abänderungen, Ergänzungen und Zusätze bleiben 
vorbehalten. | 

Die vorgesetzte Behörde war sehr einverstanden. Nach 
S 24 Ziff. 1 des revidierten Gesetzes über die Organisation 
der Verwaltung vom 2. November 1896 sind aber alle die 
Staatskasse belastenden Verträge durch die Finanzdeputation 
abzuschliessen und diese widersetzte sich, weil die Sache 
nicht nötig oder wenigstens das Medizinalkollegium zu be- 
fragen sei. Da es der Einstellung besonderer Mittel nicht 
bedurfte, sondern die Entschädigung aus vorhandenen ent- 
nommen werden konnie, scheint mir die Rechtmässigkeit 
der Weigerung der Finanzdeputation, die auf solche Weise 
aus einer gleich- zu einer übergeordneten Behörde würde 
und die Tätigkeit anderer gefährden oder lahmlegen könnte, 
zweifelhaft. Das nunmehr angegangene Medizinalkollegium _ 
trat ganz auf die Seite der Gefängnisdeputation, wies jedoch 
aufS 29 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung hin, laut dessen 
amtliche Verrichtungen Seitens des Staates nur einer mit 
Approbation versehenen Person übertragen werden dürfen. 
Ein Zahnarzt wäre natürlich für M 600.— nicht zu haben 
gewesen. 

Ich machte geltend, es lasse sich bezweifeln, ob amt- 
liche Dienstleistungen in Frage stünden, da nicht jede im 


Interesse des Staates vorgenommene oder auch nur öffentlich- 
rechtliche Merkmale tragende Handlung als amtlich an- 
zusehen sei, und verwies zum Beispiele dessen auf die 
landwirtschaftlichen Bediensteten der Korrektionsanstalt 
hin, machte auch darauf aufmerksam, dass der Zahn- 
techniker selbstredend der Kontrolle der Aerzte unterliege 
und dass die Heranziehung selbst einer approbierten 
Medizinalperson, etwa eines Öhrenarztes, dessen Tätigkeit 
noch nicht zu einer amtlichen stemple. Die Behörde folgte 
gleichwohl einem ihr von anderer Seite .rstatteten, auf 
die Entstehungsgeschichte des $ 29 ausführlich zurück- 
sreifenden und zu einem entgegengesetzten Schlusse 
kommenden Gutachten und beschloss, von weiterer Ver- 
folgung der Angelegenheit abzusehen, so dass es beim 
Alten zu bleiben habe. 


Das muss bedauert werden, lässt sich aber.vor der 
Hand nicht ändern. 


Ist es übrigens richtig, dass der Zahntechniker, wenn 
staatsseitig herangezogen, amtliche Verrichtungen über- 
nimmt, dann macht es keinen Unterschied, ob die Heran- 
ziehung ein für allemal oder, wie es für die Zukunft bei- 
behalten werden soll, auf besonderen ärztlichen Antrag im 
Einzelfalle geschieht. Ich halte daher den Beschluss für 
insoweit nicht folgerichtig. 

Die druckfertige Reinschrift war eben abgesandt, als 
mir Heft 2 der Blätter für Gefängniswesen zuging, in dem. 
auf Seite 167 ff. der. Zahnarzt Dr. Kratz in Graz ’den 
Gegenstand behandelt. Er leistet auf Veranlassung der 
Direktion der dortigen Strafanstalt den Gefangenen zahn- 
ärztliche Hilfe, (S. 170), die aber fast nur im Zahnziehen 
zu bestehen scheint, (8.170, 171). Weiteres, z. B., wer die 
Kosten trägt, ist nicht ersichtlich. Der Verfasser verlangt 
Zuziehung eines Zahnarztes, der vierzehntägig die Zu- 
gänge untersuchen und sonst monatlich zwei bis dreimal 
erscheinen soll. Zahnersatz müsse auf Kosten der Ge- 


fangenen beschafft werden, Instrumente seien vom Staate 


zu stellen. 


Ich erwähne ferner, dass für die Anstalt. in Ludwigs- 
burg zufolge nachträglicher Mitteilung der dortigen Direktion 
ein Vertrag mit einem Zahnärzte besteht. Das Ausziehen 
von Zähnen bezahlt der Staat, den Zahnersatz der Ge- 
fangene, nötigenfalls unter Beihilfe der Armenkasse der 
Anstalt. | 


ae 


Dieser Umstände wegen fragte ich bei der Direktion 
Dreibergen an, wie die Sache dort geordnet sei, und erfuhr, 
dass ähnlich verfahren werde wie hier, ob erst jetzt oder 
schon vor meiner Auskunft, ist nicht ersichtlich. Das blosse 
Zahnziehen ist Sache des Anstaltsarztes. Hält dieser zahn- 
ärztliche Behandlung für notwendig, so erfolgt sie auf 
Staatskosten, hält er sie nur für wünschenswert, auf 
Kosten der Gefangenen, beides durch den Zahnarzt in 
Bützow, dem die Zahnkranken in die Wohnung zugeführt 
werden. Ä 


Schliesslich sei bemerkt, dass nach einem Zeitungs- 
berichte in den „Hamburger Nachrichten“ vom 7. Juni .d. J. 
die Reichstagskommission für die Reichsversicherungs- 
ordnung dem $ 136 folgende Fassung gegeben hat: 

Bei Zahnkrankheiten mit Ausnahme von Mund- 
und Kieferkrankheiten kann die Behandlung auch 
durch Zahntechniker geschehen. Wer als Zahn- 
techniker im Sinne dieses Gesetzes zuzulassen ist, 
wird durch Verordnung der obersten Verwaltungs- 
behörde bestimmt. Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann bestimmen, unter welchen Voraussetzungen auch 
Heildiener und Heilgehilfen bei Zahnkrankheiten, mit 
Ausnahme von Mund- und Kieferkrankheiten, selb- 
ständige Hilfe leisten Können. 


Warum man sich bei Gefangenen, die keine Kranken- 
kassenbeiträge leisten, nicht einmal mit einem unter ärzt- 
licher Kontrolle arbeitenden Zahntechniker soll begnügen 
dürfen, vermag ich nicht einzusehen. 
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Hunde im Aufsichtsdienste, 


Von Direktor Dr. Gennat. 


Die auf S. 428 dieses Bandes behandelte Frage ist in 
Hamburg bei zwei verschiedenen Gelegenheiten gründlich 
erörtert, aber beide Male verneint worden. Der Verlauf 
interessiert, wie ich hoffe, über Hammonias Türme hinaus 
und war dieser: 

1. Auf Grund des Militärvertrages mit Preussen vom 
21. Januar 1867 S 4a hat Hamburg die Stellung von Wachen 
für Zwecke der öffentlichen Sicherheit zu beanspruchen 
und von diesem Rechte für die Gefängnisanstalten in Fuhls- 
büttel Gebrauch gemacht. Die Militärwache besetzte zu- 
letzt ausser drei Posten bei Tag und Nacht acht Naeht- 
posten, alle ausserhalb der Gebäude, während der Nacht: 
dienst innerhalb dieser von Aufsichtsbeamten getan wurde 
und getan wird. Mit Rücksicht auf die durch Einführung 
der zweijährigen Dienstzeit bei den Fusstruppen gesteigerten 
Anforderungen an die Ausbildung der Mannschaften bean- 
tragte die Militärverwaltung im Sommer 1905 die Auf- 
hebung ihrer Verpflichtung. Bei den Erörterungen darüber, 
ob oder inwieweit dem zu entsprechen sei, kam im folgen- 
den Jahre zur Sprache, ob bei etwaiger Ersetzung der 
Soldaten durch Aufseher an Kräften gespart werden könne, 
wenn Hunde mitverwandt würden. 

Von einem Besuche des Arbeitshauses . in Rummels- 
burg im Jahre 1897 her war mir bekannt, dass dort die 
Nachtaufseher im Aussendienste durch Hunde begleitet 
werden. Eine Anfrage aus vorstehendem Anlasse ergab, 
dass dies zur persönlichen Sicherheit der Beamten geschehe 
und daher in Folge der Einführung der Massregel eine 
Verminderung der Zahl dieser nicht stattgefunden habe. 
Daich fernererfahren hatte, dassin einem braunsch weigischen 
Gefängnisse Hunde zu Wachzwecken gehalten würden, 
erkundigte ich mich beim Öberstaatsanwalte des Herzog- 
tums und erfuhr, dass im Kreisgefängnisse zu Braunschweig 
zu zwei verschiedenen Zeiten vorübergehend je ein Hund 
Verwendung gefunden habe, eine Ersparnis an Personal 
aber nicht davon zu erwarten sei. 
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Die Militärwache wurde zwar nicht aufgegeben, aber 
1906 auf die Hälfte vermindert, so dass sie jetzt nur noch 
zwei Tages- und drei Nachtposten stell. Für den Ausfall 
erhielt ich vollen Ersatz an Aufsehern. Es stehen also 
sechs auf Aussenposten (Gefängnis II einer, Korrektions- 
anstalt zwei, Gefängnis I drei) und tun ausserdem Nacht- 
dienst neben zwei Aufseherinnen in dem. hier nicht in 
Frage kommenden Frauengefängnisse innerhalb der Ge- 
bäude einer in der Korrektionsanstalt, fünf im Gefäng- 
nisse II und sechs im Gefängnisse I, ferner je ein Ober- 
aufseher im Gefängnisse I und I. 


Der Gebrauch von Hunden im Innern der Gebäude 


 verbietetsich wohl von selbst und scheint nirgendwo stattzu- 


finden, auch von v. Baehr nicht in Aussicht genommen 
zu sein. Sie den Aufsehern zum Schutze ihrer selbst bei- 
zugeben, wie es seit Ende 1906 auch in Wolfenbüttel ein- 
geführt ist, unterliegt natürlich keinen Bedenken. Etwas 
anderes aber ist es, ob sie Aufseher ersetzen sollen oder 
ersetzen können. Dagegen habe ich Bedenken!), die mir 


durch die günstigen Erfahrungen eines Vierteljahres in 


Ludwigsburg nicht widerlegt zu sein scheinen, weil ich den 
Zeitraum für ein abschliessendes Urteil als zu kurz ansehe. 
Meinerseits wäre wohl nicht sobald auf Einziehung eines 
Nachtaufsehers eingegangen worden. Es hängt von ört- 
lichen und räumlichen Verhältnissen ab, ob auf solche 
Weise eine Verringerung des Nachtwachpersonals zulässig 


ist. Massgebend ist Umfang und Anlage, bauliche Ein- 


teilung, Gestaltung, Gliederung und Sicherheit der Anstalt, 


Zahl und: Art der Insassen und ich möchte fast meinen, 
dass, wo ein Hund Platzhalter ist, der Beamte sich auch 
auf andere Weise hätte erübrigen lassen. Wie die Dinge 
hier liegen, könnte ich trotz der Hunde keinen Mann 
entbehren und ich entschlösse mich schwerlich, nach dem 
Vorschlag von Baehrs Türen von einem zum anderen 
Hofe offen zu lassen, gebe aber gern zu, dass man ab- 
weichender Meinung und es anderwärts anders sein kann. 


Im Jahre 1908 hat man sich auch in Baden mit der 
Sache befasst, sie aber, soweit ich unterrichtet bin, fallen 
lassen. 

2. Bei uns kam sie Mitte 1907 wieder in Fluss, nachdem 
die Anweisung über den Waffengebrauch eine neue Fassung 


1) Neben denen, wenn schon in geringerem Masse, die in Ziff, 2 
behandelten theoretischen gelten. 
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erhalten hatte. In der Behörde wurden Stimmen laut, die 
Schusswaffen möchten nur im äussersten Notfalle ange- 
wandt und möglichst nicht auf Fliehende gerichtet werden. 
Die Besorgnis galt dem Umstande, dass des ausgedehnten 
landwirtschaftlichen Betriebes wegen stets und ständig 
eine beträchtliche Zahl von Gefangenen, namentlich Kor- 
 rigenden, ausserhalb der Anstalten beschäftigt wird, so 
dass die Versuchung zu Entweichungen nahe liege und 
menschlich erklärlich, eben deswegen aber einigermassen 
verzeihlich sei. Es erscheine hart, wenn ein Flüchtling 
verwundet oder gar erschossen werde, zumal schwere 
‚Verbrecher nicht auf die Felder hinauskämen. Deshalb 
wurde die Frage aufgeworfen, ob die Aufseher von Hunden 
begleitet werden sollten, die das Entweichen zu verhindern 
hätten. Eine Verminderung der Aufseher wurde also nicht 
bezweckt. Nach vielem Hin und Her, insbesondere er- 
sebnislosen Verhandlungen mit Abrichtern von Hunden und 
Polizeihundführern, auch einem kurzen missglückten Vorver- 
suche, wurde hiervon und damit von einer Abänderung der 
Anweisung über den Waffengebrauch Abstand genommen. 
Meines Wissens hätte es sich um etwas Neues, nach 
meiner Ansicht aber nicht Empfehlenswertes gehandelt. 
Der Schutz der Beamten kam weder an sich, noch wegen 
der Zeit, in die dieser bei Tageshelle sich abspielende 
Dienst fällt, noch wegen der Ausrüstung mit Karabiner 
und Seitengewehr in Frage. Darüber, dass wahrscheinlich 
das Publikum, vielleicht auch ein Teil der Presse ein 
Lamento erhoben hätte, wäre wohl hinwegzukommen ge- 
wesen, wenn die Sache hätte sein müssen. Ich hatte aber 
schwererwiegende Bedenken. | 
Zuvörderst ein rechtliches: Jedermann wird von Baehr 
darin beistimmen, dass nichts unversucht bleiben darf, 
Leben und Gesundheit der Beamten vor Angriffen der 
(sefangenen zu schützen. Eine Gefahr nach dieser Richtung 
besteht aber, wie erwähnt, mindestens nicht mehr als beim 
Innendienste, der bei Tage ohne Schusswaffen versehen 
wird, und bei Entweichungen, die allein in Betracht ge- 
zogen worden waren, gewiss nicht. Das Str.G.B. kennt 
nun als Inhaber des Rechtes und Träger der Pflicht der 
Beaufsichtigung wie im Allgemeinen, so hinsichtlich der 
sefangenen nur Personen ($ 113 Abs. 1, 3. $ 117 Abs. 1, 3. 
Ss 120 Abs. 1, 88 121,.122 Abs. 1, 3. 8 347). Vorliegenden- 
falls aber würde es sich der Sache nach selbst dann um 
Beaufsichtigung durch Hunde handeln, wenn diese nicht 


selbsttätig sein sollen, was sie gerade sein müssen. Dürfen 
auch -nur zur Aussenarbeit Verpflichtete gezwungen 
werden, sich an Stelle einer Bewachung durch Menschen 
innerhalb, einer solchen durch Tiere ausserhalb des Ge- 
fängnisses zu unterwerfen? Soweit es der Zustimmung der 
Gefangenen zur Aussenarbeit bedarf, würde sie sicherlich 
sehr häufig versagt werden. Als hier früher Soldaten zur 
Ueberwachung von Züchtlingen bei Aussenarbeiten heran- 
gezogen wurden, verweigerten nicht wenige die Arbeit, 
weil sie sich solche Aufsicht nicht gefallen zu lassen 
brauchten. Das war natürlich verkehrt, ist aber bezeich- 
 nend und macht es gewiss, dass der Widerstand gegen 
tierische Bewachung einen ganz anderen Umfang annehmen 
würde. 

Weiter: Ich weiss mich frei von Gefühlsseligkeit, ver- 
hehle aber nicht, dass sich mein ethisches und ästhetisches 
‘Empfinden dagegen auflehnt, Menschen, selbst wenn sie 
etwas verbrochen haben, von bissigen, mehr oder weniger 
bösartigen Tieren dauernd bewachen zu lassen. Ich kann 
mich dabei des Gedankens an die ehemaligen Sklavenhalter 


Südamerikas nieht erwehren. 


Aber selbst wenn ich diese abstrakten Erwägungen 
überwände, käme ich über die praktischen nicht hinweg. 
Es stellt sich mir zunächst die entgegen, dass die An- 
wendung der Schusswaffe von schweren Folgen begleitet 
sein Kann, dass aber, wie bekannt, nicht eine jede Kugel 
trifft. Die Gefahr von Verletzungen selbst ernster Art ist 
bei Verfolgung Flüchtiger durch Hunde weit grösser. Denn 
diese fassen mit ihrem starken Gebisse fest und ohne Rück- 
sicht darauf zu, ob sie die Kleidung zerreissen oder das 
Fleisch in die Zähne bekommen, wenn der Fliehende sich 
ihnen nicht stellt und stillhält. Setzt er sich gar zur 
Wehr, so sind gefährliche Verwundungen unausbleiblich. 

Ferner müssten die Hunde selbständig tätig sein, nicht 
erst von den Aufsehern in Bewegung gesetzt werden, weil 
das öfter zu spät käme, wenn nämlich, was bei Verteilung 
der Gefangenen über eine weite Fläche leicht vorkommt, 
die Entweichung erst nach einiger Zeit bemerkt wird. sie 
dürfen deshalb nicht an der Leine geführt und erst ge- 
gebenen Falles losgelassen werden, sondern hätten den 
Trupp zu umkreisen und zu unterscheiden, ob ein Gefangener 
nur bei Seite träte, etwas holte oder zurückbrächte und 
dergleichen oder entflöhe. Es scheint mir unmöglich, das 
einem Hunde beizubringen. Würde er aber jeden sich 
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einzeln und berechtigter Weise fortbewegenden Gefangenen 
stellen, so würde ‚er zu einem nicht geringen Teile die 
Arbeit lahm legen. Auch befürchte ich, dass die Aufseher 


bald dazu kämen, sich auf die Hunde zu verlassen und 


dadurch in der eigenen Aufmerksamkeit nachzulassen, 


Ich würde ein Dutzend Hunde benötigen. Ob sich 
Aufseher in genügender Zahl auch nur zur rechten Wartung 
und Pflege gegen angemessene Entschädigung finden wür- 
den, ist schwer zu sagen, noch schwerer, ob sie die sach- 
semässe Abrichtung zu Wege zu bringen vermöchten. Ich 
halte letzteres, wie eben gesagt, im ‚wesentlichsten Punkte 
für nicht ausführbar und weiss nicht, ob es auch nur ge- 
lingen würde, den Hunden beizubringen, dass sie Gefangene 
allgemein von anderen Menschen nach der Kleidung und 
dem Geruche unterscheiden, und sie daran zu gewöhnen, 


dass sie einerseits nur, äandrerseits jedem Beamten in. 


Dienstkleidung zu folgen haben. Denn es ginge nicht, dass 
stets derselbe Hund mit demselben Aufseher auf das Feld 
‘ hinauszöge. 


Der naheliegende Hinweis auf die Polizeihunde ver- 
fängt nicht, weil ihnen ganz andere Aufgaben gestellt sind. 


Ich wiederhole, dass ich gegen die Verwendung von 
Hunden als verstärkten Schutz der Aufseher, wenn solcher 
für nötig gehalten wird, nichts einzuwenden habe, darüber- 
-hinaus mir aber wenig verspreche und bestreite, dass eine 
Herabminderung des Personals schlechthin die Folge sein 
kann oder sein muss. Mir scheint sogar, dass das im Wider- 
spruche zu dem verstärkten Schutze steht, wo dieser ge- 


wollt ist. Meist missrät es, zwei Fliegen mit einer Klappe 


zu schlagen. | > 
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Not einmal: Kirchenzucht im Gefängnisse. 


Von Direktor Dr. enuar 


‚Durch freundliche Vermittelung ist mir nachträglich 
das auf S. 316 Anm. 2 dieses Bandes erwähnte Buch von 
Bienengräber!) zugänglich geworden. Es betitelt sich 
„Aus der Arbeit an Gefangenen und Entlassenen*, ist 1891 
erschienen und widmet dem Abendmahle von S. 57 ab 
einen ganzen Abschnitt. Die Ausführungen des: Verfassers 
stehen in erfreulicher Uebereinstimmung mit den meinigen, 
weshalb ich zu diesen kurze Ergänzungen liefere. 


Bienengräber spricht nicht von einer früher 
srundsätzlich in allen, sondern von der in den bernischen 
(sefängnissen geübten Abendmahlsentziehung und erklärt 
die Massregel für ein grosses Unrecht (S. 60), weil das 
Abendmahl die höchste Wohltat sei, die dem Sträflinge zu 
Teil werden Könne (S.:59). Es: sei nicht richtig, solche, 
die im Verbrechen beharren, ohne weiteres zurückzuweisen, 
wohl aber bedürften sie besonderer Vorbereitung und Ver- 
warnung (das.)?). Selbst Meineidige seien nach erstmaliger 
Zurückstellung und ernster Verwarnung bei erneuter Mel- 
dung zuzulassen (S. :69), grosse Vorsicht?) aber auch bei 
Untersuchungsgefangenen geboten (S. 66). Das Abend- 
mahl solle jährlich viermal gefeiert (S. 74), indessen auf 
eine regelmässige Teilnahme nicht gedrungen werden ($ 75). 
Gegen eine gemeinsame Feier der Gefangenen und Beamten‘) 
beständen schwere Bedenken (S. 76). Wenn auch noch 
Bienengräber auf S.59 verlangt, dass Gefangene nicht 
in Ketten zum Abendmahl gehen’), so verstehe ich das 
in einem zwanzig Jahre nach dem Inkrafttreten des St.G.B. 

veröffentlichten Werke nicht recht, weil von „Ketten- 
| gefangenen“ die Rede ist. Es können doch nur solche 


) Ehemals evangelischem Anstaltsgeistlichen. 

°) Zu vergl. S. 320 dieses Bandes. 

”) Also nicht völlige Ausschliessung. Zu vergl. S. 321 dieses 
Bandes. 

') Zu vergl. S. 321. dieses Bandes. 

>) Zu vergl. S. 318. Anm. dieses Bandes. 


semeint sein, die auf Grund der Hausordnung, namentlich 
im Wege der Disziplinarbestrafung, gefesselt worden sind. 


Mit Recht wendet sich Bienengräber dagegen, 
dass auf die Beteiligung der Gefangenen am Abendmahle 
hingewirkt werde. Nebenbei: ein schrofferer Gegensatz 
als regelmässiges Anhalten und gänzliches Fernhalten der 
"Gefangenen lässt sich nicht denken. Bezeichnend ist jeden- 
falls, dass der Zwang durch die Grundsätze des Bundes- 
rates hat verboten werden müssen. Er findet sich noch 
— hier gemildert — in :$ 115 der Hausordnung für die 
Arrest- und Korrektionshäuser der Rheinprovinz vom 
23. Oktober 1827!), wo es heisst, dass die Austeilung des 
Abendmahles den religiösen Bedürfnissen der Gefangenen 
angepasst werden solle und Gefangene, welche geraume 
Zeit verstreichen lassen, ohne daran teilzunehmen, vom 
Geistlichen besonders zu ermahnen seien, sowie in 
dem mit der auf S. 322 dieses Bandes aus der Hausord- 
nung für die Landes-Straf- und Korrektionsanstalten 
Sachsens mitgeteilten Bestimmung wörtlich gleichlautenden 
Ss 57 Ziff. 2 der älteren Hausordnung für die sächsischen 
Anstalten zur Vollstreckung von Gefängnisstrafen vom 
3. Januar 1871?). Nach Martens „Das hamburgische 
Spinnhaus“ (1823) war dagegen in dieser Anstalt jeder 
Zwang ausgeschlossen. 


Er darf oder dürfte übrigens — wenigstens von den 
Grundsätzen des Bundesrates unbehindert — gegen Militär- 
gefangene, gegen Polizeigefangene, gegen Korrigenden und 
gegen Untersuchungsgefangene geübt werden, denn diese ver- 
büssen keine Strafe, die Polizeigefangenen und die Korrigen- 
den keine gerichtliche Strafe und die Militärgefangenen 
der Regel. nach keine von bürgerlichen Gerichten erkannte 
Strafe, soweit letzteres aber doch der Fall, finden die 
Grundsätze gleichwohl keine Anwendung. Indessen erklärt 
die Militärstrafvollstreckungsvorschrift vom 19. März 1908 
in Teil 18 57 Ziff. 6 die Teilnahme an der für evan- 
gelische Gefangene jährlich zweimal abzuhaltenden Abend- 


') Abgedruckt bei Richter „Um Verlorener Willen“ (1909) S. 31. 


°) Während in dem nach dem Tode König Alberts — also 
nach 1902 — erschienenen Buche von Quanter „Deutsches Zuchthaus- 
und Gefängniswesen“* auf S. 380 bemerkt wird, dass zur Teilnahme 
an den häufigen Abendmahlsfeiern nicht einmal aufgefordert MEER 
Titel und Vorrede tragen keine Jahreszahl. 


mahlsfeier für freiwillig und die Teilnehmer für befreit 
von jeder Arbeit während des Tages!). 


Schliesslich führe ich an, dass die Insassen des nach 
dem Jahre 1340 in Benutzung genommenen Nürnberger 
Lochgefängnisses sich durch Empfang des Abendmahles 
auf den peinlichen Gerichtstag vorzubereiten hatten?), und 
dass für belgische Gefängnisse die Vorschrift besteht, dass 
jährlich einmal besondere geistliche Bussübungen mit den 
katholischen Gefangenen abzuhalten sind?). Von unter- 
richteter Seite ist mir gesagt worden, dass diese Uebungen 
mit dem Abendmahle schliessen und ihren Zweck verfehlt 
haben, wenn die Teilnehmer -dem Abendmahle fernbleiben. 
Daraus folgt dann nicht nur, dass es gereicht, sondern 
auch, dass die Meldung der an den Bussübungen beteiligt 
Gewesenen vorausgesetzt und erwartet wird. 


. 1) Dasselbe galt schon — und zwar zu Gunsten sämtlicher In- 
sassen — für die .ebenfalls jährlich zwei Kommunionstage des ham- 
burgischen Spinnhauses. Obenein gab es eine „aussergewöhnliche“ 
Beköstigung (Martens a. a. O.). 


?) Streng. „Das Zellengefängnis Nürnbere (1879) S. 9, 16. 
®) Starke. „Das belgische Gefängniswesen“ (1877) S. 158, 205. 


Ergebnisse meiner Amerikafahrt, 


Von Georg Stammer-Berlin. 


Der VIII. Internationale Gefängniskongress ist vom. 
2.—8. Oktober in Washington abgehalten worden. 34 Kultur-. 
staaten hatten über 100 Vertreter entsandt und etwa weitere 
100 Interessenten, Philantropen, Juristen, Gelehrte und Ge- 
fängnisbeamte, beiderlei Geschlechts, vorzüglich aus allen 
Staaten der weiten Union, hatten sich eingefunden, um an 
den Verhandlungen teilzunehmen. 2 


Dem Kongress ging eine Besichtigungs- und Studien- 
reise durch die Staaten Newyork, Ohio, Illinois, Indiana, 
Kentucky und Pennsylvania voraus, zu der die amerika- 
nische Regierung durch den Präsidenten des Kongresses 
zahlreiche Einladungen hatte ergehen lassen. Wenn es so 
auch: nur. im Fluge  verstattet _ war, . in das Wesen der 
amerikanischen Gefängnisse, in ihre Organisationen und 
baulichen Einrichtungen, in das Strafsystem, die Präventiv- 
massnahmen und die Entlassenenfürsorge einen, Einblick 
zu gewinnen, so war Dank der vorzüglichen Arrangements 
auf der Reise und des äusserst geschickt aufgestellten, fast 
überreichen Arbeitsprogrammes dieser Einblick. keineswegs 
ein flüchtiger. Es waren durchaus nicht lediglich Muster- 


'anstalten, die dem Auge dargeboten worden waren; in 


mannigfachen Variationen zogen die Bilder an den Blicken 
vorüber, und weil immer wieder der Masstab des. Ver- 
sleichs angelegt werden konnte, der zeigte, was hier sut 
war und dort: zu wünschen liess, was dos besser war rd 
woran es hier mangelte und was an vortrefflichen und 
weniger empfehlenswerten Mitteln aufgewendet worden 
war, um das erstrebte Ziel zu erreichen, deshalb darf ohne 

Bedenken Kritik geübt werden. Diese Kritik ist auch eine 
geläuterte, weil auf der einen Seite in unzähligen Vorträgen 
und Reden der in- und ausländischen Delegierten nicht nur 
die Selbstkritik, die Absichten und die aufgenommenen 
Eindrücke in gehaltvollen Worten zu Ohr gebracht worden 
waren, sondern weil auch durch verschiedentlichste Rück- 
sprachen mit ersten Fachautoritäten aller Länder der Welt 


das eigene Urteil immer wieder revidiert, abgeschliffen und. 
in konkrete Formen gebracht werden konnte. 

Mit grossen Lettern lassen sich über das Gefängnis- 
wesen der Vereinigten Staaten, das so unendlich mannig- 
faltig und vielgestaltig ist, weil jeder Staat seine eigenen 
Wege zu gehen die Befugnis hat, die wuchtigen Worte 
setzen, unter denen das ganze System zu leiden hat: 
„Politik und Arbeitsmangel!“ Von der Politik ist 
die Seele des gesamten Körpers abhängig: das sind seine 
Beamten. Mit der politischen Strömung kommen und gehen 
sie, gleichwohl ob sie für das Amt taugen oder nicht. Und 
‚in enger Beziehung dazu steht der Arbeitsmangel. Tausende 
und "abertausende Gefangene kranken und faulenzen in 
den Anstalten sittlich und moralisch dahin, weil sie be- 
schäftigungslos ihre Zeit verbringen müssen. Die Furcht 
vor der Konkurrenz des freien Gewerbes lässt die mass- 
gebenden Politiker vielfach den Arbeitsfleiss in den Gefäng- 
nissen unterbinden, und so kommt es, dass die oft in 
vollendetster und nicht selten luxuriösester Weise aus- 
gestatteten Anstalten einem der wichtigsten Probleme des 
Strafvollzuges: „der Beni zur Arbeit nicht 
gerecht werden können. 

Wie in Amerika sich so oft die Gegensätze in krassester 
Form aneinanderreihen, und wie es befremdet, wenn man 
neben der üppigen Villa des Multimillionärs einen erbärm- 
lichen : Schuppen mit womöglich riesenhaften Reklame- 
. schildern erblickt, so wiederholt sich das Bild auf dem 

(rebiet des Strafvollzuges und Gefängniswesens. Neben 
den mustergültigen Reformatories die nicht übel genug zu 
beanstandenden County Jails (für kurzzeitige und Unter- 
suchungs-Gefangene), neben den unübertroffenen Einrich- 
tungen zur Verhütung des Verbrechens die Hochschulen 
für Vermehrung des Verbrechens, neben der höchsten 
Achtung vor dem Individuum die Kastration. 

Die Lichtblicke im amerikanischen: Gefängniswesen 
sind unzweifelhaft die Behandlung der jugendlichen Ver- 
brecher und die Präventivmassnahmen, die unbestimmte 
Verurteilung und das Parol Work (bedingte Entlassung). 
Diese Lichtblicke sind meines Erachtens aber auch so 
starke, dass sie andere mangelhafte Dinge in den Schatten 
stellen und gleichsam ein Leuchtfeuer bilden für alle Kultur- 
völker, das den Weg weist weit in die Zukunft hinein. 
An diesen Zeichen kann heute kein vorwärtsstrebendes 
Staatswesen mehr vorüber, ohne seinen Kompass zu regu- 
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lieren. Es werden sich vielleicht mit der Zeit noch.bessere, 
‚kürzere, geradere und billigere Pfade finden lassen, immer 
aber nur von diesem einen Wege aus, der hier gewiesen - 
und in seinen Grundzügen festgelegt worden ist. 

Die Behandlung der jugendlichen Verbrecher geschieht 
in den Reformatories. Mag man im Einzelnen darüber 
streiten, ob diese oder jene Einrichtung gut, besserungs- 
fähig oder verkehrt ist; mag es der mzlltary drill, das 
.Zeitungslesen, das Rauchen in der Freizeit, das Musik- 
spielen, das Halten von Vögeln oder anderen Tieren sein, 
das Anstoss erregt, nicht Sefällt und meines Erachtens 
auch nicht zu gefallen braucht, weil es typisch amerikanisch 
ist und für andere Völker kaum einem Bedürfnis entspricht, 
darüber bin ich mir klar — und mit mir sind es viele — 
dass der Grundgedanke der allein richtige und das System 
unübertrefflich ist. 

Es: ist. nicht ein : jeder. «ein.» Verbrecher, der in der 
Jugend einen Fehltritt begeht, und es ist die Verurteilung 
zur Strafe kein Masstab für den sittlichen und moralischen 
"Wert des Individuums. ‘Deshalb ist es Pflicht, einen jeden 
Jugendlichen, der zum ersten Mal einer Untat überführt 
und verurteilt worden ist, von vorn herein gänzlich aus-: 
zuscheiden aus dem erossen Haufen mehr oder weniger‘ 
übler Menschen, die den Gefängnissen zugeführt werden _ 
inüssen. Das ist hier erreicht! Für diese erstmalig be- 
straften Jugendlichen hat der Amerikaner seine Reformatories 
— das bedeutet Besserungsanstalten. Nichts von Schuld 
und Sühne, von Vergeltung und Niederbeugung wird hier 
sepredigt. Der Bursche oder das Mädchen haben gefehlt, 
und es wird ihnen hier lediglich die „letzte Gelegen- 
heit“ an die Hand gegeben, auf den ordentlichen Weg 
zu kommen und nützliche Glieder der menschlichen Gesell- 
schaft zu. werden. Deshalb garnicht zu Unrecht der sehr 
beliebte und populäre Name für diese Anstalten: „Schule 
der letzten Gelegenheit!“ — Für das Leben sollen die 
Insassen erzogen werden, nichts in ihnen Lebendiges darf 
daher erstickt werden, vielmehr sind neue Lebensgaben 
ihnen zu reichen, wenn das Werk seinen Zweck ‚er- 
füllen . soll. | 

Dieser Leitsatz zieht sich in allen Reformatories wie 
ein mehr oder weniger geschickt eingeflochtener Faden 
durch das System hindurch. 

Zunächst ist es das Haftsystem, das volle Billigung 
verdient: Gemeinschaftshaft bei Tage, Einzelhaft bei Nacht! 
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So nützlich und zweckmässig die Tag und Nacht streng 
durchgeführte Einzelhaft bei‘ erwachsenen und vorbestraften 
Verbrechern ist, so wenig gut und unzweckmässig erachte 
ich ihre Anwendung bei Jugendlichen. Wenn es gelänge, 
den Jugendlichen in der Zelle fortgesetzt angespannt zu 
Beschäftigen, so liesse sich über die Einzelhaft reden. Dies 
ist aber ein Phantom; und da der Jugendliche über ein 
nur kleines Erinnerungsfeld verfügt, über die Zukunft sich 
wenig graue Haare wachsen lässt und den Kopf voller 
phantastischer Hirmgespinste zu haben pflegt, so ist es 
gar nicht möglich, dass er den Zellenraum aus sich selbst 
heraus nur mit guten Gedanken füllt. Dummheiten, unsitt- 
liche und unmoralische Vorstellungen und Onanie werden 
die unausbleiblichen Folgen sein, die eine wohlorganisierte 
(Gemeinschaftshaft sehr wohl zu beseitigen in der ass: ist, 
ohne ihrerseits schädliche Einflüsse zu zeitigen. 

Und die Organisation dieser temeinschaftshaft für 
Jugendliche bei Tage ist das, was zu allererst gefällt. Ich 
habe die Jugendlichen, mehrere Hunderte an der Zahl, 
nach Klavierbegleitung in einem Turnsaal Freiübungen 
‘ohne Kommando nach einem eingeübten Drill machen 
sehen und muss sagen, dass mir dies die Lösung des Problems 
der richtigen Behandlung zu sein scheint. Der Wille wird 
unterordnet, der Körper gebogen, die Muskeln gesteift, die 
Sehnen gereckt. Die Musik spielt immer weiter, taktmässig. 
schreiten die Uebungen fort, es gibt kein Nachklappen, 
weil der Rhytmus alle erfüllt, und keine Disziplinlosigkeit, 
weil die Massensugsgestion alle mit fortreisst. Vom Nacken 
und Kreuz bis zur Fuss- und Fingerspitze kein Nerv, der 
nicht mitzuarbeiten hätte. Als die Uebung ‘beendet war, 
blickte man in helle Augen. Wogender Atem und feuchte 
Haut bestätigten, dass hier kein Spiel getrieben, sondern 
Kraft geweckt und Arbeit geleistet war. — So gingen die 
Jungens zur Arbeit in helle, luftige Arbeitssäle, ein jeder 
von dem anderen genügend getrennt, sodass Plaudern un- 
möglich oder doch- sehr erschwert ist, dagegen so nahe, 
dass die Phantasie genügend angeregt und beschäftigt ist 
und nicht auf Abwege zu verfallen braucht. In den Arbeits- 
stätten musste gefallen, wie planmässig die Ausbildung eines 
jeden Jugendlichen nach Charakter und Veranlagung in 
einem bestimmten Arbeitszweig durchgeführt wird. Zu 
jeder Häftling, der das Reformatory verlässt, nimmt gute 
praktische Kenntnisse für das Leben mit heraus, sei es als 
Schlosser, Drucker, Maurer, Schreiner oder sonst etwas. 
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Die Arbeit ist unlukrativ und bezahlt sich nicht, sie wird 
geleistet um nichts anderes zu Wege zu bringen, als eine 
Berufs- Ausbildung des Jugendlichen in der Schule der letzten 
(Gelegenheit. 

"Ich fand einen 17jährigen Berliner Jungen, der an 
demselben Tage bedingt entlassen werden sollte und fragte 
ihn, was er über das Reformatory zu sagen hätte. Er ent- 
geenete, dass er nicht wünschte, noch einmal hierher zu 
kommen, es wäre sehr streng, weil von früh bis spät un- 
ausgesetzt alle Kräfte angespannt seien. Vernachlässige 
man sich, so erhielte man „Zeitverlust“ und müsste länger 
in der Anstalt bleiben, dies wäre ein so faszinierender An- 
sporn, dass man gar nicht anders könnte, als alles ordent- 
lieh mittun, was verlangt würde. Die wenigen, die immer 
wieder undiszipliniert seien, kämen auch sehr bald fort in 
ein Staatsgefängnis, wo sie die Chance verlören, etwas zu 
lernen und ut zu werden, weil sie dort eben. nur Ge-. 
fangene seien, während hier im Reformatory alles darauf 
zugeschnitten ist, sie etwas lernen zu lassen, lebensfrisch 
und lebensbrauchbar zu machen. 

Dann war es der mehtary dril, der das allgemeine 
Interesse aller Reiseteilnehmer erweckte. Ich bin Soldat 
sewesen und war von vornherein sehr eingenommen gegen 
die Verpflanzung der militärischen Sitten und Bräuche in 
eine Strafanstalt. Ich sah darin, gelinde ausgedrückt, einen 
groben Unfug und eine. Degradierung des Landesvertei- 
digungswesens. Ich habe alle Phasen dieses mz/ılary drulls 
mit grösster Aufmerksamkeit und Zurückhaltung verfolgt, 
und muss gestehen, dass ich von seiner Nützlichkeit durch- 
drungen bin, und dass mir an dem Prinzip alles gefallen 
hat, nur nicht der Name! Warum »mihtary drıll«? — 
Wenn man „Turndrill* oder „Turnübungen im Freien“ dafür 
setzen wollte, träfe man die viel richtigere Bezeichnung. 
Sieht man von Kanonenschüssen, Fahneneinholungen, 
Rapporterstattung und ähnlichen, mir überflüssig erschei- 
nenden Dingen ab, so bleibt eine Uebungsperiode zurück, 
die alle Jugendlichen der Anstalt erneut versammelt, um 
unter den Klängen eines selbst gebildeten, durchaus guten 
Orchesters kommandolose Stab-, Marsch-, Schwenk- 
und Reihenübungen vornehmen zu lassen. Wieder war der 
Wille der vielen hundert Jugendlichen unter den einen 
Willen des leitenden Beamten gebeugt, wieder hob die 
Musik die Freudigkeit. und riss den Einzelnen zur Hergabe 
seines Besten hinweg, und wieder sah man nach Beendigung 
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der tadellos durchgeführten Uebungen, dass Arbeit geleistet 
war, wirkliche Arbeit, der sich niemand während dieser 
Stunde auch nur für einen Moment entziehen konnte. Da- 
durch war das Werk gekrönt. Mit gesunder Müdigkeit 
marschierten die Jungen zum Essen: im Gemeinschaftssaal 
und zur kurzen Erholungszeit in der Zelle. 

Andere Eindrücke aus den Reformatories halte ich für 
zu unwesentlich, um sie heute hier zu besprechen, ich 
komme gelegentlich vielleicht darauf zurück. Ganz all- 
semein möchte ich sagen, dass mich als ehemaligen lang- 
jährigen preussischen Strafvollzugsbeamten das Auslegen 
einer Anstaltszeitung durchaus nicht gestört hat, dass ich 
vielmehr auch hierin eine Gelegenheit sehe, die jungen 
Leute dem Leben zu erhalten und durch gute Einflüsse 
fürs Leben zu gewinnen. Auch die Kanarienvögel in den 
Zellen, die hier und da auftauchten, vermochten meinen 
Unwillen nicht zu erregen. Vielleicht war der Eindruck 
der ohne Zweifel herrschenden straffen Disziplin so gross, 
dass alle diese Kleinigkeiten, deren Nützlichkeit diskutierbar, 
die aber keineswegs schädlich sein können, daneben gar 
nieht in Betracht kommen konnten. Die Grösse der Grund- 
gedanken des Systems und die geschickte Durchführung 
des Prinzips in der Praxis haben mich voll erfüllt, und 
ich bin der Ueberzeugung, dass dieser und kein anderer 
Weg die richtige Behandlung der erstmalig bestraften 
Jugendlichen weist, für die in ällererster Linie auch bei 
uns zunächst Sonderänstalten geschaffen werden müssten! 

Noch vollkommener und dem Ideal nahe muss ich die 
Präventivmassnahmen hinstellen, die in Amerika getroffen 
worden sind, und die zusehends Verbreitung finden. Es 
sind die Boy- und Girl-Schools nach dem Cottages-System, 
in denen diejenigen Kinder von etwa 10—16 Jahren Auf- 
nahme finden, die eine Missetat begangen haben und vom 
Jugendgericht dorthin überwiesen worden sind. Die Cottages 
nehmen ein ausserordentlich wichtiges Kapitel in der 
modernen Strafrechtsgeschichte ein, und es wird über sie 
noch des einzelnen erschöpfend zu schreiben sein, denn 
es ist eine Fülle von Anregungen, die aus ihnen fliesst 
und ein Kapital an Erfahrungen, das hier bereits auf- 
gespeichert ist und zur Nachahmung drängt. Nur soviel 
sei gesagt, dass wir frische, blühend aussehende Jungen 
trafen, die immer zu etwa 20 in einem Landhäuschen 
wohnen und unter der Pflege und Aufsicht eines Haus- 
vaters und einer Hausmutter stehen, die sie ausbilden in 
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allen Zweigen einer Industrie oder der Land-, Garten- und 
Hauswirtschaft. Jedes Haus bildet eine Familie, es hat 
seinen Vater und seine Mutter, die für ihre Jungen sorgen. 
Man hatte den Eindruck eines wirklichen Heims. Keine 
Mauer und wergitterte Fenster; Freiheit ringsum. Eine 
hübsche Veranda, wohlgepflegte Blumen, saubere Ställe 
und Geschirre. Die Knaben sollen für ihr Leben inter- 
essiert werden, ein jeder darf deshalb seinen kleinen Lieb- 
habereien nachgehen. Der eine hat seinen Hund, der 
andere seine Katze, der dritte seinen Blumengarten, der 
vierte seine Gemüsezucht, ein anderer sein Fohlen, sein 
Kalb, seine Hühner, die ihm besonders anvertraut sind, 
für die nur er allein sorgt und die verkommen, wenn nicht 
er sie hegt und pflegt und zieht und ihrer wartet. All- 
jährlich findet eine Ausstellung statt, wir konnten eine 
solche besichtigen, und es war geradezu herzerfreuend, 
was sich hier dem Auge darbot. Das waren wieder Taten, 
keine Spielereien, die vorgeführt und zur Schau gestellt 
waren. Man muss es gesehen haben, wie ein kleiner Strick 
von 16 Jahren das selbst gezogene Fohlen im Geschirr 
vorfuhr, wie ein anderer, kaum drei Käse hoher Junge mit 
seinem preisgekrönten Bullen fertig wurde, ein dritter mit 
seinen Milchkühen Triumphe einheimsen konnte, ein anderer 
mit seinen Tauben, seinen edelrassigen Hunden, seinen fast 
zentnerschweren Melonen usw. Ein sprühendes Leben, ein 
Vorwärtsstreben und Vorwärtsdrängen teilte sich einem 
jeden von uns ausnahmslos mit. Ein Rechtsanwalt aus 
Kiew versicherte mir, ihm seien Tränen in die Augen ge- 
treten; mir selbst war es nicht anders gegangen. „Will 
man das Leben eines Kindes ändern, muss man seinen 
Lebenszweck ändern!“ Diese Worte stehen über der 
Arbeit in diesen Cottages. Und wahr ist es: Das hier zur 
Durchführung gebrachte System ändert den Lebenszweck, 
denn es schafft einen Lebenszweck. „Das beste, was ich 
Ihnen zeigen kann, sind meine Jungens“, konnte stolz der 
Leiter der Anstalt sagen, und wenn man den Kindern in 
die Augen sah, erfasste man es und verstand die sich 
allgemein mitteilende innere Bewegung; „Man fand hier 
ein Ideal greifbar erreicht!“. 50 solcher kleiner Kinder- 
kolonien waren in Industry vorhanden, sie bedecken einen 
Raum von etwa 6 km Länge und 4 km Breite, Jede 
Kolonie hat ihren Namen und jede ihre Feld- und Vieh- 
wirtschaft, die sie gleich Farmern selbst bestellt und be- 
sorgt. In.anderen Schools fand man .dasselbe; hier sind 
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die Häuser grösser, dort kleiner, hier werden nebenher 
diese, dort jene Industriezweige betrieben. , | 

Man mag im Einzelnen auszusetzen und zu bekritteln 
haben, vielleicht den etwas reichlichen Luxus in der Bau- 
ausführung, die Lehn- und Schaukelstühle in den -Wohn- 
zimmern der Jungens, den reichen Bilderschmuck der 
Zimmer, die nur Sstündige Arbeitszeit, die mit Schulunter- 
richt abwechselt oder dies oder das — es besser zu machen 
ist immer freies Betätigungsfeld jedermann gegeben —, 
aber auch der schärfste Kritiker und ärgste Pessimist wird 
zugestehen, dass hier das richtige System und ideale Ge- 
danken eine Uebersetzung in die Praxis erfahren haben, 
wie sie besser bis heute nicht erdacht und getätigt wor- 
den sind. 

Dass das Prinzip der unbestimmten Verurteilung in 
Amerika populär geworden ist und kein verständiger 
Mensch sich mehr findet, der zu dem bestimmten Straf- 
urteil zurückkehren möchte, darf wohl als bekannt und 
selbstverständlich vorausgesetzt werden. Man muss die 
Disziplin in. den Strafanstalten, das frische, aussichtsvolle 
Arbeiten an sich selbst bei jedem einzelnen der Gefangenen 
gesehen haben, dann würden auch den in dieser Richtung 
etwas rückständigen Europäern die Augen aufgehen, dass 
hier ein Schatz zu heben ist, der zweifelsohne in nicht zu 
ferner Zeit Allgemeingut aller Kulturvölker sein wird. 

Wer bei uns das Strafhaus betritt, geht ein ohne 
einen Hoffnungssehimmer für die Zukunft. Das Gericht 
hat das Strafmass festgesetzt nach bestem Ermessen, soweit 
es menschlichem Wissen und Verstehen gegeben ist, 
hundertfach variierend nach Provinz und Gau, Auffassung, 
Erfahrung und Gewohnheit. Das Urteil ist gesprochen und 
dem Delinquenten alle Hilfe abgeschnitten; auch die Hilfe 
aus sich selbst heraus durch eiserne Kraft und Läuterung 
des Willens und Wollens. Ob er sich gut führt, fleissig 
arbeitet und die ernstesten Vorsätze für die Zukunft hat, 
ob es feststeht, dass er nie wieder Missetaten begehen und 
heute schon ein nützliches Glied der Gesellschaft sein 
. würde, oder ob in. Rachsucht und Trägheit verfallen er 
seine Zeit verbringt mit unheilvollen Plänen für kommende 
Tage, der eine‘ wie der andere unterliegt dem auf den 
Tag bestimmten Strafmass des Gerichtes. Er bleibt aus- 
sichtslos im Kerker, bis das Jahre vorher feststehende 
Entlassungsdatum erreicht ist, und er ist ein freier Bürger, 
ob gut oder schlecht, wenn die Strafe abgesessen ist. Die 
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hier und da auftretende vorläufige Entlassung ist eine 
solche Einzelerscheinung und von so.grosser Unberechen- 
barkeit, dass ihr eine zuverlässige Beseitigung der dem 
bestimmten Strafurteil anhaftenden verhängnisvollen Be- 
gleiterscheinungen nicht zugesprochen werden kann. 
Dieser lähmenden, monotonen, bedrückenden Folge 
unseres bestimmten Strafurteils stehen gegenüber die segen- 
bringenden Folgen der unbestimmtenVerurteilungin Amerika. 
Wer nicht an "sich selbst arbeitet, täglich und stündlich, 
kommt auf lange nicht in die Freiheit, in-die:er nicht 
gehört... Wer dagegen durch Unterordnung seines Willens 
in die wohlausgedachten Anstaltsbräuche und durch. Be- 
zähmung seiner selbst fortgesetzt sich bezwingt, bis gleich- 
sam die Gewalt über sich selbst ihm zur Gewohnheit 
geworden ist, der kann auf Probe nach draussen und dann 
in der Freiheit weiter zeigen, wie er es meint und was er 
kann. Bewährt er sich, so ist er frei, fällt er in seine 
Fehler zurück, so wird die Gesellschaft auf länger vor 
ihm geschützt, und er wird gründlichere Proben seines 
Wohlverhaltens abgeben müssen, wenn in absehbarer Zeit 
er wieder die Freiheit zu neuen Versuchen schauen will. 
Bei uns kämpft der Beklagte bis zur Verurteilung und 
ergibt sich dann in sein Schicksal: hier in Amerika beginnt 
der. schwerste Kampf erst nach. der Verurteilung: Der 
Kampf mit sich selbst, mit den eigenen Fehlern 
und Schwächen! Dieser Kampf wird aber tatsächlich 
‚aufgenommen und durchgeführt, weil das Parole Work 
winkt, die Aussicht auf eine baldige Entlassung bei guter 
Führung! Dieser Ansporn ist so gross, dass er mit Leben, 
Kraft und Mut erfüllt, mit Eigenheiten und Eigenschaften, Er 
die an sich selbst schon immer segenbringend sein werden, 
wem sie zuteil wurden. 
In der unbestimmten Verurteilung liegt der Schlüssel 
zu der guten Disziplin, die in den amerikanischen Gefäng- 
nissen anzutreffen ist; Dunkelarrest und Fesselungen, oder 
gar Peitsche und Knute gibt es — wenigstens in den 
Reformatories — überhaupt nicht. Das Kollegium des An- 
staltsgerichtes erkennt auf „Zeitverlust“ bis zum Höchst- 
mass von je 6 Monaten für jede Disziplinlosigkeit, und das 
‚ist heilsamer und wirkt geräuschloser als 'Kettengeklirr. 
Der Segen und die Vorteile der unbestimmten Ver- 
urteilung sind überall sichtbare; ich habe lange gesucht 
und nicht eine Tatsache, nicht eine Ideenverbindung finden 
können, die der unbestimmten Verurteilung entgegenstände. 


Das schärfste, was gegen sie ins Feld geführt werden kann, 


sind die Bedenken, ob wohl Heuchelei gezüchtet und Will- 


kür getrieben werden könnte. Nun ich meine, wer ein 


Jahr lang — das ist die Mindestzeit — gegen nichts ver- 
stossen hat, was von ihm verlangt wurde und was garnicht 


so wenig ist, mit dem kann man es ruhig mal versuchen 
selbst auf die Gefahr hin, dass er geheuchelt hat. Wenn 
‚solche Heuchelei wirklich möglich sein sollte, so wäre sie 


hier auch schon Selbstüberwindung zu nennen, die nie 
schadet. Und was die „Willkür“ anbetrifft, so ist ganz 
kurz zu sagen, dass wohl zu einem Kollegium, in. dem 
Strafanstaltsbeamte, Richter, der Anstaltsarzt und Anstalts- 
geistliche nebst freien Bürgern vertreten sind, dasselbe 
Vertrauen gerechtfertigt ist, wie zu einem Richterkollegium. 

In bewährter Begleitung der unbestimmten Verur- 
teilung marschiert das Parole Work — die bedingte Ent- 
lassung — allen modernen Strafproblemen würdig voran. 


„Es sollte eigentlich kein Gefangener direkt in die volle 


Freiheit entlassen werden!“ Diese gewichtigen und zu be- 


‚herzigenden Worte gab mir Geh. Rat Dr. Krohne als 


seine Ansicht mit auf den. Weg. Sie deckt sich völlig mit 
meiner Ueberzeugung, und wenn es möglich war, konnte 
in Amerika dies Urteil nur noch erhärtet werden. Das, 


- Parole Work funktioniert ausgezeichnet. 50—60 Gefangene 


werden im Durchschnitt monatlich aus den Reformatories 
auf Parole entlassen und ca. 10 Gefangene wegen schlechten 
Betragens monatlich wieder zurückgeholt. Monatlich muss 
ein jeder über sich und sein Ergehen an die Anstaltsver- 


- waltung berichten, .er darf sich des Telephons dazu bedienen 


und telephonisch wird gegebenenfalls auch kontrolliert, ob 
die Angaben richtig sind. 3—4 Jahre dauert die Parole. 
Wer.sie gut übersteht, ist endgültig frei und erhält vom 


- Gouverneur seines Staates den -Bürgerbrief. 


Wenn in dem weiten grossen Amerika eine solche 
Massnahme möglich ist und sich ohne alle Schwierigkeiten 
fast Fall für Fall genau durchführen lässt, dann sollte bei 
uns im kleinen, engen Europa das doch auch ausführbar 
sein! Welch’ ein neuer, guter und besserer Zweck erwächst 
daraus auch den Gefangenenanstalten, die durch diese Ar- 
beit den Freibrief erhalten, fürderhin nicht mehr bloss 
Bussanstalten zu sein, sondern Besserungsanstalten für 
sozial Kranke im wahrsten und weitesten Sinne des Wortes. 

Wer sich 1 Jahr lang gut führt, hat Anspruch auf 
die bedingte Entlassung. Diese Probeentlassung dauert dann 


ee 


3—4 Jahre. Wer allen Anforderungen genügt, ist frei, wer 
sich etwas zu schulden kommen lässt, kehrt zurück. Tat- 
sächlich währt also jede Mindeststrafe 4 Jahre, durchschnitt- 
lich mithin länger als die richterlich festbegrenzten Straf- 
masse bei uns. Aber welche Wohltat gewährt sie gegen- 
über den letzteren, und wieviel mehr passt sie sich den 
wahren Lebensverhältnissen an. 

Es wird aber durch dieses Parole. Work die Strafe 
tatsächlich in zwei Teile zerlegt. In die Bewährungsperiode 
im Strafhause und in die Bewährunesperiode in der Frei- 
heit. Wie für die erstere die Gefängnisverwaltung aus- 
schliesslich zuständig ist, so tritt für die zweite die Ge- 
fängnisverwaltung in Beziehung zur „freien Liebestätigkeit.“ 
Die Beispiele in Amerika zeigen, welch’ ein unendlich nütz- 
liches und segenbringendes Werk der freien Liebestätigkeit 
in Verbindung mit der Strafentlassenenfürsorge vorbehalten 
ist. Wie es nicht ausbleiben kann, dass wir uns auch in 
Deutschland die Grundprinzipien des Parole Work zu eigen 
machen werden, die Anlehnung an die freie Liebestätigkeit 
suchen und — wenn sie nützlich — alle 
Fürsorge-, Gefängnis- und Strafentlassenen-Vereine zu- 
sammenschliessen müssen zu einem einheitlichen Ganzen, 
das nach gleichen Grundsätzen und gleichen Zielen arbeitet. 
damit die materiellen und ideellen Opfer sich nicht zer- 
splittern, sondern zu voller Kraftentfaltung kommen, so 
wird es nötig und unabweisbar, neben die Gefängnisver- 


waltung ein staatliches Fürsorgeamt zu stellen, das alle 


Fäden in seiner Hand vereinigt, für die gute Sache ein- 
tritt, die Verbindung mit der Oeffentlichkeit und den Staats- 
behörden aufrecht erhält und für die richtige und Zweck- 
mässige Verwendung zur Verfügung gestellter Mittel die 
“wewähr bietet. 

Wir dürfen im Strafvollzuge die Hände noch nicht 
in. den Schoss legen und sagen, es ist gut was ist und 
braucht nicht besser zu sein. Die Kultur steht nicht still, 


sie schreitet unentwegt vorwärts, sie hebt wie launisch 


bald dieses, bald jenes ihrer Schosskinder ans Licht empor 
und zeigt es der Welt, die dann plötzlich entdeckt, wie 
weit es mit der Zeit mitgeschritten, wie weit es -zurück- 
geblieben ist. Ueber das Gefängniswesen decken sich 
noch dunkle Wolken der Unlust des Publikums, der Un- 
sicherheit der Staatsverwaltungen, des Missvergnügens der 
Budgetbewilliger. Doch der Schleier wird eines Tages 
zerreissen und sich vor aller Augen kund tun, was geleistet 
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worden ist. An erwärmenden Sonnenstrahlen, die die Nebel 
schon zum wallen bringen, fehlt es nicht; die neuen eng- 
lischen Gesetze, der Prevention of erime Act und der 
Children Act, die bahnbrechenden Reformen in Amerika, 
alles das wird einmal viele Augen sehend machen und 
das Gefängniswesen in die vordersten Reihen moderner 
Staatsprobleme stellen, gleichberechtigt mit dem Strafrecht, 
das einer durch das Gefängniswesen aufgedrungenen allge- 


- meinen Umgestaltung heute schon allerwärts entgegen geht. 


Eine offenherzige Kritik leuchtet auch in dunkle Ecken, 
und es erwächst mir die Pflicht, auch diese Schattenseiten 
im amerikanischen Gefängniswesen zu zeigen. Vielleicht 


können diese Zeilen dazu beitragen, die erheblichen Schäden, 


die mit leichter Mühe beseitigt werden können, zu beheben. 
Es sind nicht Schäden einer Theorie, nicht Kleinigkeiten 
und Auffassungssachen, sondern es sind generelle Grund- 
schäden im System, die vergiftend wirken und unserer 


„Zeit, sowie dem hohen Stande amerikanischer Kultur un- 
‚würdig sind. Ich meine die Zustände in den County Jails 


und — schlechtweg gesagt — die Kastration. 


In den amerikanischen County Jails, das sind die Ge- 
fängnisse zur Verbüssung kürzerer Strafen und für Unter- 
suchungsgefangene, befinden sich ungezählte Tausende die 
monatelang ohne die geringste Arbeitsleistung im Nichtstun 
bei Zigarren- und Zigaretten-Rauchen dahinbrüten und ver- 
sumpfen. Und das nicht etwa jeder allein in der Zelle, 
nein, innerhalb ihrer Zellblocks in Gemeinschaft mit 10 bis 
20 anderen. Und schlimmer noch. Immer und immer wieder 
zeigten Beispiele, dass diese Gefangenen, die Tags über zu 
vielen zusammen waren, des Nachts zu Zweien in eine Zelle 
innerhalb ihrer Blocks zusammengesperrt wurden. Das ist 


_ unsittlich und unmoralisch; wenn man’ nicht jedem Ge- 


fangenen sein eigenes Nachtquartier geben kann, dann soll 
man wenigstens drei Individuen zusammensperren, um Ver- 
sewaltigungen zu verhindern und Zeugen sittlicher Ver- 
fehlungen zu schaffen. Und auch damit nicht genug! Ich 


- konnte mich überzeugen, dass in einem County Jail ein 


Mörder mit einem Checkfälscher zusammengeschlossen 
war, bei jenem stand der Mord fest, bei dem anderen sollte 
die Fälschung erst noch erwiesen werden. Welche Per- 
spektiven öffnen sich, wenn man bedenkt, wie der Fehl- 
tritt eines jungen Mannes ihn von Staatswegen zum Wohn- 
und Schlafgenossen eines Mörders und womöglich zur Ziel- 
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scheibe dessen sinnlicher Begierden machen kann! Hier 
sollte Einsicht und Achtung vor den Mitmenschen einen 
Riegel vor die Zellen schieben, in denen nur immer einer 
sitzen darf, der es nicht nötig. hat, seine Zeit plaudernd 
auf den- Gängen des Zellblocks mit anderen rauchend und 
zotend zu verbringen. Was nutzen alle Präventivmass- 
nahmen und die besten Reformatories, wenn eine Unter- 
‚suchungshaft oder kürzere Strafhaft solche schweren, nie 
wieder gut zu machenden Schäden zeitigt. — Und dann : 
die Kastration! Richtig gewählt ist dieser Ausdruck nicht; 
ein Arzt belehrte mich, dass es Vasektomie heissen müsste, 
da nur eine Durchschneidung des Samenkanals stattfindet, 
die zur Sterilisation führen soll. Ich muss gestehen, dass 
ich mir als Zweck der Kastration, oder also besser gesagt 
„Vasektomie“ oder „Sterilisation“ immer die Absicht vor- 
gestellt hatte, zu verhindern, dass der abgefeimte Ver- 
brecher verbrecherisch geartete Kinder in die Welt setzt. 
Das ist aber keineswegs der Fall, der Grundgedanke dieser 
Massnahme ist vielmehr das Bestreben, die Fortpflanzung 
der Degenerierten zu beschränken durch die gesetzliche 
Bestimmung, dass alle Individuen, die in irgend welchen 
Anstalten — also nicht nur Gefängnissen, sondern auch - 
Arbeitshäusern, Irrenanstalten und Armenasylen etc. — 
der Oeffentlichkeit zur Last fallen, sterilisiert werden sollen, 
wenn sie laut ärztlichem Gutachten als Degenerierte zu 
betrachten sind. In den Strafanstalten sind es hauptsächlich 
geistig defekte Sexualverbrecher und unheilbare Onanisten, 
die zu diesem Zwecke unter das Messer genommen werden. 
Das Gesetz. schreibt vor, dass mutmasslich unheilbare 
Degenerierte, die in Staatsinstituten Aufnahme gefunden 
haben, auf Veranlassung des Anstaltsleiters nach Antrag 
des Anstaltsarztes von. einem »Doard of physicianss, das 
aus 2 unabhängigen Aerzten besteht, auf ihren Geistes- 
zustand zu untersuchen sind. Ergibt der Befund, dass 
Degeneration vorliegt, so ist an den Gouverneur zu be- 
richten und dabei gleichzeitig zu erwähnen, ob der Be- 
troffene mit seiner eventuellen Sterilisierung einverstanden 
ist. In der Hand des Gouverneurs liegt die Entscheidung, 
ob — eventuell auch gegen den Willen des Mannes — zur 
Ausführung der Operation zu schreiten ist. In den meisten 
Fällen sollen die Leute den Vorstellungen der Aerzte Folge 
seben und die Sterilisierung für sich direkt erbitten;. sie 
haben von anderen gehört, wieviel wohler diese sich fühlen, 
und die krankhaften Beschwerde ihres Zustandes lassen 
es ihnen eine Wohltat erscheinen, davon befreit zu werden. 
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wi ir hatten Gelegenheit einer Varektomie beizuwohnen, 
die nach dem Vorgesagten also keineswegs ein Strafakt, 
sondern eine administrative Massnahme ist. Die Operation 


wird vom Anstaltsarzte im Beisein eines anderen Arztes 


ohne Narkose vollzogen, sie dauert nur wenige Minuten, 
soll verhältnismässig “schmerzlos sein und vestattet es,..die 
Arbeit unmittelbar darauf wiederaufzunehmen. Der Operierte 
ist von sexuellen Lustgefühlen hinfort befreit, soll körper- 
lieh und geistig sich zusehends erholen und fast in allen 
Fällen glücklich darüber sein, dass ihm auf diese Weise 
geholfen worden ist. 

Soweit ich feststellen konnte, ist die Vasektomie noch 
in den Staaten Utah, Indiana und Connectieut gesetzlich 
gestattet. Die Absicht, eine Gesundung der Bevölkerung 
dadurch herbeizuführen, ist keine verwerfliche, und die 
Möglichkeit, bei etwa eintretender Heilung durch eine 
(segenoperation die Zeugungsfähigkeit wiederherstellen zu 


können, wirkt weiter versöhnlich ; trotzdem ging aber das 


wohl einstimmige Urteil aller Anwesenden dahin, dass diese 
Massnahme nicht gutgeheissen werden kann. Jeder Staat 
muss, wie so vieles andere, auch seine Verbrecher und 


 Degenerierten ertragen und auf andere Mittel sinnen, sich 


der schädlichen Begleiterscheinungen zaserwehren: Die 


Mittel, erfolgreich dagegen ankämpfen zu können, dürfen 
noch nicht Als erschöpft angesehen werden, und es ist 


dem Stande unserer heutigen Kultur würdiger auf anderen 
Wegen die Volkswohlfahrt zu fördern. | 
Der bleibende Eindruck von dem in Amerika Gesehenen 


ist der, dass das Gefängniswesen und alle damit im Zu- 


sammenhange stehenden "Bestrebungen in den Händen weit- 
blickender, sozial empfindender, warmherziger Männer sind, 


dass die Gefängniswissenschaft aufstrebend eine Bedeutung 


erlangt hat, die als führend anerkannt werden muss, und 
dass in dem amerikanischen Gefängniswesen, schon bei dem 
Stande von heute, Gesichtspunkte erprobt und für- bewährt. 
befunden anzusprechen sind, die von Einfluss auf zukünftige 
Strafrechts- und Strafvollzugsgesetze aller Staaten sein 
werden. Das Studium des amerikanischen Gefängniswesens 


kann einem jeden Lande nur zum Nutzen und zum Fort- 


schritt gereichen. 
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Korrespondenz. 


E Aus Strafanstalten. 


Aus dem Jahresbericht der Strafanstalt Lenzburg 
(Kanton Aargau) pro 1909. 

Durehschnittlicher Tagesstand der männlichen Sträflinge 194,27, 

„ weiblichen 2 25, ‚80. 
Die Zahl der Detinierten bewegte sich: in der Männerabteilung 
zwischen 180—213, in der Weiberabteilung zwischen 22—30. 

Im Berichtsjahr sind 20 Personen bedingt auf Wohlverhalten 
freigelassen worden; im Ganzen stehen 32 unter Schutzaufsicht, 
30 verhielten sich gut, 2 mussten in die Strafanstalt zurück versetzt 
werden. 

Die Anstalt ist nach gemischtem System mit progressiver 
Klasseneinteilung eingerichtet; 38°, sind in Einzelhaft, mit der 
der Strafvollzug beginnt. Der Verpflegungstag kostet 46 Rp. 

Bei der. Gesamtzahl der Gefangenen von 467 betrug das 
Krankheitsprozent 13,39, das Mortalitätsprozent 0,21; beim durch- 
schnittlichen Tagesbestand von 220 Gefangenen 28,18, bezw. 0,45. 
Der Reinertrag des Arbeitsbetriebs betrug 1 Fr. 38 Cts.; der Verdienst- 
anteil des Gefangenen pro Tag 13,14 Rp. f 

Der Gesamt-Staatszuschuss belief sich auf 54120 Fr., so dass 
der einzelne Gefangene pro Tag kostete 67 Rp. = 28a Fr. im Jahr. 
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Kriminalstatistik der Strafanstalt Mitrovica (Slavonien) 
für 19085 von Strafanstalsdirektor-Dr. Milan Kostie. 

Ein in der kroatisch- -Juristischen Moatsschrift abgedruckter 
Vortrag, den der Verfasser anlässlich eines Besuchs von Professoren 
und Studenten in seiner Strafanstalt gehalten hat. 

Die Strafanstalt Mitrovica wurde in den Jahren 1895/99 nach 
progressivem System neu erbaut; sie ist belegt mit 530 erwachsenen 
und 155 jugendlichen Gefangenen bis 20 Jahren. (in besonderer 
Abteilung); mit ihr verbunden ist eine 16 Km. entfernte Zwischen- 
anstalt für 150 Gefangene, die als „Gebesserte“ mit landwirtschaft- 
lichen Arbeiten beschäftigt werden. Bestimmt ist die Anstalt für 
alle Jugendlichen der Königreiche Kroatien und Slavonien und. für 
die Erwachsenen aus den Sprengeln der Gerichtshöfe Osijck, Lozega 
und Mitrovsca. 2 

Vorherrschend sind die Blutsverbrechen (60,6%), während 
Diebe nur mit 26,6°, vertreten sind; der Verfasser erklärt das mit 
den schlechten Sitten des Volkes, in erster Linie mit der herrschenden 
Trunksucht; bei 60,76%, der Gefangenen war der Alkohol die Haupt- 


ursache des Verbrechens (und zwar hauptsächlichWein und Branntwein, 


während das Bier eine untergeordnete Rolle spielte). Demzufolge. 
widmet der Verfasser dem Zusammenhang zwischen - Alkoholismus 
und Verbrechen mit grossem Verständnis besondere Aufmerksamkeit. 


en 


In der Strafanstalt wird mit Eifer durch Belehrung, namentlich 
in den Zellen, mit Wort und Schrift gegen den Alkoholismus in 
vorbildlicher Weise angekämpft. Auffallend ist, dass den Gefangenen 
Wein in kleinen Quantitäten als Nebengenuss sestattet ist. 

Das Progressiv-System der Anstalt besteht in der Stufenfolge 
von Einzelhaft, Gremeinschaftshaft, Zwischenanstalt und bedin etem 
Urlaub; von letzterem, der sich auf ein Gesetz von 1875 eründet, 
wurde in den Jahren 1903/08 in aufsteigenden Zahlen bei 1 58° O5 bis 


11,0%, der Gefangenen Gebrauch eemacht. Die gemachten Erfahrung en 


sind günstig, die Zahl der Widerrufe ist gering (7 Fälle in 6 Jahren R 

Der ganze Vortrag gibt ein anschauliches Bild eines wohl- 
geordneten "noderen Strafvollzugs, an dessen Spitze ein Mann steht, 
der ein tiefes Verständnis und ein warmes Herz für seinen Beruf 
hat, und dein viel daran gelegen ist, dass das Interesse für diesen 
wichtigen Zweig der Strafrechtspflege in weiten Kreisen, : namentlich 


auch bei der juristischen Jugend seines Vaterlandes, geweckt wird. 
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Die Invalidenversicherung im kel. Zellenerfänen se 


Nürnberg. 

Seit 1. November 1905 wird im Zelleng efängnmisse Nürnberg die 
Invalidenversicherung der Gefangenen durchgeführt. In hiesieer 
Anstaltsschule ist seit 1891 die Invalidenv ersicherung in den Schul- 
lehrplan aufgenommen. In sechsmonatigen Zeiträumen infolge des 


 steten Wechsels der Gefang enen wird das Invalidenversicherungsgesetz 
“in mehreren Unterrichtsstunden — kurze Fragen und Mitteilungen 
‚genügen nicht — gründlich durchgearbeitet und es kann mit Genug- 
tuung konstatiert werden, dass die Gefangenen den hohen Wert dieser 


Versicherung anerkennen und aus Nörglern Freunde der Arbeiter- 
versicherungsgesetze werden. 

Der Unterzeichnete, welcher sich mit der Invalidenversicherung 
eingehend vertraut gemacht hat (s. Gutachten über das von den 
H. Kgl. Bayer. Staatsministerien der Justiz und des Kultus empfohlene 
Werkchen „Die Invalidenversicherung, leichtfasslich zusammengestellt 
und an praktischen Rechenbeispielen erläutert von Ernst Troelltsch- 
Nürnberg“ in den Blättern für Gefängniskunde 1901 Band 35 8. 134), 
besorgt die bei der Invalidenversicherung der Gefangenen einschlä- 
gigen Arbeiten d. i. Kontrolle und Aufbewahr ung der Quittung skarten, 
Einkleben und Entwertung der Marken, Umtausch, Erneuerung, Gültig- 
keitsanerkennung der Karten etc. seit T November 1903 freiwillig. 

1.-V om 1. "November 1903 bis 31. Dezember 1909 sind 1724 In- 
validen- Quittungskarten vorgelegen und geprüft worden. 515 dieser 
Karten wurden . von den Gefangenen mitgebracht und 1209 Karten 


‚mussten durch die kgl. Verwaltung des Ze)lengefängnisses von den 
-Gemeindebehörden, Staatsanwaltschaften, Polizeidirektionen und Ver- 


sicherungsanstalten erholt werden und zwar: 


mitgebracht: erholt: im ganzen vorgeleg en: 
1903/04 185 190 319 
1905 52 2832 284 
1906 62 253 315 : 
1907 68 202 270 
1908 62 130 192 
1909 86 202 288 


915 1209 1724 


11. Bezüglich dieser 1724 Karten mussten von der kgl. Ver- 
waltung des Zellengefängnisses für 543 resp. 579 Karten!) Anträge?) 
auf Umtausch, Erneuerung und Gültigkeitsanerkennung der Quittungs- 
karten gestellt werden und zwar: 


Umtausch Gültigkeits- im 

resp. Erneuerung: Anerkennung: ganzen: 
1903/04 54 50 104 
1905 69 - 21 90 
1906 76 24 - 100 
1907 67 18 1) 
19037 > 58 16 14 
1909 65 25 90 
389 154 543 


Ill. Von den 543 Gefangenen, für welche Anträge auf Umtausch, 
Erneuerung und Gültigkeitsanerkennung der Karten gestellt w erden 
mussten, hatten 227.d. i . 41,8%, eine Strafzeit von über 5 bis 
11 Monaten und 316 di: 1. 58,2%, von li Jahr und mehr und 
zwar: 


3Mon. =": 1 Jahr. —=4I I I.3M. 6.2.07 a 2 FI 
EI NEBEN 2 a 
A 10: DEE Era 
ER 20 11:72 WEIL. ea 
a EZEILIT ES 2 
Ei Ed eat st a 
a ES Er ee) a re ee es 
re 2.4.7222. 3.6° er dh ee 
227 = 916 5 im ganzın 543 
de; 8. E05 d.-1208.2, 3 Gefanzene 
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In hiesiger Anstalt werden seit November 1903 die Quittungs- 
karten von sämtlichen versicherun gspflic htigen Gefangenen j 


Srliok: denn es kommen häufig Fälle “vor, dass die Quittungskarte 
eines Gefangenen mit einer Strafzeit von über 3 bis 11 Monaten schon 


nach einigen Tagen, Wochen oder Monaten nach dessen Strafantritt 
umgetauscht werden muss. Ebenso kommt: es nicht selten vor, dass 


die Karte eines Gefangenen mit kurzer Strafzeit bereits ungültig ist 


und Antrag auf Gültigkeitsanerkennung gestellt werden muss. 


IV. Von den oben aufgeführten 543 Karten waren 154 beim 


Eintritt der Gefangenen in die Strafanstalt ungültig. Für wieviele 
dieser Karten die Gültigkeit anerkannt wurde, kann nicht angegeben 
werden, da in früheren Jahren die Versicherungsanstalt Mittelfranken, 
die. hier in Betracht kommt, sich die Bescheidung des Antrags auf 
Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit der Quittungskarte für 
den Fall des Renten- oder Erstattungsanspruches vorbehalten hatte. 


Seit Juli 1906 werden nun von den Versicherungsanstalten Bayerns 


die Anträge auf Gültigkeitsanerkennung der Karten sofort entschieden. 
Von den seit dieser Zeit vorgelegten 69 Karten wurde die Gültigkeit 
von 97 Karten anerkannt; von den 12 nicht anerkannten ‚Karten lag 
die Verfallzeit zu weit zurück. 


V. Für zwei entlassene Personen wurden auf Antrag der kgl. 


Verwaltung Invalidenrenten erwirkt. 


'!) Für die Gefangenen mit langjährigen -Freiheitsstrafen mussten 32 Öuittungen 


karten zweimal und 2 dreimal umgetauscht werden 


°) Die Anträge erfolgen immer. ein Monat vor Verfall der Karten in Partien a 
8 


von 1 bis 6 oder mehr Stücks == 
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VII. Wie mangelhaft die meisten Personen, die mit dem Straf- 
gesetz in Konflikt kamen, ihren Invalidenversicherungs-Verpflich- 
tungen nachgekommen sind, zeigt folgende Tabelle: 
Anzahl und Alter der Gefangenen und Nummer der Qnittungskarte, 


welche sie bei ihrem Strafantritt hatten. 


Anzahl der 
Personen 
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Erklärung zu dieser Tabelle. Beispiel: Von den 135 ver- 
sicherungspflichtigen Gefangenen, welche bei ihrem Strafantritt ein 
Alter von 24 Jahren hatten, waren 


92 im Besitze der I. Quittungskarte 
10 „ „ „ IE ” 
18:4", Bil 37 

22 ” ” n IV. ” 

25 „ „ „ N „ 

26 » ” ” VI. „ 

10 ” „ B)) NE, ” 

0. Sa vtHe: 


” 

Bei regelmässiger Arbeit und Instandhaltung der Quittungs- 
karten könnte eine versicherungspflichtige Person im Alter von 4 
Jahren im Besitze der IX. Karte sein; im Falle der Ausübung der 
Militärdienstpflicht würde sich die ‘Anzahl der Karten um 1 bis 2 
mindern. 

Die Durchführung der Invalidenversicherung in den Straf- 
anstalten bildet einen Teil der Gefangenen-Fürsorge. Vielleicht bieten 
vorstehende Zusammenstellungen der Herren Strafanstaltsbeamten 
manches Interessante. 

Ernst Troelltsch, Kg]. Hauslehrer 
am Zellengefängnisse Nürnberg und Ausschussmit- 
glied des Obsorgevereins für entlassene Gefangene. 


Die Gefängnisse des Kantons Basel-Stadt und Jahres- 
bericht der Strafanstalt Basel-Stadt, zwei kleine Schriften, 


: die einen Einblick in den vorzüglich geordneten Strafvollzug im 


Kanton Basel gewähren. 

Die Strafanstalt, Basel-Stadt, erbaut im Jahre 1861/64, 
hatte im Jahre 1909 einen durchschnittlichen Stand von 114,63 Zucht- 
haus- und Gefängnis-Gefangenen ; sie ist nach dem Progressiv-System 
eingerichtet mit Schweiggebot unter den Gefangenen; 66 Tag- und 
95 Schlafzellen und 4 Werkstätten. Das Aufsichtspersonal besteht 
aus 1 Oberaufseher, 11 Werkmeistern (Aufseher), 2 Portier, je 1 Heizer, 
Koch, Krankenwärter, Gärtner, 2 Ausläufern, 3 Nachtwächtern. Jeder 
Angestellte hat Anspruch auf 52. Sonn- und Feiertage pro Jahr, 
ferner im 1.—5. Dienstjahr auf 1 Woche, bei mehr als 5 Dienstjahren 
auf 2 Wochen und bei mehr als 10 Dienstjahren auf 3 Wochen Urlaub. 

Kosten eines Gefangenen im Jahr für den Staat: 259 Fr 
Reinertrag der Arbeit pro "Mann und Tag: 2 Fr. 68 Ots., Verdienst- 
anteil des Gefangenen pro Tag 16,2 Cts., Verpflegungskosten pro 
Mann und Tag 52,7 Cts. 

Der sog. „Lohnhof“ dient in Basel vornehmlich als Unter- 
suchungsgefängnis und Haftlokal; überdies werden dort auch kleinere 
Gefängnisstrafen abgebüsst und seit 1899 ist dort eine Weiber- 
strafanstalt eingerichtet; im Ganzen sind 100 Zellen vorhanden,. 40 
für Frauen. Schw. 


„Zur Anwendung des Reichsgesetzes v. 30. 6. 00%, 
mitgeteilt von der Direktion des K. pr. Zentral-Gefängnisses in Werl, 


Bez. Arnsberg. 


Der Strafgefangene S. machte nach seiner Entlassung bei der 
Gefängnisverwaltung einen Anspruch auf Grund des Ges. v. 30. 6. 00 


18* 


— 800 — 


geltend, weil er bei Beschäftigung mit landwirtschaftlicher Aussen- 
arbeit sich beim Schieben einer Rarre eine Blase aufgescheuert habe, 
die ihm im Gefängnislazarett aufgeschnitten worden sei und ihn 
noch mehrere Tage nach der Entlassung an der Wiederaufnahme 
seiner Arbeit gehindert habe. 

Der Anspruch ist von der Ausführungsbehörde abgelehnt wor- 
den. Nach $ 10 Abs. 2 des RG. musste der Anspruch, dass es sich 


um die Folgen einer Körperverletzung handelıe, bei Vermeidung des 


Ausschlusses vor der Entlassung angebracht wenden: Abgesehen 
davon aber liegt ein Unfall im inuer des Gesetzes nicht vor. Nach 
ärztlicher Feststellung handelte es sich um eine spontane Entzündung 


des Daumens. Es kann dahin gestellt bleiben, ob diese überhaupt 


auf die vom Verletzten angegebene Ursache zurückzuführen ist. 
Denn bei der Betriebsarbeit allmählich entstehende Verletzungen- oder 
allmähliche Verschlimmerungen krankhafter Anlagen eines Gefangenen 
sind keine Unfälle im Sinne des $ 1 des gedachten Gesetzes. Ein 
solcher ist vielmehr dadurch bedingt, dass die körperliche Beschädi- 


sung des Gefangenen durch ein plötzliches, den regelmässigen Arbeits- 


betrieb in aussergewöhnlicher Weisse unterbrechendes Ereignis yer- 
ursacht wird. 


Der Statistik über die Gefängnisse der Justizverwal- 
tung in Preussen für das Rechnungsjahr 1908 (1. April 1908 
bis 31. März 1909) ist gegenüber dem Stand der in unseren Blättern 
Bd. 40 8. 590 ausführlich besprochenen Statistik für 1902 folgendes 
zu entnehmen: 

1. Einleitung. 


a) Dem Ministerium des Innern unterstehen die sämtlichen zur 


Vollstreckung von Zuchthausstrafen bestimmten 32 (1902: 33) Straf- 


anstalten, 
21 (1902: 20) grössere Gefängnisse und 


49 (1902: 54) in einem Teil der Rheinprovinz gelegene 


sogenannte Kantongefängnisse. 
Die Belegungsfähigkeit der letzteren schwankt zwischen 3 und 
48 Köpfen; ihre Belegung betrug am 31. März 1909 insgesamt 367 


Gefangene, ihre Durchschnittsbelegung im Rechnungsjahr 1908 


322 Köpfe. 


:b) Die Zahl der dem Justizministerium unterstellten aller übrigen < 


Gefängnisse Preussens betrug am 31. März 1909 1061 (1902: 1049). 

Eine besondere Gruppe der ‚1061 Gefängnisse u die soge- 

nannten „besonderen 'Gefängnisse“ 

Es sind dies die folgenden 14 Anstalten. Re 
Strafsefänenis in Plötzensee, > 
Strafgefängnis in Tegel, 

Untersuchungsgefängnis in Berlin-Moabit, 


Stadtvogteigefängnis Berlin mit dem Frauengefängnis 


Barnimstrasse, 
Gerichtsgefängnis in Beuthen O.-Schl., 
Gerichtsgefänenis in Hannover, 
Strafgefängni$ in Preungesheim, 
Zentrale fängnis in Bochum, 
Zentraleefängnis in Werl (seit 1. 7. 1908), - 
Strafzefänenis in Glückstadt, 
Zentralgefängnis in Neumünster, 


En | Be 


Gerichtsgefängnis in Danzig, 
Zentralgefängnis in Wronke, 
Zentralgefängnis in Gollnow. 
Es sind dies durchweg grössere Anstalten mit erheblicher Be- 
legung (sämtlich mehr als 400 Gefangene, 4 mehr als 1000 Gefangene). 
e) Im Rechnungsjahr 1908 war der Tagesdurchschnitt 


an Zuchthausgefangenen . . .. 11361 Köpfe 
an Gefänenise. efange nen (einschliesslich der 
ae Untersuc hungs-, Polizei-, Haft-, und 


Zivilhaftgef fangenen) 
in den Gefänenissen, der Justizverwaltung 32111 Köpfe 
(darunter 8466 Untersuchungsgefangene 
E in den Gefängnissen des Ministeriums des 
INDOLNR PS I ee ANTIKE HER 


sodassim Tagesdurehschnitt vorhanden waren 52881 Köpfe 
Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1905 betrug die Be- 
2 völkerung Preussens 37 295 324 Einwohner. Legt man diese Zahl zu- 
grunde, so entfallen auf 100 000 Einwohner Preussens 141,80, die sich 
in Strafanstalten oder Gefängnissen befanden. - 


2. Verwaltung der Gefängnisse, 


= Die obere Leitung eamtlieker dem Justizmiuisterium unterstellten 
Gefängnisse eines Oberlandesgerichtsbezirks ist dem Oberstaatsanwalt 
übertragen. Die Gefängnisse werden mindestens alle 2 Jahre, die- 
{ °  jenigen mit einer Belegungsfähig keit von 200 Köpfen aufnre min- 
destens alle Jahr von dem Oberstaatsanwalt oder dessen Beauftragten 
revidiert. Ebenso wird von Vertretern des Justizministeriums” im 
Laufe des Jahres regelmässig die Besichtigung verschiedener Ge- 
fängnisse vorgenommen. 

: 3. Beamte. 
Als Vorsteher sind nur bei den aufgeführten 14 „Besonderen 
Gefängnissen“ Direktoren im Hauptamt angestellt. Im übrigen ver- 


sehen das Amt eines Vorstehers 
Beamte der Staatsanwaltschaft bei 86 Gefängnissen, 


Atofapienter Dei u... 2. -961,Gefängnissen: 
e Zur Mitwirkung bei der Verwaltung ist. bei dem 


Strafgefängnis in Plötzensee, 
Strafzefänenis in Tegel, 
Untersuchungsgefängnis in Berlin- Moabit, 
Stadtvogteigefänenis Berlin nebst Filiale, 
Gerichtseefänenis in Beuthen O.-Schl., 
Gerichtsgefängnis in Hannover, 
Zentralgefängnis in Bochum, 
Zentralgefängnis in Danzig 
je eine Aufsichtskommission, bestehend aus 
einem vom Justizminister ernannten Vorsitzenden, 
einem oder zwei richterlichen Beamten, 
einem Staatsanwalt, 
dem Gefängnisdirektor, 
den Gefängnisgeistlichen, < 
den Gefänenisärzten und bei einzelnen dieser Kommissionen 
einem Mitglied des Fürsorgevereins 
bestellt worden, welche nach Bedarf zusammentritt. 
Diese Einrichtung hat sich bewährt. 


F 
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Bei der Bedeutung, welche das Gefängniswesen und der Straf- 
vollzug in der Rechtspflege gewonnen haben, erschien es erwünscht, 
den Beamten, welche die Verwaltung von Gefängnissen zu leiten oder 
zu beaufsichtigen berufen sind, eine besondere wissenschaftliche und 


praktische Vorbildung zu geben. Aus diesem Grunde werden all- 


jährlich Lehrkurse abe ehalten, zu den Gerichtsassessoren, Amtsrichter 
und Staatsanwälte einberufen "werden, welche für das Gefängniswesen 
Interesse und Befähigung gezeigt haben. In den Lehrkursen, die 
unter der Leitung eines - Vortragenden Rates des Justizministeriums 
stehen, wechseln wissenschaftliche Vorträge mit praktischer Unter- 
weisung und Besichtigung von Gefängnissen und Wohlfahrtseinrich- 
tungen für Gefangene ab. 

Um tüchtige Gefanemear her en zu gewinnen, werden ferner 
alljährlich mehrere Richter, Staatsanwälte und Gerichtsassessoren, 
die ihrer Persönlichkeit nach sich zur Anstellung als Gefängnis- 
direktor eignen, den Verwaltungen grösserer Gefängnisse auf die 
Dauer von 3 Monaten zur Unterweisung und Dienstleistung bei- 
gegeben. 


4. Gefangenenstand und jährlicher Zugang. 


Die Gesamtzahl der in den Gefängnissen der Justizverwaltung 
untergebrachten Gefangenen betrug im Rechnungsjahr 1908: 476 667 
(412810 Männer, 63857 Weiber). 

Der jährliche Zugang an Gefangenen stellte sich im Rechnungs- 
jahr 1908 auf 449 015 (387 499 Männer, 61516 Weiber). 

Die Durchschnittszahl der jugendlichen Strafgefangenen betrug 
im Jahr 


1899932727. 31062 
1900. 2.27: 1509 
1901-7. 2 2. 1442 
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Der stete Rückgang dieser Zahl (auch die geringe Zunahme im 
Jahr 1905 bedeutet in Anbetracht des Anwachsens der Durchschnitts- 
zahl aller Gefangenen von 30000 im Jahr 1907 auf 32111 im Jahre 
1908 eine Verminderung des Anteils der Jugendlichen) ist vorwiegend 
auf die fortgesetzte Steigerung der auf Grund des Allerhöchsten Er- 
lasses vom 23. Oktober 1895 bewilligten Aussetzungen der Strafvoll- 
streckung zurückzuführen. 

Es wurden Strafaussetzungen bewilligt 

im Jahr 1899: 4168 Personen, davon 3374 Jugendlichen 


527.,1900% E4386 ö 3.8789 5 
190 58315 ee en : 
„2,58 7490937461 : „6308 5 
72224903: 28770 £ SE 4ELS t 
RA EZ „1630 x 
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5. Unterbringung der Gefangenen. 
Am Schlusse des Rechnungsjahres 1908 waren vorhanden an 
Gefängnisräümen: 
19596 Einzelzellen für Tag und Nacht, 
; 2879 gemauerte Isolierschlafzellen, 
813 Schlafräume mit Schlafkojen. für 4000 Gefangene, 
3465 Zellen für Gemeinschaftshaft, in welchen 17129 Ge- 
fangene untergebracht werden konnten. 
Von dem täglichen Durchschnittsstand an Gefangenen (32 111) 
konnten untergebracht werden am Schlusse des Rechnungsjahres 1908: 


in Einzelzellen für Tag und Nacht . .. . 61,04 Prozent 
in gemauerten Isolierschlafzellen. .... .. :.897 " , 


in Schlafkojen zur nächtlichen Trennung 
der Gefangenen in gemeinschaftlichen 
Schlafräumen er re el re AG & 


zusammen 82,47 Prozent 

Der Rest befand sich in Gemeinschaftsräumen ohne nächtliche 
“Trennung. 

Wie in den vorausgegangenen Jahren, so hat auch im Jahre 
1908 eine nicht unbeträchtliche Vermehrung der Einzelzellen für Tag 
und Nacht, sowie der gemauerten Isolierschlafzellen stattgefunden, 
Der Prozentsatz derjenigen Gefangenen, welche zur Nachtzeit getrennt 
werden konnten, ist seit 1895/96 bis Schluss des Rechnungsjahres 1908 
von 36,66 auf 82,47 gestiegen. 


6. Arbeitsbetrieb. 


Von der Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen in sämtlichen 
Gefängnissen waren unbeschäftigt 15,52 Prozent, beschäftigt 84,48 
Prozent. 

Bei Gefängnissen mit einer geringen Belegung lässt sich nicht 
in dem Masse Beschäftigung finden wie bei grösseren Gefängnissen ; 
bei den 895 Gefängnissen mit einer Belegunesfähigkeit von unter 50 
Köjfen, unter denen 781 eine Belegungsfähigkeit von weniger als 
25 Köpfen haben, hält es oft schwer überhaupt Arbeitsgelegenheit zu 
erlangen. 

Im Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit, das im wesentlichen 
nur zur Aufnahme von. zur Ar beit nicht verpflie hteten, Untersuchungs- 
gefangenen dient, waren durchselnittlich nur 70,30 Prozent beschäf- 
tiet, während in den übrigen 13 besonderen Gefängnissen 95,25 Pro- 
zent, im Strafgefängnis Tegel (in dem neben kurzen vorzugsweise 


‚lange Strafen zu vollstrecken sind), sogar 96,67 Prozent der durch- 


schnittlich inbaftierten Gefangenen beschäftiet- waren. 
Von den im Tagesdur ehsehnitt 27 197 beschäftigten Gefangenen 
waren 2683 mit Hausar beiten, 24 444 für Dritte gegen Lohn besc häftigt. ° 
Im Rechnungsjahr 1908 belief sich der Gesamtbetrag der Ein- 
nahmen 


an Arbeitslöhnen auf . . . .. 3923265 .# 
an Beiträgen der Unternehmer 

zur Unfallfürsorge auf . . 29215 AM. 
sonstiger. Art auf... 18...,% 2.2689986.% 


zusammen 6642466 «#% 
Die Ausgaben an Aufsichtskosten und Verpflegungszulagen, 


- sowie an Beiträgen zur Invalidenversicherung betrugen 285 754 M, 


die Ankaufspreise für Rohmaterialien 2 553 480 #. 
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An die Gefangenen sind bewilligt oder für sie reserviert worden 
861 390 #. 

Von dem reinen Arbeitsverdienst entfallen im Rechnungsjahr 
1908 auf jeden Gefangenen überhaupt 113 %# 34 9, auf jeden gegen 
Lohn beschäftigten Gefangenen 148 «#4 89 9: 

Die Beschäftigung der Gefangenen für Reichs- und Staats- 
behörden hat an Ausdehnung gewonnen; namentlich werden für die 
Heeresverwaltung Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke in grösserem 
Umfange, sowie für die Eiseubahnverwaltung und die Berg-, Hütten- 


und Salinenverwaltung einfachere Gebrauchsgegenstände angefertigt. 


Die Klagen der freien Industrie über ihre Schädigung durch 
die Gefängnisarbeit sind hiedurch allerdings nicht beseitigt worden, 
denn sobald die Herstellung von Bedarfsgegenständen für die Reichs- 
und Staatsverwaltung und insbesondere auch für die Justizverwaltung‘ 
in grösserem Umfange in Aussicht genommen war, sind die davon 
getroffenen Gewerbetreibenden mit Klagen hervorgetreten und be- 
müht gewesen, sich die Lieferungen zu erhalten. 

Die früher durch Gefangene angefangenen Dondekut 
sind auch im Jahr 1908 fortgesetzt worden. . Im Kreise Wiedenbrück 
sind auf 8 Arbeitsstellen 230 bis 252 Gefangene mit Meliorations- 


arbeiten wie Urbarmachung von Heide- und Oedland, Ausrodung von - 


Holzbeständen, Aufforstung Entwässerung von Wiesen, Anlegung 
von Wegen, Gräben und Kanälen beschäftigt; auch im Kreise Hagen 
führen ungefähr 60 Gefangene Lande-kulturarbeiten aus. Auf der 
kurischen Nehrung werden von 46 Gefangerien Wanderdünen befestigt 
und Aufforstungen vorgenonimen. Bei Stassfurt wird durch 2 Ge- 
fangenenkommandos von je ungefähr 70 Mann die Bode und die 
Neisse die Freiwaldauer Biele von ungefähr 80 Gefangenen reguliert. 
Ausserdem werden noch an verschiedenen Orten von kleineren Ge- 
fangenenabteilungen ähnliche Arbeiten ausgefürrt. 

Die Verwaltung der Arbeitskassen bei den Gefängnissen der 


Justizverwaltung ist orch eine unterm 3. März 1904 er Kosten- - 


ordnung einheitlich ger.gelt. 

Ferner sind unterm 31. März 1904 allgemeine Anordnungen über 
die Bereehnung und Verteilung des aufkommenden Arbeitsverdienstes 
der Gefangenen getroffen, durch welche namentlich die Höhe der 
zu erhebenden Arbeitsiöhne und die Bemessung der Arbeitsbeloh- 
nungen der Gefangenen einheitlich geregelt ist. 


7. Verpflegung der Gefangenen. 


Die Grundlage für die Beköstigung bildet eine Kostordnung,. 
welche von der wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen 


begutachtet und empfohlen ist; sie ist den unter dem 31. März 190& 
erlassenen Vorschriften über die Verpflegung der Gefangenen in den 
Gefängnissen der preussischen Justizverwaliung beigefugt. 


8. Seelsorge. 


Bei den 14 besonderen Gefängnissen, mit Ausnahme des Gerichts- 
gefängnisses zu Danzig, waren 19 (15 evangelische, 4 EARnANEEI 
etatsmässige Geistliche angestellt. 


9. Aerztliche Behandlung. 


In Bezug auf die Prüfung der gesundheitlichen Verhältnisse im 
den Gefängnissen und die Ueberwachung des Gesundheitszustandes 


der Gefangenen sind eingehende Anordnungen getroffen. 


me Pre 


10: Krankheitsfälle und Sterblichkeit, 


Bei den Gefängnissen mit einer Belegungsfähigkeit für 50 und 
mehr Gefangene er krankten von 100 Gefangenen Mach der täglichen 
Durchschnittszahl der Gefangenen: 1,14, nach der Gesamtzahl der im 
Laufe des Jahres untergebrachten Gefangenen: 32,52. 

Von den erkrankten Gefangenen wurden 

98,36 Prozent in der Anstalt behandelt, 


1,09 > einer besonderen Krankenanstalt über- 
wiesen, 
0,55 % aus der Haft entlassen. 


Von den Krankheitsfällen entfielen 
0,62 Prozent auf Tuberkulose, 


2,91 5 „ akute Infektionskrankheiten, 
2,10 5 „ . Geschlechtskrankheiten, 

4,52 © „ äussere Verletzungen, 

0,73 5 „ Geistesstörungen. 


Von den Todesfällen entfielen 
20,55 Prozent auf Tuberkulose, 
9,59 5 „ akute Infektionskrankheiten, 
36.30 a „ Selbstmord. 


Die Todesfälle umfassten 
0,04 Prozent der Gesamtzahl 
0,55 s „ Durchsehnittszahl der Gefangenen. 


11. Vorläufige Entlassung und Fürsorge. 


Die Zahl derjenigen in den Strafanstalten und Gefängnissen der 
Verwaltung des Innern, sowie in den Gefängnissen der Justizverwal- 
tung einsitzenden Gefangenen, welche nach der Dauer ihrer Strafzeit 
einen Antrag auf vorläufige Entlassung gemäss $ 53.R,Str.G B. hätten 
stellen können, ferner die Zahl derjenigen Gefangenen, welche einen 
solchen Antrag nicht gestellt haben, sowie endlich die Zahl derjenigen, 
deren Antrag von ‘den Anstaltskonferenzen oder den Aufsichts- 
kommissionen im Bereiche der Justizverwaltung abgelehnt worden 
ist, steht nicht fest. Dass die letztere Zahl nicht unerheblich ist, folgt 
daraus, dass im Geschäftsbereich der Verwaltung des Innern im Jahre 
1908 322 Anträge von Zuchthausgefangenen und 215 Anträge von 
Gefängnisgefangenen durch die Anstaltskonferenzen abgelehnt, also 
gar nicht erst der Entscheidung des Justizministers unterbreitet 
worden sind. 

Von den im Laufe des Reehnungsjahres 1908. zur Entscheidung 
des Justizministers gebrachten 497 Anträgen auf vorläufige Entlassung 
sind 387 bewilligt und 110 abgelehnt worden. Davon kommen auf 
die Justizverwaltung 196 Anträge, von welchen 172 bewilligt und 24 
abgelehnt wurden. 

Ein Widerruf der Bewilligungen hat im Jahr 1905 im ganzen 
in 11 Fällen stattgefunden und Zwar 

in 5 Fällen wegen des gleichen Verbrechens oder Vergehens, 
ar, 5 eines anderen .Verbrechens oder Vergehens, 
ee, aus anderer Veranlassung, 

Die für die Gefangenen angesammelten Arbeitsbelohnungen 
werden ihnen bei der Entlassung nur bis zu einer bestimmten Höhe 
ausgehändigt. Der Rest wird der Polizeibehörde des Heimatsorts oder 
einem dort” bestehenden Vereine zur Fürsorge für entlassene Straf- 
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gefangene zur sofortigen oder allmählichen Aushändigung übersandt. 


An derartigen Vereinen waren neben 12 Zentralstellen 440 vorhanden. 


Bei 341 dieser Vereine waren Beamte der Justizverwaltung Vorsitzende. 


Die Vereine gewähren auch den entlassenen Gefangenen, die 
über keine oder nicht über eine ausreichende Arbeitsbelohnung ver- 
fügen, insbesondere den jugendlichen Gefangenen, die erforderlichen 


Mittel und sorgen nach Möglichkeit für ihr ferneres Fortkommen. Zu 


diesem Zwecke können den betreffen den Vereinen Zuschüsse aus staat- 


lichen Mitteln bewilligt werden. 
Amtsrichter Rehm-Ravensburg. 


II. Aus Vereinen und Versammlungen. 


Die Gefängnis-Gesellschaft für die Provinz Sachsen 
und das Herzogtum Anhalt hat ihr 26. Jahrbuch ausgegeben. 
Aus dem Geschäftsbericht der Gesellschaft, die auf eine 
25jährige Wirksamkeit zurückblicken kann, ist ersichtlich, dass sich 


nunmehr 43 Vereine ihr angeschlossen haben mit zusammen 5600 


Mitgliedern und 33931 .% Jahreseinnahme; sie unterhält 3 Schrejib- 
stuben (in Halle, Magdeburg und Erfurt), die im Jahre 1909 277 
Personen, darunter 120 Bestrafte, beschäftigten. Das von der Halleschen 
Frauenhilfe für Gefangenenfürsorge unterhaltene Asyl für weibliche 
Strafentlassene beherbergte 11 Insassen, 8 wurden in Stellung gebracht. 
Auf dem im April in Magdeburg abgehaltenen Instruktionskursus 
der Sächsischen Familienhilfe behandelte der Agent der Gefängnis- 
Gesellschaft, Pastor Haarmann, Halle a. S., „Die Arbeit der Frau 
in der Gefangenensache“. Der Bericht schätzt die Frauen als wert- 
volle Mitarbeiter, zumal in .der Fürsorge für die Familien der 
Gefangenen. 

Die 26. Jahresversammlung der Gesellschaft wurde am 7. und 
8. Juni in Halberstadt abgehalten; in der Sonderversammlung der 
Juristen und Strafvollzugsbeamten sprach Staatsanwalt Dr.Feisenberger- 
Magdeburg über „Strafzwecke und Verbrechensbekämpfung im V.-E. 


zu einem deutschen Strafgesetzbuch“, während in den Sonder- 


versammlungen der evangelischen und katholischen Geistlichen je 


gesondert das Thema: „Sind an die Predigt im Gefängnisse besondere 


Anforderungen zu stellen?“ von Oberpfarrer Horn-Halberstadt und 
Dechant v. Hähling-Dessau behandelt wurde. 

In einer gemeinsamen Abendversammlunghielt Pastor Hochbaum- 
Magdeburg einen Vortrag; „Aus der praktischen Arbeit eines Fürsorge- 
vereins“, während in der Generalversammlung Superintendent 
Schuster-Aschersleben über „Die Fürsorge für die gefährdete und 
verwahrloste Jugend“ sprach. 

Die 5 gehaltvollen Referate sind im Jahrbuch abgedruckt und 
lassen dasselbe als eine sehr wertvolle Bereicherung der Gefängnis- 
Literatur erscheinen. Schw. 


Der Jahresbericht der Zentrale für private Fürsorge 
in Frankfurt a. M. für das Rechnungsjahr 1. XI. 07/31. X. 09 


gibt ein anschauliches Bild von der regen Tätigkeit dieser Ver- 


einigung (Geschäftsleitung: Prof. Dr. Klumker und Dr. W. Polligkeit) 
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in Absicht auf die Zentralisierung des Unterstützungswesens in 
Frankfurt (Zentral-Auskunftstelle), ferner auf dem Gebiete der Berufs- 
vormundschaftsbewegung, des Jugendgerichts und der Trinkerhilfe, 
der Kinderfürsorge. Weiterhin gibt der Bericht Aufschluss über die 
Entwickelung der wissenschaftlichen Untersuchungen der Zentrale 
(Dr. Spann in Brünn: Die unehelichen Kinder des Vormundschafts- 
gerichtsin Frankfurta. M, Dr. Feld: Die Kinderarmenpflege in Elsass- 
Lothringen und Frankreich) und über eine Reihe von Vorträgen, die 
Prof. Dr. Klumker an der Frankfurter Akademie für Sozial- und 
Handelswissenschaften hielt (Psychologie der Armut, Probleme der 
Kinderfürsorge und des Armenwesens). 

Die Bibliothek der Vereinigung besteht aus 3500 Werken aus 
der Spezialliteratur über Armenpflege und Kinderfürsorge. Im 
November 1909 ist dem Verein vom + Herrn Dr. Georg Speyer in 
Frankfurt ein Vermächtnis von 100000 M. zugeflossen. 

Ein Anhang zum Bericht enthält Mitteilungen über den Frank- 
furter Verein für Rekonvaleszenten-Anstalten, Walderholungsanstalten 
undKinderschutz, fernerüberFerienwanderungen, dieArbeitslehrkolonie 
und Beobachtungsanstalt „Steinmühle“, die Jugendkommission des 
Notstands-Ausschusses und den Kindergarten für schwachbefähigte 
und sprachgebrechliche Kinder. 

Das von der Zentrale herausgegebene „Jahrbuch der Fürsorge“ 
ist in seinem 4, Jahrgang erschienen und wird von allen Fürsorge- 
arbeitern eifrig benutzt werden. Das Jahrbuch hat sich besonders 
zu einem unentbehrlichen Hilfsbuch aller Freunde und Arbeiter der 
Kinder- und Jugendfürsorge ausgebildet. Es enthält eine vollständige 
Uebersicht aller Literatur des verflossenen Jahres, die über Fragen 
der Kinder- und Jugendfürsorge erschienen ist; sie umfasst in diesem 
Jahre nicht weniger als 1486 Nummern, zu denen ein ausführliches 
Schlagwortverzeichnis die Durchsicht erleichtert. Es sind auch alle 
Zeitschriften und die wichtigeren Zeitungsaufsätze verarbeitet worden, 
so dass hier über jede Frage dieses Gebietes alles irgend Wertvolle 
zu finden ist, das im deutschen Sprachgebiete und zum Teil auch 
das, was im Ausland erschienen ist. Dieser ausländische Teil soll 
später noch eine besondere Erweiterung erfahren. Ueber die Recht- 
sprechung in Sachen der Kinderfürsorge ist wieder eine Jahres- 
übersicht gegeben, die bei der grossen Wichtigkeit, die Rechtsfragen 
für die praktische Fürsorgearbeit haben, von Jahr zu Jahr an Wert 
zunimmt: Dazu kommt eine Abhandlung von Dr. Samson, der die 
Rechtslage der gesetzlichen Berufsvormundschaft, wie sie sich seit 
1900 auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuches entwickelt 
hat, eingehend untersucht und unter anderem zum Ergebnis kommt, 
dass nach unserem Rechte die Berufsvormundschaft der Armen- 


behörden die elterliche Gewalt ausschliesst. Eine Reihe interessanter 


Schilderungen gibt Professor Klumker über die Beobachtungsheime, 
die in Dänemark die Grundlage dessen bilden, was man bei uns 
Zwangserziehung nennt. Die Schilderung verschiedener Anstalten, 
wie die ausführliche Wiedergabe von Gutachten, wie sie von diesen 
Anstalten erstattet werden, erlaubt einen lebendigen Einblick in die 
Arbeit dieser Anstalten, die bei uns bisher nur ganz vereinzelt 
vorhanden sind. Schw. 
Aus dem 41. Jahresbericht des Frankfurter Gefängnis- 
vereins, "erstattet in der Hauptversammlung vom 24. Febr. 1910 
durch den Vorsitzenden, I. Staatsanwalt Geh. Justizrat v. Reden, ist 


hervorzuheben, dass der Verein 12 Vorstandssitzungen und 104 ee 


ordentliche Sprechtage (Geschäftsführer: Obersekretär Becker) gehalten 


hat; eingegangen sind 460 schriftliche Unterstützungsanträge; die 


Sprechtage waren von 741 Personen besucht. Von 435 Strafentlassenen 
konnten. 355 unterstützt werden, 80 mussten abgewiesen werden. 
Zahl der Mitglieder: 1048; Einnahmen: 7600 M. 

Die für Str Afentlassene, eingerichtete Uebere an gsstation 


im ehemaligen Hotel Landsberg, Ziegelgasse 22 steht am Schlusse 


ihres 1. Geschäftsjahres ‘und hat ihre “Unentbehrlichkeit erwiesen 
(46 Personen wurden aufgenommen mit 756 Verpflegungstagen). 


Auf dem Gebiet der Familien-Fürsorge hat der Verein 


besonders srgensreich gewirkt: 255 Familien wurden mit Rat und 
Tat unterstützt. i . Schw. 


Denkschrift der Thüringischen Gefängnis-Gesellschaft 
für das Jahr 1909. 
Die Gesellschaft (cf. Heft I, S. 185 dieses Bandes) hielt am 


11. Okt. 1909 ihre 14. Generalversammlung, in der Strafanstalts- 


Direktor Deusing-Untermassfeld einen Vortrag hielt über: „Der 
Kanıpf gegen die Verbrechensursachen, insbesondere die Bekämpfung 
des Rückfalls in Verbrechen durch Fürsorge für die Bestraften“. 


Nach einem Referat von Geh. Kirchenrat D. Spinner wurde die An- 


stellung eines Agenten beschlossen, der die Bestrebungen der Gesell- 
schaft durch Wort und Schrift fördern, mit den Orts- und Landes- 
vereinen Fühlung halten und die Gründung neuer anregen soll 
(150 M. Gehalt, Gewährung von Fahr- und Tagegeld bei Reisen und 
Erstattung barer Auslagen). Gewählt wurde Oberpfarrer Hohl in 
Lobeda. Schw. 


Das Stuttgarter Fürsorgeheim, über das schon auf S. 184 
dieses Bandes berichtet ist, versendet seinen 2. Jahresbericht für 
das Jahr 1909. In Fürsorge genommen wurden im Berichtsjahr 191 
junge Männer (129 Evangel., 61 Katholiken, 3 Israeliten). 29 kamen 
aus Strafanstalten, 25 von der Polizei, 58 wurden von der Strasse 


t 


und aus Herbergen weggeholt, 77 kamen von selbst oder wurden 


durch Privatpersonen zugewiesen. Die niedere Zahl der von der 
Polizei Usbernommenen erklärt sich daraus, dass im letzten Jahre in 
Württemberg eine planmässige und sehr dankenswerte Versorgung 
der Wanderarmen in den 27 neu errichteten Wanderarbeitsstätten 
organisiert worden ist. 651/,°/, der in Fürsorge Genommenen haben 
unmittelbar durch das Heim und seine Arbeitsvermittelung wieder 
geordnete Unterkunft gefunden, eine weitere Anzahl hat dieses Ziel 
mittelbar erreicht dureh das Fürsorgeheim. 


Das Jugendheim ist auch vertreten ‘beim Jugend- Sekretariat 


des Jugendvereins, das die Jugendgerichts- und Polizeihilfe unter 


Mitwirkung von Vertretern solcher Vereine organisiert hat, die schon 
seither einzeln die Jugendfürsorge ausgeübt haben. 

Der Bericht enthält Hoch“ eine Reihe erereifender Bilder aus 
der Arbeit des Heims, das bei. einem Schuldenstand von 118000 M. 
der werktätigen Hilfe aller wohlmeinenden Menschen, die sich für 
die so notwendige Arbeit an der gefährdeten Jugend unseres Volkes 
interessieren, empfohlen wird. Schw. 


Ueber die Unterbringung geisteskranker Verbrecher 


statteten Dr. Stengel und Dr. Hegar auf der Versammlung süd- 


Zu 
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westdeutscher Irrenärzte im Jahre 1908 ‚Referate ab, denen folgende 
Leitsätze zur Unterlaxe dienten: 


I. Dr. Stengel: 1. Geisteskranke Gefangene müssen mög- 
lichst frühzeitig aus dem geordneten Strafvollzug ausscheiden 
und psychiatrischer Behandlung zugeführt werden. 

Dieser Forderung -wird am besten entsprochen durch An- 
gliederung von Irrenabteilungen an Strafanstalten, durch soge- 
nannte Strafanstaltsannexe, ‘in. deren » günstigen Aufnahme- 
bedingungen ihr Hauptwert liegt. 


. In diese Stı afanstaltsannexe sollen nur die im Strafvollzug geistig 


Erkrankten aufgenommen werden, während die mit dem Straf- 
gesetz in Konflikt gekommenen, aber nicht verurteilten Krankeu 
Verpflegungsobjekte für die allgemeinen Irrenanstalten bleiben. 


. Die Strafanstaltsannexe sollen, soweit dies möglich ist, die Heilung 


der geisteskranken Sträflinge erzielen, sollen aber im übrigen 
keinen definitiven Verwahrungsort für die niehtgeheilten Straf- 
gefangenen darstellen, welche möglichst frühzeitig, spätestens . 
aber mit Ablauf der Strafzeit in die für ihre dauernde Verwahrung 
allein in Betracht kommenden Irrenanstalten versetzt werden 
mussen. 

Die Zahl der aus den badischen Strafanstalten den Irrenanstalten 
zur definitiven Verwahrung überwiesenen Kranken ist nicht so 
gross, dass bei gleichmässiger Verteilung auf die einzelnen An- 
stalten - Schwierigkeiten bei ihrer Unterbringung erwachsen 
könnten. 

Der grösste Teil gehört zur Gruppe der Verblödungsprozesse 
und unterscheidet sich hinsichtlich der Verpflegung nicht von 
den nieht kriminellen Kranken mit gleicher Krankheitsform. 

Der kleinere Teil gehört zur G uppe des Entartungsirreseins 


und bedarf, da zur Entweichung neigend und in der Freiheit - 


gefährlich, der sorgsamsten Verwahrung. 


. Von den in den Strafanstalten in grosser Anzahl befindlichen 


„psychisch Minderwertigen wird nur ein verhältnismässig kleiner 


Teil spvchotisch’ und bedarf psyetiatrischer Behandlung; der 
weitaus grösste Teil verträgt einen die Individualität berücksich- 


..tigenden Strafvollzug gut. 


II. Dr. Hegar: 1. Bei den in den badischen Irrenanstalten unter- 
gebrachten Geisteskranken, die sich grgen die Strafgesetze ver- 
gangen haben, handelt es sich um zwei Gruppen: 


a) eine kleinere Anzahl, bei denen Kriminalıtät und Psychose 


nicht in Zusammenhane stehen, oder bei denen die Kriminalität 
"in direkter Kausalwirkung aus der (meist exogen entstandenen) - 
Psychose entspriugt. 
b) Bei der grössten Mehrzahl beruht die Kriminalität: 

z. T. auf einem «durch hereditäre Faktoren entstandenen Defekt- 
‚oder Krankheitszustand oder einer in ihren Ursachen noch 
nicht bekannten individuellen psvchopathischen Anlage; 

2. T. auf einem meist in den Jünglingsjabren sich entwickelnden 
endogenen Krankheitsprozess, bei. dem das Verbrechen das 
erste und wesentlichste pathognostische Merkmal ist. 


Die Einwirkung des Milieu ist nicht sicher nachzuweisen, 


ebenso ist in den meisten Fällen nicht wahrscheinlich, dass die 


Psychose eine Folge der aus der Kriminalität entstehenden Schäd- 
lichkeiten ist. \ 
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Nur Kranke der Gruppe b können in der Frage der Unter- 
bringung grössere Schwierig keiten machen wie die Nichtkriminellen. 
Bei der Unterbringungsfrage ist von einer Abtrennung der sog. 
psychisch Minderwertigen bei der Unbestimmtheit der Abgrenzung 
und der damit verbundenen Unkenntnis ihrer Zahl abzusehen: 
die Behandlung kann sich auch bei den vielfachen psychotischen 
Zuständen derselben nicht von derin den Irrenanstalten geübten 
prinzipiell unterscheiden. 


ID 


3. Die Versorgung der geisteskranken Rechtbrecher in Spezial- 


anstalten bietet zurzeit noch grosse Schwierigkeiten, so dass die- 


selbe nur für grössere Länder empfohlen werden kann. Es ist 


bei ihrer Errichtung mit einem raschen Anwachsen der Kranken- 
zahl zu rechnen. 
4. Die Errichtung von gesonderten Adnexen an Irrenanstalten mit 
Auswahl der "eefährlichsten Kranken aus einem grossen Auf- 
nahmebezirk ist zu verwerfen. 
5. Der weitaus grösste Teil der geisteskranken Rechtbrecher ee 
scheidet sich in den Anforderungen an Unterbringung und Be- 


handlung nicht von den nichtkriminellen Kranken; die von dem 


kleineren Teil ausgehenden Misstände lassen sich verringern und 

erträglich machen durch folgende Massnahmen : 

a) Durch die regionäre Verteilung der Kranken auf möglichst 
viele Anstalten ; diese Massnahme muss allen anderen voraus- 
gehen. 

b) Durch Verteilung innerbalb der Anstalten’und durch Anlage 


zweckmässiger, Sesicherter Bauten oder Abteilungen, die in. 


organischem Zusammenhang mit der Irrenanstalt bleiben 
müssen, VID. 


Die Schlesische Gefängnis-Gesellschaft, in der in vier Re- 


sierungsbezirken 72 Einzel-Vereinigungen zusammengefasstsind, hatam 
95. Aktoßer d.J.in Breslau unter Leitung ihres Vor sitzenden des Land- 


gerichtspräsidenten Dr. v. Staff ihre 4. Jahresver sammlung unter zahl- 


reicher Beteiligung, namentlich auch von Mitgliedern des Verbandes 


deutscher Schutzvereine für entlassene Gefangene, der in den folgen- = 


den Tagen in Breslau versammelt war, abgehalten. 


Den Jahresbericht erstattete Pastor Just-Breslau, der Geschäfte 


führer des Vereins, während der Geschäftsführer der Rheinisch.-Westf. 


Gefängnisgesellschatt, Strafanstaltspfarrer Just-Düsseldorf, über das 


Thema: „Schundliteratur und Verbrechen“ referierte und Landgerichts- 

rat Langer-Breslau einen Vortrag hielt über: „Der Vorentwurf zum 

Reichsstrafgesetzbuch und der progressive Strafvollzug“. 
Die Just’ schen Leitsätze lauteten: 


1. Die Schundliteratur in jeder Gestalt, seiesals 
perverser Moderoman oder als glatter Hintertreppenroman, 


sei es als blutrünstige Räuber- und Detektivgeschichte oder 
als sexuelle Aufklärungsschrift gewöhnlicher Sorte, ist 
als Feind der heranwachsenden Jugend zu be 
trachten. 

2. Die Schundliteratur ist in zahlreichen ger ichtsnotorischen 


Fällen alsUrsachevon Vergehen und Verbrechen 
jugendlicher Personen festgestellt worden und muss... 


deshalb entschieden bekämpft werden.. 


« 


während 
legte: 


6. 
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Dieser Kampf dürfte erfolgreich durchzuführen sein, wenn 
Behörden und Parlamente, Kirche und Schule, 
Hausund Vereine, Presse und Buchhandel pflicht- 
gemäss das berechtigte Interesse der heran- 
wachsenden Jugend wahrnehmen, 


Langer seinen Ausführungen folgende Leitsätze zu Grunde 


Der Besserungszweck der Strafe ist bisher nur gegenüber 
den jugendlichen Verurteilten vollständig durchgeführt, nicht 


aber gegenüber den erwachsenen. 


Hinsichtlich der erwachsenen besserungsfähigen Verurteilten 
mit langen Strafen ist der progressive Strafvollzug das heste 
Mittel zur Durchführung des Besserungszwecks. 


Soweit Besserungsfähigkeit nicht anzunehmen ist und dem- 
gemäss der Besserungszweck der Strafe nicht erreicht werden 
kann, ist auch der progressive Strafvollzug nicht anzuwenden, 


Da die Mittel des Strafprozesses vorläufig noch nicht aus- 
reichen, um die Besserungsfähigkeit vor oder bei Beginn 
des Strafvollzuges festzustellen, muss man sich mit einem 
äusseren Merkmal derselben begnügen. Es soll deshalb der 
progressive Strafvollzug in der Hauptsache nur, wie bei 
Jugendlichen, an Erstbestraften mit langen Strafzeiten 
angewendet werden 


Ein auf dieser Grundlage eingerichteter progressiver Straf- 
vollzug soll keine vollkommene Nachahmung des englisch- 
irischen Progressiv-Systems sein, insbesondere verlangt er 
keine schematische Rlassifikation. Er ordnet sich unschwer 
in unser Rechtsleben ein und verlangt nicht’ eine vollständige 
Umänderung der bestehenden Strafvollzugseinrichtungen. 


Die Begründung zum Vorentwurf lehnt deshalb. zu Unrecht 
die Einführung eines progressiven Strafvollzugs ab. 


Zur Verteilung kam das 5. Jahrbuch der Gesellschaft, aus 
dessen gediegenem Inhalt folgende zum Abdruck gebrachte Vorträge 
hervorgehoben sein sollen: 


Jugendgerichte und. Jugendfürsorge, von Landgerichts- 
Präsident v. Staff-Breslau. 


Die Freiheitsstrafe und ihr Vollzug, von Strafanstaltssekretär 
v. Baehr-Breslau. 


Bedeutung des Arbeitshauses und Seelsorge in demselben, 
von Pfarrer Wiedemann. 

Einfluss und Grenzen der Seelsorge an den geistig Minder- 
wertigen in Fürsorgeerziehung und im Strafvollzug, von 
Strafanstaltspastor Lehnert. 

Die Zusammenstellung und Verwaltung von Anstaltsbiblio- 
theken, von Strafanstaltslehrer Rukop- -Gross-Strelitz. 

Aus der Arbeit an den weiblichen Gefangenen, von Frau 
Dr. Henschke. 

Die geistig Minderwertigen im Strafvollzuge, von Straf- 
anstaltsarzt Br.Peier Rixen, leitender Arzt der Irrenabteilung 
des Strafgefängnisses in Breslau. 

Alkohol und Kriminalität, von Professor Gonser-Berhn. 


4 
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Bericht und Verhandlung gaben lebendiges Zeugnis von der 
regen Tätigkeit und warmen Hingebung, mit der die Gesellschaft die: 
Probleme der Gefangenen- und Entlassenen - Fürsorge eifrig und 
erfolgreich zu lösen bemüht ist. Schw. 


Vom 30. deutschen Juristentag zu Danzig 
(12. u. 13. Sept. 1910). 


Als einziger strafrechtlicher Verhandlungsgegenstand stand auf 
der Tagesordnung: 
„Die Strafmittel nach dem Vorentwurf zum 
Deutschen Strafgesetzbuch“ 
a) die Strafinittel im allgemeinen 
b) die Freiheitsstrafe im besonderen. 
Gutachten hierzu hatten erstattet (schon vor dem Erscheinen 
des V.-E.): 
Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rat Dr. Krohne, Berlin, 
Reichsgerichtsrat Ebermayer, Leipzig. 
a ek: in den Verhandlungen des 29. D. Jurist.-Tages, 
Band-l8..8-109-ff u Bares 
In der ersten Plenarsitzung wurde der Gegenstand der 3. Ab- 
teilung (unter dem Vorsitz des Oberlandesger.-Präsidenten Dr. Frhrn. 
v..GalleExzell: ‚ Innsbruck) zugewiesen, 
Als Referenten waren bestellt: 
zu a: Senats-Präsident Dr. Olshausen, Exzellenz, Leipzig 
u. Geh. Justiz-Rat Professor Dr. D. Kahl, Berlin, 
zu b: Professor Dr. Goldschmidt, Berlin 
u. Landgerichtspräsident Dr. von Staff, Breslau. 
Die Leitsätze zu a von Exzellenz Olshausen lauteten: 


I. Das Strafmittelsystem des DVE. ist im allgemeinen durchaus 


N 


zu billigen; namentlich sind andere Strafmittel, als die in ihm vor 


geschlagenen, nicht zu empfehlen. 
ll. Die einzelnen Strafmittel des DVE. betreffend, 


A. Todesstrafe. 
1. Insbesondere ist zu billigen, dass sie 


a) in den schwersten Fällen des Hochverrats ($ 100) ausschliess ; x 3 
lich, beim Morde ($ 212) wahlweise neben Zuchthaus an- 


gedroht ist, 
b) im Rahmen des StGB. weiter keine Anwendung findet; 


2. dagegen ist zu fordern, dass mit ihr der Verlust der bürgerlichen z ; 


Ehrenrechte von Rechtsweren verbunden sei, 


B. Geldstrafe. 


1. Insbesondere ist zu billigen, dass 
a) ihr Anwendungsgebiet gegenüber dem RStGB. bedeutend er- 
weitert ist, 


b) ihre Androhung mit Höchstbeträgen erfolgt, die in bestimmten = # 


Summen ausgedrückt sind, 


e) sie bei strafbaren Handlungen, die auf Gewinnsucht beruhen, Zr 


auch als Nebenstrafe Anwendung finden kann ($ 56), 
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d) als „Ersatzstrafe* für den Fall ihrer Uneinbringlichkeit Haft 
und, wenn auf die Geldstrafe neben einer anderen Freiheits- 
strafe erkannt ist, diese einzutreten hat ($ 34); 

2, dagegen ist zu fordern, dass 

a) bei wahlweiser Andr ohung von Geldstrafe mit Freiheitsstafen 
— von Ausnahmen abgesehen — die Summen der zulässigen 
Höchstbeträge der Geldstrafe in ein bestimmtes Verhältnis zu 
dem Höchstbetrage der wahlweise angedrohten Haftstrafe 
gesetzt werden, 
bei Festsetzung der „Ersatzstrafe“ für uneinbringliche Geld- 
strafen feste Summen zu Grunde gelegt werden, die lediglich 
danach abgestuft sind, ob die Ersatzstrafe in Haft, Gefängnis 
oder Zuchthaus besteht. 


b 


ur 


C, Verweis. 


Insbesondere ist zu billigen, dass er auch gegen Be über 
18 Jahren als Hauptstrafe Anwendung finden kann. 


D. Verlust: der bürgerlichen Ehrenrechte. 


Insbesondere ist zu billigen, dass 
a) die AdbER. nur als Nebenstrafe angedroht ist ($ 45), 
b) die Teilaberkennung der bER. in grösserem Umfange, als 
bisher, zugelassen ist ($ 47). 
Kahl machte folgende Abänderungsvorschläge zu diesen 
Leitsätzen: 


I. Zur Todesstrafe. 

1. Aueh bei Hochverrat nach $ 100 des V,E. ist die Berück- 
sichtigung mildernder Umstände zuzulassen und für diesen Fall 
lebenslängliches Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren anzudrohen. 

2. Es ist wünschenswert, dass der Vollzug der Todesstrafe für 
das Reichsgebiet einheitlich gestaltet werde. 


I. Zur Geldstrafe. 


Es empfiehlt sich, $ 31 des V.E. dahin abzuändern, dass die 
Bestimmung der Fristen für Teilzahlungen einer Geldstrafe dem 
richterlichen Ermessen überlassen wird. 


IH. Zum Verweis. 


Für $S 37 des V. E. wird folgende Fassung vorgeschlagen : 
„Die Strafe des Verweises besteht in Erteilung einer Rüge. 
- Der Verweis wird vom Richter mündlich in öffentlicher Sitzung erteilt.“ 


IV, Zuden Nebenstrafen. 


Sollen die aus dem bisherigen Institut der Polizeiaufsicht her- 
vorgegangenen Uebelstände mit Eintritt des neuen Str afgesetzbuchs 
beseitigt werden, so bedarf $53 des V. E. einer zusätzlichen Normativ- 
bestimmung, durch welche die Befugnis der Einzelstaaten zu sicher- 
heitspolizeilichen Aufenthaltsverboten insoweit beschränkt wird, als 
notwendig ist, um bestraften Personen eine gesicherte Arbeits- 
gelegenheit zu erhalten und ihren Rückfall ins Verbrechen zu ver- 
hindern. 
Wider Erwarten ergab sich über Ziff. I der Olshausenschen 
Thesen eine heftige Debatte über die Todesstrafe, in der namentlich 
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Prof. Dr. Liepmann, Kiel und Justizrat Friedmann, Glogau sich 
für Aufhebung der Todesstrafe, Kahl, Olshausen, v. Staff u. A. 
für Beibehaltung aussprachen. 


Die Abstimmung ergab eine erhebliche Mehrheit für Beibe- 


haltung der Todesstrafe. 


r. 


ID 


oo 


1 


Zu Frage b hatte v. Staff folgende Leitsätze aufgestellt: 


Die, — "stets vom Richter in bestimmter Dauer festzusetzende, 


— Freiheitsstrafe muss auch im künftigen Strafrecht die haupt- 
sächlichste Strafe bleiben. Die Bestrebungen des VE., ihr Anwen- 
dungsgebiet einzuschränken, sind zu begrüssen. — Die Aufstellung 
verschiedener Arten der Freiheitsstrafe: — Zuchthaus, Gefängnis, 


Haft, — entspricht dem praktischen Bedürfnis. Daneben hat 


als selbständige Strafart gegenüber Liederlichen, Arbeitsscheuen 
und willensschwachen Gewohnheitsverbrechern das in staatliche 
Verwaltung zu übernehmende Arbeitshaus zu treten. Eine be- 
sondere Art des Vollzugs der Zuchthausstrafe in getrennten 
Anstalten gegen einzelne Verbrechergruppen, — $S89 V.E. — 
fällt dafür fort. — 


. Dem Fortfall der Festungshaft ist zuzustimmen. Der Vollzug 


der an ihre Stelle tretenden Haft gegenüber Personen, welche 
wegen politischer Straftaten ohne ehrlose Gesinnung und wegen 


Zweikampfs bestraft sind, hat auf Wunsch der Bestraften stets. 


in besonderen Haftanstalten und in Einzelhaft zu erfolgen. — 


. Mit der Ausarbeitung eines neuen Strafgesetzbuchs muss 


gleichzeitig diejenige eines Reichsstrafvollzugsgesetzes er- 
folgen. Die Kommissionen für beide Gesetzeswerke haben in 
steter gegenseitiger Fühlung zusammenzuwirken. — 

Die einzelnen Arten der Freiheitsstrafe sind in der Wirkung 
auf die bürgerliche Stellung des Bestraften und die Art des 
Strafvollzuges streng zu sondern. Mit der Zuchthausstrafe ist 
stets Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu verbinden, neben 
der Strafe des Arbeitshauses ist dies zulässig. Neben der Ge- 
fängnisstrafe kann auf bestimmte einzelne Ehrenstrafen 
erkannt werden. — Der Vollzug der Gefängnisstrafe muss 
milder als der der Zuchthausstrafe, der der Haftstrafe milder 
als der der Gefängnisstrafe sein. — 

Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnisstrafen sind stets, 


Gefängnis- und Haftstrafen tunliehs te in getrennten Anstalten 


zu vollsirecken. _ 


. VUebertretungen sind stets mit Haft zu bestrafen. Die 


für welche Gefängnisstrafe angedroht, — und angebracht — 
ist, — so besonders Landstreicherei, Bettel, Arbeitsscheu, Ge- 
werbsunzucht, — sind als Verg -ehen zu behandeln. — 


SHIRT Mindestbetrag der Zuchthausstrafe beträgt zwei Jahre, der. 


Strafe des Arbeitshauses ein Jahr, der Gefängnisstrafe eine 


Woche. — Der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe beträgt drei 
Jahre: — abgesehen von dem Falle der Realkoniie und 
solchen, — milderen, — Fällen, in denen Gefängnisstrafe an 


Stelle der grundsätzlich verwirkten Zuchthausstrafe tritt. — 
Die Haftstrafe ist stets eine zeitige. — 


Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnisstrafen dürfen durch 
Kostminderung und hartes Lager geschärft werden, soweit die 


Rücksicht auf wirksamen Strafvollzug es erfordert. Diese 
Schärfungen sind besonders auch für kurze Strafen angebracht 
und auch gegenüber Jugendlichen zulässig. — 


9. 


10. 


11. 


el 


Bei längeren Strafen dürfem Schärfungen nur für deren 
erste Hälfte verhängt werden. Sie können jederzeit auf Antrag 
oder nach Anhörung der Strafvollzugsbehörde von dem Gericht 
gemildert oder in Wegfall gebracht werden. — 

Ihr Vollzug steht unter steter Ueberwachung des Gefängnis- 
arztes. 

Die Disziplinar mittel i im Str afvollzug hat das Reichsstrafvollzugs- 
gesetz zu bestimmen. Prügelstrafe und Lattenarrest sind un- 


zulässig. — 
Arbeitshausgefangene und, — soweit sichere Bewachung und 


‚strenger Abschluss von der Aussenwelt möglich ist und nicht 


Einzelhaft wirksamer erscheint, — auch Zuchthausgefangene 
sind tunlichst im Freien zu beschäftigen. Es empfehlen sich 
hierfür besonders Landeskulturarbeiten oder Arbeiten auf An- 
staltsland. Um dessen Beschaffung zu erleichtern, ist die An- 
lage von Zucht- und Arbeitshäusern in kleineren Orten an- 
gebracht. — 
Kürzere Strafen sind tunlichst in voller Dauer in Einzelhaft 
zu vollstrecken, längere nach dem Befinden der Strafvollzugs- 
behörde, soweit es zur wirksamen Gestaltung der Strafe an- 
gebracht und, — nach dem Gutachten des Anstaltsarztes, — 
ohne gesundheitliche Schädigung möglich ist. 

Länger als zwei Jahre darf Einzelhaft ohne Zustimmung 
des Gefangenen nur währen, wenn Tatsachen dafür vorhanden 
sind, dass der Gefangene auf Mitgefangene sonst einen schäd- 
lichen Einfluss ausüben würde. — 

Dle Goldscehmidt’schen Thesen lauteten: 
I. Die Aufstellung von Zuchthaus, Gefängnis und Haft als 


Arten der Freiheitsstrafe im V. E. ist zu billigen. 


II. Die Bestimmung des Anwendungsgebiets der Frei- 


heitsstrafen im V. E. ist in folgenden Punkten abzuändern: 
Die „Haft“ des künftigen Rechtes darf weder als Polizei- noch 
als Ersatzstrafe verwendet werden. 


1. 


Sie ist bei den „Verbrechen“ politischen Cbarakters 


obligatorisch und bei allen „Vergehen* fakultativ der 
nicht ehrlosen Gesinnung vorbehalten. 
Die Bestimmung des Anwendungsgebiets des Gefängnisses: 


a) 


Gefängnis darf auf „Uebertretungen“ nicht angedroht 
werden. Von den in S$ 305, 306 V.E. hit Gefängnis bedrohten 
„Uebertretungen“ sind die für die Androhung von Gefängnis 
reifen, insbesondere die in den S$ 361 Ziff. 38; 362 St.G.B. 
mit „geschärfter Haft“ bedrohten (Landstreicherei, Bettel, 


‘ Arbeitsscheu, Gewerbsunzucht) zu Vergehen zu erheben. 


b) 


Die Ausdehnung der Strafbemessungsvor schrift des8$ 20 St.G.B 
19..8°85:.V. EB. auf die alternative "Androhung von Zuchthaus 
und Gefängnis widerspricht dem Verhältnis dieser. beiden 
Freiheitsstrafen zu einander ebensosehr, wie die alternative 
Androhung von Zuchthaus und Gefängnis im nn en Teil 
überhaupt. In dem einzigen Fall dieser Art. ım \. (82744 
Abs. 1, 2: Abtreibung) ist die Schwangere nur mit a . 
zu bedrohen, dem Dritten gegenüber ist Gefängnis bei „mil- 
dernden Umständen“ zuzulassen (dazu Leitsatz je 3b). 


3. Die Bestimmung der Anwendungsgebiete des Zuchthauses 


a) 


Die im "besonderen Teil wiederholt ($$ 126, 175, 181, 182, 190, 
209, 239, 269, 271, 275, 276, 302) vorgesehene Knüpfune der 
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€) 


d) 


or 


Zuchthausstrafe an den blossen Begriff der „besonders schweren 
Fälle“ ($s 84 V. E.) verstösst gegen den Satz: Nulla Poena sine 
lege. 1s muss daher, soweit die Strafschärfung von Gefängnis 
in Zuchthaus in Frage kommt, bewenden bei der Aufstellung 
bestimmter Qualifikationsmerkmale, wenn auch mit elastischeren 


Tatbeständen, als z. B. die des $S 245 St.G.B. sind; der an 


Stelle gerade des letzteren tretende $ 270 V. E. ist dafür ein 


gutes Vorbild. 
Bei Vorliegen „mildernder Umstände“ ist dem Richter all- 


semein ein nach den ordentlichen Strafrahmen abgestuftes 


Strafmilderungsrecht einzuräumen, darunter das Recht, ohne 
erhöhtes Minimum angedrohtes Zuchthaus durch Gefängnis zu 
ersetzen : 

Mit Freiheitsstrafe noch nicht Vorbestrafte sollten, auch wenn 


keine „mildernden Umstände“ oder „besonders leichten Fälle“ 


(S$ 82, 83 V.-E.) vorliegen, nur dann zu Zuchthaus verurteilt 
werden dürfen, wenn eine 5 Jahre übersteigende Zuchthaus- 
strafe verwirkt ist, oder Gefängnis ausser allem Verhältnis zu 
der „besonderen Schwere des Falles“ ($ 84 V. E.) stehen würde, 
Eine dies aussprechende Vorschrift ist in den 8. Abschnitt des 
Allgemeinen Teils („Strafbemessung“) einzustellen; an Stelle 
der verwirkten Zuchthausstrafe hätte Gefängnis von gleicher 
Dauer zu treten. 

Die obligatorische Androhung der Zuchthausstrafe gegen ge- 
werbs- oder gewohnheitsmässige Verbrecher in $89 V.E. ohne 
Rücksicht auf die Schwere der begangenen Tat 
setzt mindestens einen Vorbehalt für ganz geringfügige Ver- 
sehen voraus. Besser noch werden die geschärften Strafen 
der gewerbs- oder gewohnheitsmässigen Begehung nach den 
Grundstrafrahmen der betreffenden Delikte abgestuft, wie es 
$ 88 V. E. beim Rückfall tut, und entsprechend wie die Ge- 
werbs- oder Gewohnheitsmässigkeit der Begehung an ver- 
schiedenen Stellen des besonderen Teils (so $$ 250, 270 Ziff. T. 
276, 281, 295, 296, 302) als Strafschärfungsgrund verwandt wird, 
Daneben wäre dann aber gegen rückfällige gewerbs- oder ge- 


wohnheitsmässige Verbrecher unter den Voraussetzungen des. 
$ 89 V. E. und, sofern sie für die Rechtssicherheit gefährlich 


erscheinen, ohne Rücksicht auf die Schwere des 
Delikts Sicherungsnachhaft von unbestimmter Dauer vorzu- 
sehen, wie dies auch der 28. Juristentag vorgeschlagen hat. 

Als Gegenstück der unter c) und d) befürworteten Einschränkung 


des Anwendungsgebietes der Zuchthausstrafe ist zu fordern, 
dass „im dritten und ferneren Rückfalle“ ($ 88 Abs. 3. V. E,) 


auf Zuchthaus erkannt werden kann, sobald eine den gesetz- 
lichen Höchstbetrag übersteigende Gefängnisstrafe verwirkt 
ist. Entsprechendes wäre natürlich für die Strafsehärfung 
wegen Gewerbs- oder Gewohnheitsmässigkeit der Begehung 


zu fordern, sofern diese (Leitsatz d) in ihrer Eigenschaft als 


Strafschärfungsgrund dem Rückfalle gleich behandelt würde. 
III. An der Bestimmung der Mindest- und Höchstbeträge der 


Freiheitsstrafen im V. E. sind folgende Aenderungen vorzunehmen: 


Der Mindestbetrag der Zuchthausstrafe ist auf zwei Jahre, 


der der Gefängnisstrafe auf eine Woche zu erhöhen. Umgekehrt 
ist der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe auf drei Jahre herab- 
zusetzen. Ausnahmefälle einer Ueberschreitung des Höchstbetrages 
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von drei Jahren Gefängnis (z. B. oben Leitsatz II 3c, Real- 
konkurrenz) bleiben vorbehalten; auch in ihnen darf der Höchst- 
betrag der Gefängnisstrafe (und folglich der ausschliesslich an- 
gedrohten oder statt Gefängnis erkannten „Haft“) fünf Jahre nicht 
übersteigen. Die lebenslängliche Haftstrafe ist zu beseitigen. 


IV. Die Vorschriften des V, E. über den Vollzug der Freiheits- 
strafen sind in folgenden Punkten abzuändern oder zu ergänzen: 


a) Die in $ 15 V. E. vorgesehenen „Schärfungen der Zuchthaus- 
und Gefängnisstrafe“ sind zu beseitigen. 

b) Die Gefängnisstrafe ist, soweit ihre Dauer zwei Jahre nicht 
übersteigt, während der ganzen Strafdauer in Einzelhaft zu 
vollstrecken. Haftgefangene sind während der ersten drei 
Monate ihrer Strafzeit, bei kürzerer Strafzeit und auf Ver- 
langen während der ganzen Strafdauer in Einzelhaft zu halten. 
Zuchthaussträflinge sollen tunlichst im Freien beschäftigt 
werden. 

ec) Der Vollzug von Zuchthausstrafen und von mindestens 1 Jahr 
betragenden Gefängisstrafen soll im Sinne einer Milderung des 
Strafzwanges in Stufen erfolgen, die sich namentlich durch 
die Höhe der Arbeitsbelohnung, das Ausmass der Besuche, des 
brieflichen Verkehrs und der Lektüre unterscheiden. Gefangene, 
auf welche der Strafvollzug in Stufen anzuwenden ist, sollen 
nur dann vorläufig entlassen werden, wenn sie in die oberste 
Strafstufe aufgestiegen sind. Für das Aufsteigen in eine höhere 
Stufe sind Fleiss und Betragen des Gefangenen massgebend. 
Die Anforderungen sind für Vorbestrafte höher zu bemessen. 
(Vgl. zu diesem Leitsatz $S 565 des Österreichischen Entwurfes 
eines Gesetzes zur Abänderung der Strafprozessordnung). 

.d) Die zulässigen Disziplinarmittel sind gesetzlich festzulegen. 
Dieselben sollen sich für:Gefangene verschiedener Strafarten 
unterscheiden. Unter den zulässigen Disziplinarmitteln dürfen 
körperliche Züchtigung und Lattenarrest sich nicht befinden. 

e) Ueber Beschwerden, welche die Gesetzmässigkeit der Art und 
Weise der Strafvollstreckung oder die Anwendung schwerer 
Disziplinarmittel betreffen, soll das Gericht binnen kurz zu 
bemessender Frist entscheiden; die Beschwerden haben keine 
aufschiebende Wirkung. Die Zuziehung von Vertrauenspersonen 
zu den Konferenzen in den . grösseren Strafanstalten und die 
Bildung eines obersten Reichsorgans zur Kontrolle des Frei- 
heitsstrafvollzugs sind in Aussicht zu nehmen. 

f) Die vorläufige Entlassung ist. als intregrierender Bestandteil 
des Vollzuges längerer Freiheitsstrafen anzuerkennen. Sie sollte 
wegen der „Vergangenheit“ ($ 26 Abs.2 V.E.) des Gefangenen 
niemals grundsätzlich ausgeschlossen sein und im übrigen da,. 
wo sie zulässig ist, die Regel bilden. Der vorläufig Entlassene 
sollte stets unter „Schutzaufsicht“ ($S 28 Abs. 1 V. E), niemals 
unter polizeiliche Aufsicht gestellt werden. 


V. Neben der Zuchthausstrafe sollte stets auf Ehrverlust er- 
kannt werden müssen, wenn nicht der Umstand, dass die Tat nicht 
aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist, besondere Berücksich- 
tigung verdient. 

Da der Vortrag der beiden ausführlichen und vorzüglichen 
Referate zu’ b ungemein viel Zeit in Anspruch genommen hatte, wurde 
von einer Diskussion und Abstimmung abgesehen. Nur über Ziff. 3 
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der v. Staff’schen Thesen (gleichzeitige Ausarbeitung eines Reichs- 
strafvollzugsgesetzes) wurde abgestimmt. 


Im. Einzelnen wurden zu a und — soweit es das Reichsstraf- 


vollzugsgesetz betrifft zu b — folgeude Thesen angenommen: 


DS 


Die Androhung der Todesstrafe ist nicht über das geltende 

Recht hinaus auszudehnen. 

Mit der Todesstrafe ist der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 

von Rechtswegen verbunden. 

Der Vollzug der Todesstrafe ist für das Reichsgebiet einheitlich 

zu gestalten. 

Es ist zu billigen, dass 

a) das Anwendungsgebiet der Geldstrafe gegenüber dem 
Reichs-Strafgesetzbuch bedeutend erweitert ist, 

b) ihre Androhung mit Höchstbeträgen erfolgt, die in bestimmten 
Summen ausgedrückt sind, 

c) sie bei strafbaren Handlungen, die auf Gewinnsucht beruhen, 
auch als Nebenstrafe Anwendung finden kann ($ 36), 

d) als „Ersatzstrafe“ für den Fall ihrer Uneinbringlichkeit Haft 
und, wenn auf die Geldstrafe neben einer anderen Freiheits- 
strafe erkannt ist, diese einzutreten hat ($ 34). 

Es ist zu fordern: 

a) $ 31 des Vorentwurfs ist dahin abzuändern, dass den Ver- 
urteilten zur Abtragung der Geldstrafe eine Frist von zwei 
Jahren anstatt einer solchen von einem Jahre gewährt werden 
kann. 

b) Bei wahlweiser Androhung von Geldstrafe mit Freiheitsstrafen 
— von Ausnahmen abgesehen — sind die Summen der zu- 
lässigen Höchtbeträge der Geldstrafe in ein bestimmtes Ver- 
hältnis zu dem Höchstbetrage der wahlweisen angedrohten 
Haftstrafe zu setzen. 

ec) An Stelle der „Haft“ als Ersatzstrafe hat gegen Arbeits- 
fähige entsprechend dem Beschlusse des 23. Juristentages 
und dem Gutachten Krohnes Abverdienen der uneinbringlichen 
Geldstrafe in einer Anstalt (Gefängnis, Arbeitshaus) zu treten. 


Es ist zu billigen, dass der Verweis auch gegen Personen über 
15 Jahre als Hauptstrafe Anwendung finden kann. 

Die Strafe des Verweises hat in Erteilung einer Rüge zu bestehen. 
Der Verweis ist vom Richter und zwar tunlichst mündlich zu 
erteilen. 


Es ist zu billigen, dass 

a) die Aber kennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nur als Nebenstrafe angedroht ist ( (S 45), 

b) die Teilaberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte in grösserem 
Umfange als bisher zugelassen ist ($ 47). 


Sollen die aus dem bisherigen Institut der Polizeiaufsicht 
hervorgegangenen Uebelstände mit Eintritt des neuen Straf- 
gesetzbuches beseitigt werden, so ist $S 53 des Vorentwurfs zu 
streichen, und es bedarf im Einführungsgesetz einer Normativ- 


bestimmung, durch welche die Befugnis der Einzelstaaten zu‘ 


sicherheitspolizeilichen Aufenthaltesverboten insoweit beschränkt 
wird, als notwendig ist, um bestraften Personen eine gesicherte 


Arbeitsgelegenheit zu erhalten und ihren Rückfall ins Verbrechen 


zu verhindern, 
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10. Bei Vorliegen mildernder Umstände ist dem Richter all- 


gemein ein nach dem or dentlichen Strafrahmen abgestuftes 
Strafmilderun gsrecht einzuräumen. 

11. Mit der Ausarbeitung eines neuen Strafg esetzbuches muss gleich- 
zeitig diejenige eines Reichsstrafvollzue sg esetzes er- 
folgen. 


Abgelehnt wurden folgende Anträge: 

1. Die Todesstrafe ist als Strafmittel in das Strafgesetzbuch 
nicht aufzunehmen. 

Die Todesstrafe ist stets ausschliesslich anzudrohen. 

Es ist zu fordern, dass bei Festsetzung der Ersatzstrafe für unein- 
bringliche Geldstrafen feste Summen zu Grunde gelegt werden, 
die lediglich danach abgestuft sind, ob die Ersatzstrafe in 
Haft, Gefängnis oder Zuchthaus besteht. 

4. Der Verweisist als Strafe sowohl Jugendlichen wie Erwachsenen 
gegenüber abzulehnen. 

Die Leitsätze der Referenten Landgerichts-Präsident Dr. von 
Staff und Professor Goldschmidt wurden von der Versammlung 
zur Kenntnis genommen. No. 3 Satz1 der Leitsätze des Landgerichts- 
Präsidenten Dr. von Staff ist durch die oben unter No. 11 an- 
geführte These zum Beschluss erhoben. 

Es wurde beschlossen, über das Ergebnis der Verhandlungen 
an das Plenum lediglich zu berichten. Entgegenstehende Anträge 
wurden abgelehnt. Zum Berichterstatter wurde der Senatspräsident. 
Exzellenz Dr. Olshausen gewählt. 

In der 2. Plenarsitzung stellten die in der Abteilung unter- 
lesenen Gegner der Todesstrafe den Antrag, dass das Plenum Stel- 
lung zur Todesstrafe nehmen solle; es wurde aber mit Stimmen- 
mehrheit beschlossen, diesem Antrag nicht stattzugeben, da es nicht 
angängig sei, einen einzelnen Teil eines Abteilungs-Beschlusses heraus- 
zugreifen und vor das Plenum zu bringen. Die Antragsteller bean- 
tragten hierauf, die Gesamtbeschlüsse der III. Abteilung vor das 
Plenum zu erneuter Verhandlung zu bringen. Nachdem der Vor- 
sitzende, Geh. Justizrat Prof. Dr. Brunner-Berlin darauf aufmerksam 
gemacht hatte, dass die Annahme dieses Antrags die Zulassung einer 
Diskussion über alle Strafmittel im Gefolge haben werde, wurde der 
Antrag mit 80 gegen 70 Stimmen abgelehnt. Schwandner. 
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Literatur. 


Aus der deutschen Literatur. 


Die Arbeitsanstalt und ihre Stellung in dem VE. zu 
einem dentschen St.Ges.B. vonH.vonJarotzky, Direktor der 
Rhein, Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler, Strafanstaltsdirektor a.D., 
Hauptmann a. D. Brauweiler 1910. Im Selbstverlag des Verf. (86 Seiten). 


Erfreulicherweise mehrt sich die Zahl der Aeusserungen von 
Praktikern im Strafvollzug zu den einzelnen ihr Berufsgebiet be- 
rührenden Bestimmungen des VE. Die vorliegende Schrift eines 
durch reiche Erfahrung berufenen Kritikers behandelt die in $ 42 VE. 
enthaltenen Bestimmungen über die „sichernden Massnahme“ des 
Arbeitshauses. Verfasser erörtert zunächst den rechtlichen Charakter 
der geltenden Arbeitshausstrafe als einer Polizeimassregel und „Neben- 
strafe“ zur Sicherung der staatlichen Autorität gegen die Ungebunden- 
heit des Bettler- und Landstreicherwesens und zum Schutz der 
geordneten Armenpflege und tadelt dann am VE., dass er, allerdings 
ohne ganz mit der Stellung der Arbeitshausstrafe als Nebenstrafe zu 
brechen, diese dennoch zu einer Kriminalstrafe macht und ihr einen 
wesentlichen Anteil an der Bekämpfung der gefährlichen Kriminalität 
zuweist; er tadelt die nur fakultative Anwendung der Massregel, 
ebenso, dass nur bei mindestens vierwöchigen Gefängnis- und Haft- 
strafen auf Arbeitshaus erkannt werden kann, ferner, dass das Gericht 
und nicht die Polizeibehörde sie verhängt und dass sie nicht ver- 
längert werden kann; dass der Begriff der Liederlichkeit nicht fest 
umgrenzt ist und namentlich das Fehlen jeglicher gesetzlicher 
Vollzugsbestimmungen. 

Nach Erörterung dieser Bedenken bespricht Verfasser die sich 
aus der Neuerung für die Strafrechtspflege ergebenden Folgen; er 
hebt dabei die allgemein verbreitete irrige Meinung hervor, als ob 
der Arbeitszwang im Arbeitshaus wirksamer sei, als im Gefängnis, 
er schlägt die bessernde Wirkung des Arbeitshauses auf gewohnheits- 
mässige Verbrecher sehr gering an und fürchtet von der Ent- 
täuschung, die man mit dem Arbeitshaus in dieser Richtung erleben 
werde, eine Beeinträchtigung ihrer jetzigen auf den Schutz der 
Gesellschaft gegen das Bettlerunwesen beschränkte und anerkannte 
Wirksamkeit. Bedenklich ist ihm der Uebergang eines der wichtigsten 
Gebiete des Strafvollzugs, aber auch die Abwälzung der Kosten vom 
Staat auf die kommunalen Verwaltungen. Dann aber fürchtet er. 
von der Vermengung der bisherigen Arbeitshaus-Bevölkerung mit 
den künftig dorthin einzuweisenden gewohnheitsmässigen Eigentums- 
verbrechern eine Uebervölkerung des Arbeitshauses und damit eine 
wesentliche Erschwerung des Arbeitsbetriebes, namentlich aber auch 
die Gefahr der sittlichen Verschlechterung der seitherigen mehr 
harmlosen und willensschwachen Elemente. Verfasser zeigt an der 
Hand seiner Erfahrungen mit der Strafgesetznovelle vom 26. VI. 00, 
dass das Arbeitshaus sich im Kampf gegen das Dirnen- und Zuhälter- 
wesen als unwirksam gezeigt habe; er schliesst daraus, dass auch 
die vom VE. geplante Massregel nicht die erwartete durchgreifende 
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Wirkung gegenüber den gewohnheitsmässigen Eigentumsverbrechern 
äussern werde. Verfasser kommt so zu einer ablehnenden Stellung 
gegenüber der vom VE. geplanten Ausdehnung des Anwendungs- 
gebietes des Arbeitshauses und fasst am Schluss seine Gedanken 
und Wünsche über Gestaltung und Unterscheidung der Freiheits- 
strafen und des Arbeisshauses dahin zusammen: 


1. Zwei Freiheitsstrafen: Gefängnis (von1 Woche bis 5 Jahren) 
für Gelegenheitsverbrecher bei leichteren Rechtsverletzungen 
und beim Fehlen einer ehrlosen Gesinnung; Zuchthaus 
(von 1—15 Jahren) für Gewohnheitsverbrecher bei schweren 
Rechtsverletzungen und bei ehrloser Gesinnung. 

2. Grössere Differenzierung im Vollzug beider Strafarten 
(Milderung der Gefängnis- und Schärfung der Zuchthaus- 
strafe) und progressiver Vollzug der Zuchthausstrafe. 

3. Arbeitshaus als polizeiliche Sicherungsmassregel zur Unter- 
stützung der öffentlichen Armenpflege durch zwangsweise 
nutzbringende Beschäftigung der gewohnheitsmässigen Bettler 
und Landstreicher. 

‚, ZurReform des Arbeitshauses verlangt Verfasser: 

a) Entlastung des Arbeitshausesvon den eigentlichen Gewohnheits- 
verbrechern, ferner von ausländischen Vagabunden, die aus 
dem Lande zu weisen sind, sowie von Arbeitsunfähigen, für die 
die Armenverbände zu sorgen haben. 

b) Die kurzzeitigen Haftstrafen müssen als wertlos in Wegfall 
kommen. 

ce) Festsetzung der Dauer der Unterbringung durch diejenige 
Stelle, welcher die Verwaltung und der Vollzug der Arbeitshaus- 
“strafe unterstehen, unter Berücksichtigung des Grades der 
Verwahrlosung und der Arbeitsscheu; Heraufsetzung der 
Höchstdauer auf 4 Jahre mit Verkürzungs- und Verlängerungs- 
möglichkeit. 

d) Einheitliche Regelung des Strafvollzugs im Arbeitshaus im 
Deutschen Reiche. 


Das Studium dieser mit grosser Sachkenntnis und reicher 
Erfahrung geschriebenen Kritik des V.-E. kann unsern Lesern 
besonders auch als Vorbereitung für unsere Mannheimer Tagung 


 warm&empfohlen werden. Schu. 


Statistik über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger 


und die Zwangserziehung Jugendlicher ($ 56 StGB.) für das 


Rechnungsjahr 1908. Kgl. Preuss. Ministerium des Innern. 

Der umfangreiche Vorbericht bringt Erhebungen über die Häufig- 
keit der Anwendung der in Betracht kommenden vier Paragraphen BGB. 
durch die Vormundschaftsgerichte. In 4367 Fällen sind vormund- 
schaftsrichterliche Schritte getan im Interesse schutzbedürftiger Min- 
derjähriger. Die Uebersicht, nach Oberlandesgerichten geordnet, zeigt 
als Mindestzahl 69 (Kassel) und als Höchstzahl 808 (Hanau). Die 
weiblichen Minderjährigen (2314) übersteigen die männlichen um 
261 Personen. Die Gruppe der Schulpflichtigen ist am stärksten 
beteiligt, die Vorschulpfliehtigen und Schulentlassenen erreichen rund 
nur die Hälfte der Zahl der Schulpflichtigen. Gegen 1906 ist ein 
Rückgang von 252 männlichen und ein Zuwachs von 53 weiblichen 
Jugendlichen zu verzeichnen. Es zeigte sich wieder, dass die Provinzen. 


mit der grössten Zahl vormundschaftsrichterlicher Anordnungen auch 
die grösste Zahl von Fürsorgezöglingen hatten, abgesehen von Berlin, 
wo die vormundschaftsriehterliche Fürsorge in verhältnismässig hoher 
Zahl von Fällen zur Anwendung kam, während die Zahl der in Für- 
sorgeerziehung gekommenen Jugendlichen erheblich abnahm. Der 
$ 1800 BGB. wurde am wenigsten angewandt, $ 1666 in den meisten 
Fällen. 

Die 4367 Minderjährigen ergeben mit den zu gleicher Zeit in 
Fürsorgeerziehung befindlichen 44 325 Personen die Zahl 48 692, Minder- 
jährige, denen besonderer Schutz und besondere Fürsorge zugewendet 
wird. Die 44325 Personen (Bestand vom 31. 3. 09) bilden die Summe 
aus 30256 männlichen und 14039 weiblichen Zöglingen, die überwiesen 
waren aus dem Gesetze v. 13. 3. 70 = 5,8%, und aus dem Gesetze 
v. 2.7.00 = 94,2%. Im Verhältnisse zu der gleichen (0—21 Jahre 
alten) Bevölkerung kommen auf 10000 Personen mäunl. Geschlechtes 
32,9 und weiblichen Geschlechtes 15,4 Fürsorgezöglinge nach beiden 
Gesetzen und zwar am 31. 3. 09. 


Der Zugang des Jahres 1908 wird in 67 tabellarischen Ueber- 
sichten des Vorberichtes besprochen. Die statistischen Angaben haben 
zum ersten Male zur Grundlage neue, für die Geschlechter verschie- 
denfarbige Personalbogen, welche durch Umgestaltung, Ergänzung, 
Erweiterung und Einschiebung neuer Uebersichten möglichst er- 
schöpfende Auskunft zu geben imstande sind. Es wurden der Für- 
sorgeerziehung überwiesen 7363 Personen (davon 1017 unehelich), 
gegen 1907 = 442 mehr oder 6,4 °,. Die im Vergleiche mit den Vor- 
jahren und mit der bisher höchsten Ziffer des Jahres 1901 erhebliche 
Steigerung schreibt der Bericht zum Teil der zum ersten Male fühlbar 
werdenden Tätigkeit der Jugendgerichte zu. 


Die Zeit zwischen dem Antrage auf Einleitung der Fürsorge- 
Erziehung bis zum Erlass des vormundschaftlichen Beschlusses schwankt 
zwischen unter einem Monate und einem Jahre und länger, 68°), aller 
Fälle wurden erledigt vor Ablauf von 2 Monaten. Die Rheinprovinz 
zeigte eine ganz auffallende Zunahme der Zöglinge beider Geschlechter, 
Berlin zeigte eine Abnahme in bedeutsamer Höhe. Sonst war eine 
Abnahme resp. Zunahme teils beider Geschlechter, teils bei männlichen 
oder weiblichen Zöglingen in weniger bedeutendem Umfange zu er- 
kennen. Die Uebersichten bieten ein interessantes, reiches Beob- 
achtungsmaterial. Die Tabelle über die häuslichen Verhältnisse der 
Eltern und Geschwister bieten ein böses Bild der Zerrüttung vielen 
Familienlebens, auch geistige Mängel der Eltern werden vielfach 
bezeugt. | 

Die Tatsache, dass die Zahl der schulpflichtigen Zöglinge, welche 
Strafen bis zu 2 Jahren verbüsst haben, gewachsen ist, ist lebhaft zu 
beklagen und begründet kräftig die Forderung der Heraufrückung 
des Beginnes der Strafmündiekeit auf das 14. Jahr. 

Die an vielen Orten eingerichteten Fürsorgeausschüsse haben, 
wie es scheint, dazu geführt, den $ 56 häufiger anzuwenden, der 
Zugang der Zwangszöglinge ist stärker geworden, aber die grosse 
Zahl der vor der Ueberweisung in Fürsorgeerziehung gerichtlich be- 
straften Minderjährigen hat dadurch keine merkbare Verminderung 
erfahren. 

(Gesamtkosten der Fürsorgeerziehung 1908 = Mk. 9021 91.79, 
davon entfielen auf den Staat Mk. 5970332.73 und auf die Kommunal- 
verbände Mk. 3051599.06, was seit 1900 für den Staat eine Steigerung 
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um Mk. 5132489.68, für die Verbände eine solche von Mk. 2211 464.90 
bedeutet. Der Zögling kostet durchschnittlich Mk. 203 54. 


Die (6) staatlichen Erziehungsanstalten ($ 56 RStG.) wiesen vom 


1. 4. 08—31. 3. 09 einen Zugang von 118 Zwangszöglingen auf; daneben 


fanden 383 Fürsorgezöglinge Aufnahme. Der Rückgang in der Zahl 
der aus $ 56 eingelieferten Jugendlichen im Vergleiche mit den Für- 
sorgezöglingen erklärt sich durch die Wirkung des Gesetzes vom 
2. 7.00. Der Bericht über die sechs Anstalten hebt die grossen 


. Schwierigkeiten der Aufgabe der Zurechtrenkung der vielfach gründ- 


lichst verdorbenen Zöglinge hervor. Wenn übrigens dort bei den 
männlichen Personen fast die Hälfte und bei den Mädchen einer 
einzelnen Anstalt die Mehrzahl 'als geistig -anormal (?) bezeichnet und 
dann an andrer Stelle hervorgehoben wird, dass der Erfolg des 
Schulunterrichtes in Frage gestellt werde bei fast der Hälfte aller 
Eingelieferten infolge schwacher geistiger Befähigung, so scheinen 
die statistischen Angaben der Tabelle V damit nicht in Einklang zu 
stehen d. h. zu niedrig eingesetzt zu sein. 

Religiöse Beeinflussung, frei von einschnürender Engherzigkeit, 
die dem jugendlichen Frohsinne unnatürlichen Zwang antäte, Schul- 
unterricht bei Trennung der normal bezw. schwach begabten Zög- 
linge, gewerblicher Fortbildungsunterricht, auch Handarbeitsunter- 
richt, überlegte Befriedigung des Lesebedürfnisses, Hausarbeit, Be- 
schäftigung im Handwerke oder bei der Landwirtschaft — haben 
unter verständiger Pflege des Frohsinnes und Spieles ein günstiges 
Gesamtergebnis erzielt. Besondere Schwierigkeiten ergaben sich bei 
Aufrechterhaltung der Disziplin nicht. Körperliche Züchtigung war 
nur selten nötig. Zwei Anstalten glauben ohne jede körperliche 
Züchtigung auskommen zu können!! Sehr erfreulich ist es, dass von 
den im Berichtsjahre ins 20. bezw. 21. Lebensjahre eingetretenen 
Zöglingen ungefähr 70—80°% der männlichen und 50—60%, der weib- 
lichen in günstiger Entwickelung begriffen waren. Die Zwangszög- 
linge (S 56) bewährten sich besser, als die Fürsorgezöglinge, weil 
nach dem Berichte bei letzteren eine gründlichere Verwahrlosung 


und mehrere Vergehen, bei jenen gewöhnlich nur ein einzelnes nur 


seringfügigeres Vergehen, das zur Ueberweisung führte, vorlag. 
Öslebshausen b. Bremen. Fliegenschmidt. 


Strafe und Verbrechen. Geschichte und Organisation des 
Gefängniswesens. Von Dr. med. Pollitz, k. Strafanstaltsdirektor 
in Düsseldorf-Derendorf. Leipzig 1910. Verlag von B. G. Teubner. 
(323. Bändchen der Sammlung „Aus Natur und Geisteswelt). 

Der Verfasser, welcher auf Grund langjähriger Tätigkeit als 
Strafanstaltsarzt, sodann als Strafanstaltsleiter über eine reiche Er- 
fahrung und eine hervorragende Sachkenntnis verfügt, gibt in dem 
kleinen Werke, welches sich an seine „Psychologie des Verbrechens“ 
(No. 248 derselben Sammlung) anschliesst, eine kurze Uebersicht über 
die Entwicklung und innere Organisation des heutigen Strafvollzugs 


und über die wichtigsten Massregeln zur Bekämpfung des Verbrechens. 


Allen denjenigen, welche sich rasch und sicher über die vielen und 
schwierigen, theoretischen und praktischen Strafvollzugsprobleme. 
orientieren wollen, insbesondere solchen, welche einen der neuerdings 
mancherorts eingeführten Kurse zur Unterweisung im Gefängniswesen 
mitmachen oder sich sonst für die Tätigkeit eines Gefängnisbeamten 


SAT 


vorbereiten wollen, sei das Büchlein bestens empfohlen. Dasselbe 


wird aber auch manchem erfahrenen Strafanstaltsbeamten zum Nach- 


schlagen willkommen sein und ihm wertvolle Winke nach dieser oder 
jener Riebtung geben können. Ebenso werden Aerzte, Geistliche und 
Lehrer, Rechtsanwälte, richterliche und Verwaltungsbeamte aus der 
anregenden Darstellung der Verbrechensbekämpfung reiche Belehrung 


ziehen können. Möge das Bändchen aber auch in die weitesten Kreise 


des durch gern. gelesene Kriminalliteratur vielfach einseitig beein- 
flussten grösseren Publikums hineindringen und das Verständnis ver- 
breiten für das, was der Strafvollzug in der Bekämpfung des Ver- 
brechens zu leisten versucht, und was auf diesem besonders ge- 


arteten Gebiet überhaupt geleistet werden kann. Es wird dann auch der 


— besondersvon Krohne beklagte — Irrwahn allmählich zerstört wer- 
den, als bedürfte es nur eines neuen Strafgesetzes, eines neuen Straf- 
prozesses, anders geschulter Richter und besserer Strafvollzugsmethoden 
um dem Ueberhandnehmen der Kriminalität zu steuern. — Pollitz behan- 
delte zunächstin gedrängter. Kürze, aber erschöpfend die äusserst lehr- 
reiche Geschichte der Freiheitsstrafe, welche nicht nur beweist, dass 
gar manche der anscheinend so aktuellen Vorschläge unserer Tage 
in vergangenen Zeiten längstens erprobt worden sind, sondern auch 
lehrt, dass der Strafvollzug in seinem streng gerechten, aber 
humaneren heutigen Prinzip einen fortgesetzten Kulturfortschritt be- 
deutet, dessen Wert und Grösse nicht dadurch vermindert wird, dass 
es bisher noch keiner Methode gelungen ist das Phänomen des Ver- 
brechens aus der menschlichen Gesellschaft zu beseitigen. Aus der 
Geschichte der drei Hauptdeportationsländer (England, Frankreich, 
Russland) ist z.B. zu ersehen, dass die Deportation, die immer wieder 
von vielen Laien und auch von angesehenen Kriminalisten warm 
empfohlen wird, trotz des guten Willens und der Arbeit erfahrener 
Männer, in früherer und in unserer Zeit sich als unbrauchbares Straf- 
mittel erwiesen hat, indem weder eine Verminderung der heimatlichen 
Kriminalität und die Entlastung des Mutterlandes von kriminellen 
Elementen, noch die kulturelle Aufschliessung kolonialer Gebiete 
noch auch die Besserung der Sträflinge selbst erreicht wurde und 
zu erreichen ist. Mit Recht lehnt daher Pollitz — ganz abgesehen 
von politischen und finanziellen Folgen — die Deportationsstrafe ab. 
Selbstverständlich wird auch die Prügelstrafe abgelehnt. Im übrigen 
betont auch Pollitz, dass die viel umstrittenen Strafrechtstheorien den 
Strafvollzug nicht direkt beeinflussen. Die Strafe muss, den ver- 
schiedenen °Strafzwecken entsprechend, Genugtuung gewähren, ab- 
schrecken, bessern, den Rechtsbrecher zur Einordnung in die staatliche 
Rechtsordnung erziehen. — Die einzelnen Fragen des Gefängniswesens 
(Unterbringung der Gefangenen in Gemeinschafts- oder Einzelhaft, 
Beschäftigung, Beköstigung derselben, religiöse Einwirkung, ärztliche 


Fürsorge, Verkehr nach aussen, Disziplinarstrafen usw.) erörtert. 


Pollitz als erfahrener Fachmann ausführlich unter dem Hinweis 
darauf, dass auf diesem Gebiet eine ins Einzelne gehende Gesetz- 
gebung, die niemals die Buntheit der Lebenserscheinungen erschöpfen 
könnte, verfehlt wäre und dass daher in einem künftigen Strafvoll- 
zugsgesetz eine engherzige Festlegung aller Vorschriften, die im 
scheinbaren Interesse der Gerechtigkeit vielfach ungerecht wirken 
würde, zu vermeiden ist. Zum Schluss bespricht das kleine Werk in 


anregender Weise die Bekämpfung des Verbrechens durch sichernde 


Massnahmen, die Erziehung der verwahrlosten Jugendlichen, die Ver- 
sorgung der geistig minderwertigen und der geisteskranken Rechts- 


Nob 


 brecher, den Kampf gegen den die meisten und schlimmsten Ver- 
brechen erzeugenden Alkoholismus, sowie die guten Wirkungen der 
Strafaussetzung bei Zufallsverbrechen. Amtsrichter Rehm. 


1. Die Kriminalität der Jugendlichen und ihre Be- 
kämpfung, Prof. Liepmann, Kiel. Tübingen, Verlag von 
Mohr 1909. | 

2. Das Strafverfahren gegen Jugendliche von Professor 
Oetker, Würzburg. Stuttgart, Verlag von Enke 1909. 

Gegenüber der abgetanen Rätselfrage des $ 56 handelt es sich 
nach Liepmann bei der Reife lediglich um ein von Erfahrung und 
Erinnerung abhängiges Gleichgewicht der Antriebe und Hemmungen, 
Mit dem vierzehnten Lebensjahre habe die Strafmündigkeit zu be- 
Sinnen und nur in allgemein geistiger Reife finde sie ihre Begrün- 
dung. Die Sisyphusarbeit des bisherigen Strafvollzuges habe positiv der 
Rechtsordnung auch geschadet, weil neue Uebelschaffend. Er verlangt 
Kontrolle pflichtvergessener Eltern und Erzieher, seine Beweiszahlen 
aus der preussischen Statistik 1906 gewinnen an Kraft dadurch, dass 
die Statistik 1908 eine Steigerung gezeigt hat. Man solle die Eltern, 
die schuldhaft sich erweisen, mit Gefängnis (cf. $ 361, 9) bestrafen; 
hier warnt Prof. Oetker vor brutaler Behandlung der Elternrechte, 
Schuldhaftmachung für fremde Schuld und vor entsprechender 
Schwäche gegen die Jugendlichen. Weitere Forderungen Liepmanns 
sind: strengere Strafen für körperliche Misshandlung, Anzeigepflicht 
für jedermann, der von solcher Kenntnis erlangt, Sonderdelikte in 
dieser Hinsicht nach dem Vorgange andrer Staaten, scharfe Ahndung 
von Ausbeutung, Ueberanstrengung, sittlicher Gefährdung, besonders 
auch in Bezug auf Heimarbeit und häusliche Dienstleistung! 

Mit den Zahlen der Statistik wird die Antwort auf die unbe- 
greifliche Behauptung Birkenmeyers gegeben, dass nämlich auch bei 
Jugendlichen sich zeigen werde, wie eine energische Repression des 
Verbrechens: zugleich die beste Prävention bilde! Die sicher zu 
wünschende Differenzierung des Zöglingspersonales anlangend schlägt 
L. vor, Fürsorgeanstalten für die Jugendlichen unter 16 Jahren und 
Zwangserziehungshäuser für die älteren Elemente einzurichten, diese 
letzteren unter schärferer Anforderung an Arbeit und Zucht. Wenn 
er aber dann konsequent verlangt, dass schwere Disziplinarvergehen 
und Entweichungen mit Gefängnis bestraft werden, so wäre das ein 
Weg, die unbequemen Elemente abzuschieben, aber auch ein Weg, 
Er ‘ der zu reichlicher Benutzung seitens der gründlich Verwahrlosten 
einladen würde. Abschiebung derart ist doch nur denkbar, wenn 
alle Versuche erziehlicher Einwirkung gewissenhaft geschehen sind 
Er nach Zeit und Individualität. 

Die Alternative des heutigen Rechtes: aut Erziehung, «ax? Strafe 
verwirft L. Jedenfalls biete in manchem Falle auch bei verant- 
wortungsreifen Jugendlichen die Fürsorge- resp. Zwangserziehung 
‚bessere Garantie für das Eingreifen in den Lebensgang, als das 
Gefängnis und ganz sicher bei den Elementen vom 14.—16. Jahre. 
Bei diesen ist die Erziehungsmassregel obligatorisch zu erklären, 
während sie bei den älteren Jugendlichen nur fakultativ an Stelle der 
Freiheitstrafe zu setzen sei und zwar unter verständiger Rücksicht 
auf die Art der Tat und des Täters. Schwerste Elemente ins Ge- 
fängnis, mindestens 6 Monate, progressiver Vollzug mit jedesmaliger 


vorläufiger Entlassung bei Wohlverhalten und Unterstellung unter 
einen Fürsorger! Was das Strafverfahren angeht, so begrüsst L. 
die Personalunion zwischen Vormundschaftsrichter und Schöffen- 
gerichtsvorsitzendem im Jugendrichter. Der Entwurf der Strafprozess- 


ordnung und die Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze findet vollste 


Billigung, weil hier die Reformarbeit wirklich zu Ende gedacht sei. 
Der Ausschluss der Volksschullehrer vom Schöffenamte wird aller- 
dings mit Recht getadelt. 

Prof. Oetker fordert Straflosigkeit bis zum 14. Jahre, Straf- 
milderung bis zum vollendeten 18. Jahre, unbedingten Strafverzicht 
bei geringem Verschulden, bedingten bei Leichtsinn und endlich 
Ausschluss aller an die Ehre gehenden Strafen. Weil nach Anlass, 
Zweck und Mittel grundverschieden, so dürfe Staatsstrafe und Er- 
ziehung nicht verwechselt werden. Der Richter dürfe nicht freie 
Wahl haben zwischen beiden, da beide verschiedene Ursache hätten. 
Treffe indes, wie bei Jugendlichen nicht selten, strafwürdiger Rechts- 
. bruch und sittlieher Defekt zusammen, so ergebe sien nur die Forde- 
rung, Erziehung und Strafe zu verbinden. Die Gleichstellung beider 
ist energisch zu bekämpfen, damit . :.. der Strafjustiz ihr Ernst und 
ihre Würde. bewahrt bleibe! Schaffung von Jugendgerichten nach 
amerikanischem Muster sei das strikte Gegenteil eines Rechtsfort- 
schrittes. Männer, die der Vereinigung gesamter Strafjustiz gegen 
Jugendliche mit der vormundschaftsriehterlichen Funktion genügten, 
seien nicht zu finden. Wer das Jugendstrafrecht aus dem Zusammen- 
hange mit dem allgem. Strafrechte löst, kommt in Gefahr, das erstere 
in Sicherungspolizei und Erziehungspolitik zu verkehren. Nur auf 
der unteren Stufe mag die gen. Vereinigung geschehen; ein Jugend- 
richterspezialistentum ist abzuweisen! Jugendgerichte sind auch bei 
der Strafkammer einzurichten; ein Amtsrichter könne nicht 2 Land- 
richter- und eine Mehrzahl von Schöffen ersetzen; hier polemisiert 
O0. gegen den von L. betonten Fetischismus der Zahl! 

Das Strafverfahren anlangend, so dürfe nicht Fürsorge- oder 
Erziehungszweck den Rechtsgang bestimmen. Das beschleunigte Ver- 


fahren ist unannehmbar, eben weil es auf ganz besonders genau zu 


jL 


Re, 
Be 


, ; 
RE 


nehmende Ermittelung ankomme. Die Verfolgungspflicht des Staats- 
anwaltes zu beschränken, sei unbedenklich. Das Gesetz habe Straf- - 


losigkeit zu bestimmen und nicht Opportunitätsgründe. Zuständigkeit 
von Strafgericht und Vormundschaftsbehörde seien nicht zu vermischen; 
Erziehungsanordnungen seien nicht Sache des Strafrichters. Nach 
Rechtskraft des Urteils soll die Vormundschaftsbehörde die Erziehungs- 
frage entscheiden; einstweilige Anordnungen seien aber Sache des 
Strafrichters. Untersuchungshaft ist zu vermeiden, an ihre Stelle trete 
Unterbringung in eine Erziehungungsanstalt oder sonstige Ueber- 


wachung, jedenfalls absolute Trennung von Erwachsenen ete, Die 


Oeffentlichkeit sollte ganz ausgeschlossen werden oder es sollte nur 
bestimmten, von den Gemeindebehörden periodisch zu ernennenden 
Vertrauenspersonen der Zutritt gestattet werden. Oetker bekämpft (S.7) 
die Idee Liepmanns der „kriminellen Zwangserziehung“ und auf S. 21 


\ 


hebt er gegen L. hervor, dass das Prinzip der Gleichbehandlung 


gleicher Schuld es nicht leide, je nach den Erziehungschancen Strafe 
eintreten zu lassen oder nicht. Ein Gesichtspunkt ausserhalb der 
Schuld könne nicht zum Kriterium der Bestrafung gemacht werden. 
Während beide ein Jugendstrafrecht fordern, das der Jugend, die 
noch unfertig ist, gerecht wird, kommen beide zu verschiedenen 
Resultaten. Ich muss gestehen, dass ich die Auffassung Prof. L.’s 


S 
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für die zutreffendere halte gegenüber dem Notschreie, der aus der 
 verwahrlosten Jugend zu uns dringt. Im 2. Teile seiner Schrift ver- 
eu wirft Oetker die unnatürliche Verbindung von Strafe und Erziehung 
in Amerika und sagt, dass es heisse, das materielle Recht und das 
Verfahren mit unlöslichen. Widersprüchen belasten, wölle man ein 
Jugendstrafrecht fordern, waslediglich durch den Besserung gsgedanken 
_ —  eharakterisiert werde. Lichtseiten. des amerikanischen Jusendger ichts- 
Be.  verfahrens werden anerkannt, aber die Hauptschwäche wird eefunden : 
» - in der strafrechtlichen Behandlune des Jugendlichen, die aber grade 
als Stärke gepriesen worden sei. — 


2: - -Oslebshausen b. Bremen, Fliegenschmidt. 
=: | 

Be 

Be Die Deutsche Juristenzeitung widmet in der ersten Hälfte 
Ei’ de laufenden Jahrgangs dem Vorentwürt zum deutschen Strafgesetz- 


‚buch eine Serie von Artikeln aus der Feder berufenster Autoren, 
deren grösstenteils zustimmende Stellung sympathisch berührt, 

Be In einer einleitenden Frörterung der beiden ersten Nummern 

bespricht Professor Dr. Wach-Leipzig die charakteristischen Grund- 

züge und die Gesamtanlage des Vorentwurfs. So wünschenswert es 
an sich wäre, das einfache Polizeidelikt von dem Verbrechen zu 
trennen, demnach ersteres aus dem künftigen Strafgesetzbuch über- 
haupt auszuscheiden, so erklärt sich doch Verfasser zunächst noch 

Ei: mit der Uebernahme der Uebertretungen nach der alten Methode 
einverstanden, wenngleich - er einer eingehenden Gesamtrevision 
aller Polizeidelikte das Wort redet. Dagegen steht er bezüglich der 

Einarbeitung der Nebengesetze in das kommende Strafgesetzbuch 

- prinzipiell auf einem andern Standpunkt als der Entwurf. Während 
dieser nur die beiden Reichsgesetze vom 3. Juli 1893 und vom 9. April 1900 
- aufnimmt, wünscht Wach unter Hinweis auf den österreichischen und 
= sehweizerischen Entwurf eine Hereinbeziehung aller derjenigen Neben- 

U. gesetze, „deren innerer begrifflicher gegenständlicher Zusammenhang 

5 mit dem Inhalt des Strafgesetzbuchs ihren selbständigen Fortbestand 

"7 unmöglich macht“. Verfasser wendet sich gegen die auch im Ent- 
——  — wurf aufgenommene Trichotomie der Delikte, während er in folgenden 

_— Punkten begrüssenswerte Fortschritte erblickt: Freiere Behandlung 

der Tatbestände, kühne Entwicklung der Strafzumessungsgründe 
-8$ S1iff. E., damit Hand in Hand gehende Steigerung der richterlichen 

Freiheit, Ablehnung der unbestimmten Verurteilung, Ablehnung der 
schablonenhaften Klassifikation in Unverbesserliche, Besserungsfähige 

und Absehreckungsbedürftige, Einführung der Definition in $ 12 als 
eines wichtigen Hilfsmittels zur Interpretation des Gesetzes, aller- 
dings mit der Modifikation, dass Verfasser diesem Hilfsmittel im Hin- 
plick auf neuere ausländische Strafgesetze ein weiteres Anwendungs- 
gebiet wünscht. 

2 Dr. v.Bülow-Leipzig erörtert in Nr. 4 die Lehre vom untaug- 
-— Jiehen Versuch im Vorentwurf (vergl. $$ 75—77E und Begründung 
Pg. 279 insbesondere Pg. 281ff). Statt der umständlichen Ausdrucks- 

weise in $ 43 StGB. hat der Entwurf in $ 75 sich für eine gefälligere 

e Wendung entschieden, die jedoch durchaus das gleiche sagt. “Der 
Begriff des strafbaren. Versuchs erfordert auch nach dem Entwurf 

: einesteils den Vorsatz ein Verbrechen oder Vergehen zu begehen und 

andernteils die Betätigung dieses Vorsatzes durch äussere auf die 

Verwirklichung des Verbr echens- oder Vergehenstatbestands hinzielende 
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Handlungen. (Begründung Pg. 282.) Obgleich nun dort in klarer, 
zweifelsfreier Weise die sogenannte subjektive Theorie (Reichsgericht) 


als die konsequentere und "somit richtige dargelegt ist, schlägt Bülow 


zwecks endgültiger Erledigung des durch keine juristischen Gründe 
zu erledigenden Streites zwischen der objektiven und der subjektiven 
Theorie folgende Fassung des Gesetzestextes vor: 

$ 75. Wer den Entschluss, ein Verbrechen oder Vergehen zu 
verüben, durch Handlungen betätigt hat, welche dazu dienen sollten, 


und nach der Vorstellung des Täters von der tatsächlichen Sachlage 


geeignet waren, den verbrecherischen Vorsatz zur Ausführung zu 
bringen, ist, wenn die strafbare Handlung nicht zur Vollendung ge- 
kommen ist, wegen Versuchs zu bestrafen. 

An einer Reihe gutgewählter Beispiele polemisiert Verfasser 
unter teilweiser Wiederholung seiner Ausführungen in Band XI 
Seite 40 der deutschen Juristenzeitung gegen die objektive Theorie 
und weist die Unhaltbarkeit der Unterscheidung zwischen- absolut 
und relativ untauglichem Versuch nach. 

Ueber Strafen und Strafensystem handelt in Nr. 7 ProfBesur 
v.Lilienthal-Heidelberg. Mit dem Hinweis darauf, dass es Sache 
der Praxis ist, eine genügende Unterscheidung in die drei vom Ent- 
wurf unter Eliminierung der Festungshaft akzeptierten Strafarten — 
Zuchthaus, Gefängnis, Haftstrafe — "hereinzubringen, wirft Verfasser 
die Frage auf, ob eventuell nicht mit der ersten und dritten Strafart 
auszukommen wäre; er bekämpft die im Entwurf aufgenommenen 
kurzzeitigen Freiheitsstrafen, die im Interesse einer gerechten Ver- 


geltung nicht notwendig seien, weil ein objektiv begründetes Ver- 


hältnis zwischen einem bestimmten Quantum Schuld und Freiheits- 
verlust niemals besteht und wendet sich des Weiteren mit sehr schwer- 
wiegenden Argumenten gegen die Aufnahme des $ 18 (Begründung 
Pg. 82ff.) der schon im Urteil Strafschärfungen, geminderte Kost und 
harte Lagerstätte vorsieht. Die unwesentlichen Abweichungen vom 
geltenden Recht in der- Regelung der Geldstrafe $ 30ff. E.: das 
Mindestmass bei Verbrechen und Vergehen Mk. 5.—, Gewährung von 
Teilzahlungen und Stundung im Urteil, Möglichkeit des Abverdienens 
der Geldstrafen durch Arbeit werden als „gute Neuerungen“ be- 
zeichnet. 

Von grossem Interesse sind die Ausführungen des Reichs- 
gerichtsrats 'Ebermayer- -Leipzig, die sich mit dem nunmehr auf ge- 


setzlicher Grundlage einzuführenden Institut der bedingten Straf- 
aussetzung (im Prinzip identisch mit der in den meisten Bundesstaaten 


wohlbekannten bedingten Begnadigung) beschäftigen. Vergl. $$ 38 
bis 412 und Pg. 130/147 Begründung. Als eine der Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Ausnahmemassregel verlangt der Entwurf 
in negativer Richtung, dass Verurteilter bisher wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens zu einer Freiheitsstrafe noch nicht verurteilt 
war. Dieser Regelung gegenüber möchte Verfasser die Wohltat 
dieses Instituts auch dem zukommen lassen, dessen frühere Ver- 
urteilung zu’einer Freiheitsstrafe schon lange zurückliegt oder der 


wegen eines verhältnismässig leichten Falles verurteilt wurde. Ferner’ 


weist E. mit Recht auf die grossen Schwierigkeiten hin, die durch 
die getroffene Regelung dem Richter erwachsen, der in der Haupt- 
 verhandlung neben der Schuld- und Straffrage unter Umständen 


unter Heranziehung eines umfangreichen Zeugenapparates und durch _ 
eingehendes Studium des Individuums noch darüber zu befinden hat, 


ob „der Täter einer besonderen Berücksichtigung würdig erschermt 


Ä 


Ey ch 


und zu der Erwartung berechtigt, dass er auch ohne den Vollzug 
der Strafe sich künftig wohl verhalten werde“ $ 39 E. Die Aus- 
dehnung des Instituts auch auf Erwachsene $ 39 Abs. 2 sowie die 
Ablehnung der Schutzaufsicht werden vom Verfasser gebilligt. Zu 
S 40 macht er mit Recht darauf aufmerksam, dass wenn Verurteilter 
während der Bewährungsfrist eine zweite Verurteilung vermeiden 
und seine schlechte Führung der Oeffentlichkeit gegenüber genügend 
verheimlichen konnte, der Erlass der Strafe von ihm „verdient“ ist. 
Diesem unbefriedigenden Resultat entgeht man, wenn in allen Fällen 
in denen über den Verurteilten keine Kunde mehr einlief vor der 
definitiven Entscheidung über den Erlass der Strafe vom Gericht 
über dessen 'Führung von Amtswegen Erhebungen zu machen sind. 
(Vergl. in dieser Richtung z. B. die württemb. Justizministerialver- 
fügung betr. die Erteilung von Strafaufschub mit der Aussicht auf 
Begnadigung nach Ablauf einer Probezeit vom 26. Febr. 1896 Ziff. 3 
Abs. 5.) Nach der Begründung S. 144 soll bei Schweigen des späteren 
Urteils (Nachurteil) über die Frage der Aussetzung an den Eintritt 
der Rechtskraft unmittelbar die Folge sich daran knüpfen, dass die 
Strafaussetzung des bedingten Urteils beseitigt und die dort verhängte. 
Strafe vollstreekbar wird, dies auch dann, wenn das Schweigen im 
Nachurteil über die Strafaussetzung auf Irrtum oder einem Versehen 
des Richters beruht. Diese Behandlung versucht Verfasser mit Recht 
dadurch zu umgehen, dass in jedem Fall einer Nachverurteilung ein 
Ausspruch des Gerichts darüber herbeigeführt werden soll, ob diese 
Nachverurteilung die Strafaussetzung beeinflusst. 

Reichsanwalt Dr. Nagel-Leipzig bespricht in Nr. 10 die 
Stellung des Vorentwurfs zu der Lehre von der Konkurrenz (Abschnitt 9 
des Entwurfs und Begründung Pg. 368/396). An Stelle der früheren 
Idealkonkurrenz ist-die von Liszt gegebene Lehre von der echten 
Gesetzes-Konkurrenz allerdings modifiziert getreten: Bei dem kon- 
kreten Verbrechensfall greifen die tatbestandlichen Vorschriften der 
einzelnen verletzten Gesetze Platz und nur die schwerste Straf- 
drohung des einen Gesetzes verdrängt die der andern aber freilich 
mit der Massgabe, dass auf Nebenstrafen und sichernde Massnahmen 
erkannt werden muss oder kann, wenn sie auch nur in einem der 
verletzten Gesetze vorgeschrieben oder zugelassen sind. $& 90 E. 
(Durchbrechung des Absorptionsprinzips.) Mit dem Hinweis auf die 
ungemessene Ausdehnung des Begriffs der fortgesetzten Handlung 
in der Praxis der Gerichte und der grossen Schwierigkeiten, mit 
denen die Gesetzgebung bei Festlegung dieses Begriffs zu kämpfen 
hätte (auch die Begründung überlässt diese Frage der Wissenschaft) 
schlägt Nagelim Anschluss an den schweizerischen und österreichischen 
Entwurf eine einheitliche Behandlung der Real- und Idealkonkurrenz 
in der Weise vor, dass der Richter zur Festsetzung einer Gesamt- 
strafe, die in der angedrohten schwersten Strafart zu bemessen ist, 
und innerhalb bestimmter Grenzen sich bewegen muss, in beiden 
Fällen ermächtigt werden soll. Hierdurch wäre allerdings einer Reihe 
unfruchtbarer Tüfteleien über die Frage nach der Handlungseinheit 
und Handlungsmehrheit der Boden entzogen. 

Unter Bezugnahme auf seine Ausführungen im Gerichtssaal 
Bd. 74 S. 362 ff. stellt Reichsmilitärgerichtsrat Mayer-Berlin in Nr. 12 
seinen Begriff der „strafbaren Handlung“ zur Diskussion. In der Be- 
gründung S. 369 ist Handlung definiert als eine von einem Willen 
geleitete menschliche Tätigkeit, durch welche Veränderungen in der 
Aussenwelt verursacht werden. Dieser These gegenüber will Ver- 
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fasser in den Begriff der "Handlung unter Haren von$1®E 
und $ 1 des RStGB. die gesamte objektive und subjektive Tatseite 
einschliesslich des Erfolgs einbeziehen. Nach der Lehre von der 
„natürlichen Handlung“ hängt die Frage ob Einheit oder Mehrheit 
des Verbrechens vorliegt, mit der Mehrheit der Ursachen zusammen. 
Dem gegenüber ist nach Mayer, der auchin der Handlung desS90E. 
eine mit Strafe bedrohte Handlung I. S. des $ 1 E. erblickt nur die 
Einheit oder Mehrheit der Wirkungen von Bedeutung. Mayer nimmt 
- somit immer dann Realkonkurrenz an, wenn ein Mensch oder eine 
Gesamtheit mehrmals oder wenn mehrere Menschen oder Gesamt- 
heiten verletzt werden, wobei es gleichgiltig sein soll, ob diese Mehr- 
heit von Verletzungen durch eine oder durch zahlreiche natürliche 
Handlungen oder Unterlassungen verursacht werden. Ob diese von 
der herrschenden Lehre völlig abweichende Theorie, welche auch 
wie an einem Beispiel gezeigt wird, in der Praxis zu ganz unbe- 
friedigenden Ergebnissen führt, viele Anhänger finden wird und ob 
der Autor dabei nicht den Unterschied zwischen dem abstrakten 
Verbrechensbegriff und dem konkreten Verbrechensfall ausser acht. 
gelassen hat, dürfte zweifelhaft sein. 

Gerichtsassessor Jetter-Weinsberg. 


Besonders hervorzuheben ist die wertvolle literarische 
Festgabe der Deutschen Juristen-Zeitung zur Jahrhundert- 
feier der Universität Berlin: „Die Juristische Fakultät der 
Universität BerJin von ihrer Gründung bis zur Gegenwart in 
Wort und Bild, in Urkunden und Briefen. Mit 460 handschriftlichen 
Widmungen. Herausgegeben von Dr, jur. Otto Liebmann. 
: 550 Seiten Querquart und 39 Bildertafeln. Elegant gebunden Mk. 20,— 
(für Abonnenten der Deutschen Juristen- Zeitung Mk. 14.—). 

Der Prachtband enthält nach einer Titelzeichnung von Pr ofessor 
H&roux und einem Festgedicht von Professor Piloty eine vorzüg- 
liche Darstellung der Geschichte der juristischen Fakultät von Professor 
E. Heymann. Es folgen Urkunden und Briefe, vieles in Faksimile, 
aus der Gründungszeit der Hochschule; hierauf stammbuchblattartige 
Eintragungen der Ordinarien der jurist. Fakultät im Jubiläumsjahr, 
die sich fortsetzen in dem Abschnitt „Der deutschen Juristen Dank 
an die Universität Berlin“ — 468 Eintragungen und Widmungen in 
Faksimile. Be; 

Das interessante Werk mit seinem reichen rechts- und kultur- 
historischen Material und seiner Heranziehung so vieler bedeutender 
und hervorragender Persönlichkeiten ist eine Zier de jeder juristischen 
Bücherei. Schw. 


Strafen und sichernde Massnahmen nach dem Vor- 
entwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch von Professor 
Dr. Oetker, Stuttgart. F. Enke. | 

Die aus einem Vortrag hervorgegangene Schrift (36 8.) ehe 
die Stellungnahme des Verfassers zum Vorentwurf wieder. Gebilliget 
werden: Die Beibehaltung der Todesstrafe als fakultative Strafe; diese “ 
Nicehtaufnahme der Deportation; die Strafschärfungen in $ 18; das 
Recht des Richters in besonders leichten Fällen von Strafe abzusehen; 
die den „Lohngedanken“ zur Geltung bringenden Institute der vor- 
läufigen Entlassung, Rehabilitation und bedingten Strafaussetzung, 
letztere allerdings nur soweit sie sich nicht auf stellvertretende Freis 
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heitsstrafen und nicht auf die Fälle der Haft bezieht, welche auch 
die Fälle der bisherigen Festungshaft decken; die sichernden Mass- 
nahmen, deren Ausspruch aber dem Richter der freiwilligen Gerichts- 
barkeit und nicht dem Strafrichter übertragen werden soll. Dagegen 
beanstandet der Verfasser: Die Ersetzung der Festungshaft durch 
Haft statt durch „Einziehung“, bezüglich deren allerdings nicht gesagt 
ist, in was für Anstalten sie vollzogen werden solle; die Gefängnis- 
strafen unter 10 Tagen; die zu niederen Mindestmasse der für die 
Einzelhaft als zulässig erklärten Zeit; die konfusen Wirkungen des 
Ehrverlustes je nachdem Zuchthaus oder Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte ausgesprochen ist; die Bestimmungen über Be- 
messung der Geldstrafen, an deren Stelle er 3 Stufen und Einreihung 
in dieselben nach der Steuerklasse vorschlägt; die Unbegrenztheit 
der „Einziehung“ statt nur in Fällen schuldhafter Ermöglichung der 
Benutzung des Gegenstandes durch den Eigentümer; die allzu weit-. 
gehende Berücksichtigung des „Rückfalls“ im Entwurf; die Behand- 
lung des gewerbs- und gewohnheitsmässigen Verbrechers; die Ver- 
: werfung der dauernden Unschädlichmachung der Unverbesserlichen ; 
das Wirtshausverbot und die auf die Polizeiaufsicht bezügliche Be- 
stimmung des $ 53, die weder dem Gericht noch der Polizeibehörde 
genügende Verantwortung auferlege. WIE. 


Fürsorge für die schulentlassene männliche Jugend, 
namentlich im Anschlusse an die Fortbildungsschule. 3. Heft 
der neuen Folge der Schriften der Zentralstelle für Arbeiter-Wohl- 
fahrtseinrichtungen. Berlin, ©. Heymann’s Verlag 1909. 

| Die der Erziehung dienenden Einrichtungen, d.h. Massnahmen 
zur Sammlung, Unterhaltung, Belehrung und Förderung der Jugend- 
lichen und solche behufs körperlicher Tüchtigmachung werden be- 
handelt und vor allen Dingen der Frage das Interesse zugewandt, 
wieweit die Fortbildungsschule. teils als solche, teils in Verbindung 
mit den übrigen Jugendfürsorgeeinrichtungen geeignet ist, die Auf- 
gabe jener Einrichtungen und Massnahmen mitzuübernehmen. 

| Der Vorbericht bespricht in der ersten Hauptgruppe die Jugend- 
vereinigungen und -Heime einschliesslich der Jugendabteilungen von 
Korporationen Erwachsener [a) evangelische, b) katholische, e) jüdische, 
d) interkonfessionelle, e) Abteilungen bei Korporationen Erwachsener). 
Die 2. Hauptgruppe behandelt die speziellen Jugendfürsorgevereine, 
_ die für die Jugend tätigen sonstigen Wohlfahrtsvereine, endlich alle 
anderen Faktoren, welche sich mit der Sorge für die Schulentlassenen 
befassen (Schulen, Kirche, Innere Missionen, Charitas, gewerbliche 
Interessenvertretungen einschliesslich Arbeitgeberorganisationen und 
kommunale und staatliche Behörden). 

Es ist ein reiches Material, was hier geboten wird und wer sich 
informieren will über das was geschah, geschieht und noch wünschens- 
wert bleibt, wird reichlich Belehrung und Aufklärung und auch An- 
regung und Fingerzeige finden, für das, was die Jugendlichen an 
Fürsorge verlangen und wie man in Stadt und Land die Sache an- 
zugreifen habe. Was die Frage, ob die Fortbildungsschule die qu. 
Aufgabe mitzuübernehmen geeignet sei, angeht, so dürfte es Zustim- 
mung finden, wenn betont wurde, dass man nicht eher neue Fürsorge- 
einrichtungen direkt an die Fortbildungsschule anschliessen solle, 
bevor man versucht habe, die schon in der Fürsorge tätigen Ver- 
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einigungen und Veranstaltungen zu fördern und in organische Ver- 
bindung mit der Fortbildungsschule zu bringen. ES 
Der Versammlungsbericht bringt 4 Referate, welche die allge-- 
meine Bedeutung und Notwendigkeit von Massnahmen zur weiteren BR: 
Erziehung der gewerblich tätigen männlichen Jugendlichen (Direktor 
Bauer, Herrnhut), die Nützlichkeit der kör perlichen Uebungen 
(Prof. v. Gruber, München), Organisation der Fürsorge, gemeinsame 
Arbeit der hier tätigen Korporationen untereinander und mit dr 
Fortbildungsschule, Beteiligung der kommunalen und staatlichen Be- 
hörden (Dr. Recke, Berlin) und endlich Fürsorgeeinrichtungen im j 
direkten Anschlusse an die Fortbildungsschule (Direktor Uhrmann, 
Krefeld) erschöpfend und überzeugend behandeln. Ueber den Verlauf 
der Diskussion äusserten manche Redner ihre Befriedigung. Jeden- 2 
falls hat sich gezeigt, dass die Art der Abfassung des Vorberichtes 2, 
als Vorarbeit für die Referate, diese letzteren klar und verständlich 
macht und sie entlastet von den .geschichtlichen und statistischen 
Einzelheiten bezw. ergänzt da, wo eine Erörterung von Fragen, die 
sich zu einer Konferenzbehandlung nicht eignen, nur unnütz zeit 
raubend sein würde. GE 
Die zur Verhandlung stehenden Fragen fanden durch den 
Vorbericht und die ausgezeichneten Referate ihre wesentliche Klärung, 
sodass die Diskussion um deswillen erfreulich glatt und befriedigend 
verlief. Die Zentralstelle hat — so äusserte sich der letzte Diskus- 
sionsredner — den Befähigungsnachweis für ihre Aufgabe geführt 
und wenn es bei der Begründung der Zentrale in Zweifel gezogen 
sei, ob man durch Objektivität, durch Toleranz, die keine verwaschene 
Toleranz ist, die jedem Individiuum seine Eigentümlichkeit belässt, 
aber jedes achtet, was der andere tut, die erstrebten grossen Erfolge 
erreichen könnte, so habe eben die Tagung in Darmstadt diesen 
Beweis geliefert. Die reichhaltige Schrift verdient es, warm empfohlen 
zu werden. “ 
Oslebshausen b. Bremen. Fliegenschmidt 2 


Heinersdorff, „Er gab — ich nahm‘, Preis 6 Mk., Yorke 27 
der Kaiserswerther Diakonissenanstalt. Ei 

Ein emeritierter Pastor — der bekannte Gründer des Elberfeld- 
Barmer Zufluchtshauses — gibt hier Erinnerungen aus seinen 44 Amts- 
jahren, von denen über die Hälfte dem Gefängnisdienst gewidmet 
war, zuerst in Königsberg, später in Dortmund und Elberfeld. In 
der ganzen Art, wie er sein Amt auffasste und führte, repräsentiert 
er sich dem Leser als „der geborene Mann der inneren Mission“. 
Speziell als Gefängnisseelsorger bewahrte er sich bis zum Schluss 
einen edlen christlichen Optimismus. Das hindert ihn nicht, gegen 
„die notorischen Gewohnheitsverbrecher, die sich durchaus nicht 
bessern wollen“ den Gesetzgebern ein kräftiges Einschreiten zur Ge- 
wissenssache zu machen. Das Buch sagt dem Fachmann nichts neues, 
aber es ist geeignet, weitere Kreise für die vielfach noch verkannte 
Gefängnisarbeit zu interessieren. B. 


Ueber „Untersuchungshaft‘“ in Wien schreibt Paul Schiff 
im „Recht“, Wien, Kommissionsverlag der Wiener Volksbuchhandlung 
J. Brand. Inwieweit die Schilderung der als gänzlich unzureichend 
und eines zivilisierten Landes unwürdig bezeichneten Untersuchungs- 


räume frei von subjektiven Anschauungen und Empfindungen ist, 


lässt sich für Dritte nieht bestimmen. Jedenfalls hat aber der Ver- 


fasser recht, wenn er darauf hinweist, dass vielfach die Unter- 
suchungshaft in schlechteren Räumen und schlechteren Verhältnissen 
vollzogen wird als langjährige Strafen an abgefeimten Verbrechern. 
Diese beklagenswerte Tatsache findet sich aber nieht nur in Oesterreich, 
sondern auch in anderen Ländern. vo. 


Dr. Bernhard, Beiträge zur Kenntnis der Schlafverhält- 
nisse Berliner Gemeindeschüler 39. Beiheft der „Zeitschrift zur 
Kinderforschung“. Langensalza, Hermann Beyer & Söhne, 13 S. 25 Pf. 

Eine interessante Schrift, die insbesondere den Lehrern an 


'Strafanstalten wertvollen Stoff für Aufklärung und Anregung gibt, 
- wodurch in dieser wichtigen Frage auf die Gefangenen sehr segens- 


reich gewirkt werden kann. v.E. 


Professor Dr. W. Kisch, Unsere Gerichte und ihfe Re- 
form. Wissenschaft und Bildung. Einzeldarstellungen aus allen Ge- 
bieten des Wissens. Herausgegeben von Privatdozent Dr#Pr Berre, 
Bd. 39.) Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig. Gr.. 8°. 171 Seiten, 
Geheftet Mk. 1. .—, in Originalleinenband Mk. 1.25. 

Das Buch beschäftigt sich mit der Lehre vom Gerichte, 
seinem Wesen und seinen Aufgaben, seinen verschiedenen Arten 


. und seiner rechtlichen Stellung, gibt sodann einen Einblick 


in die Geschichte, Organisation und Kompetenz der einzelnen 


_ Straf- und Zivilgerichte unter Berücksichtigung der militärischen, 


konsularen und kolonialen Gerichtsbehörden und beschäftigt sich in 


_ einem dritten Abschnitt mit den Nebenorganen der Gerichtsbarkeit, 


der Rechtsanwaltschaft, der Staatsanwaltschaft, den Gerichtsschreibern 
und Gerichtsvollziehern. 

Hieran schliesst sich dann eine Betrachtung über die Reform- 
möglichkeit unserer Zivil- und Strafgerichte, woraus hervorgehoben 
werden soll, dass der Verfasser für Einführung der Berufung gegen 
die Entscheidung der mittleren Gerichte eintritt. 

Bei den vielfachen Anfragen, welche Gefangene über Prozess- 
führung an die Oberbeamten der Gefängnisse stellen, bietet das Buch 
den letzteren wertvolle Anhaltspunkte. v. E 


i 

Die Gaunersprache, ein Beitrag zur Völkerpsychologie be- 
titelt sich ein Aufsatz unseres Mitarbeiters, Anstaltsgeistlicher Klee- 
mann in Leipzig, im Archiv für Kriminalanthropologie von Gross 


auf den wir die Leser hinzuweisen nicht verfehlen wollen. 


Dr. med. Neter, Die Behandlung der straffälligen 
Jugend, Heft 30 der Zeitschrift „Der Arzt als Erzieher“. Verlag der 
ärztlichen Rundschau, München. 

Obgleich von einem Arzt geschrieben, beschränkt sich die Ab- 
handlung durchaus nicht auf die Aufgaben der ärztlichen Berufs- 
tätigkeit in dieser Frage. Der Verfasser behandelt vielmehr, und zwar 
fast noch intensiver wie die medizinische Seite, die in dem Problem 
enthaltenen juristischen, psychologischen und sozialen Momente. Das 
Buch ist sehr hübsch geschrieben, zeigt eine tiefe Kenntnis der ein- 
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sehlägigen juristischen Literatur und bringt sehr richtige Reform- 


vorschläge, die doppelt wertvoll sind, weil sie sich in gemässigten 
Grenzen halten. Der Abhandlung ist das dänische Gesetz über die 
Behandlung verbrecherischer und verwahrloster Kinder und junger 
Personen beigedrukt. vB. 


Klein, Alexander, I. Staatsanwalt, Vertreter des Oberstaats- 


anwalts beim Kammergericht. Die Vorschriften über Verwaltung und 


Strafvollzug in den Preussischen Justizgefängnissen, II. Auflage, Berlin 
1910, Verlag von Franz Vahlen, W 9, Linkstr. 16, brosch. M. 16.—, 
geb. Mk. 18.50. 

4 Das in Band 41 S. 134 dieser Blätter ausführlich besprochene 
Buch, ein Kommentar der Gefängnis-Ordnung vom 21. XI. 98 für die 
preussischen Justiz-Gefängnisse, ist nunmehr in II. vermehrter und ver- 
besserter Auflage erschienen.. Der Plan des Buches ist unverändert ge- 
blieben; neubearbeitet sind die Abschnitte über die Gefangenen-Sammel- 
transporte und über die Verpflegung der Gefangenen infolge des Erlasses 
neuer Bestimmungen. Aenderungen in allen Teilen des Buches wurden 
veranlasst durch dieEinrichtung der Reehnungsämter, durch die Kassen- 
ordnung für die Justizbehörden vom 28. IlI.07, und durch die Etats- 
vorschriften für die Justizverwaltung vom 12.111.08; ausserdem sind 
zahlreiche seit dem Erscheinen der I. Auflage (Juni 1905) ergangene und 
bisher im Druck nicht veröffentlichte Justizministerial-Erlasse und die 
im Justizministerial-Amtsblatt bekanntgemachten neuen Vorschriften 
berücksichtigt. Die Erfahrungen aus der Praxis der grossen und kleinen 
Gefängnisse wurden auch für die II. Auflage sorgfältig berücksichtigt, 


desgleichen die Rechtsprechung und die Literatur. Der Kommentar 


zur Gefängnisordnung ist um 28, der sonstige Inhalt um 63 Seiten 
erweitert. 
Das vorzügliche Werk hat dadurch an Wert erheblich gewonnen. 
Schw. 


Die Firma Franz Vahlen-Berlin W 9, Linkstr. hat einen Ver- 
lagskatalog erscheinen lassen, der eine Uebersicht bietet über die Ver: 
lagstätigkeit dieser auch in unseren Kreisen rühmlich bekannten Ver- 
lagsfirma während der ersten vier Jahrzehnte ihres Bestehens; er um- 
fast eine alphabetische und eine systematische Uebersicht, sowie ein 
alphabetisches Sachregister. 


Aus der belgischen Literatur. 
Revue de Droit Penal et de Criminologie, publi& par 


R. de Ryckere et Henri Jaspar. Bruxelles, veuve Ferd. Larcier. 


20 Fr. jährlich. — das :Monatsheft 2 Fr. 


Das Januarheft .d.J. beginnt mit einer Rede des Professors 


Thiry anlässlich der Eröffnungssitzung des Wintersemesters der 


Universität Lüttich über die „Zustandsverbrecher“. Derselbe tritt 
für die Unterscheidung von Gelegenheits- und Zustandsverbrecher 


ein, wobei er ausdrücklich betont, dass ein Gelegenheiisverbrecher 
. auch im Fall der Rückfälligkeit noch nicht zum Zustandsverbrecher 
wird, dessen charakteristisches Merkmal er in seiner gefährlichen 
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Veranlagung erblickt, die ihn immer wieder zu antisozialen Hand- 
lungen treibt. Während für die Gelegenheitsverbrecher die Ver- 
urteilung zu bestimmter Strafe als angemessen*“erscheine, verwirft er 


diese Behandlung für die Zustandsverbrecher. Nachdem er diesen 


gegenüber auch die Todesstrafe und die Transportation sowie die 
lebenslängliche Einsperrung für unzulässig begründet hat, tritt er 
dafür ein, diese Personen an besonderen Orten in Gemeinschaftshaft 
mit nächtlicher Trennung dauernd mit der Massgabe zu verwahren, 
dass ihre bedingungsweise Entlassung bei eingetretener Besserung 
und ihre Wiedereinsperrung bei erneutem antisozialen Verhalten jeder- 
zeit erfolgen könne. Eine Kommission, bestehend aus einem Richter 
als Vorsitzenden, dem Direktor, dem Arzt der Anstalt und einem 
Ministerialvertreter, hätte die diesbezüglichen Entscheidungen zu 
treffen. Für die Entscheidung, ob jemand als gefährlicher Zustands- 
verbrecher anzusehen sei, ist nach Ansicht des Verfassers das Merk- 
mal des pathologischen Degeneriertseins von wesentlicher Bedeutung. — 

Es folgt dann ein Artikel „le crime et l’hygiene socialef, 
eine langathmige Polemik seitens des. Advokaten des Cressonnieres 
gegen den Staatsanwalt Raphaöl Simons. Letzterer hatte in einem 
Artikel „Le crime et la defense sociale“ sich gegen die verweich- 
lichten Reformgedanken, welche im 19. Jahrhundert im Strafrecht sich 
Geltung zu verschaffen suchten, gewendet und ist für eine strammere 
Strafgesetzgebung und eine Verschärfung der Strafen und des Straf- 
vollzugs eingetreten. Demgegenüber betont der Verfasser, dass 
„soziale Abwehr“ sich nicht nur als ein Recht der Gesellschaft nach 
Beseitigung gefährlicher Elemente darstelle, sondern auch den Begriff 
der sozialen Gesundheitspflege in sich fasse. Jener Grundsatz führe 
nieht zur Unschädlichmachung der Verbrecher, sondern zur Beseiti- 
gung der Quellen der Verbrechen. — 

Es folgen dann wie in allen Heften, eine grosse Reihe gericht- 
licher Entscheidungen, an die sich drei Artikel über das Bettelwesen 
und die Ausbeutung der Kinder hierbei in Paris und Antwerpen mit 
interessanten Details anschliessen. 

Aus den übrigen Nummern der Chronik seien genannt, kurze 
Abhandlungen über internationale Verbrecher, die Arbeitscheuen 
Londons, das Zellengefängnis in Sagamo, die Bewegung im hollän- 
dischen Protestantenbund auf Abschaffung des Eides, da die Fälle 
der Eidesverweigerung mangels Glaubens an Gott sich in der letzten 
Zeit mehrten, und Eindrücke über die Strafkolonie in Noumea. 

Das Februarheft enthältu. a. einen Artikel über das belgische 
Militärgerichtsverfaähren, der sich günstig darüber ausspricht, sodann 
ausser den Entscheidungen eine Bibliographie und Chronik. Aus 
letzterer ist folgendes hervorzuheben: G. Berry hat im Dezember 1909 
einen Gesetzentwurf zur Verhütung der Ausbeutung der Kinder ein- 
gebracht. Darnach sollen bestraft werden Eltern, Vormünder, Pflege- 
eltern ete., die ein Kind oder Lehrling unter 16 Jahren entgeltlich 
oder unentgeltlich an Seiltänzer, Akrobaten und ähnliches fahrendes 
Volk oder Bettler übergeben haben, mit Gefängnis von '/,—2 Jahren 


- und mit Geldstrafe bis zu 200 Fr.; Vermittler und Agenten dagegen 


mit Zuchthaus von 5—10 Jahren. Jedes solches Kind soll als „morale- 
ment abandonne6“ gelten und der für solche Kinder bestimmten 
Anstalt übergeben werden. 

Das Märzheft bringt einen Artikel über den schweizerischen 
Vorentwurf zu einem Strafgesetzbuch von 1908, der sehr klar ge- 
schrieben ist und gut orientiert; einen Aufsatz über Identifizierung 


durch Fingerabdrücke und von Direktor Bertrand in Namür 
eine Abhandlung über die Verantwortlichkeit des Personals, nament- 
lich des Vorstandes an Strafanstalten bei Ausbrüchen, die, abgesehen 
von einem geschichtlichen Ueberblick über die Bestrafung bei Ent-- 
weichungen und einer Kritik der derzeitigen belgischen Gesetzes- 
bestimmungen, viele interessante Gedanken über die Aufgaben der 
Gefängnisbeamten überhaupt hat. Er regt unter anderem, im An- 
schluss an Fliegenschmidt’s Buch über den Beruf des Gefängnis- = 
vorstandes, die Frage an, ob es nicht zweckmässig wäre die ver- 
waltungstechnische Leitung in den Gefängnissen von der erzieherischen' 
wissenschaftlichen Behandlung der Gefangenen zu trennen. Aus der 
Bibliographie ist eine Besprechung des Werkes von Professor Prins 
„la defense sociale et les transformations du droit penal“, Brüssel, 
Misch und Thron, hervorzuheben, in der Prins darlegen will, dass 
der Begriff der „defense sociale“ ganz verschieden ist von dem 
klassischen Begriff der Strafe, der viel enger ist; dass er bisweilen 
unabhängig von der Zurechnungsfähigkeit, aber niemals unabhängig 
vom psychischen Zustand des-Individuums erfasst werden kann. 

Das Aprilheft bringt die Fortsetzung der Aufsätze des März- 
heftes und bespricht den’von der Duma genehmigten Gesetzentwurf 
über die bedingte Verurteilung, der die viel umstrittene Bestimmung 
enthält, dass dieselbe auch durch die Geschworenen ausgesprochen 
werden kann. Desgleichen findet sich ein Artikel über den neuesten 
Stand dieser Frage in der Schweiz. — 

Aus dem Maiheft ist neben einer Abhandlung über die 
italienische Strafrechtsstatistik ein Artikel von Raphaäl Simons über 
den Missbrauch mit der bedingten Verurteilung in Belgien hervor- 
zuheben, der seiner Ansicht nach ausser Frage steht und auf die 
mangelhaften gesetzlichen Bestimmungen und die Anwendung des 
Gesetzes in der Praxis zurückzuführen ist. Es folgen dann gericht- 
liche Entscheidungen, Nachrichten über Daktyloskopie usw. 

Das Juniheft enthält Aufsätze über die preussische und 
schwedische Kriminalstatistik und über eine neue Methode der Ab- 
nahme von Fingerabdrücken auf photographischem Weg, sodann 
Rechtsprechungen und verschiedene Notizen. 

Das Juliheft bringt einen Aufsatz über die Kindersnete 
gebung in Ungarn, - die sich bekanntlich, Dank des Interesses der 
Regierung (Ministerpräsident Koloman v. Sz&ll) und der ungemein 
entwickelten Tätigkeit der Schutzvereine zu einer grossartigen Insti- "+ 
tution ausgestaltet hat. Der Artikel gibt zusammenfassender wie die — 
Veröffentlichungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Mitteilungen Band XVI S. 402 ff und Band XVII S. 92 ff, ein Bild 
über die Fürsorge, die die ungarische Gesetzgebung der verwahrlosten 
und verbrecherischen Jugend angedeihen lässt. Er weist Interessenten 
namentlich auf das Buch von Zoltan v. Bosnjak und Graf J. Weesheim 
hin, das unter dem Titel Le droit de l’enfant abandonn& et lesysteme 
hongrois de Pag de l’enfance 1909 bei Benkö in Budapest er- 5 
schienen ist. 

-Eine zweite Abhandlung von M. Bodeux befasst sich mit der 
Zunahme der Kriminalität und ihrer Ursachen. Leider ist die inter- 
essante Abhandlung zu gross und zu sehr auf Statistik und Einzelfälle 
aufgebaut, als dass man sie eingehend wiedergeben könnte. Das. 
Resultat ist kurz ungefähr folgendes: Es besteht eine zunehmende 
Kriminalität der Jugend; in Frankreich hat sich die Zahl der ver-r 
urteilten Minderjährigen in 50 Jahren vervierfacht, in Italien in 
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10 Jahren mehr als verdoppelt. In der Mehrzahl der Fälle ist die 


Ursache in schlechtem Beispiel und der Vernachlässigung der Er- 


ziehung zu suchen, vor allem in schlechter Lektüre und im Alkohol- 
genuss. U 26 


Amerikanische Literatur. 
B. Lindsey, Jugendrichter in Denver: „Die Aufgabe des 


Jugendgerichts‘. Verlag bei Eugen Salzer, Heilbronn. 


Lindsey wurde 1900 Grafschaftsrichter in Denver in Colorado, 
gründete dort das Jugendgericht. Als Jugendrichter erwarb er sich 
grossen Ruf. In vorliegender Schrift bietet er seine Ansicht vom 
Jugendgerichte, dessen Bedeutung er darin findet, die Verbrechen zu 
verhindern, bevor sie begangen werden; es solle sich nur mit den 
Jugendlichen befassen und mit denen, welche für die Fehler derselben 
verantwortlich sind. Eine ganz andere Methode als bei Erwachsenen 


‚sei erforderlich auf Grund der endlich gewonnenen Erkenntnis, dass 


es ausgemachtes Unrecht und folgenschwere Torheit war, junge, nicht 
ausgereifte Menschen als Erwachsene anzusehen und zu behandeln. 
„Aus dem Munde dieser Unmündigen“ habe er das meiste gelernt 
für die zutreffende Behandlungsart. Manche feine psychologische 
Beobachtung bietet die Schrift. Man hat den Eindruck, dass der 
Verfasser so recht an seinem Platze und von edler Begeisterung für 
seine Aufgabe erfüllt ist. Immer wieder betont er, dass es darauf 
ankomme, die Kinder zu verstehen, dass man mit ihnen ihre Sprache 
sprechen müsse, um: ihr Vertrauen zu gewinnen. Dieses Vertrauen 
muss dem Verfasser in reichstem Masse zu Gebote stehen; bei seinen 


 reichlichen Erfolgen richtiger Behandlung verteht man seine scharfe 


Verurteilung des früheren unbarmherzigen Mechanismus des Straf- 


 gesetzes. Einfach und ohne jede hochtönende Phrase ist die Schrift 


geschrieben. Rührende Züge des Vertrauens der Jungen zur Person 
des Richters werden erzählt und die besonderen Fälle, die erwähnt 
werden, lassen auf eine ganz ausserordentliche Begabung für den 


Verkehr mit der Jugend schliessen. Der Richter fühlt sich als Be- 


sehützer der gefährdeten Jugend und seine Worte sind die eines 
warmherzigen Anwaltes derselben. Als Leitstern des Jugendgerichtes 
stellt er hin Liebe verbunden mit Gerechtigkeit; um der Grösse der 
Aufgabe willen verlangt er besondere Jugendrichter. 

Napoleon I., der sicherlich die Menschen auszuwählen und an 


richtige Stelle zu setzen verstand, sprach es einmal aus, dass der 


Mensch immer das leiste, was man ihm zutraue. Darin liegt Wahr- 
heit. Wenn aber Lindsey gelegentlich sagt, dass keiner der Jungen 
das Gericht im Stich gelassen, wenn an anderer Stelle die Erfolge 


‚des Appells an das Ehrgefühl so ausnahmslos hervorgehoben werden 
könnten, wenn gesagt wird, dass von 100 Jungen, di& vom Jugend- 


gerichte nicht verurteilt und damit vor dem verderblichen Einflusse 


des Gefängnisses bewahrt wurden, nicht mehr als 5 vom Hundert 


infolge der Schutzaufsicht jemals die Besserungsanstalt zu sehen 
bekämen, wenn betont wird, dass nur manchmal Misserfolge zu ver- 
zeichnen seien ete., dann weiss man doch nicht recht, warum die 
amerikanische Jugend in solchem Masse anders geartet sein soll, dass 


bei ihr der Appell an das Ehrgefühl fast ausnahmslos wirkt und 


warum das und die erziehliche Beeinflussung von gewiss auch tüch- 
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tieren Erziehern oder Richtern nicht ebensolche Erfolge bei uns auf- 
weist! Es sei denn, dass in der Person des Richters von Denver die 


Erklärung liegt, der das alles hat, wie ers vom Jugendrichter und 


dessen Helfern verlangt, bei ganz besonderer Begabung eine auf- 


richtige Begeisterung und nie ermüdendes persönliches Wirken! 


Freilich meint auch er, dass man nicht zuviel vom Jugendgerichte 
erwarten dürfe, er kennt sie auch die Kinder mit verkrüppelter Seele, 
an deren Stolz zu appellieren unmöglich ist, die die Güte als Schwäche 
stets auslegen. Er verwahrt sich gelegentlich dagegen, dass sein 
Mitgefühl zu einer schlaffen Rechtfertigung oder zur Beschönigung 
führen könne; Abschreckungstheorie hält er für im Grunde falsch, 
er bedarf ihrer auch nicht. 

Die Schrift bietet viel Interessantes und Anregendes. Möchte 
sie viele Leser finden. Die wie ein roter Faden sich durch sie hin- 
durch ziehende Klage über das Unrecht gegen die Jugend, die man 
heilen zu können meinte mit Strafdosen, welche selbst für Erwachsene 
kaum angebracht wären, klang ja auch bei uns laut genug. Der 
Jugendrichter ist aber ja auch bei uns schon in Tätigkeit und — um 
mit den Worten des Buches zu schliessen — „mit der-Zeit wird schon 
ein wirklich befriedigendes System entstehen. Wir müssen nur ge- 
duldig uns weiter bemühen und nicht müde werden!“ 

Oslebshausen b. Bremen. Fliegenschmidt. 


Das Gesetz über das unbestimmte Strafurteil in Vietoria. 


(Nachstehendes ist der englischen Zeitschrift Seeking-Saving, 
Oktoberheft 1909, entnommen.) 


Das Gesetz über unbestimmtes Strafurteil trat in Victoria n 
Australien am 1. Juli in Kraft. Es ist eine sehr fortschrittliche - 


Massregel. Da es die Einführung des unbestimmten Strafurteils, die 


Ernennung eines Aufsichtsrats hierfür, die Einrichtung von Reform- 


gefängnissen und ein Bewährungssystem für Erwachsene und 


Jugendliche vorsieht, verschafft es der Strafgesetzgebung dieser 
Kolonie den Vorrang vor derjenigen anderer Erdteile. Obgleich die 


obenerwähnten besonderen Zusätze schon zum Teil in andern Ge- 
fängnissystemen existieren, kommen sie noch in keiner andern Straf- 
gesetzgebung zusammen vor, und ihre Annahme wird ohne Zweifel 


die Aufmerksamkeit anderer Länder auf das fernere Wirken des 


Gefängnissystems in Vietoria lenken. 

Die Vorschriften des Gesetzes, die sich auf das unbestimmte 
Strafurteil beziehen, bevollmächtigen einen Richter des obersten 
Gerichts oder den Vorsitzenden. des „Court of General sessions“ 
einen noch nicht vorbestraften oder einen Gelegenheitsverbrecher, 
sowohl als einen Gewohnheitsverbrecher unter ein unbestimmtes 
Strafurteil zu Stellen. Indem der Richter jemand für einen Gewohn- 
heitsverbrecher erklärt, kann er als zu seinem Urteil gehörig an- 


ordnen, dass der Angeklagte nach Beendigung der ihm auferlegten 


Gefängnisstrafe so lange in einem Reformgefängnis gehalten werde, 
als es der Direktor für notwendig hält. Nach $ 5 kann der Richter, 


wenn jemand eines anklagbaren Verbrechens überführt ist, sei er 


vorbestraft oder nicht, mit Berücksichtigung seiner früheren Ver- 


hältnisse, seines Charakters, seines Umgangs, seiner Gesundheit, 
seines (seisteszustandes, der Art des Verbrechens oder irgend welcher 


besonderer Umstände A. als zu seinem Urteil gehörig anordnen, dass er 
nach Ablauf der ihm auferlegten Gefängnisstrafe in einem Reform- 
gefängnis zurückbehalten werde, solange es der Direktor für notwendig 
hält; oder B. er kann ihn, ohne ihm ein bestimmtes Strafmass auf- 
zuerlegen, dazu verurteilen, sogleich in ein Reformgefängnis gebracht 
und dort so lange zurückbehalten zu werden, als der Direktor für 


notwendig hält. Wenn ein „Oourt of Petty sessions“ unter dem Vor- 
"sitz eines Polizeirichters einen Verbrecher zu nicht weniger als 


3 Monaten Gefängnis verurteilt, wegen einer bestimmten Art von 
Verbrechen, für welche er schon zweimal vorbestraft ist, kann er 
anordnen, dass derselbe vor Ablauf seines Straftermins vor ein 
höheres Gericht gebracht werde. Nachdem der Richter, vor dem er 


erscheint, die nötigen Angaben gehört hat, kann er anordnen, dass der 


Angeklagte nach Ablauf seines Straftermins in einem Reformgefängnis 
zurückbehalten werde, solange es der Direktor für wünschenswert 
hält. Jede in irgend einem Gerichtsgefängnis verhaftete und nicht 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes verurteilte Person kann auf 
Befehl des „General in Couneil“ und auf Empfehlung des Aufsichts- 
rats für unbestimmtes Strafurteil mit dem Einverständnis des General- 
inspektors der Strafanstalten für den Rest seines Termins-in ein 
Reformgefängnis gebracht werden. Wenn der Aufsichtsrat es für 
nötig hält, kann eine so versetzte Person auch in das Ortsgefängnis 
zurückgeschickt werden, und die im Reformgefängnis verbrachte Zeit 
wird ihm dann nicht als Strafe angerechnet. Der „General in 
Couneil“ kann jedes Gefängnis oder jedes andere passende Gebäude 
in ein Reformgefängnis im Sinne des Gesetzes verwandeln, oder 
irgend ein Reformgefängnis oder einen Teil eines solchen zur Auf- 
nahme von Gewohnheitsverbrechern oder Personen irgend einer vor- 
geschriebenen Klasse bestimmen. Jeder in einem Reformgefängnis 


 Verhaftete wird zu einem Handwerk oder anderer Beschäftigung an- 


gehalten, und ein Teil des Reinertrags, den der Verkauf oder die 
Benutzung der Erzeugnisse seiner Arbeit einbringt, wird ihmüberlassen. 
Ein Teil wird nach Ermessen des Aufsichtsrats zur Erhaltung seiner 
Familie oder irgend welcher von ihm abhängigen Personen verwendet. 
Der Aufsichtsrat wird aus drei vom „General in Council“ ernannten 


Mitgliedern bestehen, zwei sind zu einem Beschluss nötig, aber alle drei 


müssen zugegen sein, wenn ein Beschluss über die probeweise Ent- 
lassung einer in einem Reformgefängnis befindlichen Person oder die 
Versetzung von einem gewöhnlichen in ein Reformgefängnis oder 
umgekehrt gefasst werden soll. Eine der Hauptaufgaben des Auf- 
sichtsrats wird sein, genau zu untersuchen, ob die in einem Reform- 
sefängnis befindlichen Personen genügend gebessert sind, um auf 
Probe entlassen zu werden, oder ob irgendwelche gute und hin- 
reichende Gründe für die bedingte Entlassung einer solchen Person 
vorhanden sind. Der „General in Council“ kann auf Empfehlung des 
Aufsichtsrats die bedingte Entlassung einer aus einem Ortsgefängnis 
versetzten Person anordnen, aber nicht für länger als die noch übrige 
Strafzeit, in jedem andern Fall für zwei Jahre. Von einem so Ent- 
lassenen wird während seiner Probezeit, solange er sich in Victoria 
aufhält, verlangt, dass er seine Adresse und Beschäftigung mindestens 


einmal in 3 Monaten persönlich bei einem Polizeibeamten melde, oder 


wo sonst bestimmt wurde. Wenn er die Bedingungen seiner Ent- 
lassung nicht erfüllt oder mit berüchtigten Dieben, Schwindlern oder 
andern Verbrechern verkehrt, so kann er mittels Vorladung oder 
Haftbefehl vor ein „Court of Petty sessions“ gebracht und wieder 
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in ein Reformgefängnis geschickt werden. Sollte er eines anklag- 
baren oder eines auf dem Weg des summarischen Gerichtsverfabrens 
strafbaren Verbrechens überführt werden, so kann das „Court of 
Petty sessions“ oder der Richter, vor welchem er überführt wurde, 
anordnen, dass er nach Ablauf seiner Gefängnisstrafe, wenn ihm 
eine solche auferlegt ist, in einem Reformgefängnis ehalten werde, Sf 
solange es der Direktor für notwendig hält. Wenn während seiner 
Probezeit keiner dieser Fälle eintritt, so nimmt man an, dass einso 
Entlassener in vollem Masse die Gefängnisstrafe oder Haft abgesessen 
habe, zu der er verurteilt war. Besondere Vorschriften existieren für 
die Entlassung von Erstmaligen auf dem Weg der Friedensbürgschaft 
und zwar durch das Gericht, vor welchem solche Verbrecher verhörtt 
werden, und für die Ernennung von „probation officers“, indem die 
entsprechenden Vorschriften im „erimes act“ zurückgenommen werden, 
Das Gesetz für unbestimmtes Strafurteil ist im wesentlichen Y 
eine Reformmassregel, und sein Erfolg und Nutzen wird hauptsäch- 7 
lich von der Tüchtigkeit und Fähigkeit des Apparats zur Ausführung = 
der Vorschriften abhängen, Es wird daher von der grössten Wichtig- 
keit sein, dass die Beamten der Reformgefängnisse mit besonderer 
Sorgfalt nach ihren persönlichen Eigenschaften und ihrer Befähigung 
für die ihnen gestellten Aufgaben gewählt werden. Hierüber sagt 
S. J. Barrows, der verstorbene Sekretär der Gefängnisgesellschaft 
von New-York: „Das unbestimmte Strafurteil hat keinen Sinn, wenn 
es nicht mit einem wirksamen Reformsystem verbunden wird. Leute 
in ein Gefängnis zu schicken, wo sie keine Arbeit, keine Schule, 
keine Anregung zu ihrer Entwicklung finden, ist nur eine Parodie 
auf den wahren Grundsatz des unbestimmten Strafurteils. Der Ge- 
fangene muss unter eine ganze Reihe von moralisch, physisch und 
intelluktuell fördernden Einflüssen gebracht werden. ‚Wie ein Schüler 
muss er eine gewisse Anzahl Stufen durchmachen und eine gewisse 
Anzahl von guten Zensuren erlangen, ehe er steigen kann. Er muss 
im Gefängnis seine bedingte Entlassung, und während dieser eine 
absolute Entlassung verdienen.“ 


J 


Seit Mai d. Jahres erscheint in Chicago alle zwei Monate die Zeit- 
schrift des amerikanischen Instituts für Kriminalrecht und Kriminal- 
wissenschaft, herausgegeben von James Garner, Professor des Staats- 
rechts in Illinois. Die Redaktion der Blätter für Gefängniskunde hat 
sich bereit erklärt mit dieser Zeitschrift in Schriftenwechsel zu treten. 
Ueber die beiden ersten Hefte vom Mai und Juli ds. Js., die einen 
reichhaltigen und interessanten Inhalt aufweisen, möge folgendes 
mitgeteilt werden. . 

Im Juni des verflossenen Jahres wurde in Chicago auf Be- Ex 
treiben der Northwestern University zum ersten Mal ein die gesamten 
Vereinigten Staaten umfassender Kongress für Kriminalrecht und. 
Kriminalwissenschaft abgehalten, der zahlreich von Männern beschickt 
wurde, die in ihrer Berufstätigkeit i in näherer oder fernerer Beziehung 
zu den Problemen der Kriminalwissenschaft stehen. Die Delegierten is 
bildeten drei Gruppen, von denen sich. die erste mit der Frage dern 
Behandlung der Verbrecher befasste, während die zweite und. drittes 
die Frage der Vorbildung und der" Bestellung der Beamten, denen 
die Strafrechtspflege im weitesten Sinn obliegt, sowie Fragen ausc a 
dem materiellen und Prozessrecht bearbeiten sollte. Aus der Ueber-- 
fülle der Themen, die nunmehr dem Kongress vorlagen, mögen 
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erwähnt sein: Unbestimmte Verurteilung (?rdeterminate sentence) Wieder- 
einsetzung (rehabilitation) Jugendgerichtshöfe, Entschädigung für er- 
littene Untersuchungshaft, Beschäftigung der Strafgefangenen, Bureaus 
zur Identifizierung der Verbrecher, Probezeit und Entlassung auf 
Ehrenwort, Auswahl der Geschworenen, Einschränkung der Straf- 
gesetze, Individualisierung im Strafvollzug. 

Weil jedoch an eine eingehende Behandlung dieser Unmenge 
von Gegenständen nicht zu denken war, so beschränkte sich. die 
Konferenz auf eine Auswahl von sieben Fragen, deren Erörterung 
jedoch erst bei der nächsten Versammlung an der Hand eingeholter 
Referate erfolgen sollte. Eine weitere Frucht dieser Konferenz war 
die Gründung des American Institute of criminal Law and Criminology 
mit dem ausgesprochenen Zweck, dem Studium der amerikanischen 
Strafrechtswissenschaft neue Ziele und Richtungen zu geben und 
speziell die schon vorhandenen Strömungen, welche auf eine rasche 
und sichere Justiz hinzielen, zusammenzufassen. Die von diesem 
Institut zu fördernden Fragen wurden Generalkomitees und einzelnen 
Sektionen zugewiesen, von denen die 4 ersteren Fragen von mehr 
genereller Bedeutung (Zusammenwirken mit Vereinigungen ähnlicher 
Tendenzen, Bearbeitungen ausländischer klassischer Werke für Amerika, 
Redaktion einer Fachzeitschrift) behandeln, während die Sektionen 
die Lösung von Detailfragen in Angriff nehmen. (cf. unten). Die 
Arbeit dieser Redaktionskommission sind nun die beiden ersten Hefte, 
die neben grösseren wissenschaftlichen Aufsätzen Mitteilungen und 


«Kritiken von Gesetzentwürfen, Berichte über Kongresse, richterliche 


Entscheidungen, Rezensionen über die neuesten Erscheinungen in 
der Literatur einschliesslich der ausländischen, sowie kurze Inhalts- 
angaben der auf dem Kontinent erscheinenden Fachzeitschriften ent- _ 
halten. 2 : 

In einer längeren philosophischen Abhandlung setzt sich zunächst 
Thomas Hill Green, verst. Professor der Philosophie an der Oxford- 
universität über das Recht des Staates auf Bestrafung des Ver- 
brechers, über den Zweck der Strafe, deren Vergeltungs-, Besserungs- 
und Preventiv-Charakter auseinander. Er untersucht ferner, inwieweit 
der Strafe Elemente der Privatrache anhaften. 

William Healy, Vorstand der Irrenklinik für Jugendliche in 
Chicago, legt in seinem Aufsatz „die Notwendigkeit des Studiums der 
Individualitäten bei jugendlichen Rechtsbrechern“ an 10 Tatbeständen 
die Ursachen ihrer Kriminalität dar: Schlimme Gesellschaft, Laster- 
haftigkeit der Mutter, Armut, geistige Unfähigkeit, Vererbung, 
schlechte Erziehung, Räuberlektüre, schlimme Gewohnheiten auf 
sexuellem Gebiet, angeborene Faulheit, völlige geistige Umnachtung 


in der Familie, Quälerei durch andere Kinder, Alkoholismus der Eltern. 


Sowohl Leitartikel, als ein längerer Aufsatz von Lawson, 
früherem Vorstand der Anwaltskammer in Missuri, jetzt Dekan der 
Juristenfakultät daselbst, behandeln mit teilweise beissender Kritik 
den durch den amerikanischen Strafprozess geschaffenen Rechtszu- 
stand. (The Technicalities — Förmlichkeiten — zn Procedure Civil 
and Criminal, Heft 1 Pg. 63—85.) Es wird Klage geführt über die 
allzugrosse Betonung der Förmlichkeiten des Prozesses und das Ueber- 
wiegen des Gefühls beim Geschworenengericht, über die nahezu un- 
eingeschränkte Möglichkeit der Appelation, über die Vorteile, die 
dem Reichen dadurch erwachsen, dass er sich tüchtiger Rechtsbei- 
stände bedienen kann im Gegensatz zum Armen. Das Urteil des 
Präsidenten Taft, der als Mann aus dem Anwaltsstand eine lange 
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Praxis hinter sieh hat, geht dahin: „ein Strafverfahren in Amerika 
ist ein Spiel, bei welchem der Rechtsbrecher, dessen Partei das 
sportliebende Publikum ergreift, im Vorteil ist, wenn er Sieger bleibt. 
Im Gegensatz zum englischen Strafprozess ist der amerikanische mit 
dem Spruch der Geschworenen keineswegs erledigt, es besteht nach 
der Verurteilung durch die Jury für den Angeklagten noch so grosse 
' Hoffnung auf eine günstigere Wendung, dass ein berühmter Verteidiger 
zu einem des Mords schuldig Gesprochenen mit aller Ruhe sagen 
konnte: „Nur Geduld, es ist noch nichts verloren, der Prozess hat ja 
erst begonnen“ (Seite 75 und 76 Heft 1). Interessante Beispiele zeigen 
den auf die Spitze getriebenen Formalismus im Verfahren, der einem 
deutschen Juristen völlig unverständlich sein muss. Es ist nichts 
seltenes, dass wegen überaus geringfügiger Schreibfehler, sei es im 
Spruch der Geschworenen, in der Anklageschrift oder im Eröffnungs- 
beschluss, oder wegen einer angeblich nicht ganz präzisen Ausdrucks- 
weise in einem dieser Aktenstücke, das Verfahren vom höchsten 
Gerichtshof für nichtig erklärt wird. Der Merkwürdigkeit halber sei 
folgender Fall in wörtlicher Uebersetzung wiedergegeben (Seite 76 
und 77 Heft 1): Ein Mann namens S. wurde des Mordes an E. über- 
führt. Der höchste Gerichtshof stiess das Urteil um, weil der Ta 
bestand im Anklagebeschluss nicht exakt genug geschildert war. Er 
enthielt folgenden Passus: S. tötete vorsätzlich und mit Ueberlegung, ° 
den E. dadurch, dass er seinen Revolver abfeuerte, der mit Pulver - 2, 
und Bleikugeln geladen war und den er damals in seiner Hand fest- BER 
hielt. Die Aufhebung des Urteils wird von dem „Splitterrichter” 
folgendermassen begründet: Wir können nicht sehen, dass die Schuss- 
‘ waffe auf den E. abgefeuert wurde, es kann möglich sein, dass der 
Täter in die Luft oder auf einen Schwarm Vögel geschossen hat; es = 
erhellt auch nicht, dass E. getroffen wurde; er mag vielleicht ein a 
Schwächling gewesen sein, der schon aus Furcht vor dem Losfeuern 
der Schusswaffe starb — von alledem enthält der Anklagebeschluss 
nichts. Mit Recht nennt Verfasser diese Art Rechtssprechung ein rd 
albernes System und vergleicht es mit dem Kriminalprozess aus der 
englischen Rechtsgeschichte während der Zeit der Zwistigkeiten 
zwischen Krone und Volk oder Katholiken und Protestanten, wo alle 
diese Spitzfindigkeiten des formalen Rechts ausgenutzt wurden, um 
die Opfer eines religiösen oder politischen Fanatismus zu retten. Als 
Resultate einer solchen Rechtssprechung führt der Verfasser an: 
grosses Misstrauen aller rechtlich Denkenden und grosses Vertrauen 
bei den Rechtsbrechern; grosse Zunahme der Mordfälle; Ueber- 
wucherung der Lynchjustiz als Protest des Volkes gegen eine un- 
erträgliche Rechtslage: /n /he United States » Judge Lynch« executes more 
people every year than do all our judicial tribunals. (Der Lynehjustiz 
fallen jährlich mehr Personen zum Opfer als unsere Gerichtshöfe 
Todesurteile aussprechen). A 
Eduard Lindsey, Mitglied der amerikanischen antropologischen 
Gesellschaft, bespricht den von Sterling am 6. Januar 1910 bei dem 
Kongress eingebrachten Gesetzentwurf betreffend die Errichtung eines 
kriminologischen Laboratoriums in Washington. Dieses Institut soll 
der Erforschung der vom Normaltypus abweichenden Klassen von 
Individuen dienen und soll sich insbesondere mit Statistiken auf 
anthropologischem und antropometrischem Gebiet befassen. Es wird 
dann im weiteren Verlauf die Theorie Lombrosos vom geborenen 
Verbrecher in ablehnender Weise kritisiert mit der Begründung, dass 


sich zwischen physischen Anomalien und dem Verbrechen kein not- 
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wendiger Zusammenhang feststellen lasse. Verfasser bekämpft die 
Individualisierung der Strafe als mit dem staatlichen Strafrecht nicht 
vereinbar, dessen Zweck nicht sein könne, den Charakter des Einzelnen 
auf eine ideale Höhe zu bringen, sondern das neben seinem subsi- 
diären Reform- und Erziehungscharakter die Beziehungen der Einzelnen 
in der Gesamtheit regeln soll. 

Frederick Griffin von der New-York City Bar setzt sich im 


zweiten Heft aus Anlass des Falles Thaw mit der Geistesstörung als 


Grund der Verteidigung auseinander. Er untersucht, warum die 
gesetzliche Regelung betr. den Einfluss der krankhaften Störungen 
der Geistestätigkeit auf die Bestrafung des Verbrechers mit soviel 
Schwierigkeiten verbunden und die Anwendung - des Gesetzes so 
vielen Schwankungen unterworfen ist. £ 

William Gemmill, Strafriehter-im Munieipal Court in Chicago, 
gibt interessante Einzelheiten aus seiner Praxis in dem Aufsatz „Ver- 
brechen und seine Bestrafung in Chicago“. Ihm gilt die Furcht vor 
der Strafe als das beste Abschreckungsmittel, er tritt für rasche 


. energische Bestrafung ein, behandelt die Gründe für Ab- und Zu- 


nahme der einzelnen Verbrechens-Kategorien und setzt sich ein- 
gehend mit der Frage auseinander, auf welche wirksame Weise der 
Trunkenheit zu begegnen ist. Des weiteren folgen eine längere 


_ Abhandlung von William Schofield, Mitglied des höheren Gerichts- 


hofs in Massachusetts über „das Sachverständigengutachten des 
Arztes, Reformvorschläge für die Praxis“, eine Arbeit von Arthur 
Mae Donald über vergleichende Kriminalstatistik in Deutschland, 


Frankreich und England und den Schluss bildet eine kritische Würdi- 


gung des Lebenswerkes Cesare Lombrosos von Adalbert Albrecht. 
Die erste Sektion des Instituts veröffentlicht im Anhang des 


zweiten Heftes ein genau ausgearbeitetes Schema zwecks Feststellung 


sämtlicher Merkmale und Daten, die sich auf den Delinquenten, 
dessen Vorleben und 'seine strafbare Handlung beziehen. Als die 
Hauptgesichtspunkte, die bei der Untersuchung ins Auge zu fassen 
sind, werden angegeben: 1) ausführliche Familiengeschichte unter 
besonderer Berücksichtigung einer etwa vorhandenen erblichen 
Belastung; 2) eingehende Darstellung des äusseren Entwicklungs- 
gangs; 3) Würdigung der Umgebung ; 4) genaue Schilderung des 
Charakters; 5) Anthropometrische Messung einschliesslich der Photo- 
graphie; 6) ärztliche Begutachtung, insbesondere nach der psycho- 
pathischen Seite; 7) Grad des Intellektes; 8) Abfassung eines Lebens- 
laufs durch den Verbrecher. 
Gerichtsassessor Jetter-Weinsberg, 


Unbestimmte Verurteilung 
von Georg Stammer-Berlin. 


„Wenige Worte über eine grosse Sache!“ 


So leitete Frederick Howard 'Wines einen Vortrag ein, den er 
vor der Handelskammer in Springfield (Illinois) über die unbestimmte 
Verurteilung, die Strafentlassung auf Probezeit und das neue ameri- 
kanische Strafrecht hielt. 

Den interessanten Ausführungen entnehmen wir folgende be- 
merkenswerte Gedanken: 


or 


Die Strafrechtswissenschaft lehrt die Kunst mit Verbrechen 


und Verbrechern umzugehen. Das altamerikanische Strafreeht liess 


'< 


bedenkliche Lücken dieser Kunst erkennen, und es ist eine rein 


natürliche Folge, dass daraus neue Gesetze und Einrichtungen ent- 


sprangen, die moderner Intelligenz und Zivilisation besser angepasst 
sind. So erstand ein neues Strafrecht und in enger Anlehnung an 
dieses eine fortschrittliche Bewegung auch auf dem Gebiete des Ge- 
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biete des Gefängniswesens. Das bedeutendste Problem ist hier die 


„Unbestimmte Verurteilung“ und untrennbar mit ihr verbunden: die 
Strafentlassung auf Probezeit. Wollte man das eine aufgeben, verlöre 


man das andere; beides aber wäre ein nicht wiedereinzuholender 


Rückschritt auf der stetig aufwärtssteigenden Bahn der Wissenschaft 
und Gesittung, 

Der alte Strafvollzug krankte an vielen Uebeln, an keinem 
aber mehr als an der politischen Beeinflussbarkeit der Gefängnis- 


aufsichtsbehörden, der kontraktmässigen Vergebung der Gefangenen- = 


arbeitskräfte und der häufigen und oft brutalen Anwendung der 
Disziplinarstrafmittel. Den Vorteil. des Systems hatten die geld- 
saugenden Arbeitgeber und die einflussreichen politischen Macht- 


haber, die hilflosen Opfer der immer offensichtlicher werdenden 


Schäden waren die Gefangenen. 
Eine Besserung der Rechtsbrecher war zwar auch schon damals 


bestimmungsmässig gefordert, doch glaubten an sie weder Gefängnis- 


beamte noch sonst jemand. Alle Reformgedanken scheiterten am 


System. War die Sicherheit der Anstalten gewährleistet, so dass die 


Gefangenen nicht entweichen konnten, waren die Arbeitserträge so 


gross, dass sie die Unterhaltugsausgaben deckten und war den 


Sträflingen das Leben so unerträglich gestaltet, dass der Schrecken 


vor den Greueln einige Aussicht bot, ihnen den Mut zu weiteren 
Untaten zu nehmen, so war man zufrieden und glaubte der All- 


gemeinheit den Fechten Dienst erwiesen zu haben. 


Zu einer Aenderung der Auffassung führte die Einsicht, dass 
„Furcht erniedrigt und verschlechtert“, dass aber „Hoffnung belebt, 


aufrichtet und bessert.“ Anstatt für schlechtes Verhalten mit Strafen : 


zu drohen, wurden für besonders gute Leistungen Belohnungen in 


Aussicht gestellt. Man liess die Gefangenen am Arbeitsverdienst 


teilnehmen und räumte ihnen die Möglichkeit ‚der Verkürzung der 
Haftzeit ein. Die erzielten Erfolge bereiteten den Weg vor: für die 
Annahme und Einführung der „Unbestimmten Verurteilung“. 


Dies heute in greifbarer Gestalt vor uns stehende Strafproblem- 
hat seine Geschichte. Sein Vorläufer ist die bedingte Strafentlassung, 


# 


die 1846 in Frankreich Eingang und vielseitige Nachahmung fand. = 


Die namentlich bei jugendlichen Verbrechern gesammelten guten 


et 


Erfahrungen halfen das Vorurteil gegen die kommende unbestimmte 


Verurteilung besiegen. Aber es war ein weiter Weg und es galt 


viele Bedenken niederzukämpfen. Die alten Gesetze stehen auf dem 
Boden- der vergeltenden Gerechtigkeit. Nicht die Zukunft des Ver- Ri 
brechers und die Sicherheit der Allgemeinheit haben sie im Auge, 
sondern die begangene Straftat, die der Ver gangenheit angehört. Sie 


wollen die Strafe dem Verbrechen anpassen, obwohl das für irrende 


Menschen unmöglich ist. Die Vergeltung liegt allein bei Gott. Jeder 2 


rechtdenkende Mensch muss‘ das bestätigen, und wer es zugibt, muss 
anerkennen, dass das alte Strafrecht auf kranker Basis steht, über 
die das Ende früher oder später überall hereinbrechen muss. 
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Das neue Strafrecht bestraft das Verbrechen, indem es den 
Verbrecher während des Strafvollzuges einer zielbewussten, auf prak- 
tischen Erfahrungen beruhenden Behandlung unterwirft, die das Gute 
sucht sowohl für ihn, wie für die Allgemeinheit. Wie ein Geistes- 
kranker, der sich oder anderen gefährlich ist, von der mensch- 
lichen Gesellschaft getrennt und zu dem Zwecke seiner Wieder- 
herstellung einer planmässigen Behandlung unterworfen wird, die 
zur Freilassung führt im Falle siner Heilung und zu dauernder 
Internierung im Falle seiner Unheilbarkeit, so sind logischer Weise - 
die Rechtsbrecher, die nichts anderes sind als sozial Kranke, analog 
zu behandeln. Warum soll ein Verbrecher, der von seinen ver- 
brecherischen Ideen geheilt ist, nicht freigelassen werden, und warum 
soll er nieht dauernd interniert bleiben, wenn er ein Unverbesser- 
licher ist? Das Motiv beider Fälle ist das nämliche: Der Schutz der 
menschlichen Gesellschaft steht obenan; er wird am wirksamsten aus- 
geübt durch das Eindämmen der Ursachen der Gefahr, d. h. durch 
Wiederherstellung oder durch dauernde Absonderung. 

Wenn aber die Hoffnung auf Besserung der Rechtsbrecher 
eine Chimäre wäre? — Es unterliegt keinem Zweifel, dass Verbrecher. 
teils unverbesserlich sind, teils besserungsfähig, Es ist hier dasselbe, 
wie bei den Irren und anderen Kranken. Wie aber dıe Häuser, die 
solche bergen, auf Hoffnung begründet sind und nicht auf Ver- 
zweiflung,, so muss auch in den Strafhäusern Gelegenheit‘ zur 
Besserung und Heilung gegeben sein. Oder wollte man, weil alle 
Gefangenen nicht gebessert werden können, -darauf verzichten, den 
Besserungsfähigen und Besserungswilligen die Haud zu reichen 
zur Vorbereitung für den Wiedereintritt in ein geordnetes soziales 
Leben? Dasjenige Staatswesen, das. so an seinen Mitgliedern — und 
seien es die niedrigsten und verworfensten — handeln würde, beginge 
ein Verbrechen, das schlimmer wäre, als alle Untaten seiner Unholde. 
Nun gibt es aber kein auf Besserung und Wiederherstellung 


 hinauslaufendes Strafsystem, das wirksamer wäre, als die Unbestimmte 


Verurteilung. Es ist eine unanfechtbare Tatsache, dass jedes Ge- 
fängnis einem Markstein gleicht, der Zeugnis.ablegt für die Ungleich- 
heit des Urteils und für die Ungerechtigkeit bei Zuerkennung des 
Strafmasses. Die durch das Gesetz und die Gerichtshöfe begangenen 
Irrtümer, die nirgends sichtbarer werden, als während der lang- 
jährigen Strafhaft, untergraben die Staatsautorität und sind unserer 
fortgeschrittenen Zeit unwürdig. Das einzige gleiche Urteil ist das 
unbestimmte Strafurteil, das die Bemessung der Dauer der Freiheits- 


‚strafe in die Hand des Einzelmenschen legt. Anstatt in den Kerker 


geworfen zu werden mit Drohungen für die Zukunft, jezlicher 
belebender Hoffnung beraubt, werden die Rechtsbrecher hier mit 
Aussicht auf eine selbst zu verdienende Strafentlassung einem 
ermutigenden Straf- und Besserungsverfahren unterworfen, das durch- 
aus keine Schwäche zeigt und ein freundliches Gesicht auch nur 
dem zuwendet, der seine Mitarbeit zu seiner Besserung durch sein 
Verhalten bezeugt. Der niederdrückende, die physischen und geistigen 
Kräfte oft untergrabende Einfluss der Gefangenschaft ist aufgehoben. 
Die wohldurchdachte konsequente und strenge Methode, nach der in 
enger Anlehnung an die Bedürfnisse und Anforderungen des prak- 
tischen Lebens die Behandlunz der Sträflinge sich vollzieht, spornt 
immer wieder dazu an, das nicht zu verlieren, was durch Fleiss und 
Wohlverhalten errungen worden ist. So wird zur Gewohnheit, was 
gewiesen und zum Eigenbesitz, was gegeben worden war. Damit 
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teilt sich dem Besserungsfähigen das mit, was allein ihn befähigt 
als nützliches Glied wieder unter freien Menschen zu leben, d. i. die, 
Selbstüberwindung. 

Ein stärkeres Heilmittel gegen das Verbrechertum als die 
soziale Wiederherstellung durch die Aussicht auf eine mehr oder 
weniger frühzeitige Strafentlassung auf Probe gibt es nicht. Des- 
halb kann auch mit vollem Recht gesagt werden, dass der Sträfling, 
der sich die Freiheit nicht verdienen "kann aus eigener Kraft mit 
Unterstützung seiner Vorgesetzten, unheilbar und für die Freiheit 
unbrauchbar ist. Für solche Elemente ist die dauernde Internierung 
das einzig mögliche, wenn anders die Oeffentlichkeit nicht schweren wi 
Gefahren. ansgesetzt werden soll. - 

Wie die unbestimmte Verurteilung den Strafzweck adelt und 
hebt, so fördert sie auch den Geist, der ein modernes Gefängnis- 
wesen erfüllen muss. Die Aufgaben dieses Strafsystems, vor denen 
„Engel zittern und jubeln möchten“, können nur durch ein gutes, 
gebildetes und weitausschauendes Beamtenpersonal gelöst werden. 

Noch nicht überall hat. das neue System Freunde und volles 
Verständnis gefunden. „Der Teufel heult, dass ihm die Seelen ent- / 
rissen werden“; ; so bekämpfen noch viele aus kleinlichen Bedenken und 
Unverstand die neue Methode und belächeln Gesetz und Gericht, das 
so anders aussieht, als die alten Einrichtnngen, die ihre Unzuläng- 
lichkeit doch zur Genüge dargelegt haben und. wert sind, vergessen 
zu werden. Aber nur Unwissenheit, Vorurteil und falche Interessen 
erheben sich als Gegner der „Unbestimmten Verurteilung“, die ihre 
Bahnen ziehen wird, auch gegen die Anstrengungen ihrer Feinde. 
Die Uhr der Zivilisation steht nicht still, Geschlechter gehen und 
Geschlechter kommen, es gibt kein zurück; die „Unbestimmte 
Verurteilung“ hat in der Welt ihren Platz erobert, dass sie Gemeingut 
der Völker wird, ist nur eine Frage der Zeit. 


Bibliographie für Gefängniskunde. 
(Auszug aus dem Zentral-Organ für Rechtswissenschaft). . 
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